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 III  

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

die Bevölkerung in NRW schrumpft etwas später, der Prozess des 

„Älter- und Bunterwerdens“ findet jedoch unaufhaltsam statt. 

Dies sind, in kurzen Worten gefasst, die demografischen Rah-

menbedingungen, die dem umfassenden Untersuchungsauftrag 

der Enquetekommission zur „Bewertung der Tragfähigkeit der 

öffentlichen Haushalte in Nordrhein-Westfalen unter den Bedin-

gungen der Schuldenbremse und des demografischen Wandels 

in der Dekade 2020 bis 2030“ zugrunde lagen. 

Nach gut zwei Jahren intensiver Arbeit und kontroverser Dis-

kussionen zwischen Juli 2013 und August 2015 liegt nun der Ab-

schlussbericht vor. Die Mitglieder der Enquetekommission standen vor der schwierigen Aufgabe, 

weitestgehend losgelöst von den tagespolitischen Debatten, den Blick in die Zukunft zu wagen und 

dabei bis zum Jahr 2030 die Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in allen gesellschaftlichen 

Bereichen anhand neuester Bevölkerungsdaten zu analysieren und hieraus Handlungsempfehlungen 

zu entwickeln. 

Zu den untersuchten Bereichen gehören Wirtschaft und Arbeit, der öffentliche Dienst, Familie, 

Gesundheit, Pflege, Infrastruktur und Raumplanung sowie finanzpolitische Herausforderungen für 

das Land und die Kommunen. Bei der Erarbeitung der 178 Handlungsempfehlungen wurde stets 

vorausgesetzt, dass die gesetzliche Schuldenbremse in NRW ab 2020 in Kraft ist und auch eingehal-

ten wird. Mit einbezogen wurden auch die aktuellen Entwürfe der Landesregierung für die Landes-

haushalte sowie die Nachhaltigkeitsberichte. 

Wie sehr jedoch neueste Entwicklungen auch eine Enquetekommission zu einer Neujustierung der 

Annahmen bewegen musste, zeigt die aktuelle Vorausberechnung zur Bevölkerungsentwicklung, die 

IT.NRW im April 2015 vorgelegt hat: So soll bis zum Jahr 2025 die Bevölkerung in NRW von derzeit 

17,572 Millionen auf rund 17,737 Millionen um ein Prozent ansteigen. Mitursächlich ist hierfür 

auch die gestiegene Anzahl der Flüchtlinge. Deren Integration in die Gesellschaft und in die Arbeits-

welt wird sicherlich eine der großen Herausforderungen des kommenden Jahrzehnts bleiben. 

Der alle gesellschaftlichen Lebensbereiche umfassende Untersuchungsauftrag der Enquetekommis-

sion hatte auch zur Folge, dass kontrovers diskutiert und dabei nicht immer ein Konsens, wie das für 

Enquetekommissionen wünschenswert wäre, erzielt werden konnte. Dies spiegelt sich in der Vorlage 

einiger Sondervoten wieder. 



IV  

Ich danke allen Mitgliedern der Enquetekommission sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

für die geleistete Arbeit. Die Ergebnisse des Berichtes geben einen guten Ausblick auf die Folgen der 

demografischen Entwicklungen, die Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte des Landes und 

der Kommunen haben werden. Ich hoffe, dass die Handlungsempfehlungen allen Beteiligten wich-

tige Impulse für ihre zukünftige Arbeit geben. 

Herzlichst, Ihre

Carina Gödecke



 VVorwort der Vorsitzenden 

Sehr geehrter Leser, sehr geehrter Leserin,

im Juli 2013 konstituierte sich die Enquetekommission zur „Be-

wertung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in Nord- 

rhein-Westfalen unter den Bedingungen der Schuldenbremse 

und des demografischen Wandels in der Dekade 2020 bis 2030.“

Sie sollte laut Einsetzungsbeschluss „so konkret wie möglich den 

Einfluss des demographischen Wandels auf die Tragfähigkeit der 

öffentlichen Haushalte untersuchen, den komplexen Sachverhalt 

unter Hinzuziehung ausgewiesener Experten sachgemäß gliedern 

und analysieren, die verschiedenen demografiebedingten Heraus-

forderungen in ihrem Bezug auf die Wirtschaftskraft Nordrhein-

Westfalens und auf die Einnahmen- und Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte konkret be-

schreiben und für die politischen und gesellschaftlichen Entscheidungen, eventuell für notwendige 

Neujustierungen im Verhältnis von Staat und Gesellschaft, Handlungsoptionen entwickeln.“

Das weite Arbeitsfeld der Enquetekommission lässt sich somit wie folgt umreißen:

Der demografische Wandel stellt Politik und Gesellschaft vor Herausforderungen, für deren Bewälti-

gung es kein Erfahrungswissen gibt; es geht darum, den sozialen, kulturellen und materiellen Stand 

unserer Gesellschaft unter veränderten Bedingungen zu wahren und weiterzuentwickeln.

Zur Sicherstellung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte im demografischen Wandel ist die 

möglichst frühzeitige Einhaltung der Schuldenbremse ein unerlässlicher Schritt.

Angesichts eher bescheidener Wachstumsperspektiven und entsprechend geringer ausfallenden 

Staatseinnahmen ist eine öffentliche Debatte zwingend erforderlich darüber, wie öffentliche Ausga-

ben und Einnahmen ab 2020 zu einer Übereinstimmung gebracht werden können, so dass tragfähige 

Haushalte Handlungsspielräume beispielsweise für die Bereiche Wirtschaft, Bildung, Gesundheit, 

Pflege sowie Infrastruktur und Raumplanung eröffnen. 

Die Enquetekommission hat in über zwanzig Sitzungen Daten und Fakten aus Vorträgen, Gutachten 

und Befragungen analysiert, die anstehenden Herausforderungen herausgearbeitet und 178 Hand-

lungsempfehlungen formuliert.

Bei den Beratungen wurden deutliche Unterschiede in der Bewertung der Analysegrundlagen und 

abgeleiteten Lösungsvorschläge deutlich, die in der divergierenden Einschätzung der Staatsverschul-

dung begründet liegen. 



VI Vorwort der Vorsitzenden

Der vorliegende Bericht enthält daher Sondervoten der Fraktionen von CDU, FDP und Piraten 

sowie das Sondervotum des Sachverständigen der Fraktion der Piraten und dazu eine gemeinsame 

Vorbemerkung der Fraktionen von CDU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und SPD.

Gern komme ich am Ende dieses Vorworts der besonderen Aufgabe einer Vorsitzenden nach, den 

Menschen zu danken, die zum angenehmen Miteinander und erfolgreichen Abschluss unserer 

gemeinsamen Arbeit beigetragen haben:

•	 allen Obleuten, Kollegen und Kolleginnen aus den Fraktionen, die in der Enquetekommission 

mitgearbeitet haben,

•	 den wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sowie

•	 denjenigen Sachverständigen, die kollegial und konstruktiv die Arbeit mitgestaltet haben.

Danken möchte ich auch den zahlreichen Experten und Expertinnen, die die Kommission mit 

ihrem Fachwissen bereichert haben.

Mein besonderer Dank gilt dem Kommissionssekretariat, das stets zuverlässig, kompetent und mit 

hohem Engagement alle Anforderungen gemeistert hat.

Möge die geleistete Arbeit dazu beitragen, die Herausforderungen zur Gestaltung des demo

grafischen Wandels zu bewältigen!

Möge der vorliegende Bericht Anregungen geben zur weitergehenden Sensibilisierung der Öffent-

lichkeit für die anstehenden Probleme und zur Beantwortung konkreter Fragestellungen aus Politik 

und Forschung! 

Astrid Birkhahn MdL 
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 11. Anlass 

Teil A Einleitung

1.	 Anlass 

Die Enquetekommission „zur Bewertung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in Nord- 

rhein-Westfalen unter den Bedingungen der Schuldenbremse und des demografischen Wandels in 

der Dekade 2020 bis 2030“ 3 hat sich am 11.07.2013 konstituiert. 

In seiner Begründung weist der Einsetzungsbeschluss des Parlamentes darauf hin, dass der demo-

grafische Wandel und die damit einhergehende Schrumpfung und gleichzeitige Alterung der Be-

völkerung vermutlich schwerwiegende Konsequenzen für die sozialen Sicherungssysteme, die öffentli-

chen Infrastrukturangebote und den Arbeitsmarkt haben werden. In diesem Zusammenhang könnte, so  

formuliert es die antragstellende CDU-Landtagsfraktion, die möglichst frühzeitige Einhaltung der 

Schuldenbremse ein unerlässlicher Schritt zur Sicherstellung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haus-

halte im demografischen Wandel sein.

In diesem Kontext wurde die Enquetekommission vom Landesparlament beauftragt, so konkret wie 

möglich den Einfluss des demografischen Wandels auf die Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in 

Nordrhein-Westfalen in der Dekade 2020 bis 2030 zu untersuchen. Dabei soll sie 

•	 den komplexen Sachverhalt unter Hinzuziehung ausgewiesener Experten sachgemäß gliedern 

und analysieren,

•	 die verschiedenen demografiebedingten Herausforderungen in ihrem Bezug auf die Wirtschafts-

kraft Nordrhein-Westfalens und auf die Einnahmen- und Ausgabenseite der öffentlichen Haus-

halte konkret beschreiben und

•	 für die politischen und gesellschaftlichen Entscheidungen, eventuell für notwendige Neujustie-

rungen im Verhältnis von Staat und Gesellschaft, Handlungsoptionen entwickeln.

2.	 Zielsetzung

Ziel der Enquetekommission III war es, in den Bereichen Wirtschaft und Arbeit, öffentlicher Dienst 

und öffentliche Verwaltung, Bildung, Gesundheit, Pflege sowie Infrastruktur und Raumplanung zu-

nächst anhand eingehender Analysen eine umfassende Zustandsbeschreibung vorzunehmen. An-

hand dieser Berichte wurden themenbezogen Handlungsempfehlungen erarbeitet. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass viele Themenbereiche europa-, bundes- und landesrecht-

lich geregelt sind, hat sich die Enquetekommission weitestgehend auf die landespolitische Ebene 

3	  Landtagsfraktionen der SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und Piraten 2013; CDU-Landtagsfraktion NRW 2013.
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konzentriert. Dabei wurde auch berücksichtigt, dass 2005 in der 13. Legislaturperiode eine umfas-

sende Enquetekommission zur „Situation und Zukunft der Pflege in NRW“ und in der 16. Legis-

laturperiode (ab Dezember 2014) die Enquetekommission „Zukunft der Familienpolitik in NRW“ 

eingesetzt wurde. Auf deren Arbeit verweist dieser Abschlussbericht in Teilen.

Die Mitglieder der Enquetekommission III haben sich dafür entschieden, die Handlungsemp-

fehlungen (vgl. Teil B) in diesem Abschlussbericht den Analysetexten (vgl. Teil C) voranzustellen. 

Grundlage für die Handlungsempfehlungen sind die Analysetexte, deren Zielsetzungen nachfolgend 

kurz skizziert werden. 

Kapitel „Die demografische Ausgangslage in NRW bis 2030“

Das Kapitel „Die demografische Ausgangslage in NRW bis 2030“ erklärt zunächst die wissenschaft-

lichen Dimensionen des demografischen Wandels und seiner Folgen und analysiert dann die wich-

tigsten Indikatoren der demografischen Entwicklung bis zum Jahr 2030 und darüber hinaus. Dies 

sind beispielsweise die Bevölkerungszahl, die Geburtenzahlen oder die Entwicklung der Altersklas-

sen. Dabei wird ein besonderer Fokus auf den Zeitraum der Jahre von 2020 bis 2030 gelegt, der den 

Untersuchungszeitraum der Enquetekommission bildet. Insbesondere wurden die neuesten Zahlen 

der Bevölkerungsvorausberechnung 2015 von IT.NRW so weit wie möglich mitberücksichtigt. 

Kapitel „Wirtschaft und Arbeit“ 

Das Kapitel „Wirtschaft und Arbeit“ befasst sich mit der Entwicklung des Arbeitsvolumens in Nord

rhein-Westfalen. Geprägt durch das Ausscheiden der geburtenstarken Jahrgänge aus dem Arbeitsle-

ben wird der Frage nachgegangen, wie sich das erbrachte Arbeitsvolumen in den kommenden Jahren 

stabilisieren lasse und eine wirtschaftliche Entwicklung begünstigt werden könne. Daher wurde das 

Innovationspotential Nordrhein-Westfalens ebenso thematisiert wie die Potentiale in der Steigerung 

des Arbeitsvolumens von Frauen, älteren Arbeitnehmern sowie jenen mit Migrationshintergrund. 

Ebenfalls befasste sich die Enquetekomission mit der Verhinderung von Arbeitslosigkeit. Für die 

Entwicklung der öffentlichen Haushalte in Nordrhein-Westfalen ist die Entwicklung der Wirtschaft 

sowie des Arbeitsmarktes von entsprechend hoher Bedeutung, da sie die Einnahmeentwicklung der 

kommenden Jahre maßgeblich beeinflussen.

Kapitel „Öffentlicher Dienst und öffentliche Verwaltung“

Im Kapitel „Öffentlicher Dienst und öffentliche Verwaltung“ wird zunächst die Entwicklung des 

öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfalen betrachtet: Zahl- und Altersstruktur der aktiven Be-

amtinnen und Beamten sowie die Entwicklung der Zahl der Ruhestandsbeamtinnen und -beamten 

wirken sich auf die derzeitigen und zukünftigen Personal- und Versorgungsausgaben einschließlich 
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der Entwicklung der Rückstellungen und anderer Vorsorgeleistungen des Landes und der Kommu-

nen aus. Darauf aufbauend wird analysiert, vor welchen Herausforderungen der öffentliche Dienst 

und die öffentliche Verwaltung in der Dekade 2020 bis 2030 steht. Zu nennen sind exemplarisch 

die Entwicklung der Stellenzahlen im öffentlichen Dienst und die nicht ausreichende Vorsorge für 

die zu erwartenden Versorgungskosten sowie der Umfang öffentlicher Dienstleistungen vor dem 

Hintergrund der angespannten Situation in den öffentlichen Haushalten und unterschiedlicher re-

gionaler Verteilung der Nachfrage.

Kapitel „Bildung“

Beim Thema „Bildung“ stehen die Auswirkungen der demografischen Entwicklungen auf die Bil-

dungsinfrastruktur im Fokus des Interesses: Die Entwicklung in den Einrichtungen der frühkind-

lichen Bildung und Erziehung, der Rückgang der Zahl der Schülerinnen und Schüler insbesondere 

in ländlichen Regionen, die Zahl von Auszubildenden und Studierenden im Verhältnis zur Nachfra-

ge auf dem Arbeitsmarkt. Möglichkeiten der Qualifizierung von Zuwanderern und die besondere 

Förderung von Kindern und Jugendlichen aus sozial schwierigen Verhältnissen werden betrach-

tet. Grundbildung und Nachqualifizierungen im Bereich der Weiterbildung werden als notwendige 

Maßnahmen analysiert. Kulturelle Bildung und Kultur im Sinne der Gestaltung des Lebensabends 

und zwar nicht nur aus der Rezipientensicht, sondern auch unter dem Aspekt der ehrenamtlichen 

Tätigkeiten, werden in die Betrachtung mit einbezogen.

Kapitel „Gesundheit“

Das Gesundheitswesen in Nordrhein-Westfalen wird mit Blick auf die Krankenhausplanung und die 

Versorgungssicherheit unter den Bedingungen des demografischen Wandels behandelt. Insbesonde-

re wird der Frage nachgegangen, welche landes- und kommunalpolitischen Aufgaben von den sich 

verändernden Krankenbedarfen betroffen sind. Die Entwicklung und Anpassung des Gesundheits-

wesens an die demografische Entwicklung wird analysiert sowie Möglichkeiten von alternativen ge-

sundheitlichen Betreuungsinfrastrukturen zur Aufrechterhaltung einer bestmöglichen gesundheit-

lichen Versorgung werden dargestellt.

Kapitel „Pflege“

Das Kapitel „Pflege“ baut auf den Reformen des Landtags Nordrhein-Westfalen, insbesondere dem 

im August 2014 verabschiedeten GEPA NRW-Gesetz, auf. Die Entwicklung der öffentlichen Haus-

halte wird durch die Nachfrageentwicklung nach Leistung insbesondere für ältere Menschen beein-

flusst. Neben der quantitativen Entwicklung der Pflegebedarfe standen auch die qualitativen Ent-

wicklungen nach entsprechenden Angeboten im Mittelpunkt. 
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Hierbei ist zusätzlich zur Entwicklung der Pflegebedarfe ein besonderes Augenmerk auf die Ent-

wicklung der Pflegeberufe gelegt worden, da diese sich in ihrer Ausbildung und des Angebots der 

Nachfrage strukturell anpassen müssen.

Kapitel „Infrastruktur und Raumplanung“

Das Kapitel „Infrastruktur und Raumplanung“ beschäftigt sich in erster Linie mit den räumlichen 

Auswirkungen des demografischen Wandels und dessen finanziellen Implikationen auf die öffent-

lichen Haushalte von Land und Kommunen. So spielen die notwendigen Anpassungen in Landes-

planung und Infrastrukturbereitstellung eine wesentliche Rolle; so zum Beispiel die Änderung in 

der Nutzung verschiedener Angebote und die dadurch entstehenden Effekte auf die öffentliche Fi-

nanzierung. Im Rahmen eines Gutachtens werden exemplarisch die Bereiche „Grundschulen“ und 

„Öffentliche Verkehrsflächen“ analysiert und Handlungsoptionen dargestellt.

Kapitel „Finanzpolitische Herausforderungen für Land und Kommunen“

Vor dem Hintergrund des Einsetzungsbeschlusses kommt dem Kapitel „Finanzpolitische Herausforderungen 

für Land und Kommunen“ eine besondere Bedeutung zu. Gefragt wird hier nach der Entwicklung von Wirt-

schaftswachstum und den hiervon mitgeprägten Einnahmen der öffentlichen Haushalte, den mittelbaren 

Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Steuereinnahmen des Landes. Einen entscheidenden 

Aspekt bildet dabei die Erfüllung der bereits eingegangenen Kreditverpflichtungen und deren zukünftiger 

Fortschreibung einschließlich neuer Kreditaufnahmen. Die Entwicklung der Pensionslasten spielt ebenso 

eine Rolle wie die Beschreibung von Einnahme- und Ausgabepfade für den Landeshaushalt einschließlich 

indirekter oder weiterer Verpflichtungen. Auswirkungen der kommunalen Haushalte auf den Landeshaus-

halt und die Gestaltung des Zusammenspiels von Schuldenbremse und Investitionen werden analysiert.

3.	 Vorgehensweise und Arbeitsweise 

Um die genannten Themenbereiche in ihrer Komplexität gebührend zu bearbeiten, hat sich die En-

quetekommission auf das klassische Phasenmodell verständigt: 

Analyse und Bestandsaufnahme: Zunächst wurde in den genannten Themenbereichen eine umfas-

sende Bestandsanalyse vorgenommen. 

Einbindung von Wissenschaft und Praxis: Die Analysen und Bestandsaufnahmen dienten auch der 

Vorbereitung zahlreicher Themenkomplex bezogener Anhörungen. 

Erarbeitung von Handlungsempfehlungen: Im letzten Schritt wurden von den Sachverständigen, 

die Mitglieder der Enquetekommission waren, Vorschläge für Handlungsempfehlungen erarbeitet, 
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die anschließend von allen Mitgliedern der Enquetekommission eingehend beraten und mehrheit-

lich beschlossen wurden. 

Sofern sich einzelne Fraktionen oder Sachverständige nicht der mehrheitlichen Auffassung der En-

quetekommission anschließen konnten wurden hierzu Sondervoten verfasst (siehe hierzu Teil D 

Sondervoten).

Insgesamt hat die Enquetekommission in 23 nichtöffentlichen Sitzungen getagt: In fünf dieser Sit-

zungen fanden nichtöffentliche Sachverständigengespräche statt. Des Weiteren wurde in zwei Klau-

surtagungen über Handlungsempfehlungen beraten. Eine dreitägige Informationsreise führte einen 

Teil der Mitglieder der Enquetekommission und die Fraktionsreferenten nach Schweden, wo man 

sachdienliche Hinweise im Umgang mit dem demografischen Wandel sammeln konnte.4 In fast 

hundert Referentenrunden wurde die Arbeit der Kommission vorbereitet und begleitet. 

4.	 Zusammensetzung der Enquetekommission 

Die Enquetekommission setzte sich aus zwölf Abgeordneten der im 17. Landtag von Nordrhein-Westfa-

len vertretenen fünf Fraktionen sowie fünf von der Präsidentin auf Vorschlag der Fraktionen berufenen 

Sachverständigen zusammen. In der konstituierenden Sitzung am 11. Juli 2013 wählte die Kommission 

aus ihrer Mitte die Abgeordnete Astrid Birkhahn (CDU) einstimmig zu ihrer Vorsitzenden und die 

Abgeordnete Frau Dagmar Andres (SPD) ebenfalls einstimmig zu ihrer stellvertretenden Vorsitzenden. 

Der Enquetekommission gehörten folgende Mitglieder an: 

Sachverständige

Prof. Dr. Heinz-J. Bontrup Helmut Stahl

Prof. Dr. Gisela Färber Dr. Thomas Terfrüchte

Dr. Hans-Peter Klös

4	 siehe hierzu Teil E Anhang 6. Bericht der Informationsreise einer Delegation der EK III nach Schweden vom 2. bis zum 4. Sep-
tember 2014.
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Abgeordnete

CDU Astrid Birkhahn MdL  
(Vorsitzende)

Claudia Middendorf MdL

Hendrik Schmitz MdL  
(Sprecher)

SPD Dagmar Andres MdL  
(stv. Vorsitzende)

Daniela Jansen MdL

Wolfgang Jörg MdL  
(bis Februar 2015)

Eva Steininger-Bludau MdL 
(ab Februar 2015)

Marlies Stotz MdL Markus Herbert Weske MdL 
(Sprecher)

GRÜNE Martin-Sebastian Abel MdL 
(Sprecher)

Jutta Velte MdL

FDP Marcel Hafke MdL  
(Sprecher)

PIRATEN Dr. Joachim Paul MdL  
(Sprecher)

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01544
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01535
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01674
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01609
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01638
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01479
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01591
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01437
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01694
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01697
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01688
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01558
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01663
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Stellvertretende Mitglieder

SPD Martin Börschel MdL

Marc Herter MdL

Wolfgang Jörg MdL (ab Februar 2015)

Eva Lux MdL

Eva Steininger-Bludau MdL (bis Februar 2015)

Ernst-Wilhelm Rahe MdL

CDU Dr. Günther J. Bergmann MdL

Oskar Burkert MdL

Kirstin Korte MdL

Dr. Marcus Optendrenk MdL

GRÜNE Matthi Bolte MdL

FDP Ralf Witzel MdL

PIRATEN Olaf Wegner MdL

Die Arbeit der Enquetekommission wurde durch folgende Personen unterstützt:

Referentinnen und Referenten der Fraktionen

SPD Florian Meyer

CDU Thomas Wallenhorst (von Einsetzung bis Dezember 2013)

Dr. Edmund Heller (von Januar 2014 bis Juli 2014)

Prof. Dr. Hans-Ulrich Baumgarten (von August 2014)

GRÜNE Oliver Niermann

FDP Gesine Röder

PIRATEN Elisabeth Paskuy

Kommissionsbüro

Wissenschaftlicher Referent Bernd Meyer

Kommissionsassistenz Birgit Hielscher, Jan Jäger, Annette Kowol 

Sekretariat Doreen Merten, Lena Fritzsche

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01460
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01562
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01479
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01570
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01591
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01665
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01614
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01463
http://http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01643
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01662
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01545
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01441
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01693
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 91. Handlungsempfehlungen zur Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 

Teil B	Handlungsempfehlungen

1.	� Handlungsempfehlungen zur  
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 

Das Wachstumspotential in Nordrhein-Westfalen wird maßgeblich von der qualitativen und der 

quantitativen Entwicklung des Arbeitsvolumens und der Arbeitsproduktivität, sowie der Investiti-

onen in den Sachkapitalbestand und in Bildung, Forschung und Entwicklung bestimmt. Allerdings 

bleibt der Wachstumspfad in NRW bereits seit Jahren hinter dem Bundesdurchschnitt zurück. Ge-

lingt kein rechtzeitiges Gegensteuern entlang dieser Handlungslinien, so droht eine zusätzliche de-

mografiebedingte Wachstumsverlangsamung, die negative Auswirkungen auf die Entwicklung der 

öffentlichen Haushalte, sowohl auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite, als auch negative 

generationenübergreifende Verteilungseffekte, haben wird. 

Damit die sich abzeichnende demografische Transition in NRW nicht zu steigenden Kosten der 

sozialen Sicherung, zum Fehlen von qualifizierten Arbeitskräften, zu einer gesamtfiskalischen Last-

verschiebung in die Zukunft und damit letztlich zu negativen Folgen für den wirtschaftlichen Wohl-

stand führt, sind konsequente, frühzeitige und breit angelegte demografiepolitische Gegenmaß-

nahmen erforderlich. Diese demografische Vorsorgepolitik muss systematischer als bisher an den 

Bestimmungsfaktoren des Wirtschaftswachstums ansetzen und versuchen, entweder die Zahl der 

Erwerbspersonen bzw. der Erwerbstätigen (Strategie „Köpfe“), das von ihnen geleistete Arbeitsvo-

lumen (Strategie „Zeit“) oder deren Arbeitsproduktivität (Strategie „Produktivität“) zu erhöhen. 

Die Kommission hat daher Handlungsempfehlungen für wirtschafts-, arbeitsmarkt- und bildungs-

politische sowie betriebliche Maßnahmen systematisiert, deren Ziel die Sicherung der Wachstums-

grundlagen durch eine Priorisierung investiv-zukunftssichernder gegenüber konsumtiv-gegen-

wartsorientierten Maßnahmen zur Steigerung des Wachstumspotentials in NRW ist.

1.1.	 Maßnahmen zur Steigerung der Zahl der Erwerbspersonen

Die Erwerbstätigkeit wird zwar im Wesentlichen durch die Struktur der Wohnbevölkerung vorge-

geben, doch können sich durch ein verändertes Erwerbsverhalten und durch kleinräumige oder 

grenzüberschreitende Wanderungen beträchtliche Veränderungen ergeben. Besonders schnell wir-

ken sich Wanderungsbewegungen auf die Zahl der Erwerbspersonen aus, während die Veränderung 

der Erwerbsbeteiligung von einzelnen Personengruppen – Frauen, Ältere, Geringqualifizierte (vgl. 

Teil C Kap. 4. Bildung), Personen mit Migrationshintergrund – zeitintensiver ist. Beispielsweise wer-

den Maßnahmen erst sehr langfristig wirksam, die auf höhere Geburtenzahlen abzielen.
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1.1.1.	 Mehr Zuwanderung und Integration 
Die derzeit starke Zuwanderung enthält Herausforderungen, insbesondere für Kommunen, bietet aber 

auch neue Chancen für die Abfederung der demografischen Trends. Damit verbindet sich auch die 

Aufgabe, sowohl den Zuwanderern wie auch den bereits seit längerem in NRW lebenden Menschen mit 

Migrationserfahrung oder -hintergrund, Bildungs- und Beschäftigungsperspektiven zu bieten. Über ein 

Fünftel der NRW-Wohnbevölkerung hat einen Migrationshintergrund, doch bleiben die schul- und 

berufsqualifizierenden Abschlüsse dieser Gruppe hinter dem landesweiten Durchschnitt zurück. 

Die Kommission empfiehlt:

(1)	� Die Bewertung von im Ausland erworbener Abschlüsse sollte beschleunigt und der Rechts-

anspruch auf eine Anpassungsqualifizierung bei nachgewiesener Berufserfahrung umgesetzt 

werden. Bereits bestehende Erfahrungen mit dem seit dem 14.03.2013 bestehenden Berufs-

qualifikationsfeststellungsgesetz NRW zur Anerkennung von ausländischen Berufsqualifika-

tionen sollten in die Weiterentwicklung einfließen.

(2)	� Der Arbeitsmarktzugang von ausländischen Studierenden sollte bundesgesetzlich weiter 

erleichtert werden. Eine Neufassung des Zuwanderungsrechts sollte mehr Potentialzuwan-

derung ermöglichen.

(3)	� Der Arbeitsmarktzugang von Flüchtlingen sollte erleichtert werden. Voraussetzung dafür 

ist eine möglichst frühzeitige Klärung der beruflichen Ausbildung bzw. der Vorerfahrungen 

möglichst schon bei der Antragsstellung.

(4)	� Kommunen sollten mittels Angeboten zur interkulturellen Öffnung und mit einer fami-

lienfreundlichen kommunalen Standortpolitik versuchen, zusätzliche Zuwanderer zu ge-

winnen.

(5)	� Hochschulen sollten ihre Attraktivität für Studierende aus anderen Ländern durch curricu-

lare und betreuungsbezogene Maßnahmen und eine flexible Gestaltung der Zugangsvoraus-

setzungen erhöhen. 

(6)	� Unternehmen sollten verstärkt auf die veränderte ethnische Zusammensetzung der Gesell-

schaft und ihrer Belegschaften personalpolitisch reagieren, indem sie eine aktive Willkom-

mens- und Anerkennungskultur betreiben. Durch Qualifizierungsangebote, z. B. Praktika 

oder Werkstudententätigkeiten, sollten Unternehmen junge Menschen mit Migrationshin-

tergrund und solche aus dem Ausland ansprechen und später an sich binden.
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(7)	� Die hohen Migrationszahlen in Nordrhein-Westfalen sind eine Chance zur Stabilisierung 

des Arbeitskräftepotentials. Die frühzeitige Integration in den Arbeitsmarkt sowie die früh-

zeitige sprachliche wie fachliche (Nach-)Qualifizierung sind daher unerlässlich. 

1.1.2.	 Höhere Frauenerwerbstätigkeit
Die Sicherstellung von Wahlfreiheit bei der Entscheidung über die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 

von Frauen und Männern mit Kindern ist eine wichtige Richtschnur demografischen Vorsorgehan-

delns. Staatliches Handeln muss aktiv zur Verwirklichung gleicher Chancen für Frauen beitragen. 

Dazu zählt auch, Wahlfreiheit zu ermöglichen und Fehlanreize zu vermindern. Eltern und vor allem 

Frauen sollten durch beratende Begleit- und Unterstützungsmaßnahmen ihre Möglichkeiten indivi-

duell ausgestalten können, zeitnah nach der Geburt eines Kindes wieder an den Arbeitsplatz zurück-

kehren zu können. Auch Anreize für Erwerbsunterbrechungen sind zu vermindern; die prinzipielle 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist sicherzustellen. 

Die Kommission empfiehlt:

(8)	� Unternehmen sollten die Angebote zur Vereinbarkeit noch weiter ausbauen. Dabei kommt vor 

allem der Familienverträglichkeit von Arbeitszeitmodellen ein besonderes Augenmerk zu. 

(9)	� Die Kommunen sollten durch eine abgestimmte Familienzeitpolitik alle kommunalen Pa-

rameter der Zeitpolitik besser miteinander synchronisieren, damit die geleistete Familien- 

und Pflegearbeit, die derzeit überwiegend von Frauen erbracht wird, sich besser mit den Er-

werbswünschen der pflegenden und versorgenden Familienangehörigen vereinbaren lassen.

(10)	� Land und Kommunen sollten sich dafür einsetzen, die Teilzeitausbildung insbesondere für 

alleinerziehende Frauen und Männer weiterzuentwickeln.

(11)	� Kommunen und Unternehmen sollten konzentrierte Anstrengungen unternehmen, durch ab-

gestimmte Konzepte den Wiedereinstieg und die berufliche Fortentwicklung von Frauen und 

Männern nach der Erwerbsunterbrechung zum Zweck der Familiensorge zu intensivieren.

(12)	� Zur Ausweitung von Unternehmensgründungen sind die Bildung von Beratungs- und Netz-

werkstrukturen besonders für Frauen zu intensivieren.

1.1.3.	 Höhere Erwerbstätigkeit Älterer 
Die Erwerbstätigkeit Älterer steigt deutlich an; der Ausstieg aus dem Beruf verschiebt sich spürbar 

nach hinten. Eine steigende Erwerbstätigkeit Älterer beeinflusst den Wachstumspfad positiv, weil 

Arbeitseinkommen an die Stelle von Transfereinkommen treten. Es sollten zusätzliche Anreize ge-

schaffen werden, um den sich aufbauenden demografischen Ersatzbedarf in Berufen, in denen es 



12 Teil B Handlungsempfehlungen

schon heute Engpass-Situationen gibt, abzufedern. Ebenso ist neben einem längeren Verbleib jen-

seits der Rentengrenze die Beschäftigungsfähigkeit mit dem Dreiklang „Arbeitsorganisation/-zeiten, 

Qualifizierung und Gesundheitsprävention“ in den Fokus zu rücken.

Die Kommission empfiehlt: 

(13)	� Durch verbesserte Bedingungen für den Bezug einer Flexi-Rente sollten Anreize für die Be-

schäftigung älterer Arbeitnehmer über die gesetzliche Altersgrenze hinaus geschaffen wer-

den. Dem sollte das Befristungsrecht einer Weiterarbeit nach dem Erreichen der Regelal-

tersgrenze nicht entgegenwirken. Es ist anzustreben, dass eine längere Erwerbstätigkeit mit 

geringeren Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung sowie steigenden Rentenanwartschaften 

verbunden ist. Ebenso wie eine Ermöglichung der längeren Lebensarbeitszeit bedarf es ei-

ner Flexibilisierung der letzten Erwerbstätigenphase. Gleichfalls ist im Falle von psychischen 

oder körperlichen Beeinträchtigungen das Ziel „Reha vor Rente“ beizubehalten, um ein 

frühzeitiges Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit zu verhindern. Die Gesetzgeber und Tarif-

partner sollen entsprechende Modelle und Maßnahmen entwickeln.

(14)	� In den Betrieben sollte die Verbreitung von Konzepten einer lebensphasen- bzw. lebenser-

eignisorientierten Personalentwicklung zunehmen. Dazu zählen Maßnahmen einer präven-

tiven betrieblichen Gesundheitspolitik ebenso wie Diversity-Maßnahmen zur Mischung der 

Belegschaft und die Förderung altersgemischter Teams.

(15)	� Die Landesregierung sollte darauf hinwirken, dass es in den Unternehmen vermehrt Weiter-

bildungsangebote für Ältere gibt, um die Bedingungen für eine Weiterbeschäftigung zu ver-

bessern. Insbesondere die Aufstiegsfortbildung sollte als Instrument auch in einem höheren 

Erwerbsalter weiter ausgebaut werden.

(16)	� Durch den Ausbau von Angeboten eines Senior Experten-Service sollten Personen im Ruhe-

stand ihr Wissen an jüngere Menschen weitergeben und damit einen ehrenamtlichen Beitrag 

leisten, der sich positiv auf die Wertschöpfung der aktiven Erwerbsbevölkerung auswirkt.

1.2.	 Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitszeit

NRW liegt bei den Arbeitszeiten pro Erwerbstätigen im unteren Drittel internationaler Vergleiche. 

Das Arbeitszeitvolumen folgt den gesetzlichen und tariflichen Vorgaben zur Wochen-, Jahres- und 

Lebensarbeitszeit; zur Erhöhung des Arbeitsvolumens kann daher an allen drei Zeitdimensionen an-

gesetzt werden. Die Vereinbarung der Wochenarbeitszeiten obliegt primär Arbeits- und Tarifverträ-

gen, jene der Jahresarbeitszeiten wird mittelbar durch die Arbeits- und Tarifverträge geregelt, folgt 

aber auch den Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes. Rentenrechtlich definierte Lebensarbeitszeit 
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und Lebenserwartung entwickeln sich noch nicht im Gleichschritt, die durchschnittliche Rentenbe-

zugsdauer nimmt weiter zu. Für umlagefinanzierte Sicherungssysteme ist daher die Verlängerung 

der Lebensarbeitszeit ein wichtiger Parameter. 

Die Kommission empfiehlt: 

(17)	� Durch den weiteren Ausbau der Betreuungsinfrastruktur sowohl im U3- wie im Ü3-Bereich 

wie auch von haushaltsnahen Dienstleistungen sollten die Bedingungen dafür verbessert 

werden, dass es weniger unfreiwillige Teilzeitarbeit und unfreiwillige Erwerbsunterbre-

chungen gibt, welche die Lebensarbeitszeit verkürzen und in der Regel auch zur Entwertung 

der erworbenen Qualifikationen und niedrigeren Verdienstniveaus im Lebensverlauf führen. 

Dies gilt insbesondere für Alleinerziehende.

(18)	� Die Verbreitung von Jahresarbeitszeit- oder Langzeitkonten, die für unterschiedliche Ent-

nahmeformen offenstehen, sollte zunehmen. Durch die frühzeitige Implementierung von 

Arbeitszeitkonten wird die Möglichkeit geschaffen, auf verschiedene Lebensereignisse zu  

reagieren. 

(19)	� Die Möglichkeiten zur betriebsindividuellen Vereinbarung von flexiblen Arbeitszeitmo-

dellen sollten gesetzlich nicht weiter eingeschränkt werden, sondern zwischen Tarif- und 

Betriebsparteien vereinbart werden. Home-Office-Modelle sollten nicht durch Bürokratie 

beeinträchtigt werden.

(20)	� Durch den Ausbau der Vereinbarkeitsinfrastruktur sollte darauf hingewirkt werden, dass 

unfreiwillige Erwerbsunterbrechungen, welche die Lebensarbeitszeit verkürzen und in der 

Regel auch zur Entwertung der erworbenen Qualifikationen und niedrigeren Verdienstni-

veaus im Lebensverlauf führen, vermindert werden. 

(21)	� Flexible Beschäftigungsformen zur Eingliederung von Nichterwerbspersonen und Arbeitslo-

sen in den Arbeitsmarkt sollten nicht eingeschränkt sondern weiterentwickelt werden. Dies 

umfasst auch die Prüfung, ob für schwer vermittelbare Personen und Langzeitarbeitslose ein 

sozialer Arbeitsmarkt eingeführt werden soll und wie er ausgestattet sein kann. Ziel ist es, dass 

auch für diejenigen Menschen Teilhabe an Arbeit ermöglicht wird, die lange Zeit arbeitslos 

waren (zwei Jahre oder eine längere kumulierte Arbeitslosigkeit) und die trotz vorausgegan-

gener intensiver Eingliederungsbemühungen nicht in Erwerbsarbeit integriert werden können. 

Sowohl die individuellen Möglichkeiten der Betroffenen als auch der Ausgleich von Defiziten 

und die Schaffung von Chancen und Perspektiven sind dabei wichtige Aspekte.5

5	 siehe hierzu Teil D 1.1. Sondervotum der Fraktion der FDP und des Sachverständigen Dr. Hans-Peter Klös zu Teil B Kap. 1. 
Handlungsempfehlungen zur Wirtschafts- und Arbeit; hier Handlungsempfehlung Nr. 21.
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1.3.	 Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität („Produktivität“)

Die Produktivität einer geleisteten Arbeitsstunde entscheidet über die volkswirtschaftliche Wert-

schöpfung. Eine Steigerung der Produktivität der Erwerbspersonen ist vor allem eine Frage des Bil-

dungssystems (vgl. Teil C Kap. 4. Bildung), hängt aber ganz entscheidend auch von der Qualität des 

Forschungs- und Innovationsstandorts NRW ab. Zentral dafür ist die Frage, wie der demografische 

Wandel durch Weiterentwicklung des exportorientierten, industrie- und technikbasierten NRW-

Geschäftsmodells in die Zukunft von „Industrie 4.0“ bewältigt werden kann und wie gut dabei die 

Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft gelingt. 

1.3.1.	 Stärkung des Forschungs- und Innovationsstandorts
Die Priorisierung von Forschung und Entwicklung ist für einen klassischen Industriestandort wie 

NRW essentiell, denn mehr als zwei Drittel aller F&E-Investitionen entfallen auf die industrielle 

Wertschöpfung. NRW sollte sich zudem der Herausforderung stellen, dass bei einer Alterung der 

Bevölkerung die Gründungstätigkeit zurückgeht. Daher ist auch die Gründungsförderung von he-

rausragender Bedeutung. 

Die Kommission empfiehlt: 

(22)	� Die Landesregierung sollte verstärkt Unternehmen fördern, die sich noch in der Verlustpha-

se ihrer Neugründung befinden, aber besonders wissensintensiv sind. 

(23)	� Die Landesregierung sollte prüfen, den bundesweit eingeführten „Investitionszuschuss 

Wagniskapital“ NRW-weit aufzustocken. 

(24)	� Zudem sollte die Einführung eines Börsensegments für Start-ups der digitalen Wirtschaft 

geprüft werden.

(25)	� Die Landesregierung sollte das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) des 

Bundes aufstocken, das technologieoffen Zuschüsse für Innovationsvorhaben mittelstän-

discher Unternehmen vergibt und sich als gut geeignetes Instrument zur Stärkung der In-

novationskraft im nordrhein-westfälischen Mittelstand erwiesen hat. Dies gilt auch für das 

technologieoffene NRW-Programm Mittelstand.innovativ!

(26)	� Die Landesregierung sollte prüfen, ob die hohen Zugangshürden zur EFRE-Innovationsför-

derung dadurch gesenkt werden können, dass diese zukünftig zumindest teilweise als For-

schungs- und Entwicklungs-(FuE)-Zuschuss bei Teilnahme am ZIM-Programm ausgestal-

tet werden.
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(27)	� Die Landesregierung sollte die neue Initiative „Hochschulstart-up.NRW“ mit hoher Ge-

schwindigkeit ausrollen. Die Ausgründung aus Hochschulen ist insbesondere an technischen 

Fakultäten ein zentraler Innovationsträger für die Region und darüber hinaus.

1.3.2.	 Stärkere Förderung der Digitalisierung 
NRW ist in überdurchschnittlichem Maße industrialisiert und verfügt über das deutschlandweit 

größte Industrie 4.0-Cluster. Das bevölkerungsreichste Bundesland verbindet wirtschaftsstarke Re-

gionen mit europaweit führenden Branchencluster in Kernsektoren der Industrie. Die Sicherung 

der industriellen Wettbewerbsfähigkeit verbindet sich mehr denn je mit dem Ausbau der digitalen 

Vernetzungskompetenz. 

Die Kommission empfiehlt: 

(28)	� Die Landesregierung sollte die bestehende gute Infrastruktur für industrielle Forschung 

mit einem dichten Netzwerk von forschungsaffinen industriellen Zentren, Fraunhofer-In-

stituten, universitären Forschungskonsortien, technischen Agenturen und mit einer engen 

universitätsbasierten Industrieforschung („industrielles Ökosystem“) weiter stärken. 

(29)	� Die Verfügbarkeit von Breitband sollte prioritär behandelt werden, damit der Netzausbau 

beschleunigt wird und die bestehenden weißen Flecken beim Zugang zum Hochgeschwin-

digkeits-Internet beseitigt werden können.

(30)	� Die Anstrengungen sollten verstärkt werden, Start-ups in der Digitalen Wirtschaft und 

in anderen Hochtechnologiebereichen anzuregen. Dabei sollte das Projekt NRW.BANK. 

Venture Center landesweit umgesetzt werden und die räumliche Nähe zum Hochtechnolo-

gie-Gründerfonds (HTG) in der Innovationspolitik des Landes besser genutzt werden, z. B. 

durch Einbeziehung der Expertise der HTG-Spezialisten für die Förder- und Ansiedlungs-

politik. 

(31)	� Die Landesregierung sollte in Abstimmung mit Verbänden und Forschungseinrichtungen 

den Aufbau eines virtuellen Innovationszentrums für den Mittelstand prüfen. 

(32)	� Die Landesregierung sollte eine Gesamtstrategie „Willkommenskultur“ für die Zuwande-

rerinnen und Zuwanderer in eine hochschulische Ausbildung, insbesondere in technischen 

Fächern, weiterentwickeln. 



16 Teil B Handlungsempfehlungen

2.	� Handlungsempfehlungen zu öffentlicher  
Dienst und öffentliche Verwaltung 

Die Entwicklung der Bevölkerungsstruktur wird die Anforderungen an den öffentlichen Dienst und 

die öffentliche Verwaltung in den kommenden Jahren bestimmen. Mit den neuen Zahlen zur Be-

völkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen ist deutlich geworden, dass wir älter, bunter und zu 

einem späteren Zeitpunkt auch weniger werden. Sie zeigen zugleich, wie schwer es ist die Bevölke-

rungsentwicklung zielsicher vorauszuberechnen. 

Neue Möglichkeiten im Zuge der Digitalisierung sind Chance und Herausforderung zugleich: 

Veränderte Anforderungen aufgrund einer veränderten Nachfragestruktur, tiefgreifende Verände-

rungen in der Gesellschaft und nicht zuletzt die spiegelbildliche Abbildung der Bevölkerung bei 

den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes sind die Rahmenbedingungen, welche die zukünftigen 

Reformen beeinflussen werden. 

Für die kommunale Familie sowie für das Land Nordrhein-Westfalen werden Antworten gefunden 

werden müssen, welche die heterogenen Ausprägungen des demografischen Wandels bewältigen 

und der öffentliche Dienst gleichzeitig im Wettbewerb mit privaten Arbeitgebern um hochqualifi-

zierte Arbeitnehmer bestehen kann.

Konkret sind in diesem Zusammenhang die Handlungsfelder Attraktivität des öffentliches Dienstes 

behalten und steigern und die Weiterentwicklung der Verwaltung zu einem modernen Dienstlei-

ster der Bevölkerung zu nennen. 

Parallel zu den externen Einflüssen, die eine stetige Weiterentwicklung der Strukturen und Gestal-

tung des öffentlichen Dienstes und der öffentlichen Verwaltung erfordern, müssen die systemimma-

nenten Bestandteile berücksichtigt werden. Kommende Reformen müssen daher die (finanzielle) 

Leistungsfähigkeit des Landes und der kommunalen Familie ebenso berücksichtigen wie die Inte-

ressen der Beschäftigten. 

Die Kommission empfiehlt:

(33)	� Die Reformen in den kommenden Jahren sollten auf Augenhöhe ebenso wie im steten Dia-

log zwischen Land und kommunaler Familie sowie den Beschäftigten geführt werden und 

den Weg als einen stetigen Prozess verstehen.

(34)	� Das Ziel der „Geschlechtergerechtigkeit“, insbesondere auch bei Führungspositionen, sollte 

weiter konsequent umgesetzt und der öffentliche Dienst entsprechend der Zunahme der Be-

völkerungsanteile mit Migrationshintergrund auch interkulturell weiter geöffnet werden.
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(35)	� Es bedarf einer Willkommenskultur in den Behörden, der interkulturellen Öffnung der Ver-

waltungen von Land und Kommunen allgemein und fairer Verfahren zur Personalgewin-

nung, bei denen Menschen mit Zuwanderungsgeschichte gleiche Chancen erhalten. 

2.1.	 Maßnahmen zur Erhöhung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes

2.1.1.	 Dienstrechtsreform

Das nordrhein-westfälische Dienstrecht stammt im Wesentlichen noch aus der Zeit bundeseinheit-

lichen Beamtenrechts vor der Föderalismusreform I. Mittlerweile haben Bayern und die nördlichen 

Bundesländer Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg die Veränderungen bei Beschäfti-

gungsstrukturen und höheren Bildungsabschlüssen nachvollzogen und in einer Dienstrechtsreform 

die Laufbahnen von vier auf zwei – in Bayern sogar nur noch eine – reduziert und neue leistungso-

rientierte Kriterien für Eingruppierungen und Beförderungsregeln eingeführt. 

Die Kommission empfiehlt:

(36)	� Die Laufbahnstruktur sollte reformiert werden, indem sie auf höchstens zwei Laufbahnen 

reduziert wird. 

(37)	� Die Besoldungsstrukturen innerhalb der Besoldungsgruppen sollte modernisiert werden, 

damit diese an das verlängerte Arbeitsleben und die veränderten Bedingungen auf den Ar-

beitsmärkten im nächsten Jahrzehnt angepasst werden. 

	 • �Es sollte geprüft werden, ob mehr Besoldungsgruppen und mehr Erfahrungsstufen bei in 

etwa gleicher Spanne zur anreizkompatiblen Abbildung des längeren Arbeitslebens einge-

führt werden können. In besonderen Fällen und in Abhängigkeit von der Attraktivität der 

Standorte können auch höhere Einstiegsstufen erforderlich sein; dabei sollten jedoch auf 

jeden Fall flexiblere Anwendungsmöglichkeiten der Vorschriften möglich sein. Es ist dabei 

außerdem zu prüfen, mit welchen Methoden und Regeln eine budgetneutrale Umsetzung 

erfolgen kann.

	 • �Neben einer stärkeren Leistungsorientierung von Besoldung und Beförderung sollten 

auch die Pensionen stärker leistungsorientierte Elemente erhalten. Zu den einfachsten 

Maßnahmen gehört die Ruhegehaltsfähigkeit von Leistungsprämien und -zulagen unter 

bestimmten Bedingungen (ggf. pro rata temporis ihrer Gewährung). 

	 • �Die starken regionalen Divergenzen bei der demografischen Entwicklung und das deshalb 

stärker werdende Gefälle bei den Lebenshaltungskosten zwischen den Agglomerationsräu-

men einerseits und der sog. Peripherie andererseits, erfordern zudem eine Flexibilisierung 
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der Besoldung im Raum nach Gefälle der Lebenshaltungskosten und regionalen Arbeits-

marktengpässen.6 

Der demografisch bedingte beschleunigte Aufgabenwandel fordert von den Beschäftigten des öffent-

lichen Dienstes entsprechende Veränderungsfähigkeit und -bereitschaft. In diesem Zusammenhang 

sind Maßnahmen erforderlich, die den Einsatz der Beschäftigten nach Ort und Behörde flexibler 

gestalten und die Öffnung des öffentlichen Dienstes von und zur Privatwirtschaft erleichtern. 

Die Kommission empfiehlt: 

(38)	 �Instrumente der Flexibilisierung des öffentlichen Dienstes sollten eingeführt bzw. ausge-

baut werden. 

	 • �Um den Eintritt in den und den Austritt aus dem öffentlichen Dienst entsprechend dem 

Aufgabenanfall zu erleichtern, sind Barrieren zu senken, die dies heute teuer und unat-

traktiv machen. Zeitlich befristete Beamtenverhältnisse sollten ebenso ausgeweitet werden, 

wie die Möglichkeiten der Rückkehr unter Anerkennung der zwischenzeitig erworbenen 

Berufserfahrung bei Besoldung und Beförderung. 

	 • �Auch sollte überprüft werden, ob das Wechseln des Arbeitsbereichs und des Dienstorts 

explizit belohnt werden sollte. 

	 • �In Zukunft sollte es nur ausnahmsweise Beförderungen ohne einen Zuwachs an Verant-

wortungsübernahmen bzw. ohne Tätigkeitswechsel geben. Instrumente des Job-Rotation 

sind weiterzuentwickeln. Zudem sollten Beförderungen zwingend an Weiterbildungsmaß-

nahmen gekoppelt werden, wobei sich die Maßnahmen nicht nur auf formale Weiterbil-

dungsmaßnahmen beschränken sollten. 

2.1.2.	 Versorgungsrechtsreform
Neben der stetigen Weiterentwicklung des Dienstrechts ist ebenfalls die Evolution des Versorgungs-

rechts von großer Bedeutung für die Attraktivität des öffentlichen Dienstes. Vor diesem Hintergrund 

empfiehlt die Kommission, dass die Tarifparteien das Versorgungsrecht weiterentwickeln sollten. 

Die Kommission empfiehlt:

(39)	� Nordrhein-Westfalen sollte prüfen, sich der sog. „Trennung der Systeme“ anzuschließen, 

wie sie bereits beim Bund, in Baden-Württemberg und in Niedersachsen umgesetzt ist. Ziel 

könne es sein, dass danach keine Nachversicherung ausscheidender Beamtinnen und Be-

amte bei der Deutschen Rentenversicherung mehr erfolgt, sondern die erworbenen Versor-

6	 siehe hierzu Teil D 1.2. Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B Kap. 2. Handlungsempfehlungen zu öffentlicher Dienst 
und öffentliche Verwaltung; hier: Handlungsempfehlung Nr. 37 Unterpunkt 3.
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gungsansprüche „stehen gelassen“, bis die ehemalige Beamtin oder der ehemalige Beamte in 

den Ruhestand eintritt und sie/er dann neben einer Rente und ggf. auch einer betrieblichen 

Alterssicherungsleistung zusätzlich eine Pension nach dem Stand der vormals erreichten  

ruhegehaltsfähigen Zeiten und Dienstbezüge erhält. Im Falle einer Einführung der „Tren-

nung der Systeme“ muss berücksichtigt werden, wie die Versorgungsansprüche der ausschei-

denden Beamtinnen und Beamten finanziell abgesichert werden können. 

(40)	� Die Sonderaltersgrenzen sollten auf ihre Berechtigung unter Berücksichtigung spezifischer 

Arbeitsplatzbelastungen insb. auch im Hinblick auf ihre Veränderung nach oben und nach 

unten überprüft werden. 

(41)	� Auch im Beamtenbereich sollten Arbeitszeitkonten eingeführt werden, um gleitende Über-

gänge in den Ruhestand und insbesondere auch Flexibilisierungen in der Stellenbewirt-

schaftung erreichen zu können. Arbeitszeitkonten tragen zur Familienfreundlichkeit, sowohl 

hinsichtlich Kindererziehung als auch Pflege, und damit insgesamt zur Attraktivität des Be-

amtendienstes bei. 

(42)	� Bei den Hinterbliebenenpensionen besteht Handlungsbedarf bei der Anrechnung von Er-

werbs- und Erwerbsersatzeinkommen aus einer Tätigkeit, die nicht im öffentlichen Dienst 

stattfand (§53 Abs. 8 LBeamtVG NRW); bei allen Hinterbliebenenpensionen sollten gleiche 

Kriterien für das Anrechnen von Erwerbseinkommen und gesetzlichen und betrieblichen 

Renten nach Erreichen der Altersgrenze angewendet werden.

(43)	� Für alle die Beamtinnen und Beamte, die ihre Dienstzeit über die jeweilige Regelaltersgrenze 

hinaus verlängern, ist der Höchstversorgungssatz nach oben zu öffnen. 

(44)	� Die bei den Beschäftigungsbehörden noch vorhandenen Anreize zur Frühpensionierung, 

die insb. im Haushaltsrecht liegen, sind weiter abzubauen (vgl. Teil C Kap. 8. Finanzpoli-

tische Herausforderungen für Land und Kommunen). 

2.1.3.	 Personalmanagement 
Das Personalmanagement wurde in den letzten 20 Jahren in Deutschland bei allen Gebietskörper-

schaften umfassend reformiert. In verschiedenen Feldern besteht Bedarf, auf die längere Lebensar-

beitszeit und die zunehmende Knappheit an qualifizierten Arbeitskräften zu reagieren. 

Die Kommission empfiehlt: 

(45)	� Angesichts der auch demografisch bedingt kritischer werdenden Haushaltslage beim Land 

und insb. auch bei schrumpfenden Kommunen kann der öffentliche Dienst nicht nur durch 
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die dem Niveau der Privatwirtschaft folgenden Besoldungserhöhungen attraktiver gestaltet 

werden, 

(46)	� sondern auch durch weitere Maßnahmen in den Bereichen

	 • Personalentwicklung, 

	 • Weiterbildung, 

	 • Gesundheitsmanagement und 

	 • familienattraktive Arbeitsbedingungen.

2.1.4.	 Sonstiges
Nach der Dezentralisierung von Besoldung und Versorgung aus der Föderalismusreformkommis-

sion I wurde die bundesweite Statistik für den öffentlichen Dienst stark reduziert. Die Daten werden 

aber auch auf Landesebene nicht nachgehalten, was die rechtzeitige Analyse von ggf. problema-

tischen Entwicklungen verhindert. 

Die Kommission empfiehlt: 

(47)	� Die Statistik über den kommunalen öffentlichen Dienst für aktive Beamtinnen und Be-

amte, Tarifbeschäftigte und Versorgungsempfängerinnen und -empfänger sollte erweitert 

und mit den Daten des Landes zu einer sachgerechten regelmäßigen Berichterstattung über 

den öffentlichen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen und seiner Kommunen verzahnt 

werden.

2.2.	 Die öffentliche Verwaltung als moderner Dienstleister für die Bevölkerung

Aufgabenwandel und knapper werdende finanzielle Ressourcen erfordern weitere Verwaltungs-

reformen, die die Effizienz insbesondere auch durch Senkung des Personalbedarfs erhöhen, das 

Wachstum und die Schrumpfung von Verwaltungen und anderen öffentlichen Einrichtungen auf-

gabenangemessen befördern und Skaleneffekte durch vereinheitlichte Zugänge zu technischen Aus-

stattungen heben. Zudem muss zukünftig auch der Wandel der Bevölkerungsstruktur in Nordrhein-

Westfalen berücksichtigt werden. Derzeit ist nicht abzuschätzen, wie sich die Nachfrage zwischen 

den einzelnen Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung verschieben wird. Einzig ist davon aus-

zugehen, dass es zu starken Nachfragebewegungen kommen wird. Dies erfordert ein hohes Maß 

an Anpassungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung, welche zeitnah auf Veränderungen reagieren 

muss. Da die öffentliche Verwaltung in weiten Bereichen nicht frei ist, ob sie eine Aufgabe erfüllen 

muss oder nicht, sondern vielmehr Bundesrecht und europäische Verordnungen als eigene Angele-

genheiten vollzieht, kann sie dennoch über die Art und Weise des Vollzuges entscheiden. Vielfach 

delegiert das Land den Vollzug von Bundes- und Europarecht oder auch von eigenem Landesrecht 

weiter auf seine Kommunen.
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2.2.1.	 Verwaltungsreformen beim Land
Um die Gestaltungsherausforderungen des demografischen Wandels in der öffentlichen Verwaltung 

meistern zu können, ist die Änderungsdynamik auch bei Art und Umfang der öffentlichen Aufga-

benerfüllung institutionell und organisatorisch nachzuhalten. Elektronische Verwaltungsreformen 

ermöglichen neue, effizientere und ggf. sogar Vollzugsebenen verändernde Bündelungen von Auf-

gaben. Überkommene Aufgaben binden Ressourcen, die besser neuen prioritären Aufgaben zuzu-

führen sind. 

Die Kommission empfiehlt: 

(48)	� Bei landeseigenen Aufgaben sollte eine Aufgabenkritik durchgeführt werden. Dabei geht es 

in erster Linie um eine Zweckkritik, und weniger darum, zu überprüfen, ob nicht ganze Auf-

gaben eingestellt werden oder einer echten Privatisierung unterzogen werden sollen. Organi-

sationskritiken bezogen auf einzelne Behörden wurden in den letzten Jahren z. T. mehrfach 

mit nur sehr begrenztem Erfolg durchgeführt und haben eher zur Verfestigung von Aufga-

ben beigetragen.

(49)	� Eine Aufgabenkritik des Landes muss auch bei kommunalen Pflichtaufgaben durchgeführt 

werden. Insbesondere Standards und Vollzugsvorgaben gegenüber Kommunen sind im Hin-

blick auf ihre Kostenfolgen zu ermitteln und auf mögliche Kostensenkungen zu überprüfen. 

Es ist aber auch zu prüfen, ob Pflichtaufgaben nicht zu freiwilligen Aufgaben transformiert 

werden können oder ob ggf. vollständig auf sie verzichtet werden kann. Sollten Pflichtauf-

gaben aufgrund des starken Bevölkerungswandels nicht mehr durch die Kommunen und 

Kreise tragfähig erbracht werden können, sollte geprüft werden, ob weitere gesetzliche Mög-

lichkeiten geschaffen werden müssen, um diese im Rahmen interkommunaler bzw. interre-

gionaler Zusammenarbeit zu ermöglichen.

(50)	� Die größten Kosteneinsparungseffekte sind durch die Schaffung technischer de facto EDV-

Standards und die Verwendung standardisierter elektronischer Tools ggf. durch Open 

Source Software nicht nur im Landesbereich, sondern auch bei den Kommunen zu erzielen. 

Solange diese anspruchsvolle Technik fragmentiert und nicht untereinander anschlussfähig 

betrieben wird, werden Kostensteigerungen zu erwarten sein und Kosteneinsparungen blo-

ckiert werden.

(51)	� Diese technischen Voraussetzungen ermöglichen schließlich und endlich auch die Forcie-

rung einer nach außen einheitlichen Online-Verwaltung mit gemeinsamen landesweiten 

Standards auch für den kommunalen Bereich, 



22 Teil B Handlungsempfehlungen

	 • �in dem für jede Bürgerin und jeden Bürger ein persönliches elektronisches Verwaltungs-

portal eingerichtet wird, auf dem alle Behörden angesteuert und alle Behördengänge elek-

tronisch abgewickelt werden können; alle Zuständigkeitszuordnungen und -probleme fin-

den – ähnlich wie beim D 115-Konzept – hinter der Benutzeroberfläche statt und 

	 • �in der eine sichere elektronische Kommunikation und medienbruchfreie Verarbeitung  

aller Verwaltungskontakte gewährleitet ist und die organisatorische Differenzierung für die 

Bürgerinnen und Bürger nicht mehr erkennbar sein muss. Der Datenschutz muss gewähr-

leistet werden. Die Bürgerinnen und Bürger sollen ein Recht erhalten, zu wissen, welche 

Daten über sie gespeichert werden und welche Stellen sie abgerufen haben.

2.2.2.	 Verwaltungsreformen bei den Kommunen
Für die vielen und vor allem für die kleineren oder schrumpfenden Kommunen ist es noch wich-

tiger, Skaleneffekte zu heben, um die Effizienz ihrer Verwaltungen zu steigern. 

Die Kommission empfiehlt: 

(52)	� Das Konzept der Front Office/Back-Office-Lösungen sollte weiter ausgebaut werden, um 

die organisatorischen Skaleneffekte in „Back Office“ durch überkommunale Bündelung von  

relativ gleichförmigen Verwaltungsprozessen (z. B. Wohngeldverwaltungen, Kfz-Zulas-

sungen, …) in kommunalen Verwaltungsämtern zu realisieren 

(53)	� Die Ansiedlung größerer kommunaler Verwaltungsämter im Rahmen von Back-Office Lö-

sungen könnte zudem in den strukturschwächeren Räumen in den Kommunen bzw. Kreisen 

erfolgen und dabei die Agglomerationen mit den hohen Lohn- und Lebenshaltungskosten 

entlasten. Hierdurch konnte außerdem die Ausgleichsfunktion auf lokaler Ebene dezentral 

gestärkt werden. Ebenso ist die Prüfung zu Nach- bzw. Umnutzung von leerstehenden Ge-

bäuden gezielt vorzunehmen, um Remanenzkosten zu vermeiden. 

(54)	� Kooperationen sollten außerdem bei allen Verwaltungstätigkeiten ausgebaut werden, die 

Spezialwissen erfordern, das nicht tagtäglich in allen Kommunen benötigt wird. Dies könnte 

vor allem auch bei Baubetreuungen im Infrastrukturbereich Entlastungen schaffen und die 

Überwachungsfunktion stärken.

(55)	� Das Benchmarking von kommunalen Bauprojekten durch die Gemeindeprüfungsanstalt 

sollte unter der Bedingung ausgebaut werden, dass Preis sowie Leistung berücksichtigt wer-

den und mit Warn- und Öffentlichkeitsschwellen versehen werden, um Baukostenüber-

schreitungen zu reduzieren. 
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(56)	 �Anstelle von einer politisch teuren und unter Effizienzaspekten zweifelhaften Territorialre-

form sollte die Landesregierung die Städteregionen und Kommunalverbände als institutio-

nelle Formen der Kooperation stärken und fördern.
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3.	 Handlungsempfehlungen zur Bildungspolitik 

„Bildung wird die wichtigste Ressource des 21. Jahrhunderts werden.“  7

„Ziel der Politik muss es sein, trotz des zahlenmäßigen Rückgangs der Arbeitskräfte Einbußen in der 

volkswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu vermeiden. Gerade eine schrumpfende und alternde Gesell-

schaft hat […] daher einen wachsenden Bedarf an Bildungsinvestitionen.“  8

3.1.	 Demografische Entwicklung erfordert neue Prioritäten

In den zurückliegenden Dekaden standen in der Bildungspolitik die Bildungsexpansion und die 

Eröffnung formaler Aufstiegschancen im Vordergrund. Mit Blick auf die Handlungserfordernisse 

der kommenden Dekade rücken frühkindliche Bildung, nachhaltige Förderung von Menschen mit 

Migrationshintergrund und von Zuwanderern sowie die Re-Vitalisierung der beruflichen Bildung 

in das Zentrum erzieherischer und bildungspolitischer Anstrengungen.

3.1.1.	 Frühkindliche Bildung, Erziehung und Betreuung
Aus der Forschung und aus Stellungnahmen für die Enquetekommission ergibt sich, dass frühkind-

liche Erziehung und Bildung weichenstellende Wirkungen auf Bildungsverlauf und Ausschöpfen 

individueller Potentiale haben. Qualifizierte und fördernde Betreuung und Erziehung in frühkind-

lichen Bildungseinrichtungen wirken sich positiv auf die Kompetenzentwicklung aus. Darüber 

hinaus leistet ein bedarfsgerechtes Angebot von U3- und Ü3-Plätzen einen notwendigen Beitrag zu 

einer verbesserten Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Die Kommission empfiehlt:

(57)	� Kommunen und Land sollten ein bedarfsgerechtes Angebot von U3- und Ü3-Plätzen ge-

währleisten. In Regionen mit rückläufiger Kinderzahl kann die bedarfsgerechte Betreuung 

auch durch Tagesmütter oder Elterninitiativen aufrecht erhalten werden.

(58)	� Die Schaffung familienfreundlicher und flexibler Arbeitszeiten im Sinne der Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf ist ein zentrales Anliegen und muss weiter ausgebaut werden. In Ein-

zelfällen kann ein bedarfsgerechtes Angebot zur Betreuung von Kindern in Randzeiten eine 

Erweiterung des Betreuungsangebotes darstellen, wenn die familiäre Situation dies erfordert. 

(59)	� Das Angebot von Betriebskindergärten sollte unter Berücksichtigung des Landes der Träger-

vielfalt ermöglicht werden, um eine arbeitsplatznahe Betreuung gewährleisten zu können. 

7	 Prognos 2015.

8	 Wissenschaftsrat 2014.



 253. Handlungsempfehlungen zur Bildungspolitik   

Zudem gilt es zu überprüfen, wie Betriebskindergärten ermöglicht und gefördert werden 

können, die verschiedenen benachbarten Unternehmen angehören.

(60)	� Qualitätssicherung und -verbesserung müssen im Zentrum frühkindlicher Bildungs- und 

Erziehungsarbeit stehen. Politik und Träger der Einrichtungen stehen hier in der Pflicht. Zur 

Qualifizierung für Leitungsfunktionen sollten entsprechende Bildungsformate entwickelt 

werden.9 

(61)	� Von herausragender Bedeutung sind Sprachbildung und -förderung in Tageseinrichtungen 

von Kindern. Sie sind essentiell für Bildungsverlauf, Kompetenzentwicklung und gesell-

schaftliche Integration aller Kinder. Sie müssen mit entsprechendem Stellenwert und päda-

gogisch angemessenen Betreuungsrelationen versehen werden. Notwendig und hilfreich ist 

die Einbeziehung der Eltern und ihres sozialen Umfeldes. Hier müssen flächendeckend in 

der Familienhilfe Schwerpunkte gesetzt werden.10 

3.1.2.	 Bildung und Qualifizierung von zugewanderten oder zuwandernden Menschen
Migration und Zuwanderung werden auch zukünftig unsere Gesellschaft in erheblichem Maße be-

einflussen. NRW und Deutschland insgesamt sind und bleiben verstärkt auf Zuwanderung an-

gewiesen und darauf, zugewanderte und zuwandernde Menschen zu integrieren, ihnen dauerhaft 

eine neue Heimat zu bieten. Dabei kommen der Sprachförderung auch Jugendlicher und Erwach-

sener, schulischer Bildung und beruflicher Qualifizierung sowie gelebter interkultureller Bildung 

herausragende Bedeutung zu. Bedingung dafür ist, dass es eine rechtzeitige und den individuellen 

Voraussetzungen angepasste Sprachförderung gibt. Somit könnte es immer mehr gelingen, junge 

Menschen mit einem Migrationshintergrund zu höherwertigen Abschlüssen zu führen.

Dieter Dohmen stellt im FiBS-Forum Nr. 52 (September 2014) fest, das gegenwärtig junge Men-

schen mit Migrationshintergrund häufiger einen Hauptschulabschluss und seltener das Abitur hät-

ten und dass es ihnen seltener gelänge, in eine duale Ausbildung einzumünden. Dennoch muss 

unser Bildungswesen in seiner ganzen Vielfalt neu justiert werden. Nicht nur in Kitas und Kinder-

gärten, sondern auch in Schulen, post-schulischen Bildungsgängen oder im gesamten Spektrum 

der Weiterbildung bedarf es neuer Impulse und Schwerpunktsetzungen, die sich nicht allein auf die 

Anpassung bestehender Strukturen beschränken. 

9	 siehe hierzu Teil D 1.3. Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B Kap. 3. Handlungsempfehlungen zur Bildungspolitik; hier: 
Handlungsempfehlung Nr. 60.

10	 siehe hierzu Teil D 1.4. Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B Kap. 3. Handlungsempfehlungen zur Bildungspolitik; hier: 
Handlungsempfehlung Nr. 61.
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Die Kommission empfiehlt:

(62)	 �Sprachförder- und Integrationskurse sollten ausgebaut werden.

(63)	� Es müssen wirksame Strategien entwickelt werden, mehr junge Menschen mit Migrations-

hintergrund zur Hochschulreife zu führen und den Übergang junger Migrantinnen und Mi-

granten in eine duale Ausbildung zu verbessern. Schulen, Kammern, Migrantenverbände, 

Gewerkschaften und Arbeitsagenturen sind gefordert, durch Berufsorientierung und nach-

haltige Unterstützung Hilfestellung zu leisten. Der Stellenwert der beruflichen Ausbildung 

als gleichwertige Säule neben der akademischen Ausbildung muss wieder stärker anerkannt 

werden. Die bestehenden Projekte sollen ausgewertet werden und als Grundlage für eine 

erforderliche Weiterentwicklung dienen.

(64)	� Um Migrantinnen und Migranten für den öffentlichen Dienst und für Leitungspositionen 

in Gesellschaft und Wirtschaft zu motivieren, kann es sinnvoll sein Stipendien- und För-

derprogramme zu schaffen und ggf. zu unterstützen. Land und Kommunen sollten in ihrer 

Einstellungspolitik hier Vorbild sein. 

3.2.	 Offensive für die berufliche Bildung

In weitgehender Übereinstimmung hat sich die Erkenntnis herausgebildet, dass im Hinblick auf die 

kommende Dekade „insbesondere bei Fachkräften mit beruflicher Qualifizierung […] ein hoher 

Bedarf besteht“ (Prognos). Eine aus Bund und Ländern, Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften 

sowie der Bundesagentur für Arbeit gebildete „Allianz für Aus- und Weiterbildung 2015 – 2018“ 

kommt zu dem Ergebnis, dass bis 2030 „die größten Engpässe bei Fachkräften mit abgeschlossener 

Berufsausbildung“ zu erwarten sind und die „duale Ausbildung ein zentraler Erfolgs- und Stand-

ortfaktor für den Wirtschaftsstandort Deutschland“, damit auch für NRW, ist. Der Wissenschaftsrat 

– ansonsten eher auf Hochschulen, Wissenschaft und Forschung fokussiert – sieht gleichfalls „die 

Notwendigkeit, auf eine Angleichung der gesellschaftlichen Wertschätzung von beruflicher und aka-

demischer Bildung hinzuwirken.“ (Empfehlungen aus April 2014). Ähnliches spiegelt sich in Beiträ-

gen und Stellungnahmen im Rahmen der Arbeit der Enquetekommission wider.

Die Kommission empfiehlt:

(65)	� Die Politik sollte weiterhin darauf hinwirken, dass es ein kohärentes Konzept für die Berufs- 

und Studienorientierung in den Sekundarstufen I und II gibt. Auch an Gymnasien soll die 

Duale Ausbildung als Perspektive stärker vermittelt werden. Dabei ist es – so der Wissen-

schaftsrat – „essentiell, beide Bildungsoptionen gleichberechtigt aufzuzeigen“. 
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(66)	� Es sollte geprüft werden, inwieweit flankierende Maßnahmen des Landes zur bundesweiten 

„Allianz für Aus- und Weiterbildung 2015 – 2018“ auch im Bereich der Maßnahme „ausbil-

dungsbegleitende Hilfen und assistierte Ausbildung“ zielführend sein können.

(67)	� Verstärkt sollen auch Teilqualifikationen zertifiziert und informelle Qualifikationen aner-

kannt werden und in Kombination zu einem anerkannten Berufsabschluss führen können, 

ohne das erfolgreiche Modell der dualen Ausbildung zu beschädigen oder infrage zu stellen.

(68)	� Auch Teilzeitmodelle und Angebote zur Nachqualifizierung von Menschen, die zuvor keinen 

Ausbildungsplatz erhielten oder eine „Zweite Chance“ zum Erwerb eines Berufsabschlusses 

nutzen wollen, müssen ausgebaut werden.

(69)	� Die Landesregierung sollte darauf hinwirken, dass Kommunen und Unternehmen durch 

Angebote des Jugendwohnens junge Menschen zur Ausbildung in Unternehmen der Region 

motivieren können.

(70)	 �Studienaussteigerinnen und -aussteiger dürfen nicht verloren gehen und müssen gezielt auf 

eine betriebliche Aus- und Weiterbildung angesprochen werden. Kooperationen von Hoch-

schulen, Kammern und Betrieben sind (vor Ort) auszubauen.

(71)	� Innerhalb des Tertiären Bildungsbereichs sollten Übergänge und Durchlässigkeit ermög

licht werden, so dass die Erreichung eines berufsqualifizierenden Abschlusses im Vorder-

grund steht.

(72)	� Die Berufskollegs sind für schulische Berufsausbildungen und als Partner des Dualen Sys-

tems auch künftig unverzichtbar. Sie können Kristallisationskern vieler beruflicher Bildungs-

aktivitäten in Kommunen und Regionen sein, auf die Gesellschaft und Wirtschaft gerade im 

demografischen Wandel angewiesen ist. Zeitnah dringlich sind Maßnahmen zur Gewinnung 

von Lehrpersonal insbesondere für MINT-Fächer. Hier hat die Landesregierung mit den 

Verbänden gemeinsam zusätzliche Möglichkeiten der Ausbildung an den Fachhochschulen 

geschaffen. Dabei können auch sog. Seiteneinsteiger mit entsprechender fachlicher und pä-

dagogischer Qualifizierung gewonnen werden. Es darf kein Niveauverlust stattfinden. Die 

Enquetekommission regt an, eine intensive Diskussion darüber zu führen, wie die Berufskol-

legs stärker dazu beitragen können, leistungsschwächeren Jugendlichen zu einer beruflichen 

Qualifikation zu verhelfen.
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3.3.	 Bedarfsgerechte Bildungsinhalte und -strukturen

Bedeutung und Wert von Bildung dürfen nicht auf Verwertbarkeit für Arbeitsmärkte reduziert wer-

den. Bildung ist für jeden Einzelnen bedeutsam: Sie ist eine Chance persönlicher Entfaltung und 

Quelle eines erfüllten Lebens. Bildung ist zugleich hoch bedeutsam für Gesellschaft und Wirtschaft 

und Voraussetzung dafür, dass wir im internationalen Wettbewerb aufgrund eines guten Ausbil-

dungsstandes wettbewerbsfähig sind. Sollen Wohlstand, Lebensstandard und Prosperität von Wirt-

schaft und Gesellschaft ihren hohen Stand behalten, müssen unter den Vorzeichen des demogra-

fischen Wandels alle Potentiale ausgeschöpft werden, um die Leistungsfähigkeit von Wirtschaft und 

Gesellschaft nachhaltig zu sichern. Dabei ist zu entscheiden, ob Strukturen im Bildungswesen, so 

wie sie gewachsen sind, zukünftigen Anforderungen genügen. 

Frühkindliche Erziehung, Bildung und Inklusion sind in ihrer Bedeutung heute unbestritten. Die 

gemeinsame Verantwortung für Kinder sollte für die abgebende und für die aufnehmende Instituti-

on eine Verpflichtung zur besseren Zusammenarbeit darstellen, damit Brüche im Bildungsverlauf 

vermieden werden (s. a. Empfehlung 4.7 der Enquetekommission „Chancen für Kinder“).

Jedenfalls müssen Zusammenwirken und Koordination innerhalb unseres Bildungswesens neu 

überdacht und zukunftsgerichtet gestaltet werden. Dabei müssen bedarfsgerechte Ganztagsangebote 

von der Kita bis zur Sekundarstufe II verfügbar sein. 

Unser Bildungswesen muss darüber hinaus Veränderungen aufnehmen, wie sie durch zu erwar-

tende wachsende regionale Disparitäten entstehen. Auch die Digitalisierung bietet Chancen und 

zieht zugleich Veränderungen in Schule, in der Lehrorganisation, in der Lehrerfunktion und im 

individuellen Lernen nach sich.

Die Kommission empfiehlt:

(73)	� In allen Schulen und Schulformen sollten die sog. MINT-Fächer gestärkt werden; beson-

deres Augenmerk ist dabei darauf zu richten, verstärkt Mädchen zu erreichen.

(74)	� Höchst dringlich ist, dem absehbaren Nachwuchsmangel bei Lehrerinnen und Lehrern 

für naturwissenschaftliche Fächer in allen Schulformen entgegenzuwirken. Hier bedarf es 

schnellstmöglich einer „Überzeugungsoffensive“ bei abiturnahen Jahrgängen und an den 

Hochschulen. Auch müssen Hochschulen dafür gewonnen werden, Studienangebote in die-

sen Fächern aufrechtzuerhalten bzw. aufzubauen.

(75)	� Die „digitale Bildung“ sollte ausgebaut und systematisiert werden. Die Politik sollte die Ein-

führung entsprechender schulischer Angebote prüfen. 
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(76)	� Im Sinne einer regionalen und interkommunalen Bildungsplanung sollen sich sowohl 

wachsende als auch schrumpfende Kommunen und Kreise stärker abstimmen und koordi-

nieren, um bedarfsgerechte Bildungsangebote aufrechtzuerhalten oder zu schaffen. Aller-

dings können auch bei weiterführenden Schulen aufgrund stark rückläufiger Schülerzah-

len Schließungen von Schulstandorten nicht ausgeschlossen werden. Um jungen Menschen 

weite Schulwege zu ersparen, müssen unter Umständen andere Formen der Unterrichtsge-

staltung geprüft werden. Dies soll auch vor dem Hintergrund des Einsatzes neuer digitaler 

Möglichkeiten geschehen.

(77)	� Bei wachsenden regionalen Disparitäten sollte Schulen generell ein höheres Maß an Eigen-

verantwortlichkeit eröffnet werden. Das ermöglicht eher, flexibel auf regionale Bildungser-

fordernisse einzugehen und den örtlich unterschiedlichen Verhältnissen Rechnung zu tra-

gen. Die Schulaufsicht muss in der beratenden und begleitenden Funktion weiterentwickelt 

werden. Schulen muss ermöglicht werden, verfügbare Ressourcen stärker auf ihre Kernauf-

gabe – Unterrichten und Erziehen – zu fokussieren. Dazu gehören auch der Aufbau multi-

professioneller Teams und die Entlastung der Schulen bei administrativen Aufgaben.

(78)	� Die Möglichkeiten der Digitalisierung sollten genutzt werden, um regionale Bildungsland-

schaften transparenter zu gestalten und die Steuerung zu optimieren.

(79)	� Die Verknüpfung beruflicher und akademischer Bildungsanteile in dualen Studiengängen 

eignet sich in besonderer Weise, zukünftige Qualifikationsbedarfe zu befriedigen. Daher 

sollte der Ausbau sog. ‚hybrider‘ Ausbildungsangebote weiter vorangebracht werden.

(80)	� Weiterbildung und lebensbegleitendes Lernen müssen Verbreiterung und vermehrte För-

derung erfahren. Weiterbildung ist bei schrumpfender Erwerbsbevölkerung unverzichtbar, 

um Fachkräfteengpässen vorzubeugen bzw. diese zu beseitigen. Hier sind neben den Be-

trieben und Arbeitnehmern selbst die Sozial- und Tarifpartner gefordert. Besonderer An-

strengung bedarf es, um die Weiterbildungsbeteiligung insbesondere gering qualifizierter 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Migrantinnen und Migranten zu erhöhen. 

Ehrenamtliches Tun wird im demografischen Wandel noch wichtiger. Bildung und Weiter-

bildung für das Ehrenamt brauchen daher einen höheren Stellenwert. Bürgerschaftliches 

Engagement bindet und verbindet Menschen und macht Gesellschaft bunter und vielfäl-

tiger. Hier leisten auch die Selbsthilfeorganisationen der Migranten und Migrantinnen  

einen wertvollen Beitrag. 
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3.4.	 Prioritätensetzung auch in der Finanzierung von Erziehung, Bildung und Ausbildung

Um den absehbaren demografischen Wandel erfolgreich zu gestalten und die darin liegenden Chan-

cen zu nutzen, bedarf es nachhaltiger Investitionen in Betreuung, Erziehung, Bildung, Ausbildung 

und Weiterbildung sowie in Forschung und Innovation. Diese kann der Staat nicht allein tragen. Es 

bedarf einer neuen und stärkeren Bereitschaft aller gesellschaftlichen Akteure, sich auf eine Zukunft 

unter den Vorzeichen eines so noch nicht erfahrenen demografischen Wandels vorzubereiten und 

sie zu gestalten.
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4.	 Handlungsempfehlungen zur Gesundheitspolitik 

Der demografische Wandel und eine höhere Lebenserwartung stellen eine besondere Herausforde-

rung für die Gesundheitspolitik dar. Eine gute gesundheitliche Versorgung wird bei einer älter wer-

denden Bevölkerung zunehmend im Fokus des öffentlichen Interesses stehen. Politik hat die Aufga-

be, strukturell als auch finanziell das Gesundheitswesen so zu gestalten, dass ein selbstbestimmtes 

Leben auch im hohen Alter möglich ist.

Die Kommission hat sich entschieden, aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten und der 

bereits auf den Weg gebrachten Initiativen und Maßnahmen, die sowohl auf Bundes- als auch auf 

Landesebene der demografischen Entwicklung Rechnung tragen, sich in erster Linie auf den Aspekt 

der Versorgungssicherheit zu beschränken, der auch den Bereich der Krankenhausplanung umfasst.

4.1.	 Versorgungssicherheit, insbesondere im ländlichen Raum

Insbesondere Krankenhäuser im ländlichen Raum werden die komplette Bandbreite der akutmedi-

zinischen Versorgung bei einer zurückgehenden Bevölkerung nicht mehr ohne Weiteres wirtschaft-

lich vorhalten können.

Die Kommission empfiehlt:

(81)	� Über bestehende Regelungen hinaus ist es daher unter Federführung der Landesregierung 

notwendig, Maßnahmen zu entwickeln, die die stationäre Versorgung für Patientinnen und 

Patienten auch im ländlichen Raum weiterhin sicherstellt.

(82)	� Die Landesregierung ist angehalten, unter Einbeziehung der Kassenärztlichen Vereinigungen 

neue und bedarfsgerechte Versorgungskonzepte mit auf den Weg zu bringen; in ländlichen 

Räumen könnte die Senkung des unternehmerischen Risikos für Ärztinnen und Ärzte Fort-

schritte in der Versorgung bringen. 

(83)	� Die Förderung von Studierenden, jungen Medizinerinnen und Medizinern, von auslän-

dischen Fachkräften als auch die Stärkung von Aus- und Weiterbildung in der Allgemein-

medizin sind gesundheitspolitische Bereiche, in denen die Landesregierung durch entspre-

chende Initiativen gemeinsam mit den Kassenärztlichen Vereinigungen gegen die drohende 

ärztliche Unterversorgung in einigen ländlichen Regionen aktiv werden kann. 

(84)	� Hierzu gehört ebenso die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Ärztinnen und 

Ärzte. 
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(85)	� Auch die Kommunen müssen ihre Infrastrukturpolitik in dieser Hinsicht und unter Berück-

sichtigung der Attraktivität der Niederlassung von Ärztinnen und Ärzten gestalten.

4.2.	 Verbesserung der Versorgungsinfrastruktur 

Die Kommunen müssen bei der Gewährleistung einer integrierten Hilfeplanung und Leistungs-

erbringung bei schwereren Beeinträchtigungen und komplexem Hilfebedarf von Patientinnen und 

Patienten durch das Land unterstützt werden. 

Die Kommission empfiehlt:

(86)	 �Lokale medizinische Versorgungszentren zur Primär- und Langzeitversorgung insbesonde-

re in ländlichen Regionen, die nach lokal vorherrschendem Versorgungsangebot mit unter-

schiedlichen und regional abgestimmten medizinischen Schwerpunkten ausgestattet sind, 

ermöglichen dabei eine effektive Hilfe. 

(87)	 �Der Ausbau der digitalen Infrastruktur zur Etablierung eines E-Health-Systems ist für eine 

bessere Kommunikation und Kooperation vor allem bei Befundübermittlungen zwischen 

Hausärztinnen und Hausärzte sowie Fachärztinnen und Fachärzten notwendig und eröffnet 

neue Versorgungsoptionen im häuslichen Umfeld (vgl. Teil B Kap. 5.5. Praxisorientierte Be-

ratung und psychosoziale Unterstützung für pflegende Angehörige).

(88)	� Der Bereich der Telemedizin und Teleintensivmedizin sollte positiv begleitet, ausgebaut und 

evaluiert werden.

4.3.	 Etablierung einer sektorübergreifenden Zusammenarbeit in der medizinischen Versorgung

Schnittstellen im deutschen Gesundheitswesen ergeben sich insbesondere zwischen stationärer und 

ambulanter Versorgung. Durch Schnittstellenprobleme entstehen hier Zusatzkosten, deren Über-

windung es in Zukunft zu bewältigen gilt. Daher wird durch die demografische Entwicklung zu-

nehmend die sektorübergreifende Zusammenarbeit in der medizinischen Versorgung an Bedeutung 

gewinnen. Eine verbesserte Kommunikation und eine Sicherstellung von Versorgungskontinuität 

über die Grenzen des stationären und ambulanten Bereichs hinweg werden dazu beitragen, Kosten 

zu begrenzen. Insbesondere effiziente Entlassungsmanagementsysteme vom stationären Sektor in 

den ambulanten Sektor (einschl. der Pflege) auf der Basis einer ganzheitlichen Beurteilung der Pa-

tientinnen und Patienten können hierzu beitragen.
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Die Kommission empfiehlt:

(89)	� Die Landesregierung kann durch entsprechende Maßnahmen und Koordinierungsleistungen 

dafür sorgen, dass beide Systeme in ihrer Zusammenarbeit die regionalen Versorgungsan-

forderungen und -strukturen berücksichtigen und dabei den erforderlichen zielgruppen-

spezifischen Hilfebedarf in Art, Umfang und Dauer einschätzen, koordinieren und dessen 

Umsetzung begleiten.

(90)	� Die Kommunen sollten ihrerseits notwendige Unterstützungsleistungen mit Hilfe des Lan-

des zur Verfügung stellen. 

4.4.	 Stärkung der ambulanten Versorgung

Der Erhalt und Ausbau der ambulanten Gesundheitsversorgung leistet einen wertvollen Beitrag, 

durch präventive Maßnahmen Kosten der stationären intensiven Pflege einzusparen und somit die 

Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte des Landes zu unterstützen. 

Die Kommission empfiehlt:

(91)	� Land und Kommunen müssen sich daher dafür einsetzen, die ambulante Versorgung durch 

gezielte Initiativen zu verbessern und zu stärken. Dies sollte aber für die Beitragszahler auf-

kommensneutral erfolgen.

(92)	� Eine Möglichkeit, die ambulante Versorgung zu stärken, besteht darin, Ärztinnen und Ärzte 

z. B. dort, wo es sinnvoll ist, durch Delegation von Leistungen stärker als bisher zu entlasten. 

Aufgrund besserer und flexiblerer Rahmenbedingungen für die Förderung und den Ausbau 

von Leistungen bei Hausbesuchen, die nicht durch ausgebildete Medizinerinnen und Medi-

ziner zu erbringen sind, können die nichtärztlichen Gesundheitsfachberufe künftig mehr 

Verantwortung übernehmen. Dies gilt insbesondere bei Hausbesuchen im Rahmen von prä-

ventiven und nachversorgenden hausärztlichen Leistungen.

(93)	� Insgesamt sollten Land und Kommunen gemeinsam mit den Akteurinnen und Akteuren im 

Gesundheitswesen Quartierskonzepte für die sozialraumorientierte Versorgung, Präventi-

on und Gesundheitsförderung befördern, auf eine Weiterentwicklung integrierter Versor-

gungsangebote hinwirken und auch neue Angebots- und Kooperationsformen entwickeln 

und umsetzen.
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4.5.	 Neuausrichtung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 

In den letzten Jahren ist die Ausgabenentwicklung für den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) 

deutlich geringer gestiegen als die gesamten Gesundheitsausgaben. Der ÖGD, der sowohl präventive 

und als auch betreuende Gesundheitsleistungen zur Verfügung stellt, ist landesgesetzlich geregelt. 

Die Kosten werden von den Kommunen getragen. Das Land fördert zudem als freiwillige Leistung 

Projekte in der Gesundheitshilfe. Zu den Aufgaben des ÖGD gehören unter anderem die Beobach-

tung der gesundheitlichen Verhältnisse und die Mitwirkung an der Verhütung und Bekämpfung von 

Krankheiten, die Überwachung von Hygienevorschriften, der Herstellung und des Handels mit Arz-

neimitteln, Medizinprodukten, Betäubungsmitteln und Gefahrstoffen und nicht zuletzt die Gesund-

heitsversorgung der Bevölkerung und das Hinwirken auf eine angemessene gesundheitliche Versor-

gung insbesondere für einkommensarme oder sozial ausgegrenzte und besonders schutzbedürftige 

Personen. Für Menschen mit geistigen und seelischen Behinderungen, psychisch Kranken, Abhängig-

keitskranken und ihren Angehörigen hat der ÖGD einen Sozialpsychiatrischen Dienst eingerichtet. 

Zu den Aufgaben gehört ebenso die Beratung von Menschen mit Körper- und Sinnesbehinderungen.

Die Kommission empfiehlt:

(94)	� Angesichts der wachsenden Bedeutung des Gesundheitswesens und der steigenden Bedeu-

tung der Prävention auch im Bereich der Pflege, der Stärkung der gesundheitlichen Versor-

gung einer älter werdenden Bevölkerung, wie auch die Verbesserung der Chancengleichheit 

in der Gesundheitsversorgung von Personengruppen in prekären Lebenslagen ist eine an-

gemessene finanzielle und personelle Ausstattung des ÖGD erforderlich. Die Kommission 

schließt sich daher der Empfehlung der 23. Landesgesundheitskonferenz an und bittet die 

Kommunen, im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages für eine den Aufgaben des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes adäquate personelle und qualifizierte Besetzung der Gesundheitsämter 

weiterhin Sorge zu tragen. 

(95)	� Die Kommission sieht in der Entwicklung innovativer Versorgungskonzepte zur gesund-

heitlichen Versorgung vor Ort insbesondere für Menschen in prekären Lebenssituationen, 

wie zum Beispiel für Flüchtlinge, bei der Umsetzung eines inklusiven Gesundheitswesens 

und bei der Koordination medizinischer und nicht-medizinischer Leistungen weitere He-

rausforderungen für den ÖGD. Die gesundheitsbezogenen Angebote für die unterschied-

lichen Zielgruppen sollten lebensweltorientiert und quartiersbezogen ausgerichtet sein. In 

die Gestaltung dieser Entwicklung sollten bestehende Strukturen wie Initiativen, Netzwerke 

sowie die Kommunalen Gesundheitskonferenzen einbezogen werden.
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5.	 Handlungsempfehlungen zur Pflegepolitik 

Der Landtag NRW hat im Oktober 2014 das GEPA NRW-Gesetz verabschiedet, mit dem das Alten- 

und Pflegegesetz NRW und das Wohn- und Teilhabegesetz NRW neu gefasst wurden. Ferner hat 

eine Enquetekommission in der 13. Wahlperiode mit dem Bericht zur „Situation und Zukunft der 

Pflege in NRW“ im Jahr 2005 einen ausführlichen Abschlussbericht mit Handlungsempfehlungen 

vorlegt, auf dessen Ausführungen insbesondere verwiesen wird. Die hier vorgestellten Handlungs-

empfehlungen widmen sich darauf aufbauend den aktuellen Themenfeldern der Ausgestaltung der 

stationären und ambulanten Pflege, der Pflegeausbildung, der Pflege von Demenzkranken und der 

Unterstützung Pflegender. 

5.1.	 Ausgestaltung der stationären und ambulanten Pflege

Die Pflegepolitik des Landes Nordrhein-Westfalen bekennt sich zum Grundsatz der Sozialen Pfle-

geversicherung, vorrangig die ambulante Pflege zu unterstützen, damit die Menschen so lange wie 

möglich in der eigenen Häuslichkeit leben können (§ 3 SGB XI), soweit es die Pflegesituation des 

Einzelnen zulässt.

Die Kommission empfiehlt:

(96)	� Die ambulanten Versorgungsstrukturen in NRW sollten gestärkt werden. Hierzu gehören 

Weiterentwicklung und Ausbau komplementärer Angebote (insbesondere haushaltsnahe 

Dienstleistungen für Familien und ältere Menschen) zur Entlastung häuslicher, regelmäßig 

privat organisierter Pflege. Ergänzt werden sollten diese Maßnahmen durch ausreichende In-

formations- und Beratungsmöglichkeiten für Betroffene und deren Angehörige auch durch 

verbesserte Nutzung von bestehenden Strukturen. 

(97)	� Die Vorstellung der Menschen, wie sie im Alter leben wollen, hat sich in den letzten Jahren 

deutlich gewandelt. Die aktuelle Gesetzgebung (GEPA NRW-Gesetz) weist den Weg zu neu-

en individuellen Wohn- und Pflegeformen.

(98)	� Das Land NRW setzt sich weiterhin über den Bundesrat und die entsprechenden Bund-Län-

der-Arbeitsgruppen dafür ein, dass die Leistungen der Pflegeversicherung sich am Bedarf 

der Menschen ausrichten und nicht wie bislang am Ort der Pflege, was zu einem Ungleich-

gewicht der Refinanzierungsmöglichkeiten ambulanter und stationärer Pflege zu Lasten der 

Unterstützung häuslicher Pflege geführt hat. Sollte sich dieser Ansatzwechsel nicht durchset-

zen lassen, sind zumindest die Leistungen beider Bereiche vergleichbar auszugestalten, um 

eine gleichwertige Wahlmöglichkeit zwischen stationären und ambulanten Versorgungsan-

geboten herzustellen.
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5.2.	 Pflegeausbildung 

In Kürze ist zu erwarten, dass auf Bundesebene die sog. generalistische Pflegeausbildung auf den 

Weg gebracht wird, die das Ziel hat, eine neue einheitliche Ausbildung von Alten- und Krankenpfle-

ge anzubieten. Dabei müssen auch Elemente der kultur- und gendersensiblen Pflege gestärkt wer-

den, um der Vielfalt der Bedürfnisse von Menschen mit Migrationshintergrund und ihrer jeweiligen 

sexuellen Identität gerecht zu werden. 

Die Kommission empfiehlt:

(99)	� Die weitere Aufstockung des Pflegepersonals zur Verbesserung der Qualität der Pflege und 

Spezialisierung der Fachkräfte (z. B. für Demenzpatienten) sollte weiterhin vorrangig durch-

geführt werden.

(100)	� Um die Attraktivität des Pflegeberufes zu steigern, sollten zudem die Arbeits- bzw. Rah-

menbedingungen des Pflegeberufes verbessert werden. Zu nennen sind hier Maßnahmen 

zur gesellschaftlichen Anerkennung der Pflegeberufe (Aus-, Fort-, und Weiterbildungsmög-

lichkeiten, sichtbare Karrierechancen), Flexibilisierung der Arbeitszeiten (Arbeitszeitmodel-

le, Optimierung von Dienstplänen, Vereinbarkeit von Beruf und Familie), eine leistungs-

gerechte Bezahlung, Entbürokratisierung der Pflege und ein systematisches betriebliches 

Gesundheitsmanagement sowie eine zeitgemäße Modernisierung und Weiterentwicklung 

der Pflegeeinrichtungen und -angebote.

(101)	� Die zukünftige Pflegeplanung muss darüber hinaus wesentlich komplementäre Hilfen, 

Wohn- und Pflegeformen, Wohninitiativen sowie zielgruppenspezifische Angebotsformen 

wie persönliche Assistenz und die Weiterentwicklung der örtlichen Infrastruktur zu Grun-

de legen. Die Planung hat zudem übergreifende Aspekte der Teilhabe einer altengerechten 

Quartiersentwicklung zur Sicherung eines würdevollen, inklusiven und selbstbestimmten 

Lebens, bürgerschaftliches Engagement und das Gesundheitswesen einzubeziehen.

(102)	� Vor dem Hintergrund, dass auch ein akuter Mangel an akademischem Pflegepersonal be-

steht, sollte eine ausreichende Zahl von Studienplätzen zur akademischen Qualifikation der 

Pflegekräfte zur Verfügung stehen.

(103)	� Darüber hinaus sollten die Pflegewissenschaft, -forschung sowie -pädagogik weiter gestärkt 

werden.



 375. Handlungsempfehlungen zur Pflegepolitik 

5.3.	 Pflege und Betreuung von Demenzerkrankten

Durch das im Oktober 2014 verabschiedete GEPA NRW-Gesetz sind im Landesförderplan nunmehr 

„besondere Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen von Menschen mit Demenz und 

der sie unterstützenden Angehörigen“ vorgesehen (§ 19 Abs. 2 Nr. 9 Alten- und Pflegegesetz Nordr-

hein-Westfalen - APG NRW). Insbesondere für Menschen mit Demenz ist es hilfreich, das Angebot an 

kleinen überschaubaren Wohn- und Betreuungsangebote wie Hausgemeinschaften weiter auszubauen.

Die Kommission empfiehlt:

(104)	� Die schematische Gliederung der Versorgungslandschaft (entlang der Unterschiede in der 

Leistungsgewährung nach SGB XI in ambulant und stationär) sollte möglichst durch Zwi-

schenformen der Demenzbetreuung aufgebrochen werden. Dies kann z. B. durch Wohn-

gruppenlösungen und Stärkung der Tagespflege bewirkt werden.

(105)	� Strukturen wie das „sorgende Quartier“ können Familien bei der Betreuung von Demenz-

kranken unterstützen und entlasten. Hierbei könnte auch eine zukunftsweisende Altenpoli-

tik der Kommunen, z. B. im Rahmen der Städteplanung, einen wichtigen Beitrag leisten. Eine 

angemessene finanzielle Unterstützung der Kommunen bei der Förderung von Projekten 

neuer Wohnformen ist dafür erforderlich.

(106)	 �In stationären Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern sollten bessere Rahmenbedin-

gungen zur Bewältigung des steigenden Pflegeaufkommens an dementen Menschen geschaf-

fen werden. 

5.4.	 Stärkung der Prävention 

Prävention kann Pflegebedürftigkeit hinauszögern und so Kosten in der Pflegeversicherung sparen. 

Jährlich werden in Nordrhein-Westfalen ca. 100.000 Betroffene neu in „Pflegestufe 1“ eingruppiert. 

Die Verkürzung der Pflegedauer um einen Monat, z. B. durch Verzögerung des Pflegeeintritts würde 

den Pflegekassen pro Jahr in NRW ca. 45 bis 50 Mio. Euro und bundesweit ca. 220 bis 250 Mio. Euro 

einsparen; Gelder die für eine bessere Absicherung der umfassenden und intensiven Pflege genutzt 

werden können. 

Die Kommission empfiehlt:

(107)	� Es sollten verstärkt regelmäßige Angebote umgesetzt werden, die Maßnahmen für Beschäf-

tigung, sportliche Aktivitäten, Musik, Anleitungen für ein eigenständiges Leben und Ange-

bote zur Bildung für Pflegebedürftige und Demenzkranke beinhalten.
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(108)	� Nach einem Krankenhausaufenthalt sollten verstärkt Maßnahmen durchgeführt werden, 

mit dem Ziel die Pflege des Erkrankten möglichst zu vermeiden.

(109)	� Das Land NRW setzt sich über eine Bundesratsinitiative dafür ein, dass im Rahmen des 

Zweiten Pflegestärkungsgesetzes mehr finanzielle Anreize für die Durchführung von Prä-

ventionsmaßnahmen implementiert werden.

5.5.	 Praxisorientierte Beratung und psychosoziale Unterstützung für pflegende Angehörige

Neben der eigentlichen Pflegeleistung im ambulanten Bereich sehen sich pflegende Angehörige oft-

mals mit vielen administrativen Aufgaben konfrontiert, die neben Beruf und Familie eine zusätz-

liche immense Belastung darstellen. Der plötzliche Eintritt eines Pflegefalles im Kreise der Angehö-

rigen aber auch die umfangreichen praktischen Herausforderungen und Aufgaben im Bereich der 

ambulanten Pflege stellen ebenso eine große psychische und gesundheitliche Belastung dar.

Die Kommission empfiehlt:

(110)	� Pflegende Angehörige sind eine Personengruppe mit eigenen Bedarfen und Ansprüchen. 

Ihre Beachtung ist angemessen sicherzustellen. Das Land und die Kommunen fördern die 

Unterstützung der Angehörigen durch spezielle Beratungsangebote. Dabei können u. a. 

Pflegebegleiter Beratungen für leistungsrechtliche Ansprüche bei Pflegebedürftigkeit und 

Rehabilitationsbedarf anbieten.

(111)	� Schulungen und Fortbildungen für pflegende Angehörige bei der Durchführung der ambu-

lanten Pflegeleistungen müssen durch das Land zur Verfügung gestellt werden.

(112)	� Die Unterstützungsangebote für pflegende Angehörige sind weiter zu verbessern und hier-

bei die bereits durch die Enquetekommission „Situation und Zukunft der Pflege in NRW“ 

vorgeschlagenen Empfehlungen zum Ausbau der Unterstützungsangebote und gesund-

heitsfördernden Maßnahmen für pflegende Angehörige weiter umzusetzen (Handlungs

empfehlungen 11 und 12 der o. g. Enquetekommission). Pflegende Angehörige mit Migrations-

hintergrund benötigen spezielle Beratungsangebote unter Berücksichtigung der jeweiligen 

kulturellen und religiösen Besonderheiten. 

(113)	� Das Land stärkt die ambulante Pflege durch verbesserte psychosoziale Unterstützung von 

pflegenden Angehörigen durch verbesserte Beratung. Die Förderung der Solidar- und Hilfe-

potentiale von Familien, Wahlverwandten, Freunden, sozialen Netzwerken und informellen 

Hilfenetzen sollte dabei im Sinne einer „Caring Community“, eines sorgenden Umfeldes, im 

Vordergrund stehen.
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(114)	� Die Kommission empfiehlt dem Land, den bereits eingeschlagenen Weg zu einer zeitgemäßen 

Weiterentwicklung der Pflegeinfrastruktur in Richtung einer verlässlichen Hilfe- und Un-

terstützungsstruktur im Quartier engagiert fortzuführen. Dabei gilt es, die Kommunen und 

Kreise in ihrer Verantwortung für die Entwicklung quartiersbezogener Wohn- und Betreu-

ungsform zu unterstützen. Hierzu sollten Quartierskonzepte befördert werden, die im Sinne 

einer „Caring Community“ durch eine optimale Verzahnung familiärer, ehrenamtlicher und 

professioneller Unterstützung in der Lage sind, einen wichtigen Pflege- und Hilfemix zur Si-

cherung der zukünftigen pflegerischen Versorgung zu leisten. Neben der Sicherung der pro-

fessionellen Arbeit bedarf es auch der Solidar- und Hilfepotentiale im Quartier durch Fami-

lien, Wahlverwandte, Nachbarn, Freunde, soziale Netzwerke und informellen Hilfenetze. 

(115)	� Durch Anerkennung der sozial- und arbeitsrechtlichen Gleichwertigkeit von Kinderbetreu-

ungs- und Pflegeaufgaben in der Familie sollten die Leistungen der pflegenden Angehörigen 

gesellschaftlich mehr anerkennt werden.
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6.	 Handlungsempfehlungen zu Infrastruktur und Raumplanung

Die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet ist eine grundgesetzlich veran-

kerte Leitvorstellung der Bundesrepublik Deutschland (Art. 72 GG). Aufgabe der Raumordnung 

ist es, die Teilräume der Bundesrepublik durch Pläne und Programme so zu entwickeln, zu ordnen 

und zu sichern, dass gleichwertige Lebensverhältnisse hergestellt werden bzw. bleiben (§ 1 Abs. 1, 2 

ROG). Die relevanten überörtlichen Planwerke für Nordrhein-Westfalen sind der Landesentwick-

lungsplan in Zuständigkeit der Staatskanzlei sowie die Regionalpläne in Zuständigkeit der Bezirks-

regierungen bzw. des Regionalverbands Ruhr.

Das örtliche Pendant zur überörtlichen Raumordnung ist die kommunale Bauleitplanung im Rah-

men der kommunalen Selbstverwaltung (kommunale Planungshoheit). Eingriffe in die örtliche Pla-

nung sind nur dann zulässig, sofern sie einem überörtlichen Interesse, wie etwa der Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse dienen. Darüber hinaus ist über das Gegenstromprinzip im ROG 

sichergestellt, dass die überörtliche Planung die Belange der örtlichen Planung zu berücksichtigen 

hat. Die Städte und Gemeinden sind ihrerseits dazu verpflichtet, mit ihren Planungen auf die Ver-

wirklichung der gesamträumlichen Zielsetzungen hinzuarbeiten.

Besondere Relevanz für die Raumordnung und die Bauleitplanung haben die ausgabenintensiven 

raumbedeutsamen Fachplanungen (z. B. Verkehrsplanung) und die (regionale) Strukturpolitik; als 

raumbedeutsame Fachpolitik greift sie neben den Fachplanungen unmittelbar in die Entwicklung, 

Ordnung und Sicherung der Teilräume ein. Insbesondere sind die Fachplanungen jedoch für lei-

tungsgebundene – technische – Infrastrukturen (Verkehrswege, Energienetze usw.) zuständig.

Wesentlich im Zusammenhang mit dem Auftrag der Enquetekommission ist Grundsatz 3 in 

§  2 Abs.  2 ROG, wonach zur Sicherung der Chancengerechtigkeit eine angemessene Versorgung 

mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge in den Teilräumen zu gewährleisten 

ist; insbesondere die soziale Infrastruktur ist dazu in Zentralen Orten zu bündeln (Zentrale-Orte-

Konzepte). Folgerichtig ist auch die Siedlungsentwicklung vorrangig auf Zentrale Orte und konkret 

auf vorhandene Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur auszurichten (Grundsatz 2). Vor dem 

Hintergrund des demografischen, sozialen und wirtschaftlichen Wandels und dem Ziel der gesamt- 

und teilräumlichen Entwicklung ist gemäß Grundsatz 2 zudem auf Kooperationen innerhalb von 

und zwischen Regionen hinzuwirken.

6.1.	 Stärkung der Ordnungsfunktion von Landes- und Regionalplanung

Im Zusammenhang mit der Gewährleistung von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge ist das Zen-

trale-Orte-Konzept das wesentliche raumordnerische Instrument zur Entwicklung, Ordnung und 

Sicherung der Teilräume in Nordrhein-Westfalen (Grundsatz 2-2). Das gegenwärtige und de facto 
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seit 1979 bestehende Zentrale-Orte-Konzept (Ziel 2-1) soll jedoch – so sieht es der Plangeber im 

2013 vorgelegten Entwurf zum neuen LEP vor – vor dem Hintergrund des längerfristig zu erwar-

tenden Bevölkerungsrückgangs noch während der Laufzeit des neuen LEPs auf den Prüfstand ge-

stellt werden. Die Validierung des Zentrale-Orte-Konzepts sowie begleitenden Maßnahmen sind 

überwiegend kostenneutral.

Der Entwurf zum neuen LEP enthält neben dem Zentrale-Orte-Konzept als überörtliches Gliede-

rungsinstrument ein raumordnerisches Ziel zur Einführung zentralörtlich bedeutsamer Allgemei-

ner Siedlungsbereiche (zASBs) innerhalb jeder der 396 Städte und Gemeinden (Ziel 6.2-1). Diese 

sind – durch die Regionalplanung in Abstimmung mit den Gemeinden – dort festzulegen, wo eine 

ausreichende Infrastrukturausstattung bereits besteht oder – insb. im ländlichen Raum – angestrebt 

wird. Mit der Konzentration der Bautätigkeit und der öffentlichen (insb. sozialen) Infrastruktur 

auf eben diese zASBs schafft die öffentliche Hand Zentralität und Attraktivität auch für private In-

vestitionen. Hinsichtlich der kommunalen Infrastrukturkosten besteht zudem ein Zusammenhang 

mit der Siedlungsdichte, weshalb hier – zumindest mittelfristig – positive ausgabeseitige Effekte zu 

erwarten sind. Die zunächst kostenneutrale Einführung von zASBs kann gleichermaßen verstanden 

werden als aktive Anpassung an den und aktive Steuerung des demografischen Wandel(s).

Die Kommission empfiehlt daher:

(A)	� Neuaufstellung eines zukunftsfähigen Zentrale-Orte-Konzepts und begleitende Maßnah-

men (im Rahmen der überörtlichen Gesamtplanung und der Fachplanungen)

(116)	� Validierung des bestehenden Zentrale-Orte-Konzepts unter Berücksichtigung der gegen-

wärtigen und absehbar zu versorgenden Bevölkerung und Weiterentwicklung zu einem mit-

tel- bis langfristig tragfähigem und v. a. rechtssicherem Instrument zur überörtlichen Steue-

rung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge. 

(117)	 �Neuabgrenzung und Wiedereinführung zentralörtlicher Versorgungsbereiche (Mittelbe-

reiche und Oberbereiche) im Landesentwicklungsplan u. a. als Orientierungsfunktion für 

Fachplanungen und Fachpolitiken (insb. Bildung und Gesundheit). 

(118)	 �Bestimmung zumutbarer Erreichbarkeiten (Erreichbarkeitsstandards) – getrennt nach 

ober- und mittelzentraler Ebene – unter Berücksichtigung fachpolitischer Erwägungen; ggf. 

differenziert nach Raumstruktur und zwischen individuellem und öffentlichem Verkehr. 

(119)	� Raumstrukturell differenzierte Betrachtung von Tragfähigkeiten für zentrale Einrichtungen 

– und darüber unmittelbar für Zentrale Orte – gemäß ROG (Verzicht auf pauschale Ein-

wohnerschwellenwerte als Einstufungskriterium für Zentrale Orte). 
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(120)	� Prüfung der Ausweisung von kooperierenden Zentralen Orten im Sinne von Städtever-

bünden zur Gewährleistung einer ausreichenden Versorgung insb. in dünn besiedelten Teil-

räumen. 

(121)	� Verbesserung der Steuerungswirkung des Zentrale-Orte-Konzepts durch eine stärkere Inte-

gration der Fachplanungen (insb. der Verkehrsplanung) sowie durch die verstärkte Einfüh-

rung von Raumordnungsklauseln in Fachgesetzen. 

(122)	� Nutzung zentralörtlicher Versorgungsbereiche als Gebietskulisse für interkommunale 

und regionale Kooperation (z. B. Regionalbudgets, Regionalisierte Zielvereinbarungen und 

Strukturförderung). 

(123)	� Einführung landesweiter Handlungskonzepte für bedarfsgerechten Aus-, Um- und Rückbau 

unter Berücksichtigung der Folgekosten insb. für überörtlich und damit zentralörtlich be-

deutsame Infrastruktur; dazu ist der Aufbau eines landesweiten Monitorings (Infrastruktur-

Atlas) erforderlich. 

 

(B)	 �Einführung von zentralörtlich bedeutsamen Allgemeinen Siedlungsbereichen (zASBs) (im 

Entwurf zum neuen LEP bereits enthalten) und begleitende Maßnahmen (im Rahmen der 

örtlichen und überörtlichen Gesamtplanung)

(124)	� Einführung von zentralörtlich bedeutsamen Allgemeinen Siedlungsbereichen (zASBs) im 

neuen LEP als Ziel der Raumordnung. 

(125)	� Einführung funktionaler Kriterien wie die bestehende Ausstattung mit zentralörtlich re-

levanter Infrastruktur und die Entwicklungsperspektiven (insb. demografisch, wirtschaft-

lich und fiskalisch) zur Feststellung der Raumbedeutsamkeit von Siedlungsbereichen (z. Zt. 

2.000 EW im Entwurf zum neuen LEP gemäß § 35 Abs. 5 DVO LPlG NRW); die Einführung 

raumstrukturell differenzierter Einwohnerschwellenwerte unter Berücksichtigung funktio-

naler Kriterien und in Abstimmung zwischen Landes- und Regionalplanung ist alternativ zu 

prüfen. 

(126)	� Konzentration der Bautätigkeit auf zASBs u. a. zur Verringerung der Wohnfolgekosten; dies 

kann auf kommunaler Ebene durch „aktive“ Bauleitplanung und die Einführung von Baulü-

ckenkatastern gewährleistet werden; eine vereinfachte (und ggf. vergünstigte) Baulandbereit-

stellung in den zASBs etwa im Rahmen städtebaulicher Verträge zur Wohnraumentwicklung 

ist zu prüfen. 
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(127)	 �Konzentration (durch Ausbau bzw. Erhalt und ggf. Kooperation) sozialer Infrastruktur auf 

zASBs zur Stabilisierung ländlicher/dörflicher Strukturen insb. in flächengroßen Gemein-

den; sofern soziale Infrastruktur nicht in allen Ortsteilen tragfähig ist. 

(128)	� Rücknahme von nicht bauleitplanerisch gesicherten ASB- und GIB-Reserven, die nicht un-

mittelbar an die zASBs angrenzen und damit der prioritären Entwicklung abträglich sind 

(Flächenmoratorium). 

(129)	� Verstärkte Einführung kommunaler Infrastrukturkonzepte (mit Leitvorstellung und Ent-

wicklungszielen, Infrastruktur-Atlas sowie darauf bezogener Aufgaben- und Produktkritik); 

die besondere Berücksichtigung der zASBs u. a. zur Konzentration bzw. Sicherung sozialer 

Infrastruktur ist zu prüfen. 

(130)	� Berücksichtigung des Beitrags zur gemeindlichen Innenentwicklung und der Instandhal-

tungskosten bei (Ersatz-) Neubauten des Landes (z. B. Kliniken, Hochschulen, Bibliotheken 

usw.); dies bedeutet i. d. R. eine Abkehr von Leuchtturmprojekten in nicht-integrierten Lagen. 

6.2.	 Sicherstellung einer zukunftsfähigen Infrastrukturversorgung

Technische und soziale Infrastruktur werden gemeinhin als tragende Säulen der wirtschaftlichen 

Entwicklung eines Raumes gesehen. Die Steigerung von Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit, 

Arbeitsproduktivität und damit von wirtschaftlichem Wachstum erfordert eine gute ausgebaute In-

frastruktur (vgl. Teil C Kap. 2. Wirtschaft und Arbeit in Deutschland und NRW – Projektionen zur 

Entwicklung von Wirtschaft und Arbeitspotential) und zwar sowohl im technischen Bereich („har-

te“ Standortfaktoren) wie auch im sozialen Bereich („weiche“ Standortfaktoren). Sowohl Aus-, Um- 

und Rückbau technischer und sozialer Infrastruktur haben ausgabeseitige Effekte auf öffentliche 

Haushalte, die i. d. R. mit Kostensteigerungen einhergehen, wohingegen begleitende ordnungspoli-

tische Maßnahmen ebenso kostenneutral sind wie eine Neujustierung der Förderpolitik. Mittelfri-

stig ist in einzelnen Bereichen auch mit Kostensenkungen zu rechnen, sobald die entsprechenden 

Infrastrukturen weitgehend demografiefest entwickelt worden sind.

Die Kommission empfiehlt daher in den drei Bereichen soziale Infrastruktur, technische Infrastruk-

tur und Förderpolitik:

6.2.1.	 Soziale Infrastruktur (insb. Bildung und Gesundheit)
(131)	� Einführen einer Raumordnungsklausel im nordrhein-westfälischen Schulgesetz zur Be-

achtung der Ziele der Raumordnung (und damit der zentralörtlichen Gliederung) bei der 

Sicherstellung eines flächendeckenden allgemeinen wie beruflichen Bildungsangebots; die 

Bestimmung von Ausstattungsstandards Zentraler Orte im Bildungsbereich (z. B. Grund-
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schule in jedem Grundzentrum) sollte gemeinsam durch Kommunen, Fachpolitik und Lan-

desplanung erfolgen. 

(132)	� Neuabgrenzung und Wiedereinführung von zentralörtlichen Mittelbereichen (siehe hierzu 

Handlungsempfehlung Nr. 117) zur Gewährleistung einer bedarfsgerechten hausärztlichen 

Versorgung in allen Teilräumen und in zumutbarer Erreichbarkeit. 

(133)	� Einführen einer Raumordnungsklausel im nordrhein-westfälischen Krankenhausgestal-

tungsgesetz zur Beachtung der Ziele der Raumordnung (und damit der zentralörtlichen 

Gliederung) bei der Sicherstellung stationärer medizinischer Versorgung; die Bestimmung 

von Versorgungsstandards Zentraler Orte im Krankenhausbereich sollte gemeinsam durch 

Fachpolitik und Landesplanung erfolgen. 

(134)	� Neuabgrenzung und Wiedereinführung von zentralörtlichen Oberbereichen (siehe hierzu 

Handlungsempfehlung Nr. 117) zur Gewährleistung einer ausreichenden stationären medi-

zinischen Versorgung in allen Teilräumen und in zumutbarer Erreichbarkeit unter Berück-

sichtigung und Einbeziehung einer ambulanten Anschlussversorgung. 

(135)	� Stärkere Nutzung raumordnerischer Zielvereinbarungen für eine regionalspezifisch ange-

passte Gewährleistung von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge (z. B. Regionale Infrastruk-

turkonzepte). 

6.2.2.	 Technische Infrastruktur (insb. Verkehr und Energie)
(136)	� Bedarfsgerechte Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur anhand (klarer) verkehrspolitischer 

Ziele; dies umfasst neben Ausbau- und Reaktivierungsmaßnahmen auch Instandhaltungs- 

und Rückbaumaßnahmen (strategische Instandhaltung); die Einführung eines landeswei-

ten Handlungskonzepts ist zu prüfen. 

(137)	� Mittel-Priorisierung bei Aus- und Rückbau sowie Instandhaltung der Verkehrsinfrastruk-

tur anhand verkehrspolitischer Ziele; die Verknüpfung der Ziele mit der zentralörtlichen 

Gliederung gemäß der Richtlinien für integrierte Netzgestaltung (RIN) ist zu prüfen; dies 

betrifft gleichermaßen die Sicherstellung der Erreichbarkeit Zentraler Orte aus den Versor-

gungsbereichen wie auch die Erreichbarkeit Zentraler Orte untereinander. 

(138)	� Bedarfs- und versorgungsgerechte Entwicklung des Öffentlichen Verkehrs unter Berück-

sichtigung der Vorschläge der ÖPNV-Zukunftskommission sowie der Handlungsempfeh-

lungen, die in der 2014 eingesetzten Enquetekommission zur „Finanzierung, Innovation und 

Nutzung des Öffentlichen Personenverkehrs (FINÖPV)“ erarbeitet werden. 
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(139)	 �Nutzenorientierte Neustrukturierung von Zuständigkeit und Finanzierung für das gesamte 

Straßennetz anhand der tatsächlichen Nutzung als Bundes-/Landesstraße usw. („zeitge-

mäße“ Verkehrsplanung und Verkehrsinfrastrukturfinanzierung). 

(140)	� Verstärkte Unterstützung einer leistungsfähigen und modernen Energieversorgung durch 

raumordnerische Festlegungen, die Verkürzung von Plan- und Genehmigungsverfahren 

sollte geprüft werden. 

6.2.3.	 (Kommunale) Gewährleistungspflicht und Förderpolitik
(141)	 �Diskussion über die Einführung bzw. Neuordnung gesetzlich vorgeschriebener Aufgaben 

zur Gewährleistung (Ausstattungsstandards) der öffentlichen Daseinsvorsorge (pflichtige 

Aufgaben); übliche bzw. wünschenswerte Einrichtungen (freiwillige Aufgaben) sollten je-

doch ebenfalls benannt werden und als beispielhafte Ausstattungsmerkmale Einzug in das 

Zentrale-Orte-Konzept nehmen (siehe hierzu Handlungsempfehlung Nr. 116) 

(142)	 �Berücksichtigung der (mitversorgten) Bereichsbevölkerung (Mittel- bzw. Oberbereiche) 

bei der Finanzierung zentralörtlich bedeutsamer Infrastruktur in den Zentralen Orten; die 

Beachtung des Zentrale-Orte-Konzepts im kommunalen Finanzausgleich ist ebenso zu prü-

fen, wie demografische Veränderungen in den Versorgungsbereichen. 

(143)	 �Neuausrichtung von Infrastrukturförderprogrammen auch zugunsten von Um- und Rück-

bau statt Ausbau; die Kopplung an kommunale Infrastrukturkonzepte ist zu prüfen (siehe 

hierzu Handlungsempfehlung Nr. 129). 

(144)	 �Abschaffen von Anreizen zum Flächenverbrauch in Förderprogrammen zur Gewährlei-

stung eines weitgehend demografiefesten und damit mittel- bis langfristig tragfähigen Infra-

strukturangebots; die besondere Berücksichtigung von zASBs ist zu prüfen. 

(145)	� Teilräumliche Konzentration von (unterschiedlichen) Strukturfördermitteln zur Steigerung 

der Effizienz und zugunsten der gesamträumlichen Entwicklung sollten weiterhin vorange-

trieben werden. 

(146)	� Eine zukunftsgerichtete (Neu-)Ausrichtung der Förder- und Subventionspolitik des Landes 

sollte sobald wie möglich (2018) erfolgen. 

(147)	� Prüfung der Stärkung der Nutzerfinanzierung und des Verursacherprinzips bei der Finan-

zierung kommunaler Infrastrukturen zur Schließung von Finanzierungslücken und zur Ver-

meidung von Fehlentwicklungen. 
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(148)	 �Konsolidierung kommunaler Grundschulkosten z. B. durch energetische Gebäudesanie-

rung, Kooperation mit Teilstandortlösungen gemäß SchulG sowie Mehrfachnutzung. 

(149)	� Konsolidierung der Kosten kommunaler Verkehrsflächen insb. durch Stärkung der Nut-

zerfinanzierung (siehe hierzu Handlungsempfehlung Nr. 147), die Berücksichtigung von 

Wohnfolgekosten, bedarfsgerechten Neu-, Um- und Rückbau sowie einer angepassten Sied-

lungsentwicklung (siehe zASBs). 

(150)	� Einführung von (trägerunabhängigen) Regionalbudgets zur Förderung von Kooperation bei 

und Konzentration von öffentlichen Infrastrukturen. 

(151)	� Identifizierung von Best-Practice-Beispielen interkommunaler Kooperation beim Angebot 

und Unterhalt öffentlicher Infrastrukturen und Abbau identifizierter (rechtlicher) Hürden. 
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7.	� Handlungsempfehlungen zu Finanzpolitische  
Herausforderungen für das Land und die Kommunen

Auch die Finanzpolitik muss vor dem Hintergrund des demografischen Wandels Konzepte erarbei-

ten, die sich an einer langfristigen Tragfähigkeit ausrichten:

•	 Tragfähige Politik ist dabei auch und gerade aus finanzpolitischer Sicht eine ressortübergrei-

fende Aufgabe. Denn die öffentlichen Finanzen spiegeln die Entscheidungen in vielen anderen 

Politikfeldern wider, benötigen aber einen eigenständig abgeleiteten Rahmen und verbindliche 

Eckwerte. Bei der Überprüfung öffentlicher Ausgaben auf Notwendigkeit und Effizienz sind indes 

alle Ressorts und alle staatlichen Ebenen gefordert. Zugleich erfordert die demografische Heraus-

forderung ein umfassendes und langfristig angelegtes finanz-, wirtschafts-, bildungs-, familien- 

und sozialpolitisches Konzept, welches mit den verfügbaren Finanzen in Einklang zu bringen ist. 11

•	 Tragfähige Politik handelt zudem rechtzeitig. Ein Hinausschieben notwendiger politischer Ent-

scheidungen zur Sicherung der Tragfähigkeit wäre mit hohen Kosten verbunden. Daher besteht 

bereits jetzt Handlungsbedarf, bevor die demografische Entwicklung dazu führt, dass Gestal-

tungsspielräume weiter eingeengt werden. Dies entspricht auch der Empfehlung, frühzeitig zu 

handeln, die der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

in seiner Expertise zu den Herausforderungen des demografischen Wandels abgegeben hat. Je 

früher gehandelt wird, desto geringer sind die Anpassungskosten und desto größer sind die He-

belwirkungen von Reformmaßnahmen. 

•	 Tragfähige Politik berücksichtigt schließlich Risiken. Projektionen zur Tragfähigkeit der öffent-

lichen Finanzen sind grundsätzlich mit großen Unsicherheiten verbunden, nicht zuletzt weil der 

betrachtete Zeithorizont weit in die Zukunft reicht. Tragfähige Politik stützt sich daher nicht al-

leine auf günstige Szenarien, sondern wappnet sich auch für eine mögliche ungünstige künftige 

Entwicklung. Eine Politik auf Basis einer Einschätzung der langfristigen Entwicklung, die sich im 

Nachhinein als zu optimistisch herausstellte, wäre nicht tragfähig, da sie kommenden Generati-

onen unverhältnismäßig hohe Lasten aufbürden würde.

Ab 2020 verschärfen sich die Rahmenbedingungen für die öffentlichen Haushalte in Nordrhein-

Westfalen insoweit, als für das Land die Schuldenbremse wirksam wird und bis auf in konjunktu-

rellen Krisenzeiten ein ausgeglichener Haushalt vorgelegt werden muss. Näheres wird demnächst 

eine Verfassungsänderung und ein Landesgesetz regeln. 

Das Land ist deshalb noch mehr als derzeit darauf angewiesen, Einnahmen und Ausgaben in 

Einklang zu bringen. Die eigene Steuerkraft muss deshalb vorrangiges Ziel sein; Einnahmen aus 

11	 siehe hierzu Teil D 1.7. Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B 7. Handlungsempfehlungen zu Finanzpolitische Heraus-
forderungen für das Land und die Kommunen.
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dem Länderfinanzausgleich sind zwar hilfreich, kennzeichnen aber eine unterdurchschnittliche 

Steuerkraft.

Gleichzeitig steigen die Ausgaben für Versorgungsempfänger zumindest bis Mitte des nächsten Jahr-

zehnts schneller als die Einnahmen. Es ist außerdem davon auszugehen, dass der Nachholbedarf bei 

der öffentlichen Infrastruktur noch nicht abgeschlossen ist, sondern die ganze nächste Dekade noch 

bestehen wird, zumal auf der Zeitschiene weiterer Modernisierungsbedarf hinzukommt, der aber 

auch zu Kostensenkungen bei Betriebskosten, insb. auch bei den Energiekosten führt. 

Des Weiteren sind die Kosten für die Handlungsempfehlungen dieser Enquetekommission in den 

anderen Kapiteln (siehe Teil B Handlungsempfehlungen) zu decken. Die Kosten der Handlungs-

empfehlungen sind derzeit nicht seriös quantifizierbar. Die Handlungsempfehlungen sind z. T. aus-

gabensteigernd, z. T. aber auch ausgabenentlastend, selten allerdings einnahmenerhöhend. 

Schließlich ist auch die Gemeindefinanzierung auf ihre Demografiefestigkeit zu überprüfen, denn 

stark schrumpfende Städte und Gemeinden dürften mit den derzeitigen Regelungen und der Ver-

gangenheitsorientierung, die sich in den Regressionsansätzen niederschlägt, nicht die Herausforde-

rungen des demografischen Wandels meistern können.

Die Kommission empfiehlt:

(152)	� Präventive wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik zur Sicherung einer eigenständigen 

nachhaltigen Finanzpolitik. 

	 �Eine wachstumsorientierte präventive Wirtschaftspolitik ist die Voraussetzung stabiler 

staatlicher und kommunaler Einnahmenentwicklung schlechthin. Sie ist deshalb zu fokus-

sieren, wodurch die Abhängigkeit des Landes vom Länderfinanzausgleich aus eigener Kraft 

abgebaut werden kann. Der Infrastruktur- und Bildungsbedarf für eine produktivitäts- und 

wachstumsorientierte Strukturpolitik ist hier besonders zu berücksichtigen und finanzpoli-

tisch zu priorisieren.

(153)	� Neuausrichtung des Haushaltsverfahrens auf die Bewältigung der Probleme des wirtschaft-

lichen Strukturwandels und des demografischen Wandels.

	 �Die Haushaltsaufstellungsverfahren bei Land und Kommunen sind auf die größer wer-

denden Änderungsbedarfe und Verschiebungen zwischen den Einzelplänen und Dezernaten 

umzubauen. 
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(154)	� Über den Zeitraum der heutigen Mittelfristigen Finanzplanung hinausgehend sind Projek-

tionsrechnungen zu entwickeln, die die Folgen des konkret erwartbaren demografischen 

Wandels für den Landeshaushalt modellieren. 

(155)	� Aus diesen längerfristigen Modellrechnungen sind finanzpolitische Eckwerte für eine nach-

haltige und wachstumsfördernde Haushaltspolitik des Landes abzuleiten und in Beschlüsse 

der Landesregierung und des Landtags umzusetzen.

(156)	� Es sind besondere verbindliche Rahmenentscheidungen für den Erhalt und die Modernisie-

rung der öffentlichen Infrastruktur unter Einbeziehung des öffentliche Aufgaben wahrneh-

menden Beteiligungsbesitzes zu treffen. 

(157)	� Es sollten stärker integrierte Planungs- und Entscheidungsverfahren entwickelt und imple-

mentiert werden, denen die heutigen budgetären „Erbhöfe“ der Ressorts und Dezernate häu-

fig entgegenstehen. Hierzu gehören auch Entscheidungsverfahren über die Verwendung von 

Demografierenditen innerhalb des Aufgabenbereichs, zugunsten anderer Aufgabenbereiche 

mit wachsenden Aufgaben oder zur Haushaltskonsolidierung. 

(158)	� Es sollten zudem ressortübergreifende Programmbereiche identifiziert werden, die für die 

Bewältigung des wirtschaftlichen und demografischen Wandels in besonderer Weise koor-

diniert werden müssen (z. B. Bildung und Arbeit, aber auch Gesundheit/Pflege und Wirt-

schaft). 

(159)	� Insgesamt ist ein geschlossenes Konzept eines Demografiebudgets mit interministerieller 

Organisationsstruktur zu entwickeln und zu implementieren.

(160)	� In das Demografiebudget ist ein spezielles Risikomanagement zur Sicherung der langfri-

stigen Tragfähigkeit und zur rechtzeitigen Änderung der Rahmen- und Eckwerte zu integrie-

ren. 

(161)	� Eine regelmäßige Aufgabenkritik ist organisatorisch und politisch-institutionell mit dem 

Demografiebudget zu verbinden (vgl. Teil B Kap. 2. Handlungsempfehlungen zu öffentlicher 

Dienst und öffentliche Verwaltung). 

(162)	� Alle neuen Förderprogramme sind auf ihre Demografieverträglichkeit und Nachhaltigkeit 

hin über einen standardisierten Demografiefragebogen zu prüfen. Das bedeutet, dass ihre 

langfristigen strukturellen und finanziellen Folgen für eine Gesellschaft im demografischen 

Wandel konkret darzustellen, zu beziffern und zu rechtfertigen sind. Dabei ist gegebenenfalls 

eine nach Regionen oder Branchen bzw. nach Bevölkerungs- oder nach Altersgruppen diffe-

renzierte Darstellung erforderlich.



50 Teil B Handlungsempfehlungen

(163)	� Die Demografierelevanz der einzelnen Haushaltstitel im Haushaltsplan sollte auf standar-

disierte Weise stärker dokumentiert werden. 

(164)	� Es sollte außerdem einmal in der Mitte einer Legislaturperiode ein ebenenübergreifender 

Gesamt-Demografiebericht erarbeitet werden, in dem die unterschiedliche Belastung von 

Land und Kommunen durch den demografischen Wandel dargelegt wird; hier sind auch 

Verfahren zu verankern, die Ausgleiche unterschiedlicher Demografierenditen und „-hypo-

theken“ zwischen Land und Kommunen ermöglichen.

7.1.	 Finanzpolitische Absicherung und Kostentransparenz der Beamtenversorgung

Zur Absicherung der zukünftigen Lasten der Beamtenversorgung erscheint keine – über das schon 

bestehende Maß hinausgehende – Absicherung am Kapitalmarkt erforderlich; Kapitalmarktrisiken 

und Transaktionskosten sprechen gegen einen größeren Versorgungsfonds am Kapitalmarkt. Auch 

eine „Nachversicherung“ bestehender Versorgungsansprüche wird ausdrücklich nicht empfohlen, 

weil sie unnötig teuer und angesichts der dann eintretenden Doppelbelastung der aktuellen Steuer-

zahlergeneration als eine völlig ungerechte Lösung angesehen werden muss. Eine besondere Vorsorge 

ist in jedem Fall nur für die über das heutige Maß hinaus aufwachsende Pensionsausgaben erforder-

lich. Angesichts der wohl noch mindestens auf mittlere Frist extrem niedrigen Kapitalmarktzinsen 

müssten extrem hohe Beiträge aufgebracht werden.12

Die Kommission empfiehlt: 

(165)	� Es sollte zunächst Kostentransparenz durch eine Veranschlagung von versicherungsmathe-

matisch kalkulierten (kalkulatorischen) Beiträgen an den Stellen für Versorgung und Beihil-

fen nach dem Modell des Pensionsfonds Rheinland-Pfalz geschaffen werden.

(166)	� Für neue Beamtenverhältnisse sollten Beiträge zur Pensionsvorsorge (Hauptgruppe 4!) in 

Höhe der kalkulatorischen Beitragssätze in einen Infrastrukturfonds Nordrhein-Westfalen 

(siehe Handlungsempfehlung Nr. 168) eingezahlt werden und mit dem Fonds eine langfri-

stige angemessene und sich an der erwarteten/angestrebten langfristigen Wachstumsrate des 

Landes orientierenden Zinssatz festgelegt werden; auf diese Weise werden Mittel des Perso-

nalhaushalts für die landeseigene Infrastruktur und Wirtschaftswachstum akquiriert. Mittel- 

bis langfristig wird durch die Beitragsleistung auch der Stellenbestand zurückgeführt.13

12	 siehe hierzu Teil D 1.5. Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B 7.1 Finanzpolitische Absicherung und Kostentransparenz 
der Beamtenversorgung.

13	 siehe hierzu Teil D Kap. 1.6. Sondervotum der Fraktionen von CDU und FDP sowie der Sachverständigen der EK III, Helmut 
Stahl und Dr. Hans-Peter Klös zu Teil B Kap. 7. Handlungsempfehlungen zu Finanzpolitische Herausforderungen für das Land 
und die Kommunen“; hier Handlungsempfehlungen 166-168.
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(167)	� Die bestehenden Kapitalmarktfonds (Versorgungsrücklage und eigener Versorgungsfonds) 

sollten institutionell weiter abgesichert und einem professionellen Anlagemanagement un-

terworfen werden. Auch hierzu steht der Infrastrukturfonds des Landes zur Verfügung, der 

insoweit „enteignungssicher“ ist, weil er nicht liquidierbar ist. 

7.2.	� Einrichtung eines Sondervermögens Infrastrukturfonds zum Wiederaufbau und zur  
Modernisierung der öffentlichen Infrastruktur

(168)	� Für den Wiederaufbau und Modernisierung der öffentlichen Infrastruktur des Landes und 

seiner Kommunen und zur Unterstützung eines wachstumsorientierten Strukturwandels 

sollte ein „Infrastrukturfonds“ als Sondervermögen des Landes eingerichtet werden. 

			   • �Der Fonds bündelt Finanzmittel zur Infrastrukturfinanzierung des Landes sowie die ein-

schlägigen Förderprogramme des Landes zugunsten der Kommunen. 

			   • �Ihm liegt ein zwischen allen Ressorts koordiniertes Investitionsprogramm zugrunde, das 

vom Volumen her geeignet ist, die Infrastrukturlücke zu den westdeutschen Flächenlän-

dern zu schließen. D.h., das Programm enthält jährliche Investitionen in Höhe der Investi-

tionsausgaben je Einwohner der Referenzländer zuzüglich eines Betrages x, der geeignet ist, 

den seit 1995 aufgelaufenen Rückstand in den nächsten 15 Jahren zu schließen. 

			   • �Die Kommunen haben ebenfalls Programme zur Schließung der Infrastrukturlücke vorzu-

legen; die Programme des Landes und der Kommunen sind zu einem Gesamtprogramm 

zu koordinieren und regelmäßig zu evaluieren und fortzuschreiben.

			   • �Zuweisungen zur Schließung der kommunalen Infrastrukturlücke, soweit Finanzierungs-

beiträge des Landes vorgesehen sind, sind hier ebenfalls einzustellen und mit einem ange-

messenen Betrag zu alimentieren. 

			   • �In den Infrastrukturfonds Nordrhein-Westfalen werden die Investitionsmittel des Landes-

haushalts, die einschlägigen Einnahmen aus bundes- und europäischen Mitteln, ggf. für die 

Nutzung von Landeseinrichtungen erhobenen Nutzerbeiträge (siehe hierzu Handlungs-

empfehlung Nr. 147) sowie die zahlungswirksamen Beiträge zu Beamtenversorgung aus 

neu geschlossenen Beamtenverhältnissen eingezahlt. Sollte der Fond Kredite aufnehmen 

dürfen, soweit die Eigenmittel des Landes nicht ausreichen, so sind Zins und Tilgung für 

diese Kredite aus dem Landeshaushalt zuzuführen. Für die Tilgungsbeiträge sind die sich 

an einer durchschnittlichen ökonomischen Lebenszeit orientierenden Abschreibungen der 

Investitionen zuzüglich eines Zuschlags für eine Instandhaltungsreserve insb. bei Bauinve-

stitionen zugrunde zu legen. Bei schrumpfender Bevölkerung sind innerhalb der jeweiligen 

standardisierten Nutzungsdauern die Abschreibungsfristen zu verkürzen, da auch weniger 

Menschen ideell die Tilgungen aufbringen. Ähnliche Kriterien sind für die Berechnungen 

der Tilgungen von Förderkrediten an Kommunen zu berücksichtigen. 
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			   • �Soweit Investitionen des Landes bereits von besonderen ausgelagerten Einrichtungen, wie 

z. B. dem BLB, vorgenommen und finanziert werden, ist zu prüfen, wie deren Tätigkeit 

sinnvoll und effizient mit der Arbeit des Infrastrukturfonds zu verzahnen ist. Die Effizienz 

der Investitionsprogramme und die Einhaltung der Kostenplanungen sollte mit jährlichen 

Berichten unterlegt werden. Ggf. sind Sanktionen bei übermäßigen Kostenüberschrei-

tungen oder groben Ineffizienzen einzuführen.

			   • �Dem Haushaltsausschuss des Landtags bzw. einem gesonderten Unterausschuss, der mit 

dem Kommunalpolitischen Ausschuss verzahnt werden könnte, obliegt die Überwachung 

und Kontrolle des Investitionswiederaufbau- und -modernisierungsprogramms (IWMP). 

Dieser Ausschuss sollte hierbei vom Landesrechnungshof, der Gemeindeprüfungsanstalt 

und einigen unabhängigen externen Sachverständigen unterstützt werden. 

			   • �Verwaltung und Management des Infrastrukturfonds könnte bei der landeseigenen För-

derbank NRW.BANK liegen. Voraussetzung ist, dass die NRW.BANK auf ihre Aufgaben als 

Förderbank beschränkt bleibt.

			   • �Bei der Einrichtung des Infrastrukturfonds ist darauf zu achten, dass seine rechtliche und 

institutionelle Verankerung derart abgesichert wird, dass die Nachhaltigkeitsregeln – insb. 

auch die periodengerechte Tilgung der aufgenommenen Kredite – sichergestellt sind.

7.3.	 Demografiefestigkeit des kommunalen Finanzausgleichs

Der kommunale Finanzausgleich ist demografiefest zu machen. Die derzeitige Regelung, nach der 

für die Berechnung der Schlüsselzuweisungen ggf. die höhere Bevölkerungszahl aus dem Durch-

schnitt der vorvergangenen drei Jahre zugrunde gelegt wird, ist weitgehend sinnlos, weil sie nur 

kurzfristig den Rückgang der Schlüsselzuweisungen verzögert, aber die Grundbeträge und damit die 

Zuweisungen für alle Kommunen kürzt. Das Problem der Remanenzkosten für stärker schrumpfen-

de Städte und Gemeinden wird in keiner Weise berücksichtigt. Zudem bildet der nordrhein-west-

fälische kommunale Finanzausgleich besonders stark Lasten ab und zu wenig die Chancen, die es 

gerade angesichts des demografischen Wandels gegenüber konkurrierenden Standorten in anderen 

Bundesländern und in Europa wahrzunehmen gilt. 

Die Kommission empfiehlt: 

(169)	� Die im Zeitverlauf mit Sicherheit vertikal unterschiedlichen Belastungen des Landes und 

der Kommunen aus der demografischen Entwicklung sollten in die Berechnung des Ver-

bundsatzes im kommunalen Finanzausgleich aufgenommen werden. Hierfür ist ein ent-

sprechendes standardisiertes und empirisch belastbares Verfahren zu entwickeln, dessen 

Ergebnisse im Gesamt-Demografiebericht des Landes (vgl. Handlungsempfehlung 164) 

veröffentlicht werden. 
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(170)	� Ein Kinderansatz als neuer Nebenansatz in den kommunalen Finanzausgleich sollte einge-

führt werden, der die Zahl der 0- bis 6- jährigen Kinder als Finanzbedarfsträger abbildet. Ein 

neuer zusätzlicher Nebenansatz berücksichtigt, dass 

	 • �frühkindliche Bildung und Kinderbetreuung sowie eine Vielzahl anderer kommunaler Ein-

richtungen (wie Parks, Spielplätze, Sporteinrichtungen und sogar schon Musikschulen) 

Kinder dieser Altersgruppe als besondere Adressaten mit höherem Finanzbedarf haben, 

was nicht im Einwohnerwert abgebildet wird, und

	 • �wachsende Kommunen mehr Kinder aufweisen als schrumpfende und vieles tun müssen, 

damit sie für diese Bevölkerungsgruppe attraktiv sind, was den Standorten in Nordrhein-

Westfalen wiederum Vorteil im Wettbewerb um Einwohner bescheren würde.

 	� Im Gegenzug kann vermutlich die Gewichtung des Soziallastenansatzes etwas abgesenkt 

werden, da dieser sehr stark von den Kosten für Kinder aus Bedarfsgemeinschaften ge-

prägt sind. 

(171)	� Die Remanenzkostenprobleme schrumpfender Städte und Gemeinden sollten über be-

sondere investive Zweckzuweisungen abgebildet und gelöst werden, da für den Rückbau 

öffentlicher Infrastrukturen bei einem größeren Rückgang der Bevölkerung schnelle Um-

baumaßnahmen erforderlich sind und das Hinnehmen von wachsenden Defiziten keine 

Lösung darstellt. Auf die Ansetzung zeitverzögerter Bevölkerungszahlen kann dann verzich-

tet werden.

(172)	� In diesem Zusammenhang sollte ebenfalls eine Prüfung durchgeführt werden, wie das Zen-

trale-Orte-Konzept im Zentralitätsansatz gestärkt werden kann, damit insbesondere die 

durch Mittelzentren mitzuversorgende Bevölkerung stärker im Kommunalen Finanzaus-

gleich gewichtet wird.

(173)	� Effizienzerhöhende Kooperationen zwischen Gemeinden und Gemeindeverbänden können 

finanziell unterstützt werden. 

7.4.	� Kostenfolgen von Bundes- und Europarecht für Land und Kommunen identifizieren und 
reduzieren

Land und Kommunen sind gleichermaßen von den Kostenfolgen von Bundes- und Europarecht 

betroffen, das sie vollziehen müssen. Es ist indes unbekannt, welche mit Sicherheit beachtlichen An-

teile der Landes- und Kommunalhaushalte durch das Recht der übergeordneten Ebenen gebunden 

sind und welche Möglichkeiten es hier für Kosteneinsparungen gibt.
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Die Kommission empfiehlt:

(174)	� Es sollte eine aufgabenkritische Bestandsaufnahme der Kostenfolgen aus Bundes- und Euro-

parecht vorgenommen, der Erfüllungsaufwand des Vollzugs von Bundes- und Europarecht 

mit dem Standard-Kosten-Modell (SKM) erfasst und Kostentreiber identifiziert werden. 

(175)	� Die Ergebnisse der empirischen Erfassung sind außerdem

	 • �auf vom Land zu verantwortende Kostentreiber zu analysieren und ggf. effizientere Lö-

sungen zu implementieren, 

	 • �soweit der Bund die zu hohen Kosten durch seine Regulierung zu verantworten hat, zu the-

matisieren; kostengünstigere Lösungen sind in Bundesratsinitiativen einzubringen;

	 • �in die vertikalen Finanzverhandlungen mit dem Bund im Hinblick auf eine aufgabenange-

messene Finanzausstattung und auf eine Änderung des vertikalen Umsatzsteuerschlüssels 

einzubringen.

(176)	� Eine besondere Analyse ist für Nordrhein-Westfalen belastende Asymmetrien des bundes-

einheitlich geregelten Steuerrechts anzufertigen. Es ist außerdem ein Analysetool zu entwi-

ckeln, welches die regionalen Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen ex ante ermitteln 

kann, damit die Interessen des Landes Nordrhein-Westfalen und seiner Kommunen recht-

zeitig in die Gesetzgebungsverfahren eingebracht werden können.

(177)	� Auch die empirisch ermittelten Ergebnisse der Messung des Erfüllungsaufwands von Bundes- 

und Europarecht sind strategisch mit der landeseigenen Aufgabenkritik und mit den dort 

verfolgten Finanzzielen zu verbinden.

7.5.	� Demografiefeste Gesetze, Richtlinien und Verordnungen in Nordrhein-Westfalen – Einfüh-
rung eines Demografiechecks

(178)	� Alle neuen Gesetzesvorhaben, Gesetzesänderungen und darauf ruhende Verordnungen 

sind auf ihre Demografieverträglichkeit und Nachhaltigkeit hin zu prüfen. Das bedeutet, 

dass ihre langfristigen strukturellen und finanziellen Folgen für eine Gesellschaft im demo-

grafischen Wandel im Vorblatt zum Gesetzentwurf und in der Begründung konkret darzu-

stellen, zu beziffern und zu rechtfertigen sind. Dabei ist gegebenenfalls eine nach Regionen 

oder Branchen bzw. nach Bevölkerungs- oder nach Altersgruppen differenzierte Darstellung 

erforderlich.
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1.	 Die demografische Ausgangslage in NRW bis 2030

Zum Beginn des Analyseteils wird im ersten Kapitel die demografische Ausgangslage für die Arbeit 

der Enquetekommission erläutert. Zunächst werden die Begriffe Demografie und demografischer 

Wandel erklärt. Anschließend werden zentrale Indikatoren des demografischen Wandels für das Jahr 

2020 und den darauf folgenden Betrachtungszeitraum bis zum Jahr 2030 dargestellt.

Die Demografie- oder Bevölkerungswissenschaft untersucht die Veränderungen und Entwicklungen 

in der Zusammensetzung von Bevölkerungen und Gesellschaften. 

Neben quantitativ-deskriptiven Untersuchungen auf der Basis z. B. amtlicher Statistiken beschäftigt 

sie sich auch qualitativ-interpretativ mit den Ursachen von Veränderungen. Hier werden die Dy-

namiken in den Veränderungen, z. B. mit Hilfe von Trend-Extrapolationen, als Modelle dargestellt. 

Die wesentlichen Felder der Demografie sind 

•	 die Fertilität (Geburtenzahlen),

•	 die Mortalität (Sterblichkeitsrate),

•	 die Migration (Aus-, Einwanderung) und

•	 die Struktur des Bevölkerungsbestandes.

Die Untersuchungsobjekte sind vielfältig und umfassen Merkmale der natürlichen Bevölkerungs-

entwicklung (Geburten und Sterbefälle, daraus folgend Veränderungen der Bevölkerungszahl und 

der Altersstruktur) sowie Merkmale zur Bevölkerungsstruktur, wie der Ethnie, dem Geschlecht oder 

der Haushaltszugehörigkeit. Auch Veränderungen im Lebensstil sowie die Verteilung der Bevölke-

rung im Raum sind Untersuchungsgegenstände.

Dabei wird versucht, die Ergebnisse quantitativer und qualitativer Analysen und ihre Abhängigkeit 

bzw. die Wechselbeziehung zu gesellschaftlichen Rahmenbedingungen aufzuzeigen.14 

1.1.	 Demografischer Wandel

Der sog. demografische Wandel ist eine Entwicklung, welche im Rahmen der Bevölkerungswissen-

schaften erforscht wird. Abhängig von der Perspektive wird er unterschiedlich definiert. In der me-

dialen Verwertung hat sich in den vergangenen Jahren die Beschreibung „weniger, älter, bunter“ eta-

14	 vgl. Höpflinger 1997: 15 ff.
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bliert, welche aber nur den absoluten Bevölkerungsrückgang und den relativen Anstieg des Anteils 

älterer Menschen und Menschen mit Migrationshintergrund aufgreift. Da sich die Bevölkerungs-

entwicklung räumlich sehr differenziert darstellt, ist in einigen Regionen auch mit einem „mehr“ 

oder sogar mit einem „jünger“ zu rechnen. Die Herausforderungen stellen sich entsprechend unter-

schiedlich dar. Der Duden definiert den demografischen Wandel als eine wirtschafts- und sozialpo-

litisch bedeutsame Veränderung in der Altersstruktur einer Bevölkerung.15 

Der demografische Wandel besteht u. a. laut dem Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-

gesellschaftlichen Entwicklung aus zwei Komponenten: der anhaltend niedrigen Geburtenrate und der 

steigenden Lebenserwartung unter Einbezug der Wanderungsbewegungen und Migrationszahlen.16

Die Definition der Enquetekommission des Deutschen Bundestages „Demographischer Wandel – 

Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den Einzelnen und die Politik“ benennt 

zudem die Konsequenzen aus der Veränderung dieser Komponenten: 

„Die demographische Entwicklung ist wesentlich durch zwei Merkmale geprägt:

•	 durch eine zunehmende Alterung der Bevölkerung, die sich auf Grund des bisherigen Geburtenrück-

ganges auf ein Niveau von etwa einem Drittel unter dem Generationenersatz sowie auf Grund einer 

steigenden Lebenserwartung ergibt; eine sinkende Anzahl und ein abnehmender Anteil Jüngerer ei-

nerseits sowie eine steigende Anzahl und ein zunehmender Anteil Älterer an der Gesamtbevölkerung 

andererseits sind die Folge;

•	 durch Zuwanderungen, die in mehreren Phasen erfolgten; ohne Zuwanderungen wäre die Bevölke-

rung in Deutschland bereits seit Beginn der 1970er-Jahre zurückgegangen.“ 17

Das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS NRW) hat eine umfassende und 

auch abseits der Raumwissenschaften plausible Abgrenzung formuliert. Demnach umfasst der de-

mografische Wandel 

„in raumwissenschaftlicher Sichtweise die Summe aller Änderungen in der Zahl, in der Struktur und in 

der räumlichen Verteilung der Bevölkerung eines Gebietes oder einer Gebietskörperschaft. Die Kompo-

nenten der demographischen Veränderungen sind:

•	 die Bevölkerungszahl und ihre bestimmenden Faktoren. Die Aufmerksamkeit gilt dabei im Besonde-

ren den Änderungen in der räumlichen Verteilung der Bevölkerung mit ihren vielfältigen Folgewir-

kungen – von der Flächeninanspruchnahme bis zu den kommunalen Finanzen;

15	 vgl. www.duden.de: Schlagwort „Wandel“.

16	 vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2013: 1 f.

17	 Enquête-Kommission „Demographischer Wandel – Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den Einzelnen 
und die Politik 2002: 15.

http://www.duden.de
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•	 die Altersstruktur der Bevölkerung und die darin angelegten Folgen für die soziale und kulturelle 

Infrastruktur;

•	 die zunehmende Internationalisierung der Bevölkerung und die daraus resultierenden Anforderun-

gen an die Integrationsfähigkeit der Gesellschaft sowie an die schulische, soziale und kulturelle Infra-

struktur;

•	 die Gesellungsformen und die aus veränderten Familienstrukturen erwachsenden neuen Anforderun-

gen an den Wohnungs- und Städtebau und an die soziale Infrastruktur.

In ihrem Zusammenwirken stellen diese vier Komponenten wesentliche Rahmenbedingungen der künf-

tigen gesellschaftlichen Entwicklung dar (vgl. dazu u. a. Ulrich 2006; ILS NRW 2002: 3ff.).“ 18 

Die Definition des ILS NRW benennt einerseits einzelne Komponenten des demografischen Wan-

dels und auch bereits einige Handlungsfelder, welche unter den zurzeit vorherrschenden (politischen 

und gesellschaftlichen) Rahmenbedingungen von den Veränderungen betroffen sind. Darüber hi-

naus sind unter den gegebenen Rahmenbedingungen auch Effekte auf die sozialen Sicherungs- und 

die Rentensysteme absehbar. 

Die Definition benennt hingegen noch nicht die Ursachen für die Entwicklung der einzelnen Kom-

ponenten. Die Abhängigkeiten zwischen der Bevölkerungsstruktur, den gesellschaftlichen Auswir-

kungen und individuellen Verhaltensmustern fasst Höpflinger (1997) in einer Grafik zusammen:

Bevölkerungsentwicklung
Quantität
– Bevölkerungswachstum
– Bevölkerungsrückgan

Bevölkerungsstruktur
Qualität
– Altersverteilung
– Ethnische Struktur
– Geschlechterverhältnnis

Soziale und wirtschaftliche Strukturen
z. B. Machtverteilung, Wohlstandsniveau, Modernität,  
Innovationsfähigkeit, Konfliktniveau usw.

Familiäres und individuelles Verhalten
z. B. Fertilitätsverhalten, Migrationsverhalten,  
soziales und politisches Verhalten bei Wandel usw.

Abbildung 1:	 Bevölkerungsentwicklung und gesellschaftlicher Wandel19

18	 Die Definition des ILS erscheint für den Rahmen der Enquete-Thematik, insbesondere durch ihren Bezug auf die unterschied-
lichen Politikfelder und die räumliche Auswirkungen auf das Land und die Kommunen, als besonders brauchbar. (vgl. Grüber-
Töpfer & Kamp-Murböck, Marion und Mielke, Bernd 2010: 7).

19	 Höpflinger 1997: 16.
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Die Abbildung zeigt, dass es sich beim demografischen Wandel um ein Phänomen handelt, welches 

aus der Kombination demografischer und sozialer Wandlungsprozesse besteht, die sich gegensei-

tig beeinflussen und deren Ursachen eher sozio-ökonomischer Natur sind, weshalb beispielsweise 

Schnur die Begrifflichkeit eines „sozio-demografischen Wandels“ für angemessener hält.20 

Die Wechselbeziehungen zwischen den einzelnen Komponenten erschweren die Zuordnung linearer 

Kausalitäten. Je nach Untersuchungsgegenstand können deshalb auch unterschiedliche Komponen-

ten und Indikatoren relevanter sein.
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Abbildung 2:	 Determinanten demografischer Prozesse und resultierender Strukturen21

In den Sozialwissenschaften gilt das Phänomen des demografischen Wandels als nicht-intendierte 

Folge der gesellschaftlichen Modernisierung.22 Es summieren sich also eine Vielzahl von (individu-

ellen) Entscheidungen und Trends zu einem Bündel an Auswirkungen auf einer höhergeordneten 

Ebene, z. B. wenn sich die zurückgehende Geburtenzahl auf die sozialen Sicherungssysteme auswirkt. 

20	 vgl. Schnur 2010: 27 f.

21	 ebd.: 13.

22	 vgl. ebd.: 31 f.
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1.2.	 Bevölkerungsentwicklung

Der demografische Wandel wird in manchen Bevölkerungssegmenten erhebliche Veränderungen 

verursachen. Im folgenden Abschnitt soll die Entwicklung verschiedener Indikatoren mit Blick auf 

das Jahr 2020 als Basisjahr der Kommissionsarbeit und im Folgenden auf den Zeitraum der Jahre 

2020 bis 2030 dargestellt werden.

Die Basis für die Aussagen zur zukünftigen Bevölkerungsentwicklung bildet die Bevölkerungsvo-

rausberechnung des statistischen Landesamtes Informationen und Technik NRW (IT.NRW) von 

2014. Mit ihr liegt eine Vorausberechnung auf Ebene der kreisfreien Städte und Kreise bis zum Jahr 

2040 und auf Ebene des Landes bis zum Jahr 2060 vor. 

Nordrhein-Westfalen hat zum 01.01.2014 nach der offiziellen Fortschreibung 17.571.856 Einwoh-

nerinnen und Einwohner (Deutschland (D): 80.767.463).23 

Der Verlauf der Bevölkerungsentwicklung zeigt, dass die Einwohnerzahl in den vergangenen zehn 

Jahren um etwa 1,2 Prozent gesunken ist, wobei es erhebliche regionale Unterschiede innerhalb des 

Landes gibt.24

Nordrhein-Westfalen profitiert seit dem Jahr 2012 besonders von der positiven Wanderungsent-

wicklung. Die Wanderungsgewinne lagen deutlich über den in den Annahmen zur Bevölkerungs-

entwicklung zu Grunde gelegten Werten und dem Saldo der natürlichen Bevölkerungsentwicklung 

in älteren Bevölkerungsprognosen. 

Die aktuelle Bevölkerungsvorausberechnung geht, auf der Basis der Erfahrungen der vergangenen 

Jahre, von einer höheren durchschnittlichen Zuwanderung aus.25

Demnach wird NRW im Jahr 2020 etwa 17.701.973 Einwohner haben (D: 81.434.000). Das ist ge-

genüber dem Ausgangsjahr 2014 ein Bevölkerungszuwachs von ca. 0,7 Prozent. 

23	 Grundlage der Beschreibungen sind aus Gründen der Vergleichbarkeit die Daten von Informationen und Technik NRW (IT.
NRW) mit der Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfalens 2014 bis 
2040/2060 vgl. Cicholas & Ströker 2015. Diese Bevölkerungsvorausberechnung basiert erstmalig auf den Zahlen des Zensus 
2011. Zum Vergleich befinden sich die bundesdeutschen Zahlen in Klammern. Das statistische Bundesamt (destatis) schreibt 
seit 2011 die Statistiken auf Basis des Zensus 2011 fort, so dass es mitunter zwischen 2010 und 2011 zu Brüchen in den Zeitrei-
hen kommen kann.

24	 Die Zahlen sind nicht zensusbereinigt und beziehen sich auf die Bevölkerungsfortschreibung auf der Basis der Volkszählung 
von 1987. Auf Grund eines statistischen Bruchs lassen sich die Zahlenreihen der alten Fortschreibung nicht mit den Zahlen des 
Zensus 2011 harmonisieren. Der Zensus 2011 hat eine Einwohnerzahl von 17.538.251 Personen ergeben, also ca. 1,7 Prozent 
weniger Bevölkerung. Zu den unterschieden von Zensus und offizieller Fortschreibung siehe z. B. NRW.BANK 2013b: 8.

25	 vgl. Cicholas & Ströker 2015.
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1.2.1.	 Entwicklung in der Dekade 2020 – 2030
Insgesamt wird die Bevölkerung durch Zuwanderung noch bis zum Jahr 2025 auf dann ca. 17.737.317 

Menschen anwachsen. Das entspricht einer Bevölkerungszunahme von etwa 0,9 Prozent gegenüber 

dem Jahr 2014. 

Für den Zeitraum der Jahre 2020 bis 2030 bedeutet das zunächst eine weiterhin leicht positive 

Entwicklung mit einer Trendumkehr in der Mitte der Dekade. Im Jahr 2030 wird die Bevölke-

rung in NRW 17.708.900 Menschen betragen (Zunahme um 0,04  %; Deutschland: -2,7  % auf 

79.230.000). Damit wird sich der Trend der vergangenen Jahre bis in den Untersuchungszeitraum 

umkehren. Ging die Bevölkerungsvorausberechnung aus dem Jahr 2011 noch von einem stetigen 

Bevölkerungsrückgang aus, ergibt sich nun auf Grund der Wanderungsannahmen ein leichter 

Zuwachs.26 

Die zuwandernden Personen werden dabei auch die Zusammensetzung der Bevölkerung beeinflus-

sen. So sind die zuwandernden Personen tendenziell männlich und zwischen 25 und 40 Jahren alt, 

so dass sich diese Altersklassen zunächst stabilisieren werden. Die Zuwanderung erfolgt jedoch nicht 

in allen Teilen des Landes gleichmäßig.

Regionale Auswirkungen des demografischen Wandels

Räumlich stellen sich diese Veränderungen sehr differenziert dar. Teilweise vollziehen sich Bevölke-

rungsrückgang und -wachstum in enger Nachbarschaft. Besonders betroffen sind jedoch periphere 

und strukturschwache Räume. Die Bevölkerungsgewinne durch Zuzug konzentrieren sich vor allem 

auf die wirtschaftlich prosperierenden Städte und Kreise. Die Gegensätze zwischen peripheren oder 

strukturschwachen Räumen und prosperierenden Zentren werden sich dadurch noch verschärfen. 

So werden die Städte Düsseldorf, Köln, Bonn und Münster bis zum Jahr 2040 einen Bevölkerungs-

zuwachs von deutlich über 10 Prozent verzeichnen können. Diese Städte haben auf Grund ihrer Be-

völkerungsstruktur als einzige unter den kreisfreien Städten auch noch einen Geburtenüberschuss, 

wachsen also auch „natürlich“. Neben den Städten können aber auch der Rhein-Sieg-Kreis, der 

Rhein-Erft-Kreis und der Rhein-Kreis Neuss zwischen den Jahren 2020 und 2030 noch ein Bevöl-

kerungswachstum verzeichnen. Neu ist die Feststellung, dass auch die Städte Dortmund und Essen, 

Solingen, Wuppertal, Aachen und Bielefeld, sowie die Kreise Kleve, Gütersloh und Paderborn von 

den Wanderungsgewinnen profitieren dürften. 

Insbesondere in Südwestfalen und einigen ostwestfälischen Landkreisen wird die Bevölkerungsent-

wicklung jedoch deutlich negativ verlaufen. Die größten Bevölkerungsrückgänge von über 10 Pro-

zent werden demnach die Stadt Remscheid sowie die Kreise Lippe, Höxter, Olpe, der Hochsauer-

landkreis und der Märkische Kreis verzeichnen müssen.

26	 vgl. ebd.
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Die Entwicklungen werden sich aber auch kleinräumig darstellen. In den zentrumsnahen Umland-

kreisen zeigt sich, dass die direkt an den prosperierenden Städten angrenzenden Kommunen in der 

Regel als Wohnorte von deren positiven Entwicklung profitieren, während sich abgelegene Gemein-

den bereits mit den Auswirkungen des Bevölkerungswandels konfrontiert sehen. 
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Abbildung 3:	 Relative Zu- und Abnahme der Bevölkerung in NRW zwischen 2014 und 204027

27	  ebd.
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Abbildung 4:	 Bevölkerungsentwicklung NRW bis 204028

1.2.2.	 Geburten, Sterbefälle und Wanderungen
Im Jahr 2013 wurden in NRW 146.417 Kinder geboren (D: 682.069). Die Geburtenzahlen folgten 

bisher einem langfristig eher sinkenden Trend, welcher sich in den vergangenen Jahren auf kon-

stantem Niveau eingependelt hat. Zwischen 2004 und 2013 ist die Anzahl der Geburten um 7,4 Pro-

zent zurückgegangen. 

Gleichzeitig sind im Jahr 2013 200.065 Menschen gestorben (D: 893.825). Der Saldo aus beiden 

Kennziffern, der sog. natürliche Bevölkerungssaldo, ist damit mit -53.645 Personen negativ 

(D: -211.756). Schon seit den 1970er Jahren stagnierte die natürliche Bevölkerungsentwicklung in 

Nordrhein-Westfalen, in den vergangenen 20 Jahren verlief sie, mit Ausnahme von vier Jahren, ne-

gativ. Ursächlich ist die seit 1971 konstant niedrige Geburtenrate (auch: Total Fertility Rate (TFR)) 

in Nordrhein-Westfalen. Sie beträgt zurzeit 1,4 Kinder pro Frau (D: 1,4) und liegt damit deutlich 

unterhalb des Ersatzniveaus.29

Durch Wanderungsbewegungen insbesondere in den 1990er Jahren wurde die negative Entwicklung 

jedoch teilweise ausgeglichen, so dass im Gesamtsaldo ein Bevölkerungszuwachs zu verzeichnen war.

Seit Beginn der 1980er Jahre hatte Nordrhein-Westfalen mit Ausnahme der Jahre 2008 und 2009 stets 

positive Wanderungssalden. Während in den 1990er Jahren das Geburtendefizit vor allem durch Zu-

28	 IT.NRW Landesdatenbank online.

29	 Zum Erhalt einer Generation wird eine Geburtenrate von 2,1 Kindern/Frau vorausgesetzt.
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züge aus den sog. „neuen“ Bundesländern ausgeglichen werden konnte, konnte das Geburtendefizit 

in den 2000er Jahren nicht mehr ausglichen werden. 

Diese Entwicklung hat sich seit dem Jahr 2012 erstmalig umgekehrt. Der Saldo aus Zu- und Fortzü-

gen betrug im Jahr 2013 +64.564 Personen (D: +428.607) und lag damit über dem Geburtendefizit 

von -53.645 Personen (D: -211.756). Damit stieg die Bevölkerung in NRW erstmals seit zehn Jahren 

wieder geringfügig an (+10.919 Personen oder 0,1 %; D: +216.851 oder 0,2 %).
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Abbildung 5:	 Bevölkerungsentwicklung mit Saldo30

Laut Bevölkerungsvorausberechnung von 2014 werden im Jahr 2020 ca. 151.101 Menschen geboren 

und 202.661 Menschen sterben. Der daraus resultierende natürliche Bevölkerungssaldo ist mit -51.560 

Personen deutlich negativ, wird jedoch durch den, als Annahme in die Vorausberechnung eingebrach-

ten, Wanderungssaldo von 59.989 Personen ausgeglichen werden (Gesamtsaldo: 8.429 Personen), so 

dass sich noch eine leichte Bevölkerungszunahme ergibt. Auffällig ist die bis zum Jahr 2021 wieder 

ansteigende Zahl der jährlichen Geburten. Die Zahl der Frauen mit einer hohen Geburtenwahrschein-

lichkeit in der Altersklasse der 25- bis unter 36-Jährigen vergrößert sich bis ins Jahr 2022.

Entwicklung in der Dekade 2020 bis 2030

Im Betrachtungszeitraum der Jahre 2020 bis zum Jahr 2030 wird sich diese Dynamik zunächst bis 

ins Jahr 2024 fortsetzen. Dann wird bis zum Jahr 2030 und darüber hinaus bis zum Ende des Berech-

nungszeitraums ein Bevölkerungsrückgang einsetzen, da die negativen Gesamtbevölkerungssalden 

größer werden.

30	  IT.NRW Landesdatenbank online.
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Die Geburtenzahl wird im Jahr 2030 auf etwa 142.472 Personen sinken, die Anzahl der Gestorbenen 

auf 210.070 steigen (Saldo: -67.598 Personen), womit die Schere weiter auseinandergeht. Bei einem 

unterstellten Wanderungssaldo von 49.999 Personen ergibt der Gesamtsaldo -17.599 Personen. Ins-

gesamt geht die Anzahl der Neugeborenen in dieser Dekade um 5,7 Prozent zurück, die Anzahl der 

Todesfälle wird um 3,7 Prozent zunehmen. 

Grundlagen der Bevölkerungsvorausberechnung 

Methodisch werden im Rahmen der Bevölkerungsvorausberechnung bestimmte Annahmen zur 

Bevölkerungsentwicklung zu Grunde gelegt. Dies wären die zusammengefasste Geburtenziffer, die 

Säuglingssterblichkeit und die Lebenserwartung von Neugeborenen. Die zusammengefasste Gebur-

tenziffer wird mit 1,4 Kindern pro Frau zu Grunde gelegt. Des Weiteren fließen eine Säuglingssterb-

lichkeit von 4 Promille bei weiblichen und 4,1 bis 4,6 Promille bei männlichen Säuglingen und die 

Lebenserwartung in die Berechnung mit ein. Diese Erhöhung beträgt bis 2030 2,6 Jahre für weib-

liche und 3,5 Jahre für männliche Neugeborene gegenüber dem Basisjahr 2014. 

Die Annahmen zur Wanderung wurden für die aktuelle Bevölkerungsvorausberechnung im Ver-

gleich zur vorherigen aktualisiert und deutlich erhöht. Dies geschah vor dem Hintergrund der stark 

erhöhten Zuwanderung in den vergangenen drei Jahren. Für die Jahre 2014 bis 2015 unterstellt 

IT.NRW zunächst einen durchschnittlichen jährlichen Wanderungssaldo von etwa +85.000 Per-

sonen und für die Jahre 2016 und 2017 etwa 70.000 Personen. Im Folgenden rechnet das statistische 

Landesamt mit einem Abschlag von 5.000 Personen im Zweijahresrhythmus.31 

Diese positiven Salden sind die Ursache für die bis Mitte des Untersuchungszeitraums anhaltende positive 

Bevölkerungsentwicklung, da die negativen natürlichen Bevölkerungssalden ausgeglichen werden können.

Die Festlegung von Annahmen zu zukünftigen Wanderungsbewegungen ist schwierig zu treffen. 

Zu- und Abwanderung sind weniger gut prognostizierbar als Geburten- und Sterbefälle, da sie noch 

stärker von ökonomischen, politischen und sozialen Faktoren abhängig sind und sich wesentlich 

kurzfristiger ändern können. Dementsprechend hat sich der Wanderungssaldo in den vergangenen 

Jahren, auch auf gesamtstaatlicher Ebene, sehr unterschiedlich entwickelt. So haben die Wirtschafts- 

und Finanzmarktkrise und ihre Folgen in der Bundesrepublik und im weiteren in NRW zu punk-

tuell deutlich höheren positiven Wanderungssalden durch Arbeitsmigranten beispielsweise aus dem 

südeuropäischen Regionen geführt. Neue (politische) Initiativen zur Begünstigung der Zuwande-

rung von Fachkräften können diese Variable auch kurzfristig stark beeinflussen.

Wie sich die aktuellen, überdurchschnittlich positiven Zuwanderungszahlen auf Bundesebene32 dau-

erhaft entwickeln werden und welche konkreten Auswirkungen sie auf Nordrhein-Westfalen haben 

31	 vgl. Cicholas & Ströker 2015: ebd.: 10.

32	 vgl. Statistisches Bundesamt 2014a.
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werden, bleibt abzuwarten. Die Relevanz der Zuzüge für die zukünftige Bevölkerungsentwicklung 

hat damit in den vergangenen Jahren jedoch deutlich zugenommen. 

Exkurs Bevölkerungsprognosen:

Neben der Bevölkerungsvorausberechnung von IT.NRW gibt es noch weitere Bevölkerungsprognosen, wie zum 
Beispiel die Bevölkerungsvorausberechnung der Bertelsmann Stiftung oder des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung. Die Datenbasis stellt bei allen Vorausberechnungen die amtliche Statistik dar. Unter-
scheiden lassen sie sich im Wesentlichen in der Methodik zum Einbezug zukünftiger Wanderungen. Während 
beispielsweise IT.NRW Annahmen zur Entwicklung der Wanderungssalden trifft, werden bei Bertelsmann die 
Zu- und Fortzüge getrennt über Wanderungsquoten gebildet. Die Annahmen zu den Wanderungssalden leitet 
IT.NRW aus den Entwicklungen der Vergangenheit ab, versucht aber auch qualitativ absehbare Entwicklungen, 
wie z. B. eine anstehende Umsetzung der Arbeitnehmerfreizügigkeit von Personen in südosteuropäischen 
Ländern in die Vorausberechnung mit einfließen zu lassen. Eine Vergleichbarkeit der Prognosen ist auf Grund 
der unterschiedlichen Aufsetzdaten schwierig, da zwischenzeitliche (politische) Veränderungen, wie z. B. die 
Einführung einer Zweitwohnsitzsteuer die Ergebnisse verändern können. Die Vorausberechnung von IT.NRW 
wird regelmäßig evaluiert und stellt für Nordrhein-Westfalen die offizielle Statistik dar. 

1.3.	 Veränderung der Bevölkerungsstruktur 

Der demografische Wandel geht nicht nur mit einem absoluten Rückgang der Gesamtbevölkerung 

einher. Auch die Struktur der Bevölkerung wird sich verändern: die Anzahl der Menschen in ver-

schiedenen Altersklassen wird sich verändern, die Zusammensetzung von Familien wird perspekti-

visch eine andere sein und mehr Menschen mit verschiedenen kulturellen Hintergründen werden 

Teil der Gesellschaft in Deutschland und NRW sein. 

1.3.1.	 Altersstruktur
Für die Folgen des demografischen Wandels sind die Verschiebungen in den Altersklassen von gro-

ßer Bedeutung. 

Der Anteil der älteren Menschen hat in den vergangenen Jahren in NRW relativ und absolut deut-

lich zugenommen und wird dies auch zukünftig tun, wenn die geburtenstarken Jahrgänge zwischen 

1950 und 1972 in das Seniorenalter kommen. Gleichzeitig nimmt der Anteil junger Menschen als 

Folge der Geburtenrückgänge ab. 

In den vergangenen drei Jahren kam es zu teilweise deutlichen Rückgängen in den Altersklassen 

der unter 20-Jährigen und der 35- bis unter 50-Jährigen.33 Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der 

50- bis unter 65-Jähringen deutlich um ca. 187.114 Personen. Dies ist auch die Alterskohorte34, in 

der sich die sog. „Babyboomer“-Jahrgänge befinden. Während die Altersklasse der 65- bis unter-

33	 Durch die Aktualisierung der Bevölkerungszahlen im Rahmen des Zensus 2011 kam es auch zu einem Bruch in der Bestands-
fortschreibung der Altersklassen. Deshalb kann hier nur eine Betrachtung der vergangenen drei Jahre erfolgen.

34	 Als Kohorte bezeichnet man eine Personengruppe mit einem gemeinsamen zeitlichen Charakteristikum. Hier ist die Personen-
gruppe gemeint, welche in den geburtenstarken Jahrgängen zwischen 1957 und 1965 geboren wurden.
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75-Jährigen nach einer kurzen Zunahme Mitte der 2000er Jahre wieder etwas zurückgegangen ist, 

fällt der starke Anstieg in der Altersklasse der 75-Jährigen und Älteren auf. In den vergangenen drei 

Jahren wuchs die Zahl der Hochbetagten um beinahe 7 Prozent an (vgl. Abbildung 6).

Entwicklung in der Dekade 2020 bis 2030

Auch perspektivisch wird die Altersklasse der über 65-Jährigen weiter stark steigen; diese Dynamik 

beginnt bereits 2020 und setzt sich über den gesamten Betrachtungszeitraum fort. Bis 2036 wird sie 

einen Anstieg von 35,7 Prozent zu verzeichnen. 

Die unter 20-Jährigen entwickeln sich verhältnismäßig stabil im Betrachtungszeitraum. Während 

zu Beginn die Zahl der unter 3-Jährigen ansteigt um ab 2023 wieder bis zum Ende des Prognose-

zeitraums zu sinken, wird die Zahl der 3- bis unter 6-Jährigen und die 6- unter 10-Jährigen in der 

Dekade leicht zunehmen.

Bemerkenswert ist die leichte Zunahme der 25- bis 40-Jährigen im Betrachtungszeitraum. Sie wer-

den bis 2015 um 10,3 Prozent zunehmen und schrumpfen danach vergleichsweise moderat. Jedoch 

ist hier zu beachten, dass dies die Kohorten sind, welche wesentlich von den potentiellen Zuwan-

derungen abhängen. Die Zahl der 45- bis unter 65-Jährigen bildet mit derzeit rund 30 Prozent den 

quantitativ größten Bevölkerungsanteil. Im Betrachtungszeitraum ist der Bevölkerungsrückgang 

hier mit -11,9 Prozent vergleichsweise hoch. 

Die Zahl der 65- bis unter 75-Jährigen steigt gleichzeitig um 33,7  Prozent am stärksten an (vgl.  

Abbildung 6).
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Abbildung 6:	 Entwicklung der Altersklassen 2003– 201235

35	 IT.NRW Landesdatenbank online.
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Die Schere zwischen ausgewählten Altersklassen wird, wie Abbildung 7 zeigt, zukünftig weiter ausei-

nander gehen. Die stärksten Verwerfungen werden allerdings erst nach 2030 stattfinden.

Ausgehend vom Jahr 2014 wird die Zahl der Hochbetagten in der Altersklasse 75 Jahre und älter bis 

2020 um ca. 11 Prozent steigen und im Betrachtungszeitraum relativ konstant bleiben. Insbeson-

dere die Gruppe der jungen, noch in der Ausbildung befindlichen Erwachsenen zwischen 18 und 

25 Jahren wird im Betrachtungszeitraum schrumpfen (-17,97 % bis 2030), gefolgt von den älteren 

Erwerbstätigen zwischen 45 und 65 Jahren (-11,4 % bis 2030). 
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Abbildung 7:	 Prozentuale Entwicklung Altersklassen 2014– 203036

Die Zunahme des Anteils von Menschen in den höheren Altersgruppen wird anhand des Alten-

quotienten deutlich. Er bildet das Verhältnis der über 65-Jährigen zu den Personen im erwerbsfä-

higen Alter ab, liegt zurzeit bei 33,8 Prozent und steigt bis 2030 auf 45,4 Prozent mit ansteigender 

Tendenz.37 

36	 IT.NRW Landesdatenbank online.

37	 Der Altenquotient beschreibt die Zahl der nicht mehr Erwerbstätigen in Bezug auf 100 erwerbstätige Personen. Bei einem Ren-
teneinritt mit 67 Jahren würde er zurzeit 29,4 Prozent betragen und bis 2030 auf 37,6 Prozent steigen. 
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Das Durchschnittsalter der Bevölkerung wird bis 2030 ebenfalls deutlich ansteigen. Dabei gibt es 

sowohl eine signifikante Geschlechterdifferenz als auch eine Differenz zwischen kreisfreien Städten 

und Kreisen. Bei den Frauen erhöht es sich von 45,2 auf 48,6 Jahre, bei den Männern von 42,5 auf 

46,3 Jahre. Die Schere geht beim Durchschnittsalter zwischen den kreisfreien Städten und den Krei-

sen weiter auseinander; bei den Männern steigt die Differenz von 0,7 Jahren auf 3,1 Jahre, bei den 

Frauen gar von 0,6 auf 3,7 Jahre. 

1.3.2.	 Familienstrukturen
Das Thema Familie stellt einen grundlegenden Aspekt der demografischen Entwicklung dar. Fa-

milien in ihren unterschiedlichen Prägungen sind diejenigen Beziehungs- und Verantwortungsge-

meinschaften, in denen Kinderwünsche verwirklicht werden und in denen die Kinder aufwachsen. 

Partnerwahl, Eheschließung und Familiengründung beruhen auf individuellen Entscheidungen. 

Gleichwohl haben die gesellschaftlichen Bedingungen – die Entscheidungen der Politik, die Gestal-

tung der Arbeitswelt und der sozialen Verhältnisse – in unterschiedliche Weise Einfluss auf die Ge-

burtenrate.38 

Familien sind zudem der Ort des Zusammenlebens der Generationen. Die Einstellung einer Gesell-

schaft zum Umgang mit immer älter werdenden und zunehmend pflegebedürftigen Menschen wird 

entscheidend durch das Zusammenleben in den Familien geprägt.

Die Formen des familiären Zusammenlebens unterliegen einem gesellschaftlichen Wandel, der zu 

einer weitergefassten Definition von Familie geführt hat:

„Angesichts zunehmender Differenzierung und Pluralisierung privater Lebensformen wird Familie 

in einem sehr weiten Begriff verstanden als Fürsorge und Verantwortung von jüngeren wie älteren 

Menschen füreinander.“ 39 

Diese ausgeweitete Definition von Familie geht davon aus, dass der wichtigste Blickwinkel einer 

demografiegerechten Familienpolitik der Blick aus der Sicht derjenigen ist, die füreinander sor-

gend tätig sind, unabhängig davon, in welcher realen oder auch formalisierten Beziehung sie zuei-

nander stehen.

Das statistische Landesamt IT.NRW erhebt im Rahmen des Mikrozensus Daten zum Familientyp 

und der Anzahl der unter 18-jährigen Kinder in einem Haushalt. Familie wird im Rahmen dieser 

Erhebung also nur als Eltern-Kind-Beziehung dargestellt. 

38	 Diese Einflussfaktoren auf Familie werden in der vom Landtag Nordrhein-Westfalen in seiner Plenarsitzung am 5. Dezember 
2014 eingesetzten Enquetekommission „Zukunft der Familienpolitik in Nordrhein-Westfalen“ untersucht, vgl. SPD-Landtags-
fraktion NRW 2014.

39	 Müller 2014.
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Tabelle 1:	 Familientypen in NRW 2013 (in Tausend)40

Familientyp Insgesamt Mit ledigen Kindern unter 18 Jahren im Haushalt

zusammen 1 2 3 und mehr

Insgesamt 5.063 1.777  911  659  207

Ehepaare 3.906 1.308  601  531  176

Lebensgemeinschaften  588  130  86  37 (7)

  �darunter: nichteheliche Lebens-
gemeinschaften

 569  128  84  37 (6)

Alleinerziehende  569  339  224  91  24

  Alleinerziehende Väter  80  32  25 (6) /

  Alleinerziehende Mütter  490  307  199  85  23

Zeichenerklärung:
( )  Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann
/     keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug

Der größte Teil der Familien mit Kindern in NRW sind Ehepaarfamilien (77,15 %). Der Anteil 

der Alleinerziehenden ist im Verlauf der letzten beiden Jahrzehnte angestiegen und beträgt ca. 

11,24 Prozent. Die Ein-Kind-Familie ist die häufigste Familienform (51,27 %). 

In NRW ist zwischen den Jahren 2009 bis 2013 ein Rückgang der Familien um 2,16 Prozent zu 

beobachten. Auch die Zahl der Ehen sinkt (-4,41 %). Die Zahl der Lebensgemeinschaften steigt 

(7,1 %), ebenso die Zahl der Alleinerziehenden (5 %). 

Der Rückgang „traditioneller“ Familien bzw. einer sinkenden Reproduktionsrate hat kulturelle, 

strukturelle und wirtschaftliche Ursachen. Dies können neben einer schlechten Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf, die mangelnde Anerkennung der Reproduktionsarbeit und der Rückgang der 

Relevanz von Kindern für die persönliche Lebensplanung sein und stehen teilweise in Abhängig-

keiten zueinander.41 

Die Familienzusammensetzungen ändern sich, ein weiterer Rückgang tradierter Familienformen 

zu Gunsten neuer Formen des Zusammenlebens scheint plausibel.

Eine Prognose oder Trendfortschreibung der Familienentwicklung in NRW bis zu den Jahren 

2020 oder 2030 berechnet das statistische Landesamt nicht. 

Der demografische Wandel in der Familie birgt zudem aus der Gender-Perspektive die Gefahr  

einer ungleichen Belastung für Frauen, da „… davon ausgegangen [wird], dass der Anteil 

der Alleinerziehenden an allen Familienformen weiterhin, aber moderater steigen wird. Die weitaus 

größte Gruppe unter Alleinerziehenden sind geschiedene Frauen. […] Bei den im Jahr 2013 geschie-

40	 http://www.it.nrw.de/statistik/a/daten/eckdaten/r514familie.html (19.2.2015).

41	 Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2012: 55 f. sowie Schneider, Diabaté & Lück 2014: 9 ff.

http://www.it.nrw.de/statistik/a/daten/eckdaten/r514familie.html
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denen Ehen wurde der Scheidungsantrag meist von der Frau gestellt, und zwar in 52 % der Fälle. Der 

Mann reichte nur in 40 % der Fälle den Antrag ein. In den übrigen Fällen beantragten beide Ehegat-

ten gemeinsam die Scheidung (8 %).“ 42

Zudem tragen Frauen in der überwiegenden Zahl der häuslichen (familiären) Pflegefälle die Pfle-

gelast und reduzieren oder unterbrechen dafür ihre Erwerbstätigkeit.43 

1.3.3.	 Erwerbspersonenstruktur44

Mit der Alterung der Gesamtbevölkerung ändert sich auch die Zahl der Erwerbspersonen.45 

In Nordrhein-Westfalen gab es im Jahr 2010 ungefähr 8.691.000 Erwerbspersonen, von denen 

44,8 Prozent weiblich und 55,2 Prozent männlich waren. In der Betrachtung der Vorjahre ist zwi-

schen 2008 und 2011 ein leichter Rückgang von 0,5 Prozent zu verzeichnen. Bei den Männern 

sank die Erwerbsquote von 65,1 Prozent auf 64,4 Prozent, bei den Frauen sank sie von 49,1 Pro-

zent auf 48,9 Prozent. Die Erwerbspersonenprognose liegt in einer konstanten und einer Trend

variante vor.46

Nach der Trendvariante wird sich die Zahl der Erwerbspersonen ab 2020 verringern, bis dahin 

steigt sie um 2,5 Prozent auf 8.870.000 Personen an. 

Dabei wird sich auch die Altersstruktur der Erwerbspersonen verändern. Erwartungsgemäß wird 

die Zahl der älteren Personen zunehmen, während die jungen und mittleren Alterskohorten starke 

Rückgänge zu verzeichnen haben werden.

Bis zum Ende des Prognosezeitraumes 2050 wird die Anzahl der Erwerbspersonen, wie später 

noch im Einzelnen dargelegt wird, um 15,6 Prozent abnehmen. 

Abzuwarten bleibt bei dieser Prognose die nominelle Entwicklung der Regelaltersgrenze und 

die faktische Erwerbsteilnahme bis zum Renteneintritt. Eine Senkung des Renteneintrittsalters 

könnte die negative Entwicklung beispielsweise beschleunigen.

42	 Evangelische Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe 2014: 4.

43	 vgl. exemplarisch Backes, Amrhein & Wolfinger 2008: 55 ff.

44	 Basis der Erwerbspersonenprognose ist die Auswertung auf Basis der Bevölkerungsvorausberechnung von 2011 in Cicholas 
& Ströker 2012a und korrespondiert nicht mit der aktuellen Bevölkerungsvorausberechnung von 2014!

45	 Erwerbspersonen sind sowohl erwerbstätige Menschen als auch nicht arbeitende Menschen, welche dem Arbeitsmarkt potenti-
ell zur Verfügung ständen. 

46	 Während die konstante Variante die Entwicklungen der vergangenen Jahre fortschreibt, bezieht die Trendvariante aktuelle Ent-
wicklung in die Prognose mit ein und erlaubt so eine differenziertere Betrachtung der zukünftigen Entwicklung.
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Abbildung 8:	 Entwicklung der Erwerbspersonen in NRW 2010 – 2050 nach Geschlecht und Varianten – Messziffer 2010 = 10047

1.3.4.	 Einwohner mit Migrationshintergrund
Wie bereits beschrieben, spielte die Zuwanderung, auch aus dem Ausland, in der vergangenen De-

kade eine bedeutende Rolle. Waren die 1990er Jahre noch geprägt von einer innerdeutschen Wande-

rung aus den damaligen neuen Bundesländern und dem Zuzug von sog. Aussiedlern deutscher Na-

tionalität aus den mittel- und osteuropäischen Staaten, spielt seit 2009 der Zuzug aus dem Ausland 

eine größere Rolle. Im Jahr 2014 lebten laut der Ausländerstatistik von IT.NRW 2.074.230 Ausländer 

in NRW, insgesamt 4.305.000 Menschen hatten einen Migrationshintergrund (D: 16.140.000). Dem-

zufolge hatten etwa 24,5 Prozent der Menschen in NRW einen Migrationshintergrund (D: 20 %).

Die Bevölkerung mit ausländischen Wurzeln war dabei im Jahr 2014 deutlich jünger als die deut-

sche Bevölkerung. Lediglich 9 Prozent sind älter als 65 Jahre (ohne Migrationshintergrund: 25 %), 

25,1 Prozent sind jünger als 18 Jahre (ohne Migrationshintergrund: 14 %). 

Die aktuellen Einwohnergewinne des Landes gehen ausschließlich auf Außenwanderungsgewinne 

zurück. Bereits seit 2009 steigert sich der Zuzug aus dem Ausland, gleichzeitig geht die Abwande-

rung zurück. Im Jahr 2013 sind 335.752 Menschen aus dem Ausland nach NRW gezogen, 250.513 

sind fortgezogen. Der Saldo der Außenwanderung beträgt im Jahr 2013 +64.564 Personen. Die 

Wanderungssalden können nicht vorausberechnet werden, sondern fließen als Annahmen in die 

Bevölkerungsvorausberechnungen ein (vgl. Teil C Kap. 1.2.2. Geburten, Sterbefälle und Wande-

rungen). Der Anteil der Außenwanderung unterstreicht die hohe Relevanz für die Bevölkerungs-

entwicklung deutlich.

47	 ebd. 
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1.3.5.	 Haushaltsmodellrechnung48

Für viele Versorgungsinfrastrukturen ist die Entwicklung der Haushaltszahlen von Bedeutung.

Die aktuelle Haushaltsmodellrechnung liegt für NRW auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städ-

te in der konstanten und der Trendvariante vor. Bereits im Basisjahr 2010 lebten mehr als zwei Drit-

tel aller Personen in Ein- oder Zweipersonenhaushalten (Einpersonenhaushalte: 38,9 %). Zurzeit 

gibt es ca. 8,6 Millionen Privathaushalte in Nordrhein-Westfalen (D: ca. 40,4 Millionen). 

Die durchschnittliche Haushaltsgröße beträgt zurzeit 2,07 Personen (D: 2,0), wobei die Haushalts-

größen in ländlichen Räumen tendenziell etwas größer, in Verdichtungsräumen etwas kleiner sind. 

Sowohl in der konstanten als auch in der Trendvariante wird die durchschnittliche Haushaltsgröße 

bis 2020 auf 2,01 Personen und dann bis zum Jahr 2030 auf 1,99 Personen abnehmen. 

Der Anteil von Personen in Einpersonenhaushalten wird in der Trendvariante bis zum Jahr 2030 auf 

40,4 Prozent ansteigen. Der Trend zur Singularisierung wird sich demzufolge weiter fortsetzen. Anders 

als in städtischen Räumen bietet die Entwicklung im ländlichen Räumen Grund zur Annahme, dass die 

Ursache der relativen Zunahme von Einpersonenhaushalten Remanenzeffekte sind und keine lebenssti-

listischen Grundlagen haben. Diese Haushalte werden also vermutlich aus älteren Menschen bestehen. 

Demgegenüber setzen sich die Trends der vergangenen Jahre bei den anderen Haushaltsgrößen fort. 

Während die Zweipersonenhaushalte zumindest bis 2025 noch leicht ansteigen, nehmen die Dreiperso-

nenhaushalte und die Zahl der Haushalte mit vier und mehr Personen deutlich ab (vgl. Abbildung 9).

0

500.000

1.000.000

1.500.000

2.000.000

2.500.000

3.000.000

3.500.000

4.000.000

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

20
21

20
22

20
23

20
24

20
25

20
26

20
27

20
28

20
29

20
30

Haushalte mit 1 Person

Haushalte mit 2 Personen

Haushalte mit 3 Personen

Haushalte mit 4 + Personen

Quelle: IT.NRW  

Abbildung 9:	 Prognose der Entwicklung der Privathaushalte (Trendvariante)

48	 Alle Zahlen nach der Trendvariante der Modellrechnung zur Entwicklung der Privathaushalte in NRW (vgl. ebd.: 3 ff). Die 
Basis der Modellrechnung ist die Bevölkerungsvorausberechnung von 2011 und korrespondiert nicht mit der aktuellen Bevöl-
kerungsvorausberechnung von 2015.



 731. Die demografische Ausgangslage in NRW bis 2030

Viele periphere Räume haben bereits jetzt einen „Vorsprung“ in ihrer demografischen Entwicklung. 

Während im Land NRW die Zahl der Haushalte bis 2020, insbesondere durch die absolute Zunah-

me der Ein- und Zweipersonenhaushalte, um ca. 1,1 Prozent absolut steigt, sinkt die Zahl in einigen 

strukturschwachen Regionen bereits jetzt oder zukünftig deutlich stärker. Die höchsten Rückgänge 

wären demnach im Kreis Höxter sowie den Städten Hagen und Remscheid zu erwarten. 

Tabelle 2:	 Haushalts-Modellrechnung bis 2030 nach der Trendvariante49

Merkmal 2010 2015 2020 2025 2030 

Nordrhein-Westfalen

Haushalte mit … Person(en)

1 3.349.238 3.449.700 3.486.500 3.484.000 3.476.200

2 2.984.777 3.020.100 3.111.300 3.172.600 3.169.800

3 1.083.374 1.051.900 1.022.500 982.800 943.100

4 und mehr 1.186.178 1.141.700 1.075.700 1.034.800 1.010.100

Zusammen 8.603.567 8.663.400 8.695.900 8.674.200 8.599.200

Durchschnittliche  
Haushaltsgröße … Personen

2,07 2,04 2,01 2,00 1,99

Haushaltsmitglieder 17.774.325 17.653.300 17.494.500 17.316.000 17.075.000

49	  IT.NRW Landesdatenbank online.
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2.	� Wirtschaft und Arbeit in Deutschland und NRW –  
Projektionen zur Entwicklung von Wirtschaft und  
Arbeitspotential

Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland ist neben den Faktoren Kapital50 und Totale Fak-

torproduktivität51 (TFP) insbesondere von der Entwicklung des Faktors Arbeit52 abhängig. Die er-

brachte Arbeitszeit sowie die zur Verfügung stehenden Erwerbspersonen beeinflussen das mögliche 

Arbeitsvolumen und damit die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. Dement-

sprechend sind hieraus Rückschlüsse zu ziehen, in welchem Maße der demografische Wandel durch 

seine direkte Wirkung auf das Erwerbspersonenpotential Einfluss auf die Wohlstandsentwicklung 

entfalten wird. Im Folgenden wird zunächst die Entwicklung in Deutschland und schließlich in 

NRW dargestellt. 

Von Bedeutung im Sinne der Enquetekommission und ihres Auftrages sind die Wirkfaktoren der 

wirtschaftlichen Entwicklung und hierbei im Hinblick auf die demografischen Entwicklung. Der 

Fokus wird auf die Entwicklung des Arbeitsvolumens gelegt, da dieses unmittelbar von der Ver-

änderung der Erwerbsbevölkerung betroffen ist. So wird in einem ersten Schritt die Entwicklung 

der Erwerbspersonen in Deutschland und NRW (vgl. Teil C Kap. 2.1. Entwicklung der Zahl der 

Erwerbspersonen) und in einem zweiten Schritt die Beeinflussbarkeit der Arbeitszeit (vgl. Teil C 

Kap. 2.4. Möglichkeiten politischer Gestaltung im demografischen Wandel – Handlungsoptionen) 

dargestellt. Um in Zukunft zu vermeiden, dass Arbeitsangebot und -nachfrage qualifikatorisch 

nicht zusammenpassen und die Zahl der Erwerbstätigen zusätzlich reduziert wird, werden danach 

die veränderten Berufs- und Qualifikationsanforderungen unter dem Eindruck eines fortgesetz-

ten strukturellen Wandel der deutschen Wirtschaft betrachtet. Teil C Kapitel 2.4.1. „Steigerung der 

Erwerbspersonenzahlen“ nimmt schließlich Bezug auf die Trends der Faktoren Kapital und TFP 

in Deutschland und Nordrhein-Westfalen, um einen möglichen Entwicklungspfad der Wirtschaft 

abbilden zu können. In einem Ausblick werden schließlich aus den vorangegangenen Ergebnissen 

notwendige Handlungsfelder beschrieben (vgl. Teil C Kap. 2.4. Möglichkeiten politischer Gestaltung 

im demografischen Wandel – Handlungsoptionen), welche die Auswirkungen des demografischen 

Wandels auf die wirtschaftliche Entwicklung Deutschland beeinflussen können.

50	 Unter dem Produktionsfaktor „Kapital“ wird gemeinhin die Produktionsausrüstung verstanden, die zur Güter- und Dienstlei-
stungsproduktion eingesetzt werden. Dies kann z. B. Produktionsmaschinen ebenso umfassen wie Geld für Investitionszwecke 
(Gabler Wirtschaftslexikon).

51	 Unter der Totalen Faktorproduktivität kann gemeinhin jene „Restgröße“ des Wirtschaftswachstums verstanden werden, welche 
nicht auf eine Veränderung des Einsatzes von Produktionsfaktoren von Kapital und Arbeit zurückzuführen ist. Dies können 
z. B. Effizienzsteigerungen in der Produktion oder technologische Fortschritte sein (DIW Berlin 2007).

52	 Unter dem Produktionsfaktor „Arbeit“ wird gemeinhin das Arbeitsvolumen verstanden, welches sich aus den Erwerbstätigen 
sowie ihrer Arbeitszeit zusammensetzt. 
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2.1.	 Entwicklung der Zahl der Erwerbspersonen

In den kommenden Jahrzehnten wird ein deutlich steigender Altenquotient für Deutschland und 

Nordrhein-Westfalen prognostiziert. Dies ist mit dem Ausscheiden der geburtenstarken Jahrgänge 

des 20. Jahrhunderts aus dem Arbeitsleben verbunden (vgl. Teil C Kap. 1.2. Bevölkerungsentwick-

lung) und zieht einen hohen Wiederbesetzungsbedarf nach sich. Gleichzeitig ist in den vergangenen 

Jahren ein deutlicher Anstieg der Wanderungsbewegung nach Nordrhein- Westfalen zu beobach-

ten gewesen, dem die Bevölkerungsvorausberechnung des Landes Nordrhein-Westfalen Rechnung 

trägt.53 Der Wandel der Bevölkerungsstruktur sowie die Wanderungsbewegungen können als die 

maßgeblichen Einflussfaktoren für das Erwerbspersonenpotential betrachtet werden. 

Es wird in der 11. Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes54 davon ausge-

gangen, dass zwischen den Jahren 2011 und 2030 die Bevölkerungszahl im erwerbsfähigen Alter (15 

bis 65 Jahre) um etwa 8,3 Millionen Personen bzw. 15,4 Prozent deutschlandweit sinken wird (vgl. 

Abbildung 10). Alleine in der Dekade der Jahre 2020 bis 2030 wird der Rückgang um etwa 5,73 Mil-

lionen Personen (-11,2 %) prognostiziert. Ähnliche Tendenzen ermittelt die Bosch Stiftung, die von 

einem Rückgang um etwa 6,1 Millionen Personen bis zum Jahr 2030 ausgeht.55, 56

Für Nordrhein-Westfalen ist ebenfalls ein Rückgang des Erwerbspersonenpotentials zu erwarten. 

Aufgrund der neuen Bevölkerungsvorausberechnung aus dem Frühjahr 2015 von IT.NRW verän-

dert sich die Entwicklung zum Teil stark gegenüber den vorherigen Entwicklungen. Wie bereits in 

Teil C Kap. 1.1. „Demografischer Wandel“ dargestellt, wird die Bevölkerungsstruktur in den kom-

menden Jahren durch hohe Wanderungsbewegungen beeinflusst. Da diese häufig aus jüngeren 

Alterskohorten besteht, wird hierdurch unmittelbar das Erwerbspersonenpotential beeinflusst. 

Den Berechnungen von IT.NRW folgend kann derzeit davon ausgegangen werden, dass das Erwerbs-

personenpotential bis 2020 nahezu konstant bleibt. Erst zur Mitte der Dekade wird eine Reduzie-

rung um ca. 2,40 Prozent angenommen. Mit Blick auf 2030 wird sich das Erwerbspersonenpotential 

dann um ca. 6,42 Prozent gegenüber 2011 verringern (vgl. Abbildung 10).

Verglichen mit den Werten der vorherigen Annahmen von IT.NRW sowie den derzeit bundesweit 

gültigen Werten ist eine deutliche Verlangsamung der Trends festzustellen (vgl. Abbildung 10).

53	 Cicholas & Ströker 2015: 10.

54	 Statistisches Bundesamt 2006: 20.

55	 Walter, Fischer & … 2013: 9.

56	 Im Gegensatz zum Statistischen Bundesamt bezieht sich die Bosch Stiftung auf die Bevölkerung im Kernerwerbsalter, welche sie 
zwischen 20 und 65 Jahren ansetzt.
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Abbildung 10:	 Prozentuale Veränderung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter bezogen auf 201157 

Die Verringerung des Erwerbspersonenpotentials kann nur bedingt als Indikator für die zukünf-

tige Entwicklung der tatsächlichen Erwerbspersonenzahl58 herangezogen werden, da sie nur die 

natürliche Begrenzung der erwerbsfähigen Bevölkerung in Deutschland bzw. Nordrhein-Westfalen 

beschreibt. Sie lässt jedoch nicht hinreichende Rückschlüsse auf die Entwicklung der realen Er-

werbspersonenzahl in Deutschland zu, sodass eine gesonderte Betrachtung notwendig ist, um die 

Erwerbstätigenentwicklung genauer abschätzen zu können. 

Das BMAS, der SVR sowie das Statistische Bundesamt haben diesbezüglich eigene Vorausberech-

nungen für die Entwicklung der Erwerbspersonenzahlen in Deutschland vorgenommen. Zwar dif-

ferieren die Ergebnisse zum Teil, dennoch lässt sich ein einheitlicher Trend feststellen. So verstär-

kt sich die Abnahme der Erwerbspersonenzahlen ab dem Jahr 2020 deutlich (vgl. Abbildung 11). 

Geht der SVR von einer Verringerung der Erwerbspersonenzahlen in der Dekade der Jahre 2020 bis 

2030 von knapp 7,5 Prozent aus, sieht das BMAS in seiner Studie einen schwächeren Rückgang um 

4,03 Prozent. 

57	 Statistisches Bundesamt 2009; Cicholas & Ströker 2012b; eigene Berechnungen.

58	 Als Erwerbspersonen werden gemeinhin alle Personen (Erwerbstätige + Arbeitslose) im Untersuchungsgebiet zwischen 15 und 
65 Jahren, exklusive der „Stillen Reserve“ gezählt. 
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Abbildung 11:	 Entwicklung der Erwerbspersonenzahlen in Deutschland in Tsd.59

Auch für Nordrhein-Westfalen ist mit einem Rückgang der Erwerbspersonenzahl zu rechnen. 

IT.NRW legt hierzu zwei Varianten zu Grunde, zwischen denen sich die Erwerbspersonenzahl ent-

wickeln wird. Sie basieren auf der veralteten Bevölkerungsvorausberechnung und sind daher vor 

dem Hintergrund der starken Wanderungsbewegungen nur in begrenztem Maße aussagekräftig: 

In der konstanten Variante wird von einem Rückgang um etwa 1,1 Millionen Personen (-12,4 %) 

ausgegangen. Deutlich schwächer ist die Verringerung der Erwerbspersonen in der Trendvariante 

mit einem Minus von knapp 300.000 Personen, da diese das Wachstum der Bevölkerung zwischen 

2009 und 2012 in den Ausgangswerten berücksichtigt (vgl. Abbildung 12). Zu beachten ist, dass ins-

besondere in der Dekade 2020 bis 2030 der Rückgang der Erwerbspersonenzahlen deutlich an Dy-

namik zunimmt. Können in der Trendvariante bis 2020 noch anwachsende Erwerbspersonenzahlen 

erwartet werden, kehrt sich die Entwicklung bis 2030 deutlich um, sodass mit einem Rückgang um 

3,43 Prozent im Vergleich zu 2011 im Jahre 2030 gerechnet wird. Damit würde Nordrhein-Westfalen 

hinter der durchschnittlichen Entwicklung Deutschlands zurückbleiben. Deutlich stärker entwickelt 

sich der Trend in der konstanten Variante, in der allein zwischen 2020-2030 ein Rückgang um neun 

Prozentpunkte projiziert wird. Zu einer mittleren Annahme gelangt das economix-Institut in sei-

ner Studie zur Entwicklung des Arbeitsmarktes bis 2030 im Auftrage des BMAS. Demnach müsse 

für Nordrhein-Westfalen mit einem Rückgang der Erwerbspersonen um etwa 5,3 Prozent zwischen 

2010-2030 ausgegangen werden.60 

59	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2011; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung 2011; Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2013; Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2011; Statistisches 
Bundesamt 2009; eigene Berechnung.

60	 Vogler-Ludwig, Düll & Kriechel 10/13: 6.
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Abbildung 12:	 Erwerbspersonenprojektion NRW in Tsd.61

Zum Zeitpunkt der Berichtslegung lagen der Enquetekommission keine aktualisierten Erwerbsper-

sonenprognosen von IT.NRW vor. Unabhängig hiervon muss davon ausgegangen werden, dass die 

Verlangsamung des schrumpfenden Erwerbspersonenpotentials sich nur dann positiv auf die Ent-

wicklung der Erwerbspersonenprognose auswirkt, wenn die Zuwanderung ebenfalls in den Arbeits-

markt gelingt. 

2.2.	� Wirtschaft und Arbeitsmarkt im demografischen Wandel – potentielle strukturelle Verän-
derungen im kommenden Jahrzehnt

Neben Veränderungen im Arbeitsvolumen wird der Faktor Arbeit durch einen fortschreitenden be-

ruflichen und qualifikatorischen Strukturwandel begleitet. Die Veränderung der Wirtschaftswelt so-

wie die Anpassung der Unternehmen an die sich ändernde Bevölkerungsstruktur verursachen eine 

veränderte Nachfrage nach Arbeitskräften. Dieser besteht insbesondere auch in einer Tertiärisierung 

der Wirtschaft, auch wenn der Anteil des kombinierten Sektors aus Industrie und vor- und nachge-

lagerten Dienstleistungen in etwa stabil ist.

Bereits in den Jahren 2005 bis 2011 ist ein Anstieg des Anteils der Dienstleistungsberufe um 

1,8 Prozentpunkte auf 68,3 Prozent der Erwerbstätigen zu verzeichnen gewesen. Im gleichen Zeit-

raum ist der Anteil der Fertigungsberufe um 1,2 Prozentpunkte auf 27,8 Prozent gefallen.62 Dies 

schlägt sich im Anteil der Beschäftigtenzahlen nieder, da bislang mit der zunehmenden Tertiärisie-

rung der Wirtschaft in Deutschland ein wachsender Anteil der Gruppe der abhängig beschäftigten 

61	 Cicholas & Ströker 2012a; Eigene Darstellung.

62	 Ragnitz 2015: 3.
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Angestellten an allen Erwerbstätigen einhergeht. Es ist festzustellen, dass zwischen 1991 bis 2012 

der Anteil der abhängig beschäftigten Angestellten um 14,7 Prozentpunkte stieg. Entsprechend ver-

hält sich hierzu der Rückgang des Anteils der Gruppe der Arbeiter.63 Für die kommenden Dekaden 

ist mit einer Fortsetzung dieser Entwicklung zu rechnen, wodurch voraussichtlich bis 2030 bis zu  

einer Millionen Menschen weniger in Fertigungsberufen tätig sein werden.64 Von diesen Verschie-

bungen besonders betroffen sind geringqualifizierte Arbeitskräfte, da mit einem Rückgang der Ferti-

gungsberufe gleichzeitig ein schrumpfendes Angebot nach „einfacher Arbeit“ einhergeht.65 Bis 2025 

kann es daher zu einem Überangebot Geringqualifizierter kommen, welche die Nachfrage um bis zu 

1,3 Millionen Erwerbstätige übersteigen wird.66

Mit einer Verschiebung zwischen den Dienstleistungs- und Fertigungsberufen setzt sich der Struk-

turwandel nachgefragter Arbeitskräfte in Deutschland und Nordrhein-Westfalen fort. Dabei ist von 

einer heterogenen Entwicklung der Arbeitskräftenachfrage in den kommenden Dekaden zwischen 

den einzelnen Berufshauptfeldern auszugehen.67 Engpässe in der Befriedigung der Fachkräftenach-

frage können sich unter anderem in den Berufshauptfeldern „Gesundheits- und Sozialbereich“ 

entwickeln. Ebenso könnte die Nachfrage nach Arbeitskräften in den Bereichen „Verkehrs-, Lager,- 

Transport-, Sicherheits- und Wachberufen“, „Gastronomie und Reinigungsberufen“ sowie in 

„medien-, geistes- und sozialwissenschaftlichen Berufen“ nicht gedeckt werden.68 

Bereits heute ist absehbar, dass in Nordrhein-Westfalen die Zahl der Beschäftigten ohne bestimmten 

Beruf um fast ein Viertel sinken wird (vgl. Abbildung 14). 

Nach einer gemeinsamen Projektion der Qualifikationen und Berufsfelder bis 2030 ergeben sich aus 

dem Zusammenspiel der regionalen Bevölkerungsentwicklung und der Wirtschaftsstruktur innerhalb 

der Regionen unterschiedliche Arbeitsmarktsituationen für einzelne Berufsfelder und Qualifikati-

onen.69 Diese können von starken Engpässen bis zu starken Überhängen an Arbeitskräften reichen. 

Vor allem im Bereich der Fachkräfte mit einem mittleren Ausbildungsabschluss zeigen die Projektion 

in nahezu allen Regionen Engpässe. Auf der beruflichen Ebene ergibt sich in 15 von 20 untersuchten 

Berufshauptfeldern in mindestens einer Region ein rechnerischer Arbeitskräfteengpass. Bei den tech-

nischen Berufen sind die Engpässe flächendeckend, häufig betroffen sind auch die Gesundheitsberufe. 

Für die Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung (ISCED 1, 2 und 3a) verläuft die Entwick-

lung von Angebot und Nachfrage in fast allen deutschen Regionen sehr ähnlich. Deren ohnehin schon 

63	 ebd.: 3.

64	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2013: 22.

65	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 12.

66	 ebd.: 11.

67	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 3.

68	 ebd.: 3.

69	 Zika u. a. 2015: 5.
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schwierige Arbeitsmarktsituation wird sich weiter verschlechtern. Bei Personen mit abgeschlossener 

Berufsausbildung (ISCED 3b und 4) wird es bei unverändertem Bildungsverhalten in den meisten 

Regionen Rekrutierungsschwierigkeiten geben. In Nordrhein-Westfalen zeigen sich die Auswirkungen 

der demografischen Entwicklung vor allem in diesem Qualifikationsbereich. Das ist insbesondere der 

starken Ballung der geburtenstarken Jahrgänge in der dort traditionell präsenten Facharbeiterschaft 

geschuldet. Durchgängig ist zudem eine fortschreitende Akademisierung zu beobachten, also ein stark 

steigendes Angebot an Personen mit Fachhochschul- und Hochschulausbildung (ISCED 5a und 6) 

bzw. mit Meister-, Techniker- und Fachschulabschlüssen (ISCED 5b). Im Vergleich zu Deutschland 

insgesamt wird es in Nordrhein-Westfalen ein nennenswertes Überangebot an Akademikern geben. 

Einen Überblick über die regionale Vorschau bis zum Jahr 2030 bietet die nachfolgend aufgeführte 

Abbildung 13: 

Anmerkungen: Die hier dargestellte Reihenfolge der erweiterten Berufshauptfelder ergibt sich aus der Struktur der zugrunde gelegten 54 Berufsfelder  
bzw. der Klassifikation der Berufe (KldB) 1992. Weiterführende Informationen zu den Regionalprojektionen siehe www.qube-projekt.de. 

Quelle: Mikrozensus und Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen des Statistischen Bundesamtes; Berechnungen und Darstellung QuBe-Projekt.  © IAB

Regionale Arbeitskräftesituation im Jahr 2030
Differenz von Angebot und Bedarf im Jahr 2030 – Modellrechnungen auf Basis der BIBB-IAB-Qualifikations- und Berufsfeldprojektionen
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Abbildung 13: Regionale Arbeitskräftesituation im Jahr 2030: Differenz von Angebot und Bedarf im Jahr 2030 – Modellrechnungen auf Basis 

der BiBB-IAB-Qualifaktions- und Berufsfeldprojektionen70

70	  ebd.: 9.
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Abbildung 14:	 Beschäftigungsentwicklung nach Berufen 2010 – 203071

Neben dem Rückgang der Beschäftigten ohne bestimmten Beruf werden auch die Fertigungsberufe 

(Bund: -11,3 %; NRW: -13,4 %) und die Verwaltungs- und Büroberufe (Bund: -13,7 %; NRW: 

-13,7 %) starke Rückgänge zu verzeichnen haben (vgl. Abbildung 14). Demgegenüber werden Ge-

sundheitsberufe (Bund: +6,6 %; NRW: +7,1 %) sowie Manager und Leitende Beamte (Bund: +7,2 

%; NRW: +8,1 %) und Waren- und Dienstleistungskaufleute (Bund: +3,2 %; NRW: +4,0 %) stär-

ker nachgefragt werden. Am deutlichsten werden die kreativen Berufe (Künstler und Publizisten) 

mit 12,2 Prozent (Bund: +11,1 %) sowie die Anzahl der Wissenschaftler mit 19,6 Prozent (Bund: 

+17,8 %) in Nordrhein-Westfalen steigen. 

Unter dem Strich ist davon auszugehen, dass unter anderem durch Produktivitätsgewinne und Ver-

lagerung von Produktionsstätten ins Ausland mit einem Rückgang von 3,5 Prozent der Beschäf-

tigten für Gesamtdeutschland zu rechnen ist. In Nordrhein-Westfalen wird die Verringerung der 

Beschäftigtenzahlen mit 2,9 Prozent schwächer ausfallen.72 Im Vergleich zur deutschlandweiten Ent-

wicklung gestaltet sich die zukünftige Arbeitskräftenachfrage für Nordrhein-Westfalen günstiger 

(Grundlage ist die Berechnung nach Vogler Ludwig). Verkehrsberufe, Persönliche Dienstleistungen 

und Wissenschaftler weisen einen deutlich positiveren Trend auf. Zudem wird es bis 2030 entgegen 

dem Bundestrend und der allgemeinen demografischen Entwicklung einen leicht wachsenden Be-

darf an Erziehungs- und Sozialberufen geben (NRW: +0,7 %). 

71	 Vogler-Ludwig, Düll & Kriechel 10/13: 63.

72	 ebd.: 18.
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Die dargestellten Ergebnisse können durch einen Fachkräftemangel in einzelnen Berufszweigen zu-

sätzlich beeinflusst werden. Insbesondere im produzierenden Gewerbe kann ein Fachkräftemangel 

zu Anpassungsreaktionen der Unternehmen führen. Neben Lohnanpassungen und eine Umstruktu-

rierung der Produktionsprozesse würde eine Verlagerung der Produktionsstätten eine Verringerung 

des Arbeitsplatzangebotes nach sich ziehen.73 In welcher Gestalt sich ein Fachkräftemangel auf regi-

onaler Ebene auswirkt, ist aufgrund der zahlreichen Variablen nur begrenzt abzusehen. Neben der 

branchenspezifischen Heterogenität nach Arbeitskräften sind Migrationsbewegungen und Pend-

lerverflechtungen nur in begrenztem Maße aussagekräftig.74 Außerdem verläuft der demografische 

Wandel in den Teilräumen Deutschlands sehr unterschiedlich, sodass sich das allgemeine Arbeits-

kräfteangebot unterschiedlich stark entwickelt.75 

Die strukturellen Änderungen in der Nachfrage nach einzelnen Berufen erfordern laufende Anpas-

sungen beim Qualifikationsniveau. Zwar kann nicht abschließend geklärt werden, ob in der Vergan-

genheit zunächst die Nachfrage nach höheren Bildungsabschlüssen eine stetige „Verberuflichung“ 

und Höherqualifizierung von Berufsgruppen nach sich zog oder zuerst das entsprechende Angebot 

vorlag, jedoch lässt sich hiervon unabhängig ein stetig steigendes Niveau der erlangten Schulab-

schlüsse der vergangenen Jahre feststellen. Demnach ist das Qualifikationsniveau in den vergange-

nen zwei Dekaden deutlich angestiegen.76 

Zwischen 1991 bis 2012 fiel der Anteil der Schüler, die mit einem Hauptschulabschluss die Schule 

verließen, um 21,8 Prozentpunkte auf 26,1 Prozent. Mit einem Zuwachs von 26,7 Prozentpunkten 

bildet sich ein umgekehrter Trend in der Erlangung der Fachhochschul- bzw. Hochschulreife ab 

(34,6 %).77

Mit höheren schulischen Abschlüssen korrespondierend entwickeln sich die berufsqualifizie-

renden Abschlüsse. So ist der Anteil der Erwerbstätigen, die einen Lehrabschluss erlangt haben, 

um knapp 7 Prozentpunkte auf 53,6 Prozent gefallen. Demgegenüber kam es zu einem Anstieg des 

Anteils der Erwerbstätigen mit Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluss (inkl. Promotion) um 

6,7  Prozentpunkte auf 18,4  Prozent.78 Dies deutet – wie bereits dargestellt – auf ein schwieriges 

Umfeld für Erwerbspersonen ohne bzw. nur mit geringer beruflicher Qualifikation hin. Mit den 

steigenden Qualifikationsanforderungen an die Erwerbstätigen geraten geringqualifizierte Arbeits-

kräfte unter zunehmenden Druck. Es ist davon auszugehen, dass der Trend der „Verberuflichung“ 

73	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 3; Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2013: 20.

74	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 4.

75	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 2.

76	 Ragnitz 2015: 4.

77	 ebd.: 4.

78	 ebd.: 4.
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von einzelnen Tätigkeiten, die derzeit vorwiegend durch angelernte Erwerbstätige ausgeübt werden, 

fortschreiten wird.79

Mit Blick auf 2030 ist zu erwarten, dass sich der Anteil der Erwerbstätigen, die keine berufliche Aus-

bildung abgeschlossen haben, zwischen 2010 bis 2030 um etwa 47 Prozent in Nordrhein-Westfalen 

verringern wird (Bund: -40,8 %). Demgegenüber wird sich der Trend zum Hochschulabschluss un-

gebrochen fortsetzen, sodass mit etwa 45 Prozent zusätzlichen Erwerbstätigen in Nordrhein-West-

falen gerechnet wird, die einen Hochschulabschluss erlangt haben (vgl. Abbildung 15). Damit kor-

respondiert der Trend zu einer Wissens- und Dienstleistungsökonomie, der mit einer wachsenden 

Nachfrage nach entsprechend qualifiziertem Personal und mit einem stetig steigenden Qualifikati-

onsniveau der Erwerbstätigen einhergeht. 

 

-60

-40

-20

0

20

40

60

Deutschland in %

NRW in %

Abbildung 15:	 Entwicklung der Hauptgruppen der fachlichen Berufsbildung 2010 – 2030, Angabe in Prozent80

2.3.	 Auswirkung der Entwicklung des Arbeitsvolumens auf die wirtschaftliche Entwicklung

Der demografische Wandel in Deutschland wirkt sich, wie dargestellt, auf Volumen, Struktur und 

Qualifikation des Faktors Arbeit aus (vgl. Teil C Kap. 2.2. Wirtschaft und Arbeitsmarkt im demo-

grafischen Wandel – potentielle strukturelle Veränderungen im kommenden Jahrzehnt) und nimmt 

Einfluss auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. Als weitere Faktoren für die 

Entwicklung des zukünftigen Produktionspotentials in Deutschland sind die Faktoren Kapital und 

totale Faktorproduktivität (TFP) sowie ihr Zusammenspiel zu berücksichtigen.81 

79	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 11.

80	 Vogler-Ludwig, Düll & Kriechel 10/13: 32, eigene Darstellung. 

81	 Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 2014: 5; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung 2014: 5; Bofinger u. a. 2011: 2 ff; Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014b: 2 ff.
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Neben der Beeinflussung des Faktors Kapital kann ein stärkeres wirtschaftliches Wachstum durch 

verstärkte (Netto-)Investitionen stimuliert werden.82 Hierzu bedarf es eines stärkeren Wachstums 

der Investitionstätigkeit, für die in vielen Bereichen durch den Erhalt, die Modernisierung und den 

Ausbau der öffentlichen Infrastruktur auch private Investitionen stimuliert werden können („crow-

ding-in“).83 Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Schuldenbremse ab 2020 für die Landeshaushalte 

verpflichtend ist und sich auf die Investitionstätigkeiten der öffentlichen Haushalte unmittelbar aus-

wirken kann. Die Finanzierung von (Netto-)Investitionen nach der sog. „golden-rule“ über Kredite 

ist bisher nicht möglich, weil die Verteilung der Investitionskosten auf die verschiedenen nutzenden 

Generationen (intertemporale Äquivalenz) bisher weder haushaltsrechtlich noch ökonomisch sinn-

haft möglich ist. 

Ebenfalls beeinflusst der technologische Fortschritt in starkem Maße die Entwicklung der TFP, wo-

durch dem Forschungsstandort Deutschland eine besondere Bedeutung zukommt. Eine Stärkung 

des Dreiklangs „Bildung, Forschung, Wissenstransfer“ ist eng mit der Entwicklung des technolo-

gischen Fortschritts und damit der TFP verwoben.84 Zugleich muss die wachsende Mobilität der 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen berücksichtigt werden. Hohe Investitionen in die Bildung 

der regionalen Bevölkerung, vielfach aus den Landes- und Kommunalhaushalten finanziert, können 

aber durch Binnenwanderungen in Deutschland zu Produktivitätssteigerungen in anderen Regi-

onen führen, während die Abwanderungsländer auf den Haushaltsbelastungen „sitzen bleiben“.85 

Die gut ausgebildeten, jungen Erwerbspersonen bleiben – per Saldo – nur in ihren Ausbildungsregi-

onen, wenn dort entsprechende Arbeitsplätze zur Verfügung stehen. 

Um einen realen Produktivitätsgewinn von ein Prozent, der deutlich über dem Durchschnittswert 

der alten Bundesländer (+0,622 % von 2000 – 2013) und noch deutlicher über dem Durchschnitts-

wert von Nordrhein-Westfalen (0,437 %) liegt, zu erreichen, bedarf es daher neuer wirtschaftspo-

litischer Konzepte, welche den Strukturwandel präventiv aufnehmen, entsprechend zielgenauer 

Investitionen und Investitionsförderungen sowie der Herstellung entsprechend förderlicher Rah-

menbedingungen.86 Dies bedeutet auch, dass die Wirtschaftspolitik des Landes den fortschreitenden 

Strukturwandel der Wirtschaft begleitet und den Rückgang der industriellen Produktion zugunsten 

von Dienstleistungen rund um ein Produkt sowie das Wachstum der wissensbasierten und immo-

bilen Dienstleistungen in ihren Konzepten berücksichtigt.

82	 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014: 13 ff.

83	 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014: 11; Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung 2014: 2; Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 3 ff; Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt-
schaftsforschung 2014a.

84	 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014: 10 f; Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung 2014: 3.

85	 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014b: 7.

86	 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014: 10.



 852. Wirtschaft und Arbeit in Deutschland und NRW – Projektionen zur Entwicklung von Wirtschaft und Arbeitspotential

 

–  0,8        

–  0,6        

–  0,4        

–  0,2        

   0,0

   0,2

   0,4

   0,6

   0,8

   1,0

   1,2

2011
bis

2015

2016
bis

2020

2021
bis

2025

2026
bis

2030

2031
bis

2035

2036
bis

2040

2041
bis

2045

2046
bis

2050

2051
bis

2055

2056
bis

2060

P
ro

ze
n

tp
u

n
kt

e
 

Arbeitsvolumens
Wachstumsbeitrag des/der

Kapitalstocks Totalen Faktorproduktivität

Abbildung 16:	 Wachstumsbeiträge der einzelnen Faktoren der Potentialwachstumsfunktion87

Der SVR hat in einer Projektion berechnet, in welchen Größenordnungen der demografische 

Wandel die gesamtwirtschaftlichen Wachstumsfaktoren verändern wird. Totale Faktorprodukti-

vität und Kapital bleiben Wachstumstreiber der Wirtschaft (vgl. Abbildung 16). Während sich 

der Wachstumsbeitrag des Faktor Kapitalstocks von 0,5 Prozent auf 0,4 Prozent leicht verringert, 

steigert sich der Wachstumsbeitrag der TFP von 0,8 Prozent auf ein Prozent in der Periode 2026 

bis 2030.

Demgegenüber wird in der Projektion ein stetiges Abnehmen des Arbeitsvolumens angenommen, 

wodurch es zu negativen Effekten auf das Potentialwachstum kommt. Gelingt es in den kommen-

den Jahren nicht, die Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung und ein Ansteigen der je Erwerbstäti-

gem erbrachten Arbeitsstunden zu generieren, wird der Faktor Arbeit die Wachstumsentwicklung 

in Deutschland und in ähnlichem Maße auch in NRW hemmen. Es ist davon auszugehen, dass die 

steigenden Zuwanderungszahlen nach Nordrhein-Westfalen sich positiv auf den Faktor Arbeit aus-

wirken; das Ausmaß kann jedoch nicht durch die Enquetekommission abgeschätzt werden. Unter 

den ursprünglichen Annahmen kann davon ausgegangen werden, dass sich durch ein demografisch 

bedingtes Schrumpfen des Arbeitsvolumens in Deutschland das Wachstum um bis zu 0,6 Prozent in 

der Periode 2026 bis 2030 verlangsamen wird (vgl. Abbildung 17).

Werden die einzelnen Wachstumsbeiträge der Faktoren Arbeit, Kapital und TFP zusammengefasst, 

wird deutlich, dass bis 2060 dennoch mit einem stetigen Potentialwachstum in Deutschland gerech-

net werden kann. Allerdings wird es im Bundesdurchschnitt im Laufe der kommenden 15 Jahre von 

derzeit noch 1,1 Prozent (2011– 2015) auf durchschnittlich etwa 0,7 Prozent zwischen 2026 bis 2030 

fallen (vgl. Abbildung 17).

87	  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2011; eigene Darstellung.



86 Teil C Analyse

   0,0

   0,2

   0,4

   0,6

   0,8

   1,0

   1,2

2011
bis

2015

2016
bis

2020

2021
bis

2025

2026
bis

2030

2031
bis

2035

2036
bis

2040

2041
bis

2045

2046
bis

2050

2051
bis

2055

2056
bis

2060

Potentialwachstum

P
ro

ze
n

tp
u

n
kt

e

Abbildung 17:	 Potentialwachstum in Deutschland 2011– 206088

Das niedrige Niveau der Wachstumsraten in dieser Projektionsrechnung verdeutlicht, wie stark der 

negative Effekt eines schrumpfenden Arbeitsvolumens auf die Wirtschaftsentwicklung ist. Eine Ver-

besserung bzw. einer Stabilisierung des Arbeitsvolumens würde entsprechend zu einem verstärkten 

Wachstum und Wohlstandsgewinnen in der Gesellschaft führen. Ebenso ist dies für die Faktoren 

Kapital und TFP zu konstatieren. 

Zusammenfassend wird anhand der dargestellten Ergebnisse deutlich, dass der Bevölkerungswandel 

den kommenden Jahren mittelbar und unmittelbar die wirtschaftliche Entwicklung in Deutsch-

land und in NRW beeinflussen wird. Um einem durch ein schrumpfenden Erwerbspersonenpo-

tential bedingten verlangsamten wirtschaftlichen Wachstums zu begegnen, kann und muss die 

Wirtschaftspolitik Maßnahmen ergreifen, die entweder – für eine gewisse Zeit – dem Rückgang 

des tatsächlichen Arbeitsvolumens entgegenwirken oder zur Kompensation die öffentliche und die 

private Investitionstätigkeit und/oder den technischen Fortschritt forcieren. Die sich derzeit positiv 

darstellenden Wanderungsbewegungen nach Nordrhein-Westfalen bergen zugleich eine Chance, die 

Auswirkungen des demografischen Wandels zu mildern, sowie die Herausforderung, die (Binnen-) 

Migration auch in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen und zu fördern. 

2.4.	 Möglichkeiten politischer Gestaltung im demografischen Wandel – Handlungsoptionen

Wie in den vorangegangenen Abschnitten herausgearbeitet, wirkt sich die Veränderung von Größe 

und Struktur der Bevölkerung in der Dekade 2020 – 2030 unmittelbar auf die wirtschaftliche 

Entwicklung in Nordrhein-Westfalen aus. Gelingt es, den Faktor Arbeit positiv zu beeinflussen, kön-

nen auch die negativen Auswirkungen des demografischen Wandels unmittelbar auf die wirtschaft-

88	 ebd.; eigene Darstellung. 
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lichen Wachstumsraten und mittelbar auf die Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haushalte 

Einfluss begrenzt oder doch zumindest hinausgezögert werden. Im Folgenden werden daher mög-

liche Stellschrauben herausgearbeitet, welche die Entwicklung des erbrachten Arbeitsvolumens in 

NRW beeinflussen. 

2.4.1.	 Steigerung der Erwerbspersonenzahlen
Zur Stabilisierung der Erwerbspersonenzahl stehen verschiedene Möglichkeiten zur Verfügung, 

deren Einsatz aber von den verschiedenen Staatsebenen in unterschiedlichem Maße eingesetzt 

werden kann.

Unmittelbar wirkt eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit auf das Erwerbspersonenpotential. So 

ermittelte die Kommission „Zukunft der Arbeitswelt“ im Auftrag der Bosch Stiftung, dass in ihrem 

Referenzszenario die „Rente mit 67“ und das hierdurch verspätete Ausscheiden aus dem Erwerbsle-

ben gegenüber einem „Inaktivitätsszenario“ 89 bis zum Jahr 2030 etwa 2,9 Millionen Menschen mehr 

dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. 

Als größtes Potential kann aber die Mobilisierung der Stillen Reserve90 sowie eine allgemeine Erhö-

hung der Erwerbsbeteiligung angenommen werden.91 Als Handlungsfelder sind hier die Erhöhung 

der Beschäftigungsquoten von jüngeren wie älteren Erwerbstätigen, von Frauen und Personen mit 

Migrationshintergrund und die Steuerung und Integration von Migrationsströmen zu identifizie-

ren. Die Gründe, nicht bzw. nicht mehr dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stehen, sind zum Teil 

sehr vielfältig. Um die Thematik operationalisierbar zu machen, bietet es sich an, die einschlägigen 

Strategien auf die verschiedenen spezifischen Gruppen zu differenzieren.92

Der Eintritt in das Erwerbsleben ist in Deutschland vom Abschluss der schulischen, beruflichen 

oder hochschulischen Ausbildung bestimmt. Mit Abschluss einer beruflichen Ausbildung oder eines 

Studiums stehen junge Menschen dem Arbeitsmarkt als Erwerbstätige zur Verfügung. Daher kann 

davon ausgegangen werden, dass eine Verkürzung der Bildungs- und Ausbildungszeiträume und die 

Schaffung von effizienten Übergängen in den Beruf zu einem früheren Eintritt ins Erwerbsleben 

führen wird.93 Ebenso würden durch einen frühzeitigen Berufseinstieg Familienplanung und Karrie-

reentwicklung in einen zeitlich vergrößerten Rahmen fallen und somit die „Rushhour des Lebens“ 

entzerren.94 Nach Berechnungen der Bosch Stiftung haben diese Maßnahmen aber nur einen relativ 

89	 Walter, Fischer & … 2013: 12.

90	 Als Stille Reserve wird gemeinhin jener Teil der Bevölkerung definiert, der zwischen 15 und 65 Jahre alt ist und keiner Vollzeit-
beschäftigung nachgeht. Hierzu zählen z. B. Jugendliche, Hausfrauen wie -männer, Teilzeitbeschäftigte, etc. 

91	 Ragnitz 2015: 8; Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 9.

92	 Eine trennscharfe Abgrenzung ist nicht bzw. nur in begrenztem Rahmen möglich, da eine Person verschiedenen Gruppen an-
gehören kann. 

93	 Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 2014: 3.

94	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 12.
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geringen quantitativen Effekt, weil aufgrund der bereits geringen Geburtenjahrgänge nur von einem 

Zuwachs von etwa 300.000 Personen auszugehen sei.95 

Der längere Verbleib von älteren Erwerbstätigen im Beruf weist demgegenüber einen deutlich 

stärkeren Effekt auf. So könne von zusätzlichen 1,8 Millionen Personen ausgegangen werden, wenn 

es gelänge, ein verfrühtes Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu vermeiden.96 Ausgehend von der 

heutigen Situation ist festzustellen, dass zwischen den Jahren 2000 und 2012 ein deutlicher Anstieg 

der Erwerbstätigenquote bei den 55- bis 64-Jährigen zu beobachten gewesen ist. Der Anteil der Er-

werbstätigen stieg von 37,4 Prozent im Jahr 2000 auf 61,5 Prozent im Jahr 2012.97 Dennoch ist die 

Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer (60-65 Jahre) noch um 30 Prozent geringer als im Ver-

gleich zur vorherigen Alterskohorte (55-60 Jahre).98 

Als Gründe sind Frühverrentungsmöglichkeiten und ein noch nicht durchgängig altersneutrales 

Einstellungsverhalten der Arbeitgeber zu nennen.99 Demnach würden zahlreiche Arbeitnehmer und 

Arbeitnehmerinnen weiterhin die Möglichkeit einer Frühverrentung in Anspruch nehmen, wenn 

ihnen diese Möglichkeit zur Verfügung stünde. Die Rentenreform der Bundesregierung im Jahr 

2014, welche einen verfrühten Renteneintritt mit 63 Jahren ermöglichte, dürften der Anhebung des 

gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre für einen längeren Verbleib im Erwerbsleben entge-

genwirken.100, 101

Ein verfrühter Renteneintritt ergibt sich neben persönlichen Erwägungen zudem aus der gleich-

bleibend hohen Altersselektivität bei Neueinstellungen, die weiterhin zu beobachten ist. So würden 

jüngere den älteren Arbeitskräften häufig vorgezogen werden. Hiervon sind in hohem Maße Gering-

qualifizierte betroffen, da sie im Gegensatz zu höherqualifizierten Erwerbstätigen häufiger ihren Job 

verlören. Höher qualifizierte Arbeitskräfte verbleiben in ihrem Job und sind daher von Altersarbeits-

losigkeit geringer betroffen. Dennoch ist ebenso festzustellen, dass bei einem Arbeitsplatzverlust 

auch die Gruppe der höher qualifizierten Erwerbstätigen von Altersarbeitslosigkeit betroffen ist.102

Darüber hinaus bedarf es der Anpassung der Arbeitsabläufe an eine veränderte Altersstruktur der 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen innerhalb der Betriebe. Eine altersgerechte Arbeitsplatz- 

sowie Arbeitszeitgestaltung und entsprechende Veränderungen in der Organisation der Arbeit 

95	 Walter, Fischer & … 2013: 12.

96	 ebd.: 12.

97	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 12.

98	 Ragnitz 2015: 5; Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 2014: 2 f.

99	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 7 ff.

100	 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014: 7; Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 
2014a: 23; Ragnitz 2015: 2 ff.

101	 Eine abschließende Beurteilung, in welchem Umfang die Einführung der „Rente mit 63“ wirkt, war zum Zeitpunkt der Berichts-
legung noch nicht möglich. 

102	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 8.
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könnten dem Arbeitsplatzverlust entgegenwirken und den längeren Verbleib im Berufsleben der 

Erwerbstätigen ermöglichen.103

Neben der altersspezifischen Erwerbsbeteiligung kann eine weitere Erhöhung des Arbeitsvolumens 

bei der Gruppe der erwerbsfähigen Frauen erreicht werden. Deren Erwerbsbeteiligung liegt im Schnitt 

bundesweit 10 Prozent unterhalb jener der Männer.104 In Nordrhein-Westfalen ist der Unterschied 

stärker ausgeprägt. So waren 2010 etwa 65,8 Prozent der Frauen erwerbstätig, wohingegen bereits 

80,6 Prozent der Männer erwerbstätig waren. Dies verdeutlicht, dass insbesondere die Gruppe der 

erwerbsfähigen Frauen ein großes Potential für den Arbeitsmarkt bietet. Dies gilt umso mehr, wenn 

berücksichtigt wird, dass der Abstand der berufstätigen Frauen in der Familienphase (20 –45 Jahre) 

zur männlichen Vergleichsgruppe noch deutlich größer ist.105 In der Rückschau ist eine Steigerung 

der Erwerbsbeteiligung von Frauen zwischen den Jahren 2001 und 2011 um neun Prozentpunkte 

festzustellen. Jedoch muss berücksichtigt werden, dass dies auf einem überproportionalen Wachs-

tum an Teilzeitbeschäftigung basiert. Umgerechnet auf Vollzeitäquivalente beträgt der Anstieg nur 

5,3 Prozentpunkte.106 Nach Schätzung der Bosch Stiftung ließe sich in Deutschland eine zusätzliche 

Erwerbspersonenzahl von etwa 600.000 Frauen realisieren.107

Neben den infrastrukturellen und beruflichen Rahmenbedingungen wirkt sich die Familienpolitik 

in Deutschland negativ auf eine Rückkehr von Frauen in das Berufsleben aus. So würde sich die 

Berufstätigkeit der Frau jenseits der Minijobber-Grenze infolge des Ehegattensplittings und der bei-

tragsfreien Mitversicherung über den Ehepartner als finanziell unattraktive Alternative darstellen.108 

Ebenfalls einen deutlichen Effekt auf die Stabilisierung der Erwerbspersonenzahlen kann die Mobi

lisierung von Menschen mit Migrationshintergrund entfalten. In der Studie „Zukunft der Arbeit“ 

wird in dieser Gruppe ein Wert von etwa 800.000 zusätzlichen Erwerbspersonen in Deutschland er-

mittelt, die dem Arbeitsmarkt zusätzlich zur Verfügung stehen könnten.109 Unter den Bedingungen 

einer verstärkten Zuwanderung kann zudem von einer weiteren Steigerung dieses Potentials aus-

gegangen werden. Dies würde eine deutliche Verbesserung der Erwerbsbeteiligung bedeuten, die 

derzeit etwa 13 Prozent unterhalb der „einheimischen Bevölkerung“ liegt. Darüber hinaus ist festzu-

stellen, dass die Erwerbspersonen mit Migrationshintergrund eine etwa doppelt so hohe Erwerbslo-

senquote aufweisen wie die Vergleichsgruppe der Personen ohne Migrationsgeschichte.110 

103	 Ragnitz 2015: 7 f.

104	 Ragnitz 2015: 4; Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 2014: 2.

105	 Ragnitz 2015: 5.

106	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 10.

107	 Walter, Fischer & … 2013: 12.

108	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 2; Institut für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung 2014: 2; Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 11.

109	 Walter, Fischer & … 2013: 12.

110	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 9.
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Zurückzuführen sei dies vor allem auf zwei Hauptgründe:

•	 Personen mit Migrationshintergrund, die selbst nach Nordrhein-Westfalen eingewandert sind, 

würden häufig unterhalb ihres erlangten Qualifikationsniveaus tätig. Die Anerkennung von im 

Ausland erworbenen Qualifikationen wurden in den vergangenen Jahrzehnten häufig nicht oder 

nur mit hohen Barrieren anerkannt, sodass häufig Hochqualifizierte Tätigkeiten als ungelernte 

Arbeitskräfte ausführen müssen, wodurch sich ihr Risiko der Arbeitslosigkeit signifikant erhöht. 

Erst mit dem Gesetz zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse ist ein vereinfachter Zu-

gang zum erlernten Berufsfeld möglich. 

•	 Als zweiten Hauptgrund lässt sich feststellen, dass Menschen mit Migrationshintergrund aus 

der zweiten und dritten Generation überproportional häufig geringere schulische wie berufliche 

Abschlüsse erlangen und hierdurch ebenfalls die Wahrscheinlichkeit von weniger qualifizierten 

Beschäftigungsverhältnissen steigt.111 Änderungsbedürftig ist ein Einstellungsverhalten von eini-

gen Unternehmen, welche junge Migranten bei der Ausbildungsplatzvergabe benachteiligten 

(Bertelsmann Studie). Der Abbau eines diskriminierenden Einstellungsverhaltens ermöglicht 

verbesserte berufliche Perspektiven und eine stärkere Integration in den Arbeitsmarkt für junge 

Migranten. 

Belastend kommen Sprachdefizite hinzu, die eine Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt behindern. 

So steigt das Arbeitslosigkeitsrisiko bei jener Gruppe der Migranten um 60 Prozent, die in ihrem 

Haushalt nicht Deutsch sprechen.112 Zusätzlich können durch einen Ausbau der frühzeitigen In-

tegrationskurse ebenso weitere Potentiale gehoben werden, wie durch den sukzessive Abbau von 

Barrieren im Zugang und einer Frühzeitigen Eingliederung zum Arbeitsmarkt. Beispielhaft kann 

auf das Programm „early intervention“ der Bundesagentur für Arbeit verwiesen werden, welches 

hochqualifizierten Migranten einen schnellen Arbeitsmarktzugang ermöglichen soll. 

Zusätzlich zu den bereits genannten Gruppen wirkt die Migration von Erwerbstätigen nach Deutsch-

land als externer Faktor auf die Anzahl der zur Verfügung stehenden Erwerbspersonen, wodurch 

eine Deckung des Neu- und Wiederbesetzungsbedarfes unterstützt werden kann. Hierbei gilt es zu 

beachten, dass aufgrund von ähnlichen demografischen Trends innerhalb der Europäischen Union 

die Zuwanderungspolitik nicht nur auf EU-Staaten konzentriert werden darf und jenseits des aktu-

ellen hiesigen Bedarfes wirken soll.113

111	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 13.

112	 ebd.: 13.

113	 Ragnitz 2015: 4; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014: 13.
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Exkurs Migration

Häufig wird Migration von Arbeitskräften nach Nordrhein-Westfalen als wichtiger Faktor zur Stabilisierung 

des Arbeitsvolumens genannt. In der Rückschau der Ergebnisse der vergangenen Jahre ist festzustellen, dass 

Wanderungssalden in Deutschland sowie Nordrhein-Westfalen stark schwankend sind. Auffallend ist der Zu-

sammenhang mit der wirtschaftlichen, humanitären und politischen Situation der Herkunftsländer. 

Nach Nordrhein-Westfalen wandern die meisten Personen aus dem Raum der Europäischen Union zu. Hier 

sind für das Jahr 2013 insbesondere die Staaten Polen, Rumänien, Italien und Bulgarien zu nennen, aus denen 

die meisten Personen kamen. Die zweite große Gruppe der Zuwanderer kommt auf dem Wege des Asylver-

fahrens nach Nordrhein-Westfalen. Durch regionale kriegerische Auseinandersetzungen wie z. B. in Syrien 

und humanitäre Katastrophen ist ihre Anzahl in den vergangenen Jahren wieder stark angestiegen. Als dritte 

Gruppe sind die Einwanderer zu nennen, die über den Weg der bluecard nach Nordrhein-Westfalen kommen. 

Sie stammen aus Staaten außerhalb der Europäischen Union, um als Fachkräfte auf dem hiesigen Arbeitsmarkt 

tätig zu sein, und erhalten hierfür eine befristete Aufenthaltserlaubnis. Hierfür kommen nur jene Erwerbstätige 

in Kraft, welche die Vorgaben wie die Mindesthöhe eines Jahreseinkommens in Höhe von ca. 47.000 Euro in 

2014 oder die Zugehörigkeit zu einer Berufsgruppe, die als Mangelberuf eingestuft wird, mit einer Gehaltshöhe 

von 37.000 Euro jährlich, erfüllen. Die Anzahl derer, die über diesen Weg nach Nordrhein-Westfalen gekom-

men sind, ist jedoch verhältnismäßig gering. 

Wie bereits in Teil C Kapitel 1.3.4. „Einwohner mit Migrationshintergrund“ dargestellt, ist in den kommenden 

Jahren mit deutlich stärkeren Zuwanderungssalden zu rechnen, sodass hiervon positive Effekte auf die wirt-

schaftliche Entwicklung in Nordrhein-Westfalen angenommen werden können. 
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Abbildung 18:	 Nettozuwanderung in 1.000 Personen114

Bei der Deckung des eigenen Erwerbstätigenbedarfs muss berücksichtigt werden, dass in vielen Her-

kunftsländern von qualifizierten Erwerbstätigen häufig ähnliche demografische Entwicklungen zu 

114	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 25.
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erkennen sind und Anwerbungen aus Entwicklungsstaaten einen sog. brain drain115 mit sich brin-

gen.116 Darüber hinaus kann Deutschland als Zielland in den kommenden Jahren an Attraktivität 

verlieren, wenn prognostizierte Abgabensteigerungen und Steuererhöhungen realisiert werden 

müssen, um die Sozialversicherungssysteme in Deutschland zu stabilisieren.117 

Neben dem Zuzug von Personen außerhalb Deutschlands nach Nordrhein-Westfalen ist die Ent-

wicklung der Binnenmigration in Deutschland für NRW von Bedeutung. Hier lässt sich ein um-

gekehrter Trend in den vergangenen Jahren feststellen. Im Vergleich zu einem positiven Migrati-

onssaldo von 69.000 Menschen aus dem Ausland fiel z. B. im Jahr 2012 der Saldo mit den übrigen 

Bundesländern negativ aus (-16.000 Personen).118

Um dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stehen, ist die vorhandene Qualifikation der Migranten 

von ausschlaggebender Bedeutung. Hier zeichnet sich in den vergangenen Jahren ein Trend zu hö-

herer Qualifizierung ab. Von den Neuzugewanderten konnten im Jahr 2010 etwa 43 Prozent einen 

Hochschulabschluss vorweisen.119 Berufliche oder schulische Qualifikationen stellen in Deutschland 

neben den Sprachkenntnissen immer noch die wichtigste Hürde für den Zugang zum Arbeitsmarkt 

dar. Wichtig ist aber auch die Anerkennung der im Ausland erworbenen beruflichen Qualifikati-

onen. Daher stellt das „Gesetz zur Verbesserung der im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen“ 

aus dem Jahr 2012 einen zentralen Fortschritt dar, mit dem anerkennungsbedingte Zugangsbarrie-

ren reduziert werden können.120 

2.4.2.	 Steigerung der Arbeitszeit 
Als weiteres großes Potential zur Stabilisierung des Arbeitsvolumens in Deutschland ist die An-

hebung der durchschnittlichen Arbeitszeit je Erwerbsperson.121 Denn sie ist neben der Erwerbs-

beteiligung der wesentliche Faktor in der Entwicklung des Arbeitsangebotes. Eine Erhöhung der 

Arbeitszeit würde ebenso wie die Erhöhung der Beschäftigungsquoten einem schrumpfenden Er-

werbspersonenpotential unmittelbar entgegenwirken. 

Hier lassen sich mit der Teilzeitbeschäftigung und dem Abbau der Erwerbslosenquote zwei Hand-

lungsfelder identifizieren, welche einen starken Einfluss auf die in Deutschland erbrachten Arbeits-

stunden haben. 

115	 Der Begriff „brain drain“ lässt sich am ehesten als Abfluss von qualifizierten Personen bezeichnen, die in ihrem Herkunftsland 
nicht mehr der wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung zur Verfügung stehen. 

116	 Ragnitz 2015: 5.

117	 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014: 9.

118	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 8 f.

119	 ebd.: 3 f.

120	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 14.

121	 Der Begriff „Arbeitszeit je Erwerbsperson“ beschreibt, wie viele Stunden ein Arbeitnehmer in der Woche bzw. im Jahr an seinem 
Arbeitsplatz leistet.
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So kann z. B. für Deutschland im internationalen Vergleich festgestellt werden, dass es eine unter-

durchschnittliche Entwicklung der Arbeitszeit gegeben hat, was mit einer überproportionalen Aus-

prägung von Teilzeitbeschäftigung zusammenhängt. Die wachsende Beschäftigungsquote der Frauen 

vollzog sich vor allem in Beschäftigungsverhältnissen in Teilzeit oder niedriger Stundenzahl. So ist 

besonders auffallend, dass die Beschäftigungsquote von Frauen zwischen den Jahren 2001 und 2011 

um 9 Prozent, in Vollzeitäquivalenten nur um 5,3 Prozent angestiegen ist.122 Vor allem während der 

Familienphase zwischen 30 und 40 Jahren ist der Anteil der teilzeitbeschäftigten Frauen besonders 

hoch, da es durch verschiede Arbeitsmarktreformen zu einer Flexibilisierung der Arbeitseinteilung 

und einer Erleichterung des Wiedereinstiegs für Mütter kam.123 Die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf ist für Frauen daher nicht nur eine Voraussetzung dafür, ob sie erwerbstätig werden, sondern 

entscheidet auch darüber, in welchem Umfang sie dieser Erwerbstätigkeit nachgehen wollen und 

können. Flexible Arbeitszeiten und eine moderne Arbeitsplatzgestaltung befördern ebenso ein hö-

heres Stundenvolumen wie der Ausbau der Betreuungsinfrastruktur. Ebenso lassen sich Tendenzen 

beobachten, nach denen Frauen, die wegen Kindererziehung aus der Berufstätigkeit zeitweise aus-

scheiden, mit zunehmender Wahrscheinlichkeit wieder in Vollzeit einsteigen, je schneller sie in ihren 

Beruf zurückkehren.124 

Neben den Lebensphasen der Kinderbetreuung müssen ebenfalls die Zeiten berücksichtig werden, 

in denen nahe Angehörige gepflegt werden. Die Entwicklung von flexiblen Arbeitszeitmodellen, 

welche sich den Lebensphasen der Erwerbstätigen anpassen, kann zusätzlich die Erwerbstätigkeit 

von Menschen befördern.125 Wie schon bei der Kinderbetreuung lässt sich feststellen, dass diese Auf-

gabe in überproportionalem Maße von Frauen wahrgenommen wird, die dadurch nicht oder nur in 

geringerem Maße dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Neben den bereits genannten Ansätzen 

würde sich auch ein Ausbau der pflegerischen Infrastruktur anbieten, welcher den pflegenden Ange-

hörigen den Verbleib im Beruf – wenn auch mit verminderter Stundenzahl – ermöglicht.126 Jedoch 

ist zu berücksichtigen, dass unter den derzeitigen Gegebenheiten qualifizierte Frauen weit weniger 

in Minijobs arbeiten, da der Wert einer durchgängigen Erwerbsbiographie auch bei ihnen in den 

vergangenen Jahren gestiegen ist. Die Abkehr vom Familienbild eines männlichen Alleinversorgers 

und die wachsende Notwendigkeit eines zusätzlichen Einkommens haben diesen Trend verstärkt. 

Potentiale zur Ausweitung der Arbeitszeit gilt es daher vor allem bei beruflich geringer qualifizierten 

Frauen zu heben.127 

122	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 10.

123	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 11 f.

124	 ebd.: 14 ff.

125	 ebd.: 14.

126	 Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 14; Walter, Fischer & … 2013: 9; Institut für Arbeit und Qualifikation – Univer-
sität Duisburg-Essen 2014: 9.

127	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 10.
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In diesem Zusammenhang ist auffallend, dass die gewählte Form der Teilzeitbeschäftigung insbe-

sondere von Frauen häufig als ungewollt empfunden wird. Ein hoher Anteil der Frauen in regulärer 

Teilzeit und in noch stärkerem Maße geringfügig Beschäftigte wünschen sich eine Ausweitung ihrer 

wöchentlichen Arbeitszeit.128 So käme für mehr als die Hälfte der geringfügig Beschäftigten eine 

Ausweitung um 1,6 oder mehr Stunden ihrer Arbeitszeit in Betracht (vgl. Tabelle 3). Mit 39 Prozent 

wird ein ähnlich hoher Wert bei den beschäftigten Frauen in Regulärer Teilzeit ermittelt. Dies deutet 

bereits an, dass die Realisierung dieser Stundenaufwüchse eine Ausweitung des Arbeitsvolumens in 

Deutschland ermöglichen würd.

 

Tabelle 3:	 Verkürzungs- und Verlängerungswünsche der Beschäftigten Arbeitnehmer, Angaben in Prozent129

Vollzeit Reguläre Teilzeit Geringfügige  
Beschäftigung

Alle

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

Um 1,6 oder mehr Stunden 
verkürzen

31 43 10 16 8 9 29 29

So lassen (+/- 1,5 Stunden) 49 45 44 45 35 38 48 44

Um 1,6 oder mehr Stunden 
verlängern

20 12 46 39 57 54 22 27

Gelänge eine Steigerung der Arbeitszeiten je Teilzeitbeschäftigten um etwa 50 Prozent der aktuellen 

Stundenzahl, könne das jährliche Arbeitsvolumen um ca. sieben Prozent bzw. 3,7 Milliarden Ar-

beitsstunden gesteigert werden.130 Ein ähnlicher Effekt kann von einem Abbau der Teilzeitbeschäf-

tigung um ein Drittel angenommen werden, der auf ein jährlich zusätzliches Arbeitsvolumen von 

3,25 Milliarden Stunden bzw. etwa 6 Prozent mehr geschätzt wird. 

Von einem ähnlichen Umfang geht auch das BMAS aus, welches durch eine Umwandlung von Teil-

zeit- in Vollzeitbeschäftigung bzw. eine Erhöhung der Stundenzahl ein Potential von 4 Prozent mehr 

geleisteten Arbeitsstunden im Jahr 2030 gegenüber dem heutigen Niveau ausmacht.131 Um dieses 

Potential nutzen zu können, müsse die durchschnittliche Stundenzahl der Teilzeitbeschäftigten um 

2,8 Stunden auf 20 Stunden in der Woche gesteigert werden. 

Hierzu bedarf es neben den bereits dargestellten Rahmenbedingungen ebenfalls der Schaffung eines 

entsprechenden Anreizsystems, nach Beschäftigungspausen wieder an einen sozialversicherungs-

pflichtigen Arbeitsplatz zurückzukehren. Derzeit lässt sich feststellen, dass aufgrund des Ehegat-

tensplittings sowie der Mitversicherung des Partners ein – je nach Grenzsteuersatz – zusätzliches 

Einkommen von mindestens 450 bis 600 Euro über die Minijob-Grenze hinaus realisiert werden 

128	  Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 7.

129	  Wanger & Weber 2014.

130	  Walter, Fischer & … 2013: 44.

131	  Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2013: 14.
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müsse132, damit sich eine Berufstätigkeit im Rahmen eines sozialversicherungspflichtigen Arbeits-

platzes finanziell auszahlen würde. 

Zu einem steigenden Arbeitsstundenvolumen kann, wie die Umwandlung von Teilzeit- in Vollzeittä-

tigkeiten, ebenfalls der Abbau der Erwerbslosenquote133 in Deutschland führen. Kann es im Zuge der 

natürlichen Fluktuation während des Arbeitsplatzwechsels zu einer temporären Erwerbslosigkeit 

kommen, ist hinsichtlich der demografischen Entwicklung der Abbau struktureller Arbeitslosigkeit 

von besonderem Interesse. Gelingt es, die Erwerbslosenquote in Deutschland bis zum Jahr 2030 auf 

3,5 Prozent zu halbieren, ständen jährlich zusätzlich 2,5 Milliarden Arbeitsstunden zur Verfügung.134

In der Rückschau ist für die vergangenen Jahrzehnte eine stetige „Verberuflichung“ von Erwerbstä-

tigkeiten zu beobachten gewesen, welche sich aufgrund der fortschreitenden Globalisierung sowie 

dem technologischen Fortschritt fortsetzen wird135, was geringqualifizierte Arbeitskräfte bzw. Er-

werbspersonen ohne berufsqualifizierenden Abschluss unter zunehmenden Druck setzt. Das Sinken 

der offenen Stellenzahlen für das Anforderungsniveau „Helfer- und Anlerntätigkeiten“ sowie die 

wachsende Konkurrenz zu Bewerbern um die gleiche Stelle, die eine deutlich höhere Qualifikation 

aufweisen, verschärft ihre Situation.136 Gleichzeitig erfordert der technologische Fortschritt eine im-

mer weitergehende Qualifizierung des jeweiligen Erwerbstätigen.137 

Grundsätzlich ist schon heute festzustellen, dass das Risiko von Arbeitslosigkeit umso höher ist, je 

geringer der Qualifizierungsgrad der Erwerbsperson ist. So waren im Jahr 2012 in Westdeutschland 

rund 2 Prozent der Hochschulabsolventen von Arbeitslosigkeit betroffen, 3,9 Prozent der Personen 

mit abgeschlossener Berufsausbildung), jedoch 17,9 Prozent der Erwerbspersonen ohne Berufsab-

schluss.138 Der Abbau von struktureller Arbeitslosigkeit sowie die Senkung des Risikos arbeitslos zu 

werden, ist zudem davon abhängig, inwieweit das Prinzip „Lebenslanges Lernens“ ausgefüllt wird.139 

Dies korrespondiert mit dem hohen Wiederbesetzungsbedarf für Erwerbstätige mit Berufsausbil-

dung, der bis zum Jahr 2025 stark ansteigen wird. 

132	 Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 2014: 9; Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014a: 11.

133	 Als Erwerbsloser gilt in Deutschland gemeinhin, wer in den vergangenen vier Wochen aktiv eine Erwerbstätigkeit gesucht hat 
und in diesem Zeitraum nicht mehr als 1 Stunde vergütet tätig war. 

134	 Walter, Fischer & … 2013: 44.

135	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 4; Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 
2014: 11.

136	 Ministerium für Arbeit, Gleichstellung und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 2014: 10.

137	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 4; Institut für Arbeit und Qualifikation – Universität Duisburg-Essen 
2014: 11.

138	 Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 2014: 4.

139	 Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 2014: 3; Ragnitz 2015: 7.
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2.4.3.	 Steigerung des Arbeitsvolumens bis 2030
Bei der Betrachtung der Entwicklung der erbrachten Arbeitszeit sowie der Erwerbsquoten in 

Deutschland lässt sich feststellen, dass bei einer entsprechenden Steigerung beider Parameter in 

einem im international vergleichbaren Rahmen eine Stabilisierung des Arbeitsvolumens140 bis zum 

Jahr 2030 möglich ist. Die Kommission für Arbeit hat in Modellrechnungen gezeigt, dass es möglich 

ist, die Zahl der Erwerbspersonen bis zum Jahr 2030 durch eine Kombination von Maßnahmen zu 

stabilisieren. Wenn diese nicht zu einer vollständigen Kompensation der Abnahme der Erwerbs-

bevölkerungszahl in Deutschland führen, so kann dennoch der Effekt einer schrumpfenden und 

gleichzeitig alternden Bevölkerung auf den Arbeitsmarkt stark verringert werden.141 Wie in Teil C 

Kapitel 2.4. „Möglichkeiten politischer Gestaltung im demografischen Wandel – Handlungsoptio-

nen“ bereits aufgegriffen, wird es notwendig sein, die Erwerbsbeteiligung von Frauen sowie älteren 

Erwerbspersonen noch zu erhöhen sowie den Anteil der Erwerbstätigen mit Migrationshintergrund 

zu steigern. Ebenfalls wird sich ein früherer Erwerbseintritt positiv auf die Entwicklung der Zahl 

der Erwerbstätigen auswirken. Die Ausschöpfung von Migrationspotentialen kann darüber hinaus 

verbleibende Bedarfslücken nach Arbeitskräften schließen, wenn diese bereits qualifiziert sind. 

Die Erhöhung der geleisteten Arbeitszeit in Deutschland birgt ebenso Potentiale, deren Hebung 

eine Verringerung der demografischen Effekte auf den Arbeitsmarkt bis zum Jahr 2030 in Deutsch-

land dämpfen kann. So können die meisten Arbeitsstunden mobilisiert werden, wenn die Beschäf-

tigungsverhältnisse in Teilzeit oder mit niedrigerer Stundenzahl abgebaut bzw. aufgestockt werden. 

Auch hierbei rückt die Gruppe der Frauen wieder in den Fokus, da sie in der Familienphase über-

durchschnittlich häufig keiner Vollzeitbeschäftigung nachgehen. Sie wünschen sich aber eine Stei-

gerung ihrer geleisteten Stundenzahlen, sofern die Rahmenbedingung für eine Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf gewährleistet werden kann. Neben der Gruppe der Frauen kann der Abbau der 

Erwerbslosenquote ebenso zu einer Stabilisierung der geleisteten Arbeitsstunden beitragen. Um ei-

nen solchen Effekt realisieren zu können, muss eine entsprechende Qualifizierung durch Weiter- 

und Fortbildungsmaßnahmen gewährleistet werden.

Gelingt es, die identifizierten Potentiale zu heben, kann durch eine Kombination von steigender 

Erwerbsbeteiligung und wachsender Arbeitszeit pro Kopf eine rückläufige Bevölkerungszahl kom-

pensiert werden und das Arbeitsvolumen in Deutschland letztlich noch gesteigert werden. 

Zusätzlich zu der Herausforderung der Stabilisierung des erbrachten Arbeitsvolumens bedarf es, die 

Stellschrauben zur Erlangung der Wachstumskräfte durch das TFP und den Kapitalstock entspre-

chend zu drehen, um das prognostizierte Potentialwachstum zu erreichen oder zu übertreffen. Die 

Schaffung von entsprechenden Rahmenbedingungen zur Steigerung der TFP und des Sach- und 

140	 In Arbeitsvolumen wird gemeinhin die erbrachte Arbeitszeit in Stunden aller Erwerbstätigen in Deutschland zusammengefasst.

141	 Walter, Fischer & … 2013: 10 ff.
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Humankapitalbestands lassen sich insbesondere in den Feldern Forschung und Entwicklung, Bil-

dung sowie öffentliche Investitionen und Infrastruktur identifizieren. 

2.4.4.	 Steigerung der Produktivität
Das Wachstum der TFP war in Nordrhein-Westfalen im Zeitraum 1991 bis 2008 – neuere Daten lie-

gen wegen einer Umstellung der Systematik der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nicht vor 

– um knapp 0,2 Prozentpunkte pro Jahr schwächer als in Westdeutschland, ohne Nordrhein-West-

falen und Berlin gerechnet. Für diese Residualgröße gibt es eine Reihe von unterschiedlichen Erklä-

rungen. Neben dem technologischen Fortschritt – der beständigen und auch schubweisen Verände-

rungen des technologischen Wissens – kommen organisatorische und institutionelle Änderungen 

zum Tragen. Dies wirft die Frage auf, ob und wo es Defizite bei der technologischen Leistungsfähig-

keit Nordrhein-Westfalens gibt und wie diese gegebenenfalls angegangen werden können.

Einen ebenso starken Beitrag zur Erklärung der Wachstumslücke Nordrhein-Westfalens liefert die 

Investitionsschwäche. Die Kapitalstockbildung war in Nordrhein-Westfalen im Zeitraum 1991 bis 

2008 um ebenfalls knapp 0,2 Prozentpunkte pro Jahr schwächer als in Westdeutschland. Besonders 

auffallend ist, dass im gesamten Zeitraum in keinem Jahr ein höherer Wachstumsbeitrag des Fak-

tors Kapital als im westdeutschen Durchschnitt erzielt werden konnte. Für die Wirtschaftspolitik 

ist somit relevant, wie dieser beständige Rückstand bei der Kapitalbildung erklärt werden und was 

letztlich Verbesserungen bei der Investitionstätigkeit in Nordrhein-Westfalen auslösen kann.

Aus beiden Perspektiven betrachtet kommt der Entwicklung der Produktivität eine herausgeho-

bene Bedeutung zu. Letztlich entscheidet die Wertschöpfung einer geleisteten Arbeitsstunde über 

die volkswirtschaftliche Wertschöpfung. Eine Steigerung der Produktivität der Erwerbspersonen ist 

vor allem eine Frage des Bildungssystems, hängt aber ganz entscheidend auch von der Qualität des 

Forschungs- und Innovationsstandorts NRW ab. Zentral dafür ist die Frage, wie der demografische 

Wandel durch Weiterentwicklung des exportorientierten, industrie- und technikbasierten NRW-

Geschäftsmodells in die Zukunft von „Industrie 4.0“ bewältigt werden kann und wie gut dabei die 

Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft gelingt.

Dies schließt auch die Frage mit ein, inwiefern die Innovationskraft in NRW gesteigert werden kann, 

etwa durch steigende Gründungsraten und eine Verbreiterung der Venture Capital-Basis. Durch 

die Alterung der Gesellschaft kann es zu einem Rückgang der Gründungsintensität kommen. Eine 

wichtige Rolle spielt diesbezüglich die Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbetei-

ligungen zur Verminderung der Finanzierungslücke von innovativen Unternehmen, vor allem in 

der ersten Phase einer Unternehmensgründung. Der Mangel an Risikokapital erweist sich vielfach 

für junge und innovative Unternehmen als eine Innovationsbarriere. Auch der Frage nach der Be-

leihbarkeit geistigen Eigentums sollte mehr Augenmerk geschenkt werden. Im Einzelnen kann man 

daher an folgenden Punkten ansetzen: 
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•	 Stärkung des Forschungs- und Innovationsstandorts

Das Erreichen des 3 Prozent-Ziels bei den F&E-Ausgaben am BIP ist für einen klassischen In-

dustriestandort wie NRW zu wenig ambitioniert, denn mehr als zwei Drittel aller F&E-Investi-

tionen entfallen auf industrielle Wertschöpfung. NRW sollte sich zudem der Herausforderung 

stellen, dass bei einer Alterung der Bevölkerung die Gründungstätigkeit zurückgeht. Daher sollten 

verstärkt Unternehmen gefördert werden, die sich noch in der Verlustphase ihrer Neugründung 

befinden, aber besonders wissensintensiv sind. Dabei sollten auch die Möglichkeiten zur Ein-

führung einer Patentbox zur Verbesserung der Verwertungsmöglichkeiten für geistiges Eigentum 

geprüft werden. Dazu könnte etwa bundesweit eingeführte „Investitionszuschuss Wagniskapital“ 

NRW-weit aufgestockt werden. Zudem sollte die Einführung eines Börsensegments für start-ups 

der digitalen Wirtschaft geprüft werden. Das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) 

des Bundes könnte aufgestockt werden, das technologieoffen Zuschüsse für Innovationsvorha-

ben mittelständischer Unternehmen vergibt und sich als gut geeignetes Instrument zur Stärkung 

der Innovationskraft im nordrhein-westfälischen Mittelstand erwiesen hat. Die hohen Zugangs-

hürden zur EFRE-Innovationsförderung könnten dadurch gesenkt werden, dass diese zukünftig 

zumindest teilweise als Forschungs- und Entwicklungs-(FuE)-Zuschuss bei Teilnahme am ZIM-

Programm ausgestaltet werden. Schließlich sollte die neue Initiative „Hochschulstart-up.NRW“ 

mit hoher Geschwindigkeit ausgerollt werden. Die Ausgründung aus Hochschulen ist insbesonde-

re an technischen Fakultäten ein zentraler Innovationsträger für die Region und darüber hinaus.

•	 Stärkere Förderung der Digitalisierung 

NRW ist vergleichsweise stark industrialisiert und verfügt über das deutschlandweit größte In-

dustrie 4.0-Cluster. Die Sicherung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit verbindet sich mehr 

denn je mit dem Ausbau der digitalen Vernetzungskompetenz. Das „industrielle Ökosystem“ mit 

einem dichten Netzwerk von forschungsaffinen, industriellen Forschungszentren, Fraunhofer-

Instituten, universitären Forschungskonsortien, technischen Agenturen und mit einer engen uni-

versitätsbasierten Industrieforschung ist daher weiter zu stärken. Die Verfügbarkeit von Breitband 

ist prioritär zu behandeln, damit der Netzausbau beschleunigt wird und die bestehenden „weißen 

Flecken“ beim Zugang zum Hochgeschwindigkeits-Internet beseitigt werden können. Start-ups 

in der Digitalen Wirtschaft und in anderen Hochtechnologiebereichen sind anzuregen. Dabei 

sollte die räumliche Nähe zum Hochtechnologie-Gründerfonds (HTG) in der Innovationspolitik 

des Landes besser genutzt werden, beispielsweise durch Einbeziehung der Expertise der HTG-

Spezialisten für die Förder- und Ansiedlungspolitik. Die Angebote von digitaler Bildung sollten 

systematisiert, die Einführung von schulischen Angeboten „Programmieren als 2. Fremdsprache“ 

geprüft werden. Zudem sollte die Ausbildung von technisch qualifizierten Arbeitskräften entlang 

der gesamten Bildungskette priorisiert werden. Dafür wäre eine Gesamtstrategie aller NRW-

Hochschulen für die Zuwanderung von Bildungsausländern und Zuwanderern aus Drittstaaten 

in eine hochschulische technische Ausbildung eminent wichtig, denn der zukünftige Bedarf an 

technischen Qualifikationen kann aus dem heimischen Angebot nicht gedeckt werden.
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3.	 Öffentlicher Dienst und öffentliche Verwaltung

Der öffentliche Dienst ist mit 787 Tsd. Beschäftigten der größte Arbeitgeber in Nordrhein-Westfalen. 

Das Land hatte mit 341 Tsd. Beschäftigten am 30.06.2013 den größten Anteil, Gemeinden und Ge-

meindeverbände hatten knapp 299 Tsd. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Der Bund beschäftigte 

auf dem Territorium von Nordrhein-Westfalen zum Stichtag 148 Tsd. Menschen. 

Tabelle 4:	 Beschäftigte im öffentlichen Dienst in NRW142

Land NRW Gemeinden Bund insgesamt

Beamtinnen und Beamte Vollzeit 185.862 48.467 61.891  296.220 

Teilzeit 67.925 14.998 7.950  90.873 

Tarifbeschäftigte Vollzeit 54.904 146.706 57.271  258.881 

Teilzeit 31.969 88.608 20.784  141.361 

insgesamt Vollzeit 240.766 195.173 119.162  555.101 

Teilzeit 99.894 103.606 28.734  232.234 

total 340.660 298.779 147.896  787.335 

Für den Untersuchungsgegenstand der Enquetekommission ist ausschließlich der öffentliche Dienst 

von Land und Kommunen von Bedeutung, weil nur diesbezüglich von Regierungen und Parlamen-

ten/Stadt-/Gemeinderäten Entscheidungen über Umfang, Struktur und Einsatzbereiche der Stellen 

getroffen werden können und nur für diese Arbeitsleistungen Löhne, Gehälter, Beamtenbezüge so-

wie Pensionen in den öffentlichen Haushalten aus Steuermitteln gedeckt werden müssen. Die vom 

öffentlichen Dienst produzierten öffentlichen Leistungen bestimmen die Produktivität der Wert-

schöpfung privater Unternehmen und damit auch die Attraktivität des Standorts entscheidend mit. 

Ebenso bestimmen sie die Qualität der Lebensverhältnisse der in Nordrhein-Westfalen lebenden 

Bürgerinnen und Bürger. 

Auf Seiten der öffentlichen Arbeitgeber sind die Personalhaushalte wegen ihrer Dominanz für de-

ren Haushalte Schlüsselstellen für die Bewältigung des demografischen Wandel. Dieser beeinflusst 

indes auch Umfang und Struktur des öffentlichen Dienstes in mehrfacher Weise. Ähnlich wie die 

Bevölkerung kleiner, älter und bunter wird, muss auch der öffentliche Dienst diese Entwicklungen 

nachzeichnen. Angesichts des im öffentlichen Dienst gebundenen hohen Humankapitals – rd. zwei 

Drittel der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes haben einen akademischen 

oder äquivalenten Ausbildungsabschluss! – tritt die öffentliche Hand zunehmend in Konkurrenz 

zu privaten Arbeitgebern. Dieser Wettbewerb und zudem die Alterung der aktiven Beatinnen und 

Beamten sowie die wachsende Lebenserwartung der Pensionäre werden die Kosten des öffentlichen 

Dienstes weiter erhöhen. Die unterschiedliche räumliche Entwicklung mit zunächst noch wach-

senden Metropolen und bereits schrumpfenden Kommunen insb. in der Peripherie und im fortge-

setzten wirtschaftlichen Strukturwandel bewirkt auch hier unterschiedliche Spannungsverhältnisse 

hinsichtlich des Bedarfs an öffentlichen Dienstleistungen, deren Kosten und deren Finanzierbarkeit. 

142	 Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2013: 20; 23. 
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Die Entwicklungen werden im vorliegenden Kapitel aufgearbeitet. Zunächst geht es um die quan-

titative Entwicklung des öffentlichen Dienstes jeweils getrennt für das Land und seine Kommunen, 

danach um die Entwicklung der Personalkosten für einen in Umfang und Struktur unveränderten 

öffentlichen Dienst in der Dekade 2020 – 2030. Danach werden Handlungserfordernisse herausgear-

beitet, bevor daraus wiederum Handlungsempfehlungen abgeleitet werden, die sich sowohl auf die 

Parameter des öffentlichen Dienstes und seine budgetären Verankerungen als auch auf Reformen 

der öffentlichen Verwaltungen beziehen. 

3.1.	 Entwicklung des öffentlichen Dienstes 

3.1.1.	 Aktive Beamtinnen und Beamte
Die Zahl der Vollzeitäquivalente pro 1.000 Einwohner lag im Zeitraum 2002 bis 2012 in Nordrhein-

Westfalen zwar mit 21,7 unter dem Durchschnitt der westdeutschen Länder (24,1).143 Insgesamt 

stieg die Zahl der Vollzeitäquivalente aber über diesen Zeitraum an und hat 2013 einen Wert von 

22,3 vollzeitäquivalenten Beschäftigten je 1000 Einwohner erreicht. 

 Kernhaushalt	  Rechtlich selbstständige Einrichtungen

0

1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013

10
0 .

00
0

20
0.

 00
0

30
0 .

00
0

40
0.

 00
0

Quelle: IT NRW

Vollzeitäquivalente des Landes

Abbildung 19:	 Vollzeitäquivalente des Landes NRW144

143	 ifo Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. V. 2014: 22.

144	 ebd.: 30.
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Tabelle 5:	 Beschäftigte gesamt nach Beschäftigungsbereich145

Jahr Unmittelbarer öffentlicher Dienst Mittelbarer öffentlicher Dienst

Insgesamt Land Gemeinden/GV Zweck- 
verbände

Ingesamt darunter

Sozialver-
sicherungs-
träger

rechtlich selbstständige  
Einrichtungen

unter Aufsicht 
des Landes

unter Aufsicht 
der Gemein-
den 

1998 753.222 416.150 326.301 10.771 28.730 25.810 - 222

1999 749.161 413.509 322.497 13.155 29.222 26.300 - 218

2000 745.656 412.998 319.740 12.918 28.942 26.267 - 215

2001 717.914 393.911 311.032 12.971 53.532 26.538 23.428 1.049

2002 715.321 397.617 304.516 13.188 54.707 26.667 24.298 1.212

2003 711.679 398.164 300.859 12.656 51.204 24.955 24.287 1.829

2004 705.811 399.214 294.090 12.507 52.562 24.582 25.193 2.658

2005 700.512 397.636 290.728 12.148 53.068 24.147 24.329 4.410

2006 696.492 398.780 289.132 8.580 57.427 24.296 24.457 8.491

2007 632.412 335.962 287.586 8.864 122.177 24.867 85.858 11.206

2008 626.965 330.666 287.343 8.956 124.758 24.864 87.932 11.702

2009 633.680 333.195 291.384 9.101 129.187 24.502 92.161 12.254

2010 639.848 336.761 294.115 8.972 132.419 24.333 95.388 12.424

2011 643.654 340.601 294.091 8.962 136.758 23.609 99.383 12.665

2012 648.893 343.451 296.518 8.924 140.283 25.350 102.830 13.617

Bei den Kommunen liegt Nordrhein-Westfalen mit 15,8 vollzeitäquivalenten Beschäftigten je 

1000 Einwohner im Ländervergleich eher in der Spitzengruppe. Auch hier zeichnet sich ein Rückgang 

der Beschäftigten in den Kernhaushalten über die vergangenen Jahre ab und ein starkes Wachstum 

der Stellen in ausgelagerten Einrichtungen und Sonderrechnungen. Bei den Kommunen dürften 

die Zahlen aber noch stärker als beim Land die tatsächliche aus öffentlichen finanzierte Beschäfti-

gungszahl unterzeichnen, weil die vergleichsweise großen Städte in Nordrhein-Westfalen mehr Auf-

gabenbereiche auch und gerade in ihren privatrechtlich geführten Beteiligungsbesitz ausgelagert 

haben, der in keiner Statistik des öffentlichen Sektors mehr abgebildet wird. Zudem nehmen auch 

viele private Unternehmen und Einrichtungen öffentliche und überwiegend aus Steuermitteln oder 

Gebühren finanzierte Aufgaben – wie Kindertagesstätten oder Aufgaben in der Daseinsvorsorge – 

wahr, so dass in Wirklichkeit die aus öffentlichen Mitteln beschäftigte Zahl an Beschäftigten deutlich 

höher liegt.

145	 ebd.: 61; das Personal der Landschaftsverbände ist bei den Gemeinden/Gemeindeverbänden (GV) enthalten.
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Tabelle 6:	� Vollzeitäquivalente Beschäftigte je 1000 Einwohner von Land und Kommunen am 30.06.2013 nach Aufgabenbereichen in NRW und 
im Länderdurchschnitt146

Land Gemeinden

Insgesamt NRW Insgesamt NRW

Insgesamt 25,53 22,26 14,73 15,77

Allgemeine Dienste 8,36 7,11 4,38 5,26

Politische Führung, zentr. u. innere Verwaltung 2,03 1,09 2,96 3,33

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 3,35 2,73 1,42 1,93

    darunter Polizei 3,17 2,72

Rechtsschutz 1,97 2,06

Finanzverwaltung 1,58 1,52

Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, 
kulturelle Angelegenheiten

14,77 14,46 3,34 3,07

Allgemeinbildende und berufliche Schulen 9,02 9,28

Hochschulen 5,13 5,10

Tageseinrichtungen für Kinder 1,72 1,40

Kultur und Wissenschaft 0,62 0,08 0,67 0,84

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

0,33 0,05 3,49 3,68

Soziale Hilfen 1,15 1,43

Kinder,- Jugend- und Familienhilfe (ohne KiTas) 0,62 0,85

Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 0,57 0,18 1,59 1,71

Gesundheitsdienste 1,38 1,50

Krankenhäuser und Heilstätten 0,27 0,00 1,15 1,26

Sportförderung 0,20 0,21

Gestaltung der Umwelt 1,50 0,46 3,65 3,44

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kom. Gemein-
schaftsdienste

0,18 0,02 0,40 0,41

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten/Natur- und Land-
schaftspflege

0,40 0,10 0,58 0,72

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

0,33 0,02 1,00 0,94

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 0,57 0,31 0,47 0,54

Sonstiges 0,02 0,01 0,86 0,40

Ein Vergleich der vollzeitäquivalenten Beschäftigtenzahlen von Land und Kommunen nach Aufga-

benbereichen verdeutlicht – bei aller Vorsicht im Hinblick auf die Aussagekraft der Statistik – die 

unterschiedlichen Schwerpunkte. Während das Land den Schwerpunkt seiner Beschäftigung bei Bil-

dung und bei innerer Verwaltung, insb. Sicherheit, Justiz und Finanzverwaltung, hat, dominieren 

bei den Kommunen neben allgemeiner Verwaltung verschiedene Leistungen der Daseinsvorsorge 

146	 Statistisches Bundesamt 2014d.
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und Gesundheit. Hohe und wachsende Anteile haben die frühkindliche Bildung und Soziale Hil-

fen; letztere liegen als Folge des fortgesetzten schwierigen Strukturwandels in Nordrhein-Westfalen 

deutlich über dem Länderdurchschnitt. In einigen Bereichen – wie z. B. der inneren Sicherheit und 

der Kultur – sieht man an den vergleichsweise geringeren Werten bei Land und den höheren bei den 

Kommunen die großen aufgabenspezifischen Dezentralisierungsgrade in Nordrhein-Westfalen.

3.1.2.	 Altersstruktur der Beamtinnen und Beamten
Für den „Dritten Versorgungsbericht des Landes Nordrhein-Westfalen“ 147 hat das Finanzministeri-

um im Jahr 2011 die Altersstruktur der Beamtinnen und Beamten des Landes erhoben. Demnach 

waren im Jahr 2009 4.863 Beamtinnen und Beamte unter 25 Jahre alt, 45.423 zwischen 25 und unter 

35 Jahre alt, 55.235 zwischen 35 und unter 45 Jahre alt, 67.673 zwischen 45 und unter 55 Jahre alt 

sowie 70.358 über 55 Jahre alt. Zahlen des Finanzministeriums für die Altersstruktur in der Dekade 

2020 bis 2030 liegen nicht vor, jedoch zeigt sich, dass die Alterskohorten mit zunehmendem Lebens-

alter eine immer größere Zahl von Beamtinnen und Beamten umfassen, von denen ein großer Teil 

zwischen 2020 und 2030 in Pension gehen wird. Soweit die vakanten Stellen wiederbesetzt werden, 

sinkt c.p. das Durchschnittsalter wieder vorübergehend.
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Abbildung 20:	 Altersstruktur der Vollzeitbeschäftigten148

147	 Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 2011a.

148	 ebd.: 19.
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Abbildung 21:	 Altersstruktur der Teilzeitbeschäftigten149

Allerdings unterscheidet sich die Altersstruktur der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den kom-

munalen Verwaltungen von der auf Landesebene: Während auf kommunaler Ebene die Verteilung 

einen sehr ausgeprägten Bauch bei den 43- bis 59-Jährigen aufweist, ist auf Landesebene die Gruppe 

der 57- bis 59-Jährigen am stärksten vertreten. „Offenbar findet auf Landesebene der Generationen-

wechsel bereits statt, der auf kommunaler Ebene noch aussteht“.150 

3.1.3.	 Ruhestandsbeamtinnen und -beamte
Während Tarifbeschäftigte mit ihrem Ruhestand den öffentlichen Dienst verlassen, bleiben Beam-

tinnen und Beamte auch nach ihrer Pensionierung Teil von ihm. Ihre Zahl entzieht sich damit weit-

gehend der Entscheidungsgewalt der jeweils verantwortlichen Regierungen und Parlamente, sie ist 

vielmehr Resultat von politischen Entscheidungen, die etwa 35 Jahre zurückliegen. Die Struktur ihrer 

Besoldungsgruppen zeigt sich hingegen schon etwas früher, sie folgt den entsprechenden haushaltspo-

litischen Entscheidungen bereits nach fünf Jahren. Insoweit lässt sich die Zahl der Versorgungsempfän-

gerinnen und -empfänger, ihrer Hinterbliebenen und – in einem späteren Abschnitt – die Summe der 

von Land und Kommunen zu schulternden Versorgungsausgaben recht präzise voraussagen. 

Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat in seiner Alterslastprognose für das Ausgangsjahr 

2011 eine Gesamtzahl von 129.670 Beamtinnen und Beamten im Ruhestand (davon 80.874 männ-

lich und 48.796 weiblich) ermittelt. Diese Zahl steigt kontinuierlich an, erreicht im Ausgangsjahr 

der Betrachtung der Enquetekommission 2020 einen Wert von 163.219 (davon 89.735 männlich 

und 73.484 weiblich), erreicht ihren Spitzenwert im Jahr 2023 (165.141, davon 88.080 männlich und 

149	 ebd.: 28.

150	 PricewaterhouseCoopers AG WPG 2014: 6; Datengrundlage: Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2013: 90 f. 
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77.061 weiblich), bevor sie dann auf 157.387 (davon 76.779 männlich und 80.608 weiblich) im Jahr 

2030 zurückgeht. 

Die Gesamtzahl der Ruhestandsbeamtinnen und -beamten lässt sich nach den Aufgabenbereichen 

gliedern, in denen sie zuletzt tätig waren: Polizei, Justiz, Schule, Hochschule, Finanzen und allgemei-

ne Verwaltung. 

•	 Im Bereich der Polizei steigt die Zahl der Ruhestandsbeamtinnen und -beamten von 16.927 im 

Jahr 2011 auf 21.110 im Jahr 2020, erreicht dann im Jahr 2027 ihren Höhepunkt mit 24.792 und 

geht bis 2030 leicht auf 24.727 zurück. 

•	 Im Justizbereich beträgt die Zahl der Ruhestandsbeamtinnen und -beamten 2011 11.471, im Jahr 

2020 13.183 und erreicht im Jahr 2030 mit 14.902 den Höchststand. 

•	 Im Schulbereich ist der höchste Anstieg der Zahl der Ruhestandsbeamtinnen und –beamten zu 

verzeichnen: 2011 beträgt die Zahl 79.340, im Jahr 2020 ist mit 104.850 bereits der Höhepunkt 

erreicht. In den folgenden Jahren geht die Zahl auf 91.347 im Jahr 2030 zurück. 

•	 Im Bereich der Hochschule liegt der Anteil der Ruhestandsbeamtinnen und -beamten im Jahr 

2011 bei 7.713, im Jahr 2020 bei 7.030 und geht bis 2030 auf 6.326 zurück. 

•	 In der Finanzverwaltung beträgt die Zahl der Pensionäre 2011 7.178 und im Jahr 2020 9.725. Die 

Zahl steigt bis 2030 auf 12.326, den Höchststand innerhalb der Dekade. 

•	 Im Bereich der allgemeinen Verwaltung schließlich wird für das Jahr 2011 eine Zahl von 7.041 

Ruhestandsbeamtinnen und -beamten ermittelt. Diese steigt bis 2020 auf 7.321 an, erreicht ihren 

Höchststand 2026 mit 7.832 und geht danach bis 2030 auf 7.759 zurück.151

 

Tabelle 7:	 Anzahl der Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten152

Jahr Insgesamt Polizei Justiz Schule Hochschule Finanzen Allg. Verwaltung

2011 129.670 16.927 11.471 79.340 7.713 7.178 7.041

2020 163.219 21.110 13.183 104.850 7.030 9.725 7.321

2021 164.262 21.884 13.388 104.391 6.979 10.184 7.436

2022 164.895 22.723 13.602 103.519 6.913 10.618 7.520

2023 165.141 23.427 13.854 102.485 6.830 10.952 7.593

2024 165.099 24.014 14.101 101.330 6.759 11.226 7.669

2025 164.790 24.505 14.353 100.004 6.710 11.455 7.763

2026 163.979 24.771 14.563 98.510 6.620 11.683 7.832

2027 162.484 24.792 14.696 96.741 6.543 11.880 7.832

2028 160.732 24.707 14.848 94.839 6.465 12.051 7.822

2029 159.030 24.713 14.891 93.021 6.399 12.214 7.792

2030 157.387 24.727 14.902 91.347 6.326 12.326 7.759

151	  Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2014a: 18.

152	  ebd.: 18.
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Tabelle 8:	 Anzahl der Hinterbliebenen153

Jahr Insgesamt Polizei Justiz Schule Hochschule Finanzen Allg. Verwaltung

2011 39.636 8.954 5.031 16.981 2.532 3.112 3.026

2020 54.968 10.144 6.268 26.995 4.001 3.834 3.726

2021 56.837 10.370 6.415 28.201 4.120 3.928 3.803

2022 58.699 10.608 6.561 29.405 4.223 4.026 3.876

2023 60.541 10.852 6.701 30.601 4.312 4.128 3.947

2024 62.334 11.089 6.835 31.774 4.381 4.232 4.014

2025 64.066 11.343 6.959 32.971 4.433 4.338 4.076

2026 65.713 11.578 7.075 34.016 4.466 4.445 4.133

2027 67.259 11.803 7.181 35.054 4.480 4.555 4.186

2028 68.680 12.014 7.275 36.017 4.477 4.664 4.233

2029 69.956 12.210 7.358 36.887 4.456 4.773 4.272

2030 71.075 12.389 7.430 37.652 4.419 4.879 4.306

Tabelle 9:	 Anzahl der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger154

Jahr Insgesamt Polizei Justiz Schule Hochschule Finanzen Allg. Verwaltung

2011 169.306 25.881 16.502 96.321 10.245 10.290 10.067

2020 218.187 31.254 19.451 131.845 11.031 13.559 11.047

2021 221.099 32.254 19.803 132.592 11.099 14.112 11.239

2022 223.594 33.331 20.163 132.924 11.136 14.644 11.396

2023 225.682 34.279 20.555 133.086 11.142 15.080 11.540

2024 227.433 35.112 20.936 133.104 11.140 15.458 11.683

2025 228.856 35.848 21.321 132.921 11.143 15.793 11.839

2026 229.692 36.349 21.638 132.526 11.085 16.128 11.965

2027 229.743 36.595 21.877 131.795 11.023 16.435 12.018

2028 229.412 36.721 22.123 130.856 10.942 16.715 12.055

2029 228.986 36.923 22.249 129.908 10.855 16.987 12.064

2030 228.462 37.116 22.332 128.999 10.745 17.205 12.065

Auch die Zahl der Hinterbliebenenfälle steigt bis 2030; sie folgt im Anstieg etwa achtzehn Jahre nach 

der Zunahme der originären Versorgungsfälle. Weil das Wachstum der Ruhegehaltsempfängerinnen 

und -empfänger nach den Berechnungen des Finanzministeriums bis 2022/23 andauert, ist bis 2030 

auch noch nicht mit einer Entlastung bei den Hinterbliebenenzahlen zu rechnen. Diese setzt dann 

erst Mitte der 2030er Jahre ein. 

Nimmt man an, dass das Land die Zahl seiner Beamtinnen und Beamten gegenüber 2010 nicht 

erhöht, dann standen im Jahr 2010 272.897 aktiven Beamten noch 164.853 Versorgungsempfänger 

gegenüber. Im Jahr 2020 werden es bereits 218.187 und 2030 schließlich 228.462 Versorgungsemp-

fängerinnen und -empfänger sein.

153	  ebd.: 21.

154	  ebd.: 24.
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Zu kritisieren ist, dass das Finanzministerium bei seinen Berechnungen die Zunahme der Lebenser-

wartung unberücksichtigt lässt. Zwar wurde die Lebenserwartung differenziert nach Laufbahngrup-

pen aus der wohl 2010 gültigen Sterbetafel eingesetzt und damit die Folgen des hohen Bildungs-

stands im öffentlichen Dienst berücksichtigt.155 Der nach 2010 stattfindende und weiter stattfinden 

werdende Anstieg der Lebenserwartung, der z. B. auch in der Bevölkerungsvorausberechnung einge-

arbeitet ist, wird nicht angesetzt. Wenn man aber vor der Faustformel ausgeht, dass jeder Geburts-

jahrgang 40 Tage älter werden wird als der vorhergegangene, dann bedeutet dies, dass ein 60-jähriger 

männlicher Beamter des höheren Dienstes 2030 nicht nur 22,55 Jahre Restlebenszeit zu erwarten 

hat, sondern rd. 24,5 Jahre. Für die gleichaltrige Beamtin stiege die Restlebenserwartung von 26,48 

Jahre auf rd. 28,5 Jahre. Die Ruhegehaltszeit wäre als um rd. 8 Prozent höher und die damit auch die 

Zahl der Ruhegehaltsbezieherinnen und -beziehern im Jahr 2030 um etwa 8 Prozent höher als in 

den Modellrechnungen angegeben.156 Statt 157 Tsd. Ruhegehaltsempfängerinnen und -empfängern 

wären es dann knapp 170 Tsd., die Gesamtzahl der Versorgungsempfängerinnen stiege von 228 Tsd. 

auf 241. Tsd. 

Für den kommunalen Bereich liegen keine belastbaren Statistiken über die Zahl der Versorgungs-

empfängerinnen und -empfänger vor. Entsprechend gibt es auch keine ähnlich präzise Vorausbe-

rechnung der Versorgungsempfängerzahlen wie für das Land. Dies liegt zum einen an einem regio-

nal gegliederten System unterschiedlicher kommunaler Versorgungskassen. Die absoluten Zahlen 

der zukünftigen Versorgungsempfängerinnen und -empfänger liegen zum anderen auch deutlich 

unter denen des Landes, da Gemeinden und Gemeindeverbände mehr Tarifbeschäftigte und we-

niger Beamtinnen und Beamte beschäftigen, was durchaus auch eine Folge der hohen Beiträge zu 

den Versorgungskassen sein dürfte. Kortmann et al. gehen indes von einem späteren Höhepunkt der 

zahlenmäßigen Entwicklung der Empfängerinnen und Empfänger von Ruhegehalt und Hinterblie-

benenpensionen erst um 2035 aus157, was wachsender Lebenserwartung und einer unterschiedlichen 

Stellenentwicklung gleichermaßen Rechnung trägt. Diese Erkenntnisse können mangels präziserer 

Zahlen wohl auch für Nordrhein-Westfalen angenommen werden. 

3.2.	 Entwicklung der Personalausgaben

3.2.1.	 Ausgaben für aktive Beamtinnen und Beamte
Im Jahr 2013 beanspruchten in Nordrhein-Westfalen die Personalausgaben ca. 39 Prozent der berei-

nigten Ausgaben des Landes und ca. 26 Prozent der bereinigten Ausgaben der Kommunen. Durch 

die Ausgliederung öffentlicher Aufgaben aus dem Kernhaushalt an öffentliche Fonds, Einrichtungen 

und Unternehmen (FEU) mit eigenem Rechnungswesen ist die Transparenz und Vergleichbarkeit 

155	 ebd.: 4 f.

156	 Die Zahl der Hinterbliebenen wird von dieser Entwicklung weniger tangiert, denn die Lebenserwartung der Witwen und Wit-
wer verschiebt sich parallel mit. 

157	 Kortmann, Klaus, Halbherr, Verena & Schmidt 2009.
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der Personalausgaben stark eingeschränkt.158 Dies lässt sich am Beispiel der Hochschulen verdeut-

lichen: Die Universitäten und Fachhochschulen des Landes stellen durch das Hochschulfreiheitsge-

setz (HFG) aus dem Jahr 2007 Körperschaften des öffentlichen Rechts mit eigener Dienstherren-

fähigkeit dar.159 Damit einhergehen rechtliche Umstellungen sowie der Abzug der Kosten aus dem 

Kernhaushalt des Landes. Die tatsächlichen Kosten verbleiben aber in Form von Zuweisungen und 

Zuschüssen beim Land.160 

Im Ländervergleich zeigt sich, dass Nordrhein-Westfalen bei den direkten Personalausgaben im 

Kernhaushalt mit 1.455 Euro pro Kopf um 4,1 Prozent unter dem Durchschnitt der westdeutschen 

Flächenländer liegt, bei den indirekten Personalausgaben (FEU) jedoch deutlich darüber. Bei den 

Kommunen liegen die Personalausgaben je Einwohner mit 770 Euro um 6,5  Prozent über dem 

Durchschnitt der westdeutschen Flächenländer. Die entscheidende Variable ist hier der Kommuna-

lisierungsgrad, der in Nordrhein-Westfalen der höchste unter allen Bundesländern ist.161 Land und 

Kommunen geben in Kern- und Extrahaushalten zusammen mit 2.225 Euro je Einwohner nur noch 

ganz geringfügig weniger aus als die anderen westdeutschen Flächenländer. 

Die Personalausgaben und Personalkosten werden indes im Zuge des demografischen Wandels auch 

ohne den Tarifeffekt zunehmender Konkurrenz zu privaten Arbeitgebern für alle öffentlichen Ar-

beitgeber wachsen:

•	 Für die Tarifbeschäftigten steigen als unmittelbare Folge des ungünstiger werdenden Altersquo-

tienten die Lohnnebenkosten bei den Beiträgen zu den gesetzlichen Renten-, Kranken- und Pfle-

geversicherungen. Selbst wenn man berücksichtigt, dass der Bundesgesetzgeber mit seiner letz-

ten GKV-Reform die Beitragssätze für die Arbeitgeber eingefroren hat, werden Mehrbelastungen 

hier durch Überwälzung in die Tarifabschlüsse bei geräumten Arbeitsmärkten auf die öffentli-

chen Haushalte zukommen. Fraglich ist auch, ob die Beiträge zur Versorgungsanstalt der Län-

der (VBL), von denen derzeit vier Prozent rentenwirksam sind, in Zukunft ausreichen werden. 

In Westdeutschland ist die VBL noch als Umlageverfahren mit einer Simulation der Rentenzah-

lungen nach einem Kapitalstockverfahren organisiert. Die fiktive Verzinsung stimmt aber nicht 

mehr mit den Realitäten am Kapitalmarkt überein. Hier sind derzeit Tarifverhandlungen im Gan-

ge, die mit Sicherheit nicht (nur) zu Lasten der Tarifbeschäftigten ausgehen, sondern gerade auch 

mittel- und langfristig auch höhere Beiträge erfordern werden, deren höhere Belastungen sich 

dann Arbeitgeber und Arbeitnehmer formal teilen müssten. 

158	 ifo Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. V. 2014: 10; 14-18.

159	 ebd.: 20.

160	 ebd.: 20.

161	 ebd.: 21; ein aussagefähiger Vergleich müsste diese Variable berücksichtigen und die Ausgaben aufgabenbezogen in Beziehung 
setzen – im Rahmen der Untersuchung des ifo-Instituts war dies jedoch nicht möglich.
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•	 Die Ausgaben für Beamtinnen und Beamte sowie Versorgungsempfängerinnen und -empfänger 

steigen aufgrund der wachsenden Zahl letzter nicht nur bei den Pensionen, sondern auch und 

gerade bei den Beihilfen im Krankheits- und Pflegefall.

•	 Vorübergehende Entlastungen entstehen, wenn große Jahrgänge älterer Beamtinnen und Beam-

ten, deren Eingruppierungen hoch bzw. in den Endstufen ihrer Besoldungsstufe liegen, in den 

Ruhestand treten und durch jüngere Neueinstellungen mit niedrigen Eingruppierungen ersetzt 

werden. Dieser Effekt reduziert sich aber in dem Maße, wie die auch die größeren Einstellungs-

kohorten von den höchsten Besoldungsgruppen ihrer Beamtenlaufbahn in den Ruhestand treten. 

•	 Für seine Alterslastprognose 2011162, die sich nur auf den Beamtenbereich bezieht163, hat das Fi-

nanzministerium Nordrhein-Westfalen eine Gesamtzahl von 272.897 aktiven Beamtinnen und 

Beamten des Landes für das Jahr 2009 zugrunde gelegt. Für deren Bezüge fielen im Jahr 2012 auf 

der Basis der tatsächlichen Besoldungsabschlüsse 2010-12 fiktiv Ausgaben i.H.v. 11.802,2 Mio. 

Euro im Landeshaushalt an.164 In der Modellrechnung wird für die folgenden Jahre in der Dekade 

2020 bis 2030 von einer in Umfang und Struktur konstant bleibenden Zahl aktiver Beamtinnen 

und Beamten ausgegangen. Die Bezüge der Beamtinnen und Beamten belaufen sich nach den 

Berechnungen von IT.NRW im Jahr 2020 auf 11.881,8 Mio. Euro, im Jahr 2030 auf 12.204,5 Mio. 

Euro. Dabei wird für den Zeitraum ab 2013 keine Besoldungsanpassung mehr eingerechnet, was 

bei der Interpretation der Zahlen zu berücksichtigen sein wird.165

Den Ausgaben für aktive Beamtinnen und Beamte sind im Jahr 2012 außerdem Ausgaben in Höhe 

von 653,5 Mio. Euro für Beihilfen zuzuschlagen, was einem fiktiven (Arbeitgeber-)Beitragssatz von 

rd. sechs Prozent entspricht. Das Ministerium geht für die nähere Zukunft von einem Anstieg von 

2,5 Prozent pro Jahr aus, obwohl die Beihilfeaufwendungen in den Jahren 2013 und 2014 gefallen 

sind. Für die Zukunft muss indes mit wieder steigenden Beihilfeausgaben gerechnet werden, denn 

eine alternde Belegschaft verursacht nun einmal höhere Krankenkosten, auch schon bevor sie in den 

Ruhestand eintritt, so dass hier deutliche Haushaltsrisiken liegen.166 

162	 Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2014a.

163	 Für den Bereich der Tarifbeschäftigten liegen keine Modellrechnungen vor, 2012 waren für deren Entgelte 3.096,9 Mio. Euro 
verausgabt worden.

164	 Die tatsächlichen Ausgaben für Beamtenbezüge lagen lt. Rechnungslegung bei 10.881,5 Mio. Euro [http://www.haushalt.
fm.nrw.de/daten/haushaltsrechnung/hh2012.ges/daten/pdf/2012/Gesamt_hhr_2012.pdf; download 20.2.2015], da sich die 
Planstellenzahl erhöht hatte.

165	 ebd.: 4 f.

166	 Vor diesem Hintergrund könnten die sinken den Aufwendungen in den Jahren 2013 und 2014 auf die Struktureffekte der 
durchschnittlichen „Verjüngung“ der Belegschaften als Folge der hohen Neueinstellungen zurückzuführen sein.

http://www.haushalt.fm.nrw.de/daten/haushaltsrechnung/hh2012.ges/daten/pdf/2012/Gesamt_hhr_2012.pdf
http://www.haushalt.fm.nrw.de/daten/haushaltsrechnung/hh2012.ges/daten/pdf/2012/Gesamt_hhr_2012.pdf
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Tabelle 10:	 Aufwendungen für Beihilfen für aktive Bedienstete (in Mio. Euro) 2009– 2019167

Beihilfen für aktive Bedienstete (Gruppe 441) Veränderung zum Vorjahr in Prozent

2010 599,3

2011 600,5 0,2 

2012 653,5 8,8 

2013 650,6 -0,4 

2014 612,9 -5,8 

2015* 689,6 0,0 

2016** 673,6 -2,3 

2017** 690,4 2,5 

2018** 707,7 2,5 

2019** 725,4 2,5 

*   Haushaltsansatz 2015
** Mittelfristige Finanzplanung 2015 – 2019

3.2.2.	 Versorgungsausgaben
Die wachsende Zahl der Versorgungsempfänger schlägt sich auch in den projizierten Versorgungs-

ausgaben nieder. Auch hier hat das Finanzministerium nach 2012 keine Besoldungsanpassungen in 

seine Modellrechnung eingestellt, sondern in „Preisen“ von 2012 gerechnet. 

 

Tabelle 11:	 Ausgaben für Pensionen der Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten bis 2030 (in 1.000 Euro)168

Jahr Insgesamt Polizei Justiz Schule Hochschule Finanzen Allg. Verwaltung

2011 4.456.295 516.230 363.395 2.698.764 384.554 223.856 279.493

2020 5.596.043 693.902 431.691 3.527.097 354.545 292.624 296.184

2021 5.621.233 722.552 437.420 3.505.097 352.164 303.635 300.132

2022 5.633.213 753.429 442.856 3.470.968 349.219 313.865 302.876

2023 5.633.693 779.934 449.695 3.431.691 345.358 321.414 305.601

2024 5.627.326 802.528 456.870 3.389.683 342.170 327.521 308.454

2025 5.613.449 822.009 464.801 3.342.485 339.913 332.318 311.923

2026 5.585.126 833.344 471.819 3.293.237 335.393 336.882 314.451

2027 5.535.184 836.082 476.286 3.236.137 332.044 340.563 314.072

2028 5.476.205 835.088 480.203 3.175.619 328.525 343.742 313.028

2029 5.421.732 836.504 481.150 3.120.032 326.057 346.755 311.234

2030 5.370.369 837.723 481.106 3.070.694 322.707 348.720 309.419

167	 Diesen Zahlen fehlen die Beihilfen, die für Beamtinnen und Beamte in den ausgelagerten Beschäftigungsbereichen, insb. im 
Hochschulbereich zu zahlen sind. 

168	  ebd.: 30.
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Tabelle 12:	 Ausgaben für Pensionen der Hinterbliebenen bis 2030 (in 1.000 Euro)169

Jahr Insgesamt Polizei Justiz Schule Hochschule Finanzen Allg. Verwaltung

2011 745.655 138.451 90.092 328.193 67.072 55.578 66.269

2020 1.072.853 169.798 112.569 526.870 111.923 68.859 82.837

2021 1.108.363 174.414 115.064 549.181 115.115 70.260 84.328

2022 1.143.276 179.219 117.516 571.315 117.514 71.683 85.729

2023 1.177.308 184.145 119.896 593.108 119.997 73.131 87.031

2024 1.210.134 189.116 122.179 614.370 121.644 74.592 88.233

2025 1.241.422 194.051 124.333 634.882 122.762 76.064 89.330

2026 1.270.801 198.873 126.337 654.385 123.354 77.532 90.321

2027 1.297.916 203.516 128.162 672.603 123.443 78.991 91.198

2028 1.322.384 207.934 129.797 689.227 123.056 80.422 91.948

2029 1.343.879 212.093 131.224 703.960 122.228 81.814 92.560

2030 1.362.142 215.980 132.440 716.552 120.999 83.151 93.020

Tabelle 13:	 Ausgaben für Pensionen der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger bis 2030 (in 1.000 Euro)170

Jahr Insgesamt Polizei Justiz Schule Hochschule Finanzen Allg. Verwaltung

2011 5.211.950 654.680 453.487 3.026.957 451.625 279.434 345.767

2020 6.658.896 863.698 544.259 4.053.966 466.469 351.483 379.021

2021 7.629.596 895.985 552.485 4.054.508 467.279 373.895 384.460

2022 5.776.488 932.648 560.372 4.042.283 467.032 385.548 388.605

2023 6.811.001 964.078 569.591 4.024.800 465.355 394.545 392.632

2024 6.837.460 991.744 579.049 4.004.053 463.814 402.114 396.686

2025 6.854.871 1.016.060 589.134 3.977.366 462.675 408.382 401.253

2026 6.855.927 1.032.217 598.156 3.947.622 458.747 414.414 404.772

2027 6.833.099 1.039.600 604.449 3.908.740 455.487 419.554 405.270

2028 6.798.589 1.043.022 609.999 3.864.845 451.581 424.165 404.976

2029 6.765.611 1.048.597 612.374 3.823.991 448.284 428.569 403.795

2030 6.732.511 1.053.703 613.546 3.787.245 443.706 431.871 402.439

Entsprechend des Wachstums der Zahl der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger steigen 

die Ausgaben für Pensionen auch ohne Dynamisierung der Beamtenbesoldung bis Mitte der 2020er 

Jahre auf 6,86 Mrd. Euro. Betrugen auf der Basis der Modellrechnung (Personalbestand des Jah-

res 2009) den Beamtenbezügen Pensionen noch 45,4 Prozent, so wird dieser fiktive Umlagesatz bis 

auf 56,8 Prozent in den Jahren 2023– 25 ansteigen, um danach bis 2030 leicht auf einen Wert von 

55,2 Prozent abzusinken. Da die Modellrechnung indes noch keine weiteren Steigerungen der Le-

benserwartung enthält, keine weiteren Strukturverbesserungen bei den Stellen und auch die Stellen-

ausweitung zwischen 2009 und 2012 noch nicht berücksichtigt, dürften die tatsächlichen Pensions-

ausgaben noch einmal höher als in der Modellrechnung liegen. 

169	 ebd.: 33.

170	 ebd.: 36; zur Methode der Berechnungen der Alterslastprognose: ebd.: 4 f.
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Unerklärt bleibt auch der Befund, dass der Anstieg der Pensionärszahlen (2011–2030: +35 %) höher 

ausfällt als der der Pensionsausgaben (+29,2 %). Hierfür kann aber nur der Rückgang der relativ 

teuren Pensionäre aus dem Hochschulbereich verantwortlich sein, der in Wirklichkeit nicht stattfin-

det, sondern lediglich ausgelagert ist. Insoweit muss die Alterslastmodellrechnung als unvollständig 

angesehen werden, die die tatsächlichen Ausgabenentwicklungen unterzeichnet.171

Neben den Ausgaben für Pensionen liegt außerdem eine starke Ausgabendynamik in den Beihilfen 

für die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger. Das Finanzministerium des Landes NRW 

erwartet in seiner Mittelfristigen Finanzplanung 2013– 2017 Ausgabensteigerungen von 6,5 Prozent 

– gegenüber von 2,7 Prozent für die aktiven Beamtinnen und Beamten. Da der Mengeneffekt zu-

sätzlicher Pensionsempfänger in diesem Zeitraum bei +/-3 Prozent liegt, ist der „Preiseffekt“ bei 

den Beihilfen für die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger mit ca. 3,5 Prozent veranschlagt 

worden. Im Jahr 2012 lag der „Arbeitgeberumlagesatz“ bei 18,6 Prozent und damit beim dreifachen 

dieser Rechnungsgröße für die aktiven Beamtinnen und Beamten. Es steht aber zu erwarten, dass 

dieser Umlagesatz in Zukunft weiter steigen wird. 

 

Tabelle 14:	 Aufwendungen für Beihilfen für Versorgungsemfängerinnen und Versorgungsempfänger (in Mio. Euro)172

Jahr Beihilfen für Versorgungsempfängerinnen und  
-empfänger Gruppe 446

Wachstumsrate (in %)

2010 943,9

2011 982,1 4,0

2012 1.011,1 3,0

2013 1.099,1 1,5

2014* 1.142,6 11,4

2015** 1.216,8 6,5

2016** 1.295,9 6,5

2017** 1.380,2 6,5

*    Haushaltsansatz
**  Mittelfristige Finanzplanung 2013-2017

3.2.3.	 Entwicklung der Rückstellungen und anderer Vorsorgeleistungen für Beamtenpensionen
Bis Ende der 1990er-Jahre hat das Land Nordrhein-Westfalen keinerlei Rücklagen zur Finanzie-

rung der Versorgungskosten für seine Beamtinnen und Beamten gebildet. Die Kosten wurden also 

vollständig aus dem laufenden Haushalt aufgebracht. In ihrem dritten Versorgungsbericht stellt die 

Landesregierung fest: „Die finanziellen Herausforderungen in der Beamtenversorgung, vor denen 

die Haushaltspolitik mittelfristig steht, ist allerdings nicht dem System ‚Beamtenversorgung‘ anzu-

lasten. So wurden bei der Neustrukturierung der Beamtenversorgung in den 50er-Jahren die Bezüge 

171	 Für das Jahr 2011 verzeichnet IT.NRW in seiner Alterslastprognose 9.098 aktive Beamtinnen und Beamte im Hochschulbereich. 
2011 sind es 7.713 Ruhestandsbeamtinnen und –beamte im Hochschulbereich; diese Zahl geht bis 2030 auf 6.326 zurück.

172	 Landesregierung NRW 2013: 3.
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der Beamtinnen und Beamten im Vergleich zu den Einkommen in der gewerblichen Wirtschaft um 

7 Prozent niedriger festgesetzt, um die Belastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit 

Sozialversicherungsbeiträgen bei den Beamtinnen und Beamten abzubilden. Wäre diese Differenz 

sowie ein entsprechender Arbeitgeberanteil zurückgelegt und gewinnbringend angelegt worden, so 

gäbe es die gegenwärtig bereits bestehenden und in der Zukunft verstärkt zu erwartenden Bela-

stungen der Haushalte aus der Beamtenversorgung nicht.“ 173

Da schon in den 1990er-Jahren anerkannt wurde, dass die Umlagefinanzierung der Versorgungslei-

stungen zu besonderen Belastungen in den Jahren mit den damals berechneten höchsten Pensio-

närszahlen führen würde, hatte der Bund für sich und alle Länder die Einrichtung von Versorgungs-

fonds gesetzlich vorgeschrieben.174 

Im Jahr 1999 wurde auf der Grundlage des zum 01.01.1999 in Kraft getretenen § 14a BBesG ein 

Sondervermögen in Form einer „Versorgungsrücklage“ angelegt, das aus Verminderungen der Be-

soldungs- und Versorgungsanpassungen finanziert wird.175 „Zugleich sollte damit das Besoldungs- 

und Versorgungsniveau in gleichmäßigen Schritten von durchschnittlich 0,2 Prozent um insgesamt 

3 Prozent abgesenkt werden. Vorgesehen war ursprünglich, die Anpassungen der Besoldung und der 

Versorgung in der Zeit vom 01.01.1999 bis zum 31.12.2001 um jeweils 0,2 Prozent zu mindern und 

den Unterschiedsbetrag gegenüber der nicht verminderten Anpassung dem Sondervermögen zuzu-

führen. Im Hinblick auf die nach dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 vorgeschriebene Vermin-

derung der Versorgung um insgesamt 4,33 Prozent wurden jedoch die auf den 31.12.2002 folgenden 

acht allgemeinen Anpassungen der Besoldung und Versorgung nicht um 0,2 Prozent reduziert. Die 

achte Anpassung erfolgt zum 01.01.2012. Eine Verminderung der Anpassungen zugunsten der Ver-

sorgungsrücklage soll im Anschluss daran wieder aufgenommen und in den verbleibenden Teil-

schritten bis zum Jahr 2017 fortgeführt werden.“ 176 Die §§ 3 und 7 Versorgungsfondsgesetz (EFoG) 

sehen vor, dass die Versorgungsrücklage der Sicherung der Versorgungsausgaben dient und deshalb 

ausschließlich zu diesem Zweck verwendet werden darf.177 Mit Stand vom 31.12.2014 beläuft sich die 

Versorgungsrücklage auf 4,5 Mrd. Euro, bis Ende 2018 sollen 7,3 Mrd. Euro angespart worden sein. 

Die Auszahlungen aus dem Fonds sollen voraussichtlich 2018 beginnen.178 

Zusätzlich wurde im Jahr 2006 mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Versorgungsfondsgesetzes 

ein weiteres Sondervermögen eingerichtet, der sog. „Versorgungsfonds Nordrhein-Westfalen“. „Der 

Versorgungsfonds dient zur langfristigen Finanzierung der Versorgungsaufwendungen der Beam-

tinnen, Richterinnen, Beamten und Richtern des Landes, deren Dienstverhältnis zum Land nach 

173	 Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 2011b: 63.

174	 ebd.: 63.

175	 ebd.: 63.

176	 ebd.: 63.

177	 ebd.: 64.

178	 ebd.: 64.
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dem 31.12.2005 begründet wurde bzw. begründet wird. Es gilt seit dem 01.01.2007 auch für die 

Beamtinnen und Beamten der Hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz (§ 14 EFoG). 

Zur Finanzierung der Aufwendungen wird dem Sondervermögen ein monatlich fester Betrag für 

jede Angehörige und jeden Angehörigen des genannten Personenkreises – mit Ausnahme der Wi-

derrufsbeamten – zugeführt. Dieser Betrag erhöht sich bei allgemeinen Anpassungen der Besoldung 

entsprechend und beträgt seit 01.01.2015: 598 Euro. Der Versorgungsfonds hatte am 31.12.2014 ein 

Volumen von 2,5 Mrd. Euro.“ 179 „Bei angenommenen 8.500 Neueinstellungen pro Jahr ergäbe sich 

ein Anlagevolumen von über 55,5 Mio. Euro jährlich für die Neueinstellungen eines jeden Jahres (ab 

2012 56,6 Mio. Euro/Jahr).“ 180 Das Finanzministerium geht davon aus, dass der Versorgungsfonds 

bis Ende 2018 ein Volumen von 5,8 Mrd. Euro haben wird.

Insgesamt wird also Ende 2018 eine Summe von 13,1 Mrd. Euro zur Verfügung stehen, um die Bela-

stungsspitzen durch die Versorgungskosten aufzufangen. Dem gegenüber stehen von 2018 bis 2030 

Versorgungsaufwendungen in Höhe von etwa 87,7 Mrd. Euro. Das Land gibt an, eine Differenz von 

74,6 Mrd. Euro (von 2018 bis 2030) aus dem Haushalt finanzieren zu müssen. Hinzu kommen die 

Ausgaben für die Beihilfen, die die Landesregierung für das Jahr 2020 mit 1,94 Mrd., für 2030 mit 

2,58 Mrd. Euro beziffert.181 

3.3.	 Herausforderungen für die öffentliche Verwaltung in der Dekade 2020 – 2030

Der öffentliche Dienst sieht sich in den kommenden Jahren mit einer Situation konfrontiert, in der 

eine große Zahl älterer Beamtinnen und Beamten, die im Untersuchungszeitraum der Enquetekom-

mission das Pensionsalter erreichen werden182, einer in absoluten Zahlen deutlich kleineren Gruppe 

an Nachwuchskräften gegenüber steht. Seit etwa 15 Jahren wurden in einigen Haushaltsjahren we-

niger Stellen neu besetzt als durch Altersabgänge frei wurden, auch wenn dies seit Mitte der 2000er 

Jahre gerade angesichts der neuen Herausforderungen im Bildungsbereich (frühkindliche Bildung, 

Schulen und Hochschulen) kein durchgängiger Trend mehr war. Auch die Kommunen beschäftigten 

2013 mit 277,1 Tsd. Vollzeitäquivalenten um gut 10 Prozent mehr Personal als noch 2005. 

Indes setzt gerade die demografische Entwicklung einer weiteren Expansion der Zahl der im öffent-

lichen Dienst von Land und Kommunen Beschäftigten deutliche Grenzen: 

•	 Soweit die Bevölkerung und zuvor bereits die Erwerbspersonenzahl in der nächsten Dekade deut-

lich schrumpfen, reduzieren sich die Finanzierungsspielräume in den öffentlichen Haushalten 

179	 ebd.: 64 f.

180	 ebd.: 65.

181	 Landesregierung NRW 2014b.

182	 Peter Heesen stellt in seiner Stellungnahme zum Sachverständigengespräch am 22. Mai 2014 fest, dass bis zum Jahr 2030 knapp 
48 Prozent aller im öffentlichen Dienst Beschäftigten in den Ruhestand eintreten werden. Heesen 2014.
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und mit ihnen die Möglichkeiten Personal zu beschäftigen.183 D.h., die Möglichkeiten, ein großes 

Angebot öffentlicher (Dienst-)Leistungen zu gewährleisten, hängen entscheidend davon ab, dass 

eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik den zu erwartenden Rückgang der Erwerbstätigenzahlen 

deutlich verzögert, bevor er dann später, jenseits des Projektionszeitraums 2020 – 2030, unver-

meidbar als Folge der schrumpfenden Bevölkerung einsetzt. 

•	 Der demografische Wandel wird sich sowohl bei Geburten und Sterbefällen als auch bei Au-

ßen- und Binnenwanderungen räumlich sehr unterschiedlich umsetzen – mit noch wachsenden 

Agglomerationen und beschleunigt schrumpfenden Regionen in der sog. Peripherie und in den 

Bereichen, in denen der fortgesetzte Strukturwandel zu wenig attraktive Arbeitsplätze entstehen 

lässt. „Man wird damit rechnen müssen, dass in peripheren, wirtschaftsschwachen und dünn-

besiedelten Räumen sich die Prozesse der Abnahme und Alterung der Bevölkerung durch die 

Abwanderung von jüngeren und aktiven Personen verstärken wird, während zentrale, wirtschafts-

starke und attraktive, meist schon heute dichter besiedelte Räume durch Zuwanderung gewinnen 

und so ihre natürliche Bevölkerungsentwicklung ganz oder teilweise kompensieren können.“ 184 

Dementsprechend müssen auch die Anpassungsreaktionen der öffentlichen Verwaltungen unter-

schiedlich ausfallen (können).

•	 Ein kommunaler Finanzausgleich verstärkt diesen Prozess dann noch, wenn er neben seiner Ein-

wohnerzentrierung besondere Belastungsfaktoren unterzeichnet und/oder keine bzw. unzurei-

chende Anreize setzt, Chancen für eine Steigerung der wirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen 

Standortattraktivität wahrzunehmen (mehr in Teil C Kap. 8. Finanzpolitische Herausforderungen 

für Land und Kommunen). Zugleich muss eine politische Debatte über eine Mindestausstattung 

mit den Leistungen öffentlicher Verwaltungen und der privaten und öffentlich garantierten Da-

seinsvorsorge stattfinden. 

•	 Während der Rückgang der Bevölkerung die Zahl der finanzierbaren Stellen im öffentlichen 

Dienst begrenzt und auf einen Abbau drückt, hat vor allem die Veränderung der Altersstruktur 

massive Auswirkungen auf Struktur der öffentlichen Leistungen „Ein Rückgang der Schüler‐ und 

Studentenzahlen führt zu einer sinkenden Nachfrage in den Bereichen der Schulen und Hoch-

schulen. Auch in den Bereichen der öffentlichen Sicherheit und Justiz kann es zu einer sinkenden 

Nachfrage kommen, da junge Menschen häufiger als ältere Menschen in Straftaten und Verkehrs-

unfälle verwickelt sind. Dagegen dürfte es im Bereich der Krankenhäuser zu einer steigenden 

Nachfrage kommen, soweit dem nicht entgegengesteuert werden kann. Im Bereich der sozialen 

Sicherung sind in einigen Bereichen Nachfragerückgänge zu erwarten (z. B. Jugendhilfe), während 

die Nachfrage nach Sozialhilfe steigen dürfte. Die Auswirkungen des demografischen Wandels 

auf Kindertagesstätten ist schwer einzuschätzen, da ein Rückgang der Geburten zwar zu einem 

Nachfragerückgang, die steigende Erwerbstätigkeit von Frauen jedoch zu einem Nachfrageanstieg 

führt. Im Bereich der Verwaltung sind keine Demografieeffekte zu erwarten.“ 185 Das bedeutet, 

183	 Statistisches Bundesamt 2006; Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2012; vgl. hierzu auch Teil C Kap. 1.3.3. Erwerbs-
personenstruktur.

184	 Milbradt 2014: 4.

185	 ifo Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. V. 2014: 46.
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dass es bei den Stellen größere Verschiebungen zwischen den Aufgabenbereichen gibt und in ei-

nigen Bereichen weniger, in anderen mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter benötigt werden. 

Auch angesichts des teilweise hochspezifischen Humankapitals des öffentlichen Dienstes – der 

Volljurist wird nur in wenigen sehr verwaltungstypischen Arbeitsbereichen benötigt – steht zu er-

warten, dass das Lebenszeitmodell mit einem einzigen regionalen Lebensmittelpunkt nicht mehr 

der Standard sein wird. Angesichts der Transaktionskosten der lebenslangen Beamtenbeschäfti-

gung dürfte es in zunehmendem Maße rational sein, den öffentlichen Dienst horizontal zur und 

von der Privatwirtschaft zu öffnen und das benötigte Personal auf Zeit zu binden. 

Schneller wechselnde Arbeitsbereiche bedeuten für die, die im öffentlichen Dienst bei ihrem 

Dienstherrn und Arbeitgeber bleiben, dass mehr und systematische Weiterbildung in Personal-

entwicklungssysteme eingebaut werden muss. 

•	 Abschläge für einen vorgezogenen Ruhestandseintritt und die Anhebung der Regelaltersgrenze 

auf 67 Jahre für die Beamtinnen und Beamten parallel zum Rentenrecht bedeuten verlängerte 

Lebensarbeitszeiten. Bei weiter steigernder Lebenserwartung dürften sich die Altersgrenzen weiter 

nach oben verschieben. Auch dies bedeutet ein anderes Personalmanagement, mehr Weiterbildung 

und vor allem auch eine andere Gesundheitsvorsorge, damit die Menschen ihren Ruhestandsein-

tritt auch gesund erreichen können. Insb. die Zunahme bei den psychischen Erkrankungen als 

Ursache vorzeitiger Verrentungen und Pensionierungen erfordern besondere Maßnahmen. Dies 

könnte auch positive Auswirkungen auf den Anstieg der Beihilfeaufwendungen haben.

•	 Die wohl größte Herausforderung für den öffentlichen Dienst liegt in seiner „Verteuerung“ als 

Folge der Stellenexpansion ohne ausreichende Vorsorge. Denn dies bedeutet, dass vergangene Ge-

nerationen mehr Leistungen für ihre Steuerzahlungen erhalten haben, als sie tatsächliche Kosten 

verursacht haben, während mit dem Aufwuchs der sog. Alterslast, also in dem Maße, wie die zu-

sätzlichen Stellen bis in die Dekade 2020 – 2030 hinein als Versorgungsausgaben zahlungsrelevant 

werden, diese Generationen, die außerdem selbst schrumpfen, diese Kosten zusätzlich aufgebür-

det bekommen. 

Bislang werden allerdings die (kalkulatorischen) Kosten der Umlagefinanzierung der Beamten-

pensionen noch nicht einmal ausgewiesen, Beamtenstellen sind „billiger“ als Tarifangestellte, für 

die Sozialversicherungsbeiträge abgeführt werden müssen. Es mangelt an Transparenz bezüglich 

der tatsächlichen Kosten, so dass die Entscheidungsträger über die Planstellenbesetzung unter 

unvollständigen Voraussetzungen entscheiden.

Die vielleicht unbequemste Konsequenz der missachteten Alterslast, die dem Land Nordrhein-

Westfalen seit Beginn der 1980er Jahre bekannt war und bereits zu einer Reihe politischer Maß-

nahmen, die freilich nicht nachhaltig verfolgt wurden186, ist aber, dass der Stellenbestand des Lan-

des für die Summe, die dafür bezahlt wird, schlicht zu groß ist.187 Zusammen mit dem aus dem 

186	  Wild 2014: 194 ff.

187	 Für die Kommunen trifft diese Aussage nur dort zu, wo die Beamtenpensionen aus dem laufenden Haushalt umlagefinanziert 
werden. Dies dürfte allerdings auf die meisten Großstädte zutreffen: Nach Einführung der Doppik werden inzwischen we-
nigstens Rückstellungen in der Bilanz angelegt, die allerdings insb. bei hochverschuldeten Städten keine Sicherheiten für die 
zukünftigen Finanzierungsreserven bilden. 
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allgemeinen demografischen Wandel resultierenden Erfordernis, Stellen in dem Maß abzubauen, 

wie die Bevölkerung oder die Erwerbstätigenzahl schrumpft, ergibt sich eine zweite „hausgemach-

te“ Abbaunotwendigkeit dahingehend, dass die Planstellenzahl für Beamtinnen und Beamte auf 

die tatsächlich finanzierbaren Kosten der Beschäftigung zurückgeführt wird. Beide Abbauerfor-

dernisse könnten c.p. durchaus ein Minus von 15 bis 20 Prozent der Beamtenplanstellen bis 2030 

bedeuten.

•	 Zu glauben, dass die Engpässe dadurch beseitigt werden können, dass man die Bezüge der Be-

amtinnen und Beamten und insb. auch die Pensionen einfach kürzen könne, ist illusorisch. Zum 

einen sind dabei die verfassungsrechtlichen Vorgaben der sog. amtsangemessenen Besoldung und 

Versorgung zu beachten188, zum anderen setzt die zunehmende Räumung der Arbeitsmärkte im 

demografischen Wandel der seit mehr als 25 Jahren betriebenen Politik, den öffentlichen Dienst 

von der Reallohnteilhabe abzuschneiden189, ein schnelles Ende. Schon jetzt können viele Bereiche 

des öffentlichen Dienstes kein hochqualifiziertes Personal mehr zu den Besoldungsbedingungen 

mehr rekrutieren, die Länder werben sich Lehrerinnen und Lehrer an, sogar für Juristinnen und 

Juristen mit hervorragenden Examensnoten ist der Justizdienst zunehmend nicht mehr attraktiv. 

Da das Problem noch zunehmen wird, kann es am Ende nur mit Besoldungsanhebungen und 

mit Strukturverbesserungen im Dienst- und Besoldungsrecht behoben werden – und indem der 

finanzierbare Stellenbestand weiter reduziert wird!

Die quantitative Dimension des aus vielen verschiedenen Gründen für eine nachhaltige Politik 

erforderlichen Stellenabbaus zusammen mit den anderen Herausforderungen lässt die Größe der 

Veränderungen erkennen, die auf den öffentlichen Dienst und auf die öffentlichen Verwaltungen 

in Nordrhein-Westfalen zukommen werden. Denn der Stellenabbau – soweit die Politik keine hö-

heren Steuern bewilligt190 – wird nur dann keine korrespondierenden Leistungseinschnitte nach 

sich ziehen, wie durch Aufgabenkritik und radikale Organisationsreformen Haushaltsmittel auf die 

wirklichen Prioritäten konzentriert und Effizienzgewinne generiert werden, die diesen Namen auch 

wirklich verdienen. 191

188	 Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen 2014 und Bundesverfassungsgericht 2005.

189	 Färber, Walther & Funke 2011: 23, ff.

190	 siehe hierzu Teil C Kap. 8 Finanzpolitische Herausforderungen für Land und Kommunen.

191	 siehe hierzu Teil D 2.1. Sondervotum der Fraktionen von CDU und FDP zu Teil C Kap. 8 Finanzpolitische Herausforderungen 
für Land und Kommunen.
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4.	 Bildung

Bildung stellt die Grundlage zur gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Teilhabe dar. 

Neben dem Recht auf Bildung, das niemandem verwehrt werden darf, hängen individuelle Chancen 

als auch gesellschaftliches Wohlergehen in hohem Maße von der Realisierung von Bildungspotenti-

alen ab. Bildung schafft Kreativität und fördert damit die Innovationsfähigkeit in Wissenschaft und 

Forschung.

Das Qualifikationsniveau und der Bildungsabschluss entscheiden in ökonomischer Hinsicht in 

der Regel über das Beschäftigungsverhältnis als auch damit verbunden über das Einkommen jedes 

oder jeder Einzelnen. Mit der Höhe des Qualifikationsniveaus steigt das Einkommen eines Voll-

zeitbeschäftigten signifikant192 und das Risiko, arbeitslos zu sein, sinkt.193 Bildung stellt einen der 

wichtigsten Faktoren für die wirtschaftliche Entwicklung einer Gesellschaft dar und folglich für den 

Erhalt des Wohlstands. Ziel zukunftsorientierter Politik ist es daher, die Qualität von Bildung und 

Ausbildung zu stärken, auch um die Produktivität der Wirtschaft zu fördern.

Neben den wirtschaftlichen Auswirkungen des Bildungsstandes eines Landes hat Bildung auch ge-

samtgesellschaftliche Auswirkungen. In den letzten Jahren hat sich beispielsweise die Art der Ge-

sundheitsprobleme in den OECD-Staaten verändert: schwerwiegende chronische Krankheiten wie 

Herzerkrankungen, Diabetes und Depressionen haben zugenommen. Die Behandlung und Bekämp-

fung dieser Probleme ist in die individuelle Verantwortung gestellt. Höhere kognitive und psychoso-

ziale Kompetenzen, die durch Bildung vermittelt werden, können die notwendigen Entscheidungen 

für eine gesundere Lebensführung positiv beeinflussen.194

Bildung kann zudem den gesellschaftlichen Zusammenhalt durch ein größeres Maß an bürger-

schaftlichem und sozialem Engagement stärken. Lesekompetenz, Einsicht in die Selbstwirksamkeit 

durch erfolgreiches Lernen und Belastbarkeit sind Kompetenzen, die gesellschaftlichen und politi-

schen Prozessen zugrunde liegen und daher die bürgerschaftliche Beteiligung fördern.195

Um daher die große gesellschaftliche Herausforderung der demografischen Entwicklung bewälti-

gen zu können, sind bildungspolitische und bildungsadministrative Entscheidungen erforderlich, so 

dass möglichst viele Menschen in Nordrhein-Westfalen ihre Bildungspotentiale für sich und damit 

für die Fortentwicklung der Gesellschaft nutzen können. Ebenso sind die Bildungsangebote – Kin-

dertagesstätten, Schulen, Berufskollegs, Hochschulen und Weiterbildungseinrichtungen – wichtige 

192	 „In allen OECD-Ländern verdienen Erwachsene mit einem Abschluss im Tertiärbereich mehr als Erwachsene mit einem Ab-
schluss im Sekundarbereich II, die wiederum mehr verdienen als Erwachsene mit einer Ausbildung unterhalb des Sekundarbe-
reichs II.“ OECD 2014: 172.

193	 ebd.: 132 f.

194	 ebd.: 225.

195	 ebd.
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Standortfaktoren für die Entscheidungen von Familien bei der Wohnortwahl. Daher sind z. B. Lage 

und Erreichbarkeit von Kindertagesstätten und Schulstandorten wichtig für die Entwicklung von 

Kommunen und Gemeinden. Aus ökonomischer Perspektive stellen auch Hochschulen einen zen-

tralen Einfluss zur Stärkung der Wirtschaftskraft eines Standorts dar. Die regionale Wertschöpfung 

von Städten und Kommunen mit akademischen Einrichtungen beträgt in Deutschland insgesamt 

pro Jahr 190 Milliarden Euro. Das sind 7,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) in Deutsch-

land. Für Nordrhein-Westfalen bedeutet das 6,3 Prozent bzw. 36,7 Milliarden Euro.196

Vor aller ökonomischen Bewertung ist Bildung allerdings neben der Erziehung der wichtigste Per-

sönlichkeit prägende Einfluss. Eigenverantwortung, Selbstbestimmung, Werteverständnis, Kommu-

nikationsfähigkeit, interkulturelles Verständnis sind wichtige Eigenschaften und Qualifikationen, die 

durch Bildung entwickelt und beeinflusst werden. Sie tragen neben den wirtschaftlichen Aspekten 

von Bildung entscheidend zur Gestaltung und Weiterentwicklung des demokratischen Gemeinwe-

sens bei. Insofern hat Bildung grundsätzlichen Einfluss auf unsere gesellschaftliche Entwicklung. 

Bildung ist daher einer der wichtigsten Faktoren zur Bewältigung derjenigen Probleme, die durch 

die demografische Entwicklung entstehen. Auch unter wirtschaftlichem Gesichtspunkt lässt sich 

der Mangel an Arbeitskräften durch bestmögliche Bildung für alle vermindern, insbesondere durch 

verbesserte Bildung von Migrantinnen und Migranten auch mittels verstärkter Sprachförderung, 

durch Bildung von Kindern und Jugendlichen aus bildungsfernen Schichten sowie durch Fort- und 

Weiterbildung bereits ausgebildeter Arbeitskräfte.

4.1.	 Ist-Zustand und Entwicklung der Bildungseinrichtungen

Als Datengrundlage zur genauen Betrachtung der finanziellen Aufwendungen für die Bildung stellt 

der sog. „Bildungsfinanzbericht“ keine verlässliche Basis dar, weil er wichtige Kosten nicht berück-

sichtigt. Gleichwohl kann er einer ersten Einschätzung der Verteilung der Aufwendungen für Bil-

dung zwischen Land und Kommunen dienen. Danach hat Nordrhein-Westfalen im Jahr 2013 laut 

Bildungsfinanzbericht 2013 insgesamt für Bildung 24.375.059.000 Euro veranschlagt.197 Davon ent-

fallen 19.012.269.000 Euro auf das Land und 5.362.789.000 Euro auf die Gemeinden und Zweck-

verbände. Das sind 27,1 Prozent der öffentlichen Gesamthaushalte, 44,7 Prozent entsprechend beim 

Land und 11,3 Prozent bei den Kommunen. 

4.1.1.	� Einrichtungen der frühkindlichen Bildung und Erziehung (Elementarbereich) und die 
demografische Entwicklung

Das Betreuungs- und Bildungsangebot für Kinder unter 6 Jahren wird in Nordrhein-Westfalen im 

Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe durch das zuständige Jugendamt der Kommunen gestaltet. 

Allerdings gibt es nicht nur öffentliche, sondern auch eine Vielzahl an freien Trägern, was eine große 

196	 Stifterverband für die Deutsche Wirtschaft 2013: 32.

197	 Statistisches Bundesamt 2014a: 119.
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Angebotsvielfalt zur Folge hat. Neben den klassischen Einrichtungen der Kindertagesstätten, ge-

winnt die Tagespflege sowie insgesamt in beiden Betreuungsformen die Betreuung unter drei-jäh-

riger Kinder zunehmend an Bedeutung, vor allem durch den seit dem 01.08.2013 geltenden Rechts-

anspruch auf einen Betreuungsplatz für jedes Kind ab dem vollendeten ersten Lebensjahr.

Die folgende Tabelle des Statistischen Bundesamtes zeigt die Kindertagesbetreuung der unter drei-

jährigen Kinder im Bundesvergleich.

Tabelle 15: Kinder unter 3 Jahren in Kindertagesbetreuung am 01.03.2014198

Land Insgesamt Davon

in Kindertageseinrichtungen in öffentlich geförderter 
Kindertagespflege

Anzahl Betreuungs-
quote in %

Anzahl Anteil in % Anzahl Anteil in %

Baden-Württemberg 76.295 27,8 66.465 87,1 9.830 12,9

Bayern 88.700 27,1 81.693 92,1 7.007 7,9

Berlin 46.984 46,0 42.632 90,7 4.352 9,3

Brandenburg 33.164 57,8 29.078 87,7 4.086 12,3

Bremen 4.447 26,9 3.620 81,4 827 18,6

Hamburg 21.939 43,0 19.857 90,5 2.082 9,5

Hessen 45.078 28,8 37.719 83,7 7.395 16,3

Mecklenburg-Vorpommern 21.562 51,6 16.962 78,7 4.600 21,3

Niedersachsen 52.830 27,9 41.286 78,1 11.544 21,9

Nordrhein-Westfalen 104.781 23,8 73.999 70,6 30.782 29,4

Rheinland-Pfalz 29.617 30,6 27.483 92,8 2.134 7,2

Saarland 5.646 27,0 5.152 91,3 494 8,7

Sachsen 52.297 49,9 45.207 86,4 7.090 13,6

Sachsen-Anhalt 29.677 58,3 29.115 98,1 562 1,9

Schleswig-Holstein 20.290 30,3 14.961 73,7 5.329 26,3

Thüringen 27.443 52,4 26.340 96,0 1.103 4,0

Deutschland 660.750 32,3 561.569 85,0 99.181 15,0

Westdeutschland 449.623 27,4 372.235 82,8 77.388 17,2

Ostdeutschland 211.127 52,0 189.334 89,7 21.793 10,3

Für das Kindergartenjahr 2014/2015 stehen derzeit für Kinder insgesamt nach Angaben der Lan-

desregierung aufgrund der Meldungen der Jugendämter zum 01.08.2014 rund 610.700 Plätze zur 

Verfügung, davon 455.700 für Kinder über drei Jahren und 155.000 für Kinder unter drei Jahren.199 

198	 Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2015.

199	 Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen 2014.



 1214. Bildung 

35,4 Prozent der Kinder unter drei Jahren (2014) und 92,8 Prozent200 (2013) der drei- bis sechsjäh-

rigen Kinder besuchen damit eine KiTa oder Tagespflege. 

Laut Statistischem Bundesamt201 haben im Jahr 2013 Land und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen 

insgesamt 4.052.614.000 Euro für die Kindertagebetreuung veranschlagt, davon 1.964.474.000 Euro 

das Land und 2.088.140.000 Euro die Kommunen.

Die qualitativ hochwertige und flächendeckende Bereitstellung von Betreuungsplätzen stellt die 

Kommunen in Nordrhein-Westfalen vor große finanzielle Herausforderungen. Gerade angesichts 

der Auswirkungen des demografischen Wandels muss demnach eine bedarfsgerechte Struktur ge-

mäß der zu erwartenden Entwicklung der Altersgruppen geschaffen werden. Aus diesem Grund gilt 

es zu klären, welche Entwicklungen die einzelnen Regionen Nordrhein-Westfalens in Bezug auf ihr 

Bevölkerungsaufkommen in den nächsten Jahren zu erwarten haben.

Die Bevölkerungsvorausberechnung 2014 bis 2040/60 von IT.NRW prognostiziert bis 2023 einen 

Anstieg der Kinder im Alter von unter drei Jahren um 3,6 Prozent gegenüber 2014. Ab 2023 nimmt 

die Anzahl der unter Dreijährigen stetig ab. Ähnlich verhält es sich bei den Kindern im Alter von 3 

bis 5, sie nehmen bis 2026 um 3,3 Prozent zu und dann erst allmählich ab.202

Im regionalen Vergleich zeigen sich allerdings große Unterschiede. Während Städte wie Düsseldorf, 

Köln und Essen bis 2030 einen Zuwachs von bis zu 22 Prozent in der Altersgruppe der 0- bis 3-Jäh-

rigen zu erwarten haben, fallen die Zahlen in den ländlichen Kreisgebieten aufgrund der Bevölke-

rungsentwicklung deutlich anders aus. Die zu erwartenden Rückgänge bis 2030 liegen beispielsweise 

in dieser Altersgruppe im Märkischen Kreis bei etwa 16 Prozent, im Kreis Höxter und im Hochsau-

erlandkreis sogar bei 19 Prozent.

200	 Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2013: 38 (Im Jahr 2012 waren 92,9 Prozent der Kinder von 3 bis unter 6 Jahren 
in einer Kindertagesbetreuung, so dass die Zahl für 2014 hiervon nicht weit abweichen wird).

201	 Statistisches Bundesamt 2014b: 124.

202	 Cicholas & Ströker 2015: 12.
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Tabelle 16:	 Bevölkerungsentwicklung in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfalens 2014 – 2030 nach Altersgruppen203

Verwaltungsbezirk Jahr 
(01.01.)

Bevölkerung (in Tausend)

insgesamt davon im Alter von … bis … Jahren

unter 3 3–6

  Veränderung zu 
2014 in %

  Veränderung zu 
2014 in %

  Veränderung zu 
2014 in %

Düsseldorf 2014 598,7   17,2   16,4  

2020 628,8 5,03 19,6 13,95 17,8 8,54

2025 648,4 8,30 20,9 21,51 19,3 17,68

2030 662,3 10,62 20,9 21,51 19,9 21,34

Essen 2014 569,9   14,1   13,9

2020 579,8 1,74 15,5 9,93 14,8 6,47

2025 585,7 2,77 16,0 13,48 15,7 12,95

2030 589,1 3,37 15,8 12,06 15,8 13,67

Köln 2014 1.034,2   29,7   28,0

2020 1.100,7 6,43 33,7 13,47 30,4 8,57

2025 1.147,2 10,93 35,8 20,54 32,7 16,79

2030 1.183,9 14,47 36,1 21,55 34,0 21,43

Kreis Höxter 2014 142,8   3,2   3,5

2020 137,5 -3,71 3,0 -6,25 3,3 -5,71

2025 133,1 -6,79 2,8 -12,50 3,1 -11,43

2030 128,7 -9,87 2,6 -18,75 2,9 -17,14

Hochsauer-
landkreis

2014 262,0   5,9   6,3

2020 252,9 -3,47 5,6 -5,08 5,9 -6,35

2025 245,1 -6,45 5,2 -11,86 5,6 -11,11%

2030 237,0 -9,54 4,8 -18,64 5,2 -17,46

Märkischer 
Kreis

2014 416,2   9,9   10,3

2020 398,7 -4,20 9,6 -3,03 9,8 -4,85

2025 379,0 -8,94 9,0 -9,09 9,4 -8,74

2030 363,5 -12,66 8,3 -16,16 8,8 -14,56

Nordrhein- 
Westfalen

2014 17.571,9   438,6   449,0

2020 17.702,0 0,74 450,9 2,80 453,2 0,94

2025 17.737,3 0,94 453,5 3,40 463,2 3,16

2030 17.708,9 0,78 438,1 -0,11 458,1 2,03

Für die ohnehin schon dünn besiedelten Regionen birgt diese Tatsache strukturelle und finanzielle 

Herausforderungen. Das Bereitstellen von frühkindlichen Betreuungs- und Bildungsangeboten am 

Wohnort bei gleichzeitigem Bevölkerungsrückgang in der betroffenen Altersgruppe stellt eine ernst-

hafte Belastung für die Tragfähigkeit der kommunalen Haushalte dar, die politische Entscheidungen 

auf allen Ebenen notwendig machen. Hinzu kommen kurzfristige und mittelfristige Bedarfe durch 

Zuwanderung, die sich allerdings nicht auf die frühkindliche Bildung beschränken, sondern das 

203	  ebd.: 31–38.
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ganze Bildungssystem betreffen und regional ebenfalls sehr unterschiedlich sind. Diese regionalen 

Unterschiede illustrieren die Notwendigkeit bedarfsgerechter und flexibler Konzepte zur Förderung 

von frühkindlicher Erziehung, um den individuellen Ansprüchen der Regionen Rechnung tragen zu 

können. Eine enge Zusammenarbeit zwischen Land, Kommunen und Trägern ist daher notwendig.

Der Besuch von frühpädagogischen Einrichtungen hat positive Auswirkungen auf die geistige, emo-

tionale wie soziale Entwicklung der Kinder. Somit sind die ersten Lebensjahre grundlegend für die 

Entwicklungs- und Bildungschancen von Kindern und somit entscheidend für die weitere indivi-

duelle Bildungsbiographie. Diese durch die Wissenschaft gestützte Erkenntnis hat den Fokus der 

Politik zunehmend auf die frühkindliche Bildung für Kinder unter 6 Jahren gelegt.204 Ziel ist es, 

jedem Kind, unabhängig von Herkunft oder Bildungshintergrund, pädagogisch hochwertige Förde-

rung zukommen zu lassen, um so die Basis für eine erfolgreiche Bildungslaufbahn zu legen. Neben 

der sprach- und kindgerechten Bildungsvermittlung leistet die Frühförderung zusätzlich einen be-

sonderen Beitrag zur Herausbildung individueller geistiger und körperlicher Fähigkeiten und trägt 

entscheidend zur Entwicklung sozialer und emotionaler Kompetenzen bei, die für den späteren Bil-

dungs- und Lebensweg eine entscheidende Rolle spielen.

Vor diesem Hintergrund richten sich auf die frühkindliche Bildung hohe Erwartungen vor allem 

mit Blick auf die Förderung derjenigen Kinder aus bildungsfernen Familien oder Familien mit Mi-

grationshintergrund. Wenngleich ausgleichende Effekte von der empirischen Bildungsforschung in 

Deutschland nicht eindeutig nachgewiesen werden können205, stehen die grundsätzlich positiven 

Effekte für alle Kinder außer Frage. Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Qualität der Frühpäda-

gogik auf die Entwicklung der Kompetenzen aller Kinder einen positiven Einfluss hat.

Qualitätsmerkmale werden unterschieden in Struktur- und Prozessqualität. Die Strukturqualität 

wird durch die Rahmenbedingungen gebildet, die die frühkindliche Betreuung ermöglichen. Dazu 

gehören vor allem die Gruppengrößen, die Relation von Kindern pro Erzieherin sowie die Aus- und 

Fortbildung des Betreuungspersonals. Die Prozessqualität umfasst alle Interaktionen, die die Kinder 

in den Einrichtungen erfahren: das Verhältnis der Kinder untereinander, die Förderung durch das 

Fachpersonal, sowie die anregungsvolle Nutzung der Raum- und Sachausstattungen, die den Kin-

dern zur Verfügung stehen.206

Untersuchungen zeigen, dass Investitionen in die Qualität frühkindlicher Bildung auch in ökono-

mischer Hinsicht sinnvoll sind. Ressourcen, die in die Verbesserung der frühkindlichen Bildungs-

qualität fließen, ergeben bei einer Kosten-Nutzen-Analyse finanzielle Vorteile sowohl in Hinsicht 

204	  Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung 2014: 2.

205	  Leibniz-Institut für Bildungsverläufe 2014: 1.

206	  ebd.: 2.
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der Produktivität207, als auch Einsparungen durch Vermeidung von Folgekosten208, wobei bedacht 

werden muss, dass solche Einsparungen nicht im selben Haushalt wirksam werden, sondern sich 

erst in den Folgejahren zeigen. Die Stärkung der Voraussetzungen und Grundlagen für das individu-

elle Lernen verbessert die Chancen der Kinder auf ihrem weiteren Bildungsweg nach dem Primar-

bereich in den Schulen.

4.1.2.	 Das Schulsystem in Nordrhein-Westfalen und die demografische Entwicklung
Für den schulischen Bereich der Bildung einschließlich der Berufskollegs hat das Land Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 Ausgaben in Höhe von rund 15,7 Milliarden Euro veran-

schlagt. Dabei entfallen auf die Personalausgaben rund 13,7 Milliarden Euro.

Nordrhein-Westfalen bietet gegenwärtig den Kindern und Jugendlichen entsprechend ihren Nei-

gungen und Fähigkeiten eine vielfältige Schullandschaft. Diese Vielfalt wird durch folgende Über-

sicht deutlich. Die Daten beruhen auf den Amtlichen Schuldaten (Schuljahr 2014/15). Alle genann-

ten Zahlen beziehen sich auf die öffentlichen Schulen und die privaten Ersatzschulen in NRW.
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Abbildung 22:	 Schülerinnen und Schüler an öffentlichen Schulen und privaten Ersatzschulen 2014/2015209

207	 ebd.: 1; Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2010.

208	 ebd. und Entorf & Sieger 2010.

209	 Eigene Darstellung nach Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2015: 8.
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Abbildung 23:	 Öffentliche Schulen und private Ersatzschulen210

Die demografische Entwicklung hat große Auswirkungen auf die Schullandschaft in denjenigen Re-

gionen, die mit einem Sinken der Anzahl der schulpflichtigen Kinder rechnen müssen. Dies zeigen 

die Vorausberechnungen zu den Schülerzahlen und den schulischen Abschlüssen. Diese Berech-

nungen berücksichtigen allerdings noch nicht die neuen Analysen von April 2015, die bis 2024 mit 

Wanderungsgewinnen vor allem durch Zuwanderung aus anderen europäischen Staaten und aus 

Ländern mit politisch schwierigen Situationen rechnen und dadurch einen leichten Anstieg der Ge-

samtbevölkerungszahl bis 2025 annehmen.

Die 6- bis unter 10-Jährigen nehmen den neuen Prognosen zufolge bis 2030 um 1,7 Prozent zu. 

Die beiden Altersgruppen der Kinder im Alter von 10 bis 16 bzw. von 16 bis 19 nehmen allerdings 

kontinuierlich ab 2014 ab. Auch hier zeigen sich sehr starke regionale Unterschiede, die an den aus-

gewählten Städten und Kreisen der Tabelle entnommen werden können.

210	 Eigene Darstellung nach ebd.: 8; Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2014a.
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Tabelle 17:	 Bevölkerungsentwicklung in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfalens 2014 – 2030 nach Altersgruppen211

Verwaltungs-
bezirk

Jahr 
(01.01.)

Bevölkerung (in Tausend)

insgesamt davon im Alter von … bis … Jahren

6 – 10 10 – 16 16 – 19

  Veränderung 
zu 2014 in %

  Veränderung 
zu 2014 in %

  Veränderung 
zu 2014 in %

  Veränderung 
zu 2014 in %

Düsseldorf 2014 598,7   19,9   28,2   14,3  

2020 628,8 5,03 22,1 11,06 30,8 9,22 14,5 1,40

2025 648,4 8,30 23,8 19,60 32,8 16,31 15,7 9,79

2030 662,3 10,62 25,3 27,14 35,2 24,82 16,4 14,69

Essen 2014 569,9   18,8   29,0   16,1  

2020 579,8 1,74 19,2 2,13 29,2 0,69 14,6 -9,32

2025 585,7 2,77 20,3 7,98 29,5 1,72 15,0 -6,83

2030 589,1 3,37 21,1 12,23 31,1 7,24 15,1 -6,21

Köln 2014 1.034,2   35,1   51,4   26,8  

2020 1.100,7 6,43 37,5 6,84 54,3 5,64 26,3 -1,87

2025 1.147,2 10,93 40,7 15,95 56,6 10,12 28,3 5,60

2030 1.183,9 14,47 43,3 23,36 61,1 18,87 28,7 7,09

Kreis  
Höxter

2014 142,8   5,3   9,4   5,4  

2020 137,5 -3,71 4,7 -11,32 7,9 -15,96 4,5 -16,67

2025 133,1 -6,79 4,4 -16,98 7,2 -23,40 4,0 -25,93

2030 128,7 -9,87 4,2 -20,75 6,9 -26,60 3,7 -31,48

Hochsauer-
landkreis

2014 262,0   9,5   16,9   9,5  

2020 252,9 -3,47 8,3 -12,63 14,2 -15,98 8,1 -14,74

2025 245,1 -6,45 7,9 -16,84 12,8 -24,26 7,0 -26,32

2030 237,0 -9,54 7,6 -20,00 12,3 -27,22 6,5 -31,58

Märkischer 
Kreis

2014 416,2   14,8   25,7   14,5  

2020 398,7 -4,20 13,8 -6,76 22,5 -12,45 12,5 -13,79%

2025 379,0 -8,94 13,2 -10,81 21,1 -17,90 11,4 -21,38%

2030 363,5 -12,66 12,6 -14,86 20,3 -21,01 10,7 -26,21%

Nordrhein- 
Westfalen

2014 17.571,9   618,4   1035,3   572,0  

2020 17.702,0 0,74 613,6 -0,78 950,1 -8,23 510,7 -10,72

2025 17.737,3 0,94 620,9 0,40 940,2 -9,19 485,4 -15,14

2030 17.708,9 0,78 629,0 1,71 952,6 -7,99 481,0 -15,91

Die prognostizierte Entwicklung der Schülerzahlen bis zum Jahr 2030 zeigt, in welchem Ausmaß die 

Schülerzahlen in Nordrhein-Westfalen in einigen Regionen zurückgehen. Bis 2020 werden vor allem 

die Haupt- und Realschulen betroffen sein. Von 2020 bis 2030 schwächt sich der Schülerrückgang 

insgesamt etwas ab. Die Zahl der Schüler in den Grundschulen steigt sogar wieder leicht an. Aber 

Haupt- und Realschulen bleiben weiterhin diejenigen Schulen, die den größten Schülerrückgang 

211	 Cicholas & Ströker 2015: 31–38.
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verzeichnen werden. Der Zuwachs bei den Sekundar- und Gesamtschulen ist durch die Schulreform 

von 2011 begründet.212

Tabelle 18:	 Voraussichtliche Schülerentwicklung 2013 – 2020 nach Schulformen213

Schulform Schüler/-innen zu Beginn des Schuljahres Veränderung in %

2013/2014 (Ist) 2020/2021 (Prognose)

Grundschule 625.460 605.550 - 3,2

PRIMUS-Schule 162 10.540 6.406,2

Hauptschule 139.597 27.090 - 80,6

Förderschulen 85.808 51.290 - 40,2

Realschule 281.947 75.410 - 73,3

Sekundar-/Gemeinschaftsschule 19.335 154.260 697,8

Gymnasium 547.331 512.750 - 6,3

Gesamtschule 254.636 362.840 42,5

Weiterbil-
dungskolleg

Abendrealschule 10.904 10.910 0,1

Abendgymnasium 6.689 6.680 -0,1

Kolleg 8.426 8.430 0,0

Freie Waldorfschule/ Hiberniaschule 18.216 17.090 - 6,2

Insgesamt 1.998.511 1 842.840 - 7,8

Tabelle 19:	 Voraussichtliche Schülerentwicklung 2021 – 2030 nach Schulformen214

Schulform Schüler/-innen zu Beginn des Schuljahres Veränderung in %

2020/2021 (Prognose) 2030/2031 (Prognose)

Grundschule 605.550 612.170 1,1

PRIMUS-Schule 10.540 4.150 - 60,6

Hauptschule 27.090 21.800 - 19,5

Förderschulen 51.290 44.020 - 14,2

Realschule 75.410 54.780 - 27,4

Sekundar-/Gemeinschaftsschule 154.260 168.770 9,4

Gymnasium 512.750 500.750 - 2,3

Gesamtschule 362.840 387.670 6,8

Weiterbil-
dungskolleg

Abendrealschule 10.910 10.910 0,0

Abendgymnasium 6.680 6.680 0,0

Kolleg 8.430 8.430 0,0

Freie Waldorfschule/ Hiberniaschule 17.090 17.060 - 0,2

Insgesamt 1.842.840 1.837.190 - 0,3

Von 2013/14 bis 2020/21 sinkt die Zahl der Schüler in Nordrhein-Westfalen um 7,8 Prozent. Bis 

2017 hatte die Landesregierung vor diesem Hintergrund einen demografischen Effekt von 11.900 

212	 vgl. Ausführungen zum Schulkonsens auf S.129 f.

213	 Eigene Darstellung nach Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2014b: 8. Bei den Progno-
sen des Schulministeriums von Oktober 2014 sind die Vorausberechnungen der Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen von April 
2015 durch IT.NRW noch nicht berücksichtigt.

214	 Eigene Darstellung nach Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2014b: 8.
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Lehrerstellen festgestellt.215 Sie bezifferte die Umsetzung der Reform von 2011 insgesamt mit 6.250 

Stellen einschließlich der Absenkung des Klassenfrequenzrichtwertes auf 26 für Realschulen, Gym-

nasien und Gesamtschulen, wobei allerdings die Maßnahmen im Zuge des Inklusionsprozesses im 

Bereich Schule noch nicht eingerechnet sind, die von der Regierung bis zum Schuljahr 2017/2018 

mit einem Mehrbedarf an 1800 Stellen laut Begründung des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes (Erstes 

Gesetz zur Umsetzung der VN-Behindertenrechtskonvention in den Schulen) veranschlagt werden.

Mit Blick auf die Schulabgängerinnen und -abgänger ergibt sich folgendes Bild: 

Tabelle 20:	Voraussichtliche Schulabgänge 2013 – 2020 nach dem Schulabschluss216

Abschlussart Abgänge am Ende des Schuljahres Veränderung in %

2013/2014 (Ist) 2020/2021 (Prognose)

Allgemein-
bildende 
Schulen

ohne Abschluss 10.640 7.870 - 26,0

mit Abschluss 200.690 179.270 - 10,7

Insgesamt 211.330 187.140 - 11,4

Berufskollegs Insgesamt 259.640 226.500 -12,8

Insgesamt 470.970 413.640 -12,2

Tabelle 21:	 Voraussichtliche Schulabgänge 2021 – 2030 nach dem Schulabschluss217

Abschlussart Abgänge am Ende des Schuljahres Veränderung in Prozent

2020/2021 (Prognose) 2030/2031 (Prognose)

Allgemein-
bildende 
Schulen

ohne Abschluss 7.870 7.660 - 2,7

mit Abschluss 179.270 175.440 - 2,1

Insgesamt 187.140 183.100 - 2,2

Berufskollegs Insgesamt 226.500 213.860 - 5,6

Insgesamt 413.640 396.960 - 4,0

Tabelle 22:	Voraussichtliche Schulabgänge Allgemeinbildende Schulen 2013 – 2020 nach dem Schulabschluss218

Abschlussart Abgänge am Ende des Schuljahres Veränderung in %

2013/2014 (Ist) 2020/2021 (Prognose)

ohne Hauptschulabschluss 10.640 7.870 - 26,0

Hauptschulabschluss nach Kl. 9 8.770 6.920 - 21,1

Hauptschulabschluss nach Kl. 10 24.170 17.870 - 26,1

Fachoberschulreife 81.130 66.690 - 17,8

Fachhochschulreife 6.820 7.090 4,0

Hochschulreife 79.800 80.700 1,1

Insgesamt 211.330 187.140 - 11,4

215	 Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2011.

216	 Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2014b: 23.

217	 ebd.: 23.

218	 ebd.: 24.
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Tabelle 23:	Voraussichtliche Schulabgänge Allgemeinbildende Schulen 2021 – 2030 nach dem Schulabschluss219

Abschlussart Abgänge am Ende des Schuljahres Veränderung in %

2020/2021 (Prognose) 2030/2031 (Prognose)

ohne Hauptschulabschluss 7.870 7.660 - 2,7

Hauptschulabschluss nach Kl. 9 6.920 6.760 - 2,3

Hauptschulabschluss nach Kl. 10 17.870 17.470 - 2,2

Fachoberschulreife 66.690 61.380 - 8,0

Fachhochschulreife 7.090 7.680 8,3

Hochschulreife 80.700 82.150 1,8

Insgesamt 187.140 183.100 - 2,2

Abgesehen von den Schulabgängern ohne Abschluss ist der Rückgang der Abgänger mit mittleren 

Schulabschlüssen vor allem bis 2021 erheblich. Bei den Schülerinnen und Schülern mit Hochschul-

reife werden durchgehend leichte Zuwächse prognostiziert.

Der Rückgang der Schülerzahlen stellt vor allem den ländlichen Raum aufgrund der größeren Ein-

zugsbereiche vor wichtige Entscheidungen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Grundschulbe-

reich viel eher von der demografischen Entwicklung betroffen ist als der Bereich der weiterführen-

den Schulen (vgl. Teil C Kap. 7.4.2.1. Grundschulen). Denn in diesem Bereich spielt für die einzelnen 

Schulformen auch das Schulwahlverhalten der Eltern eine zentrale Rolle, das auch von gesellschaft-

lichen Entwicklungen beeinflusst wird, wie bspw. an der schwindenden Akzeptanz der Hauptschule 

zu erkennen ist.

Ein Aufrechterhalten von schulischen Angeboten mit immer weniger Schülerinnen und Schülern 

ist aus Kostengründen problematisch, weil kleine Schulsysteme immer kostenintensiver sind. Bei 

Schulschließungen vor allem im ländlichen Raum muss allerdings bedacht werden, dass dadurch die 

Schuleinzugsbereiche für die Kinder und Jugendlichen immer größer werden, wodurch sich Schul-

wege verlängern und sich damit zusammenhängende Herausforderungen insbesondere für kleinere 

Kinder erhöhen. Ferner kann hierdurch die eigene Lebensgestaltung beeinflusst werden, der Ko-

stenanteil für die Schülerbeförderung höher werden und damit auch die emotionale Bindung der 

Bürgerinnen und Bürger an ihren Heimatort beeinträchtigt werden.220

Die von den Landtagsfraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU 2011 beschlossenen 

Reformen („Schulkonsens“) haben unter anderem die Einführung einer neuen Schulform (Sekun-

darschule) etabliert. Die FDP-Fraktion betrachtete die Sicherstellung eines individuell fördernden, 

vielfältigen Schulangebots durch den Schulkonsens als nicht gegeben. Abseits von unterschiedlichen 

politischen Bewertungen besteht aber in der Schulpolitik Einigkeit, auf demografische Entwick-

lungen zur Sicherstellung eines qualitativ hochwertigen Schulangebots zu reagieren.

219	  ebd.: 24.

220	  Gans 2014: 47.
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Insbesondere im Grundschulbereich soll ungeachtet unterschiedlicher Einschätzungen bei der Aus-

gestaltung das Prinzip „Kurze Beine – kurze Wege“ gelten. Um auf die zurückgehenden Schülerzah-

len zu reagieren, wurde mit der Schulrechtsänderung von 2012 als zweiter Schritt der beschlossenen 

Reformen ermöglicht, kleine wohnortnahe Grundschulstandorte zu erhalten, auch durch die Inten-

sivierung von Teilstandorten und unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse des ländlichen 

Raumes. Durch die Festlegung einer kommunalen Klassenrichtzahl als Höchstgrenze für die zu bil-

denden Eingangsklassen wurden Rahmenbedingungen für die Schulentwicklungsplanung geschaf-

fen, die besonders kleinen Kommunen einen erhöhten Spielraum einräumen.

Die Einigung zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU von 2011 gilt bis 2023. Inwieweit 

weitere politische Weichenstellungen für die Zeit danach aufgrund der demografischen Entwick-

lung zu treffen sind, wird davon abhängen, wie die einzelnen Kommunen auf die zurückgehenden 

Schülerzahlen reagieren und ob die durch den Gesetzgeber eröffneten Handlungsmöglichkeiten den 

Bedürfnissen und Anforderungen vor Ort entsprechen. 

Bei diesem Prozess werden zudem die Auswirkungen der Umsetzung der Inklusion im Bereich Schule 

einen wichtigen Einflussfaktor auf die Schulentwicklungsplanung der Kommunen und Gemeinden 

darstellen. Seit 2009 ist die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen für 

Deutschland verbindlich. Alle Bundesländer haben die Aufgabe, ihre Schulgesetze entsprechend die-

ser Konvention weiter zu entwickeln und zu konkretisieren. In Nordrhein-Westfalen wurde hierzu 

mit dem 9. Schulrechtsänderungsgesetz (Erstes Gesetz zur Umsetzung der VN-Behindertenrechts-

konvention in den Schulen) aus dem Jahr 2013 ein erster Schritt getan. Die Bedarfe, die durch den 

Inklusionsprozess entstehen, beziehen sich allerdings nicht nur auf die Kommunen. Das Land ist 

aufgrund der größeren Heterogenität und der Erfordernisse der individuellen Förderung mit der 

Bereitstellung von zusätzlichen Lehrkräften, multiprofessionellen Teams und der Zusammenarbeit 

mit außerschulischen Partnern gefordert.

4.1.3.	 Ganztagsbetreuung
Die Bereitstellung von Ganztagsbetreuungen bietet unter pädagogischen Gesichtspunkten zusätz-

liche Möglichkeiten zur Förderung und trägt in hohem Maße zur Vereinbarkeit von Beruf und Fa-

milie bei. Sie gewinnt daher in der Schullandschaft an Bedeutung. Hierbei gibt es je nach Schulform 

verschiedene Modelle, die sich den besonderen Bedürfnissen der Zielgruppe anpassen sollen. Wäh-

rend im Sekundarbereich in der Regel der sog. gebundene Ganztagsbetrieb vorherrscht, bei dem 

verpflichtender Unterricht auch am Nachmittag stattfindet, ist der Primarbereich maßgeblich durch 

das Modell der offenen Ganztagsschule (OGS) geprägt. Dieses orientiert sich an der klassischen 

Unterrichtsstruktur der Halbtagsschule und bietet darüber hinaus ein Mittagessen sowie freiwillige 

Angebote am Nachmittag zur Hausaufgabenbetreuung und Freizeitgestaltung an. Seit nunmehr 10 

Jahren wird dieses Modell für die Schulen der Primarstufe aktiv von der Landesregierung NRW  

finanziell und durch die Bereitstellung von Lehrerstellen gefördert, seit 2011 mit einem Grundfest-
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beitrag von 700 Euro pro Jahr und Kind. Laut Ankündigung der Landesregierung soll die Landes-

förderung für die OGS im Jahr 2015 zunächst in zwei Schritten um drei Prozent steigen. Ab 2016 

werden die Fördersätze dann jährlich um 1,5 Prozent erhöht. Der weiter anfallende Bedarf wird 

durch die Kommunen und Elternbeiträge finanziert.

In Nordrhein-Westfalen gibt es an 2.614 Grundschulen offene Ganztagsangebote (Stand Schuljahr 

2014/15). Dies sind insgesamt rund 91 Prozent aller Grundschulen in NRW. Im Schuljahr 2014/2015 

nahmen rund 41 Prozent aller Grundschüler in NRW, also 253.649 Kinder, ein Ganztagsangebot 

wahr, wobei die OGS mit 250.289 Kindern die klar dominierende Struktur darstellt.221 Hier hat sich 

der Anteil der Kinder, die das Ganztagsangebot nutzen, in den letzten 7 Jahren mehr als verdoppelt.
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Schülerinnen und Schüler (Anzahl) 222

Das Nutzungsverhalten von Ganztagsangeboten im regionalen Vergleich zeigt deutliche Unter-

schiede zwischen dem städtischen und dem ländlichen Raum auf. Nutzen in den Städten wie Düs-

seldorf und Bonn ca. 60 Prozent der Kinder das freiwillige Ganztagsangebot, so sind es in den länd-

lichen Regionen wie dem Kreis Heinsberg mit 32 Prozent und dem Kreis Höxter mit 14 Prozent 

deutlich weniger.223 

221	 Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2015: 8.

222	 Eigene Darstellung nach Landesdatenbank NRW 2014 / Kommunales Bildungsmonitoring Tab. D6.3b.

223	 Börner u. a. 2013: 7 f.
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Im Schuljahr 2014/2015 bieten von allen öffentlichen Schulen und privaten Ersatzschulen 1.269 

überwiegend in der Sekundarstufe I den gebundenen Ganztag an, der vollständig durch das Land 

finanziert wird.224 In der Sekundarstufe I sind dies 287 und damit 58 Prozent aller Hauptschulen, 

131 Realschulen (23 %), 161 Gymnasien (26 %) 299 Gesamtschulen (98 %), 108 Sekundarschulen 

(99 %) und 10 Gemeinschaftsschulen (100 %).225

4.1.4.	 Berufliche Bildung und Berufskollegs
In NRW ist in den letzten Jahren seit 2011 die Anzahl der abgeschlossenen Ausbildungsverträge um 

5,2 Prozent zurückgegangen. Im Jahr 2013 gab es nur noch 120.000 neu abgeschlossene Verträge. 

Parallel dazu ist die Anzahl der unbesetzten Ausbildungsstellen seit 2009 um 140 Prozent gewachsen, 

was 2014 5.372 leere Stellen ausmachte. Beachtlich ist diese schnelle Steigerung vor allem wegen des 

kurzen Zeitraums von nur 5 Jahren. Trotz dieser großen Anzahl an nicht besetzten neuen Ausbil-

dungsplätzen, bleiben immer noch viele Jugendliche ohne eine Ausbildungsstelle.

 

Tabelle 24:	Eckwerte zum Ausbildungsmarkt in NRW226

neu abgeschlos-
sene Ausbildungs-

vertäge (BIBB-
Erhebung)

unbesetzte  
Berufsausbil-

dungsstellen (BA)

Bewerber,  
die Ende  

September noch 
weitersuchen (BA)

darunter: ohne 
Alternative  

(„Unversorgte“)

% Anteil unbe-
setzter Stellen 

am betrieblichen 
Ausbildungsplatz-

angebot

% Anteil noch 
weiter Suchender 

an der  
Ausbildungsplatz-

nachfrage

2013 120.084 5.372 24.487 6.327 4,4 16,9

2012 124.017 4.694 21.463 4.366 3,8 14,7

2011 126.552 4.443 20.692 3.701 3,5 14,1

2010 122.310 2.776 22.462 3.184 2,3 15,5

2009 121.503 2.269 24.844 4.016 1,9 17,0

Die letzten Zahlen der Bundesagentur für Arbeit bestätigen den Trend des Rückgangs an abgeschlos-

senen Ausbildungsverträgen, von 2014 auf 2015 -3,1 Prozent. Entgegen diesem Rückgang kann al-

lerdings ein leichter Anstieg bei den ausländischen Bewerberinnen und Bewerbern mit Verträgen 

festgestellt werden: +1,3 Prozent.

224	 Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2015: 8.

225	 Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2015: 8.

226	 Bundesinstitut für Berufsbildung 2014: 1.
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Tabelle 25:	Gemeldete Bewerber für Berufsausbildungsstellen227

Merkmale 2014/2015 2013/2014 Veränderung 
gegenüber 
dem Vorjahr

Anzahl in % männlich weiblich Anzahl in % männlich weiblich absolut in %

insgesamt 111.732 100,0 64.020 47.712 115.316 100,0 6.487 50.442 -3.584 -3,1

Deutsche 95.363 85,3 52.840 40.523 99.117 86,0 55.966 43.151 -3.754 -3,8

Ausländer 16.165 14,5 9.057 7.108 15.962 13,8 8.787 7.175 203 1,3

Betrachtet man einzelne Branchen, so zeigen sich deutliche Unterschiede hinsichtlich der Nachfrage 

und des Angebots an Ausbildungsplätzen.

Besetzungsprobleme, weil sich zu wenige Interessenten für die Ausbildung finden, gibt es vor allem 

bei Berufen mit einer eher ungünstigen Arbeitszeit. Hier spielt auch die geringere Bezahlung eine 

Rolle (Restaurantfachmann/-frau, Koch/Köchin, Fachmann/-frau für Systemgastronomie, Bäcker/-

in). Daneben gibt es in den Bereichen Fachverkäufer/-in im Lebensmittelhandwerk, Fleischer/-in, 

Klempner/-in, Gebäudereiniger/-in und Hörgeräteakustiker/-in ebenfalls Probleme, Bewerberinnen 

oder Bewerber zu finden.

Probleme aufgrund der zu geringen Anzahl von Ausbildungsplätzen treten in den „neueren“ Aus-

bildungsberufen auf, die attraktiver erscheinen. Virulente Versorgungsprobleme gibt es jetzt schon 

im Bereich: Raumausstatter/-in, Florist/-in, Bürokaufmann/-frau, Biologielaborant/-in, Sport- und 

Fitnesskaufmann/-frau, Veranstaltungskaufmann/-frau, Mediengestalter/-in Digital und Print, 

Fotograf/-in, Mediengestalter/-in Bild und Ton, Gestalter/-in für visuelles Marketing. Auch im Beruf 

des/der Tierpflegers/-in gibt es zu wenig Ausbildungsplätze, um die Nachfrage zu decken.228

Diese Passungsprobleme werden sich mit dem Schrumpfen der jungen Alterskohorten in NRW 

noch verschärfen. Voraussichtlich verringert sich die Zahl der Schulabgänger aus allgemeinbilden-

den Schulen von 209.030 (2010) – davon 134.602 (64 %) nichtstudienberechtigt – bis zum Jahr 2020 

auf 176.150 – davon nur 96.628 (55 %) nichtstudienberechtigte. In einem Zeitraum von 10 Jahren 

wird damit der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit Hochschulreife trotz der fallenden Anzahl 

von Schulabgängern von 36 Prozent auf 45 Prozent ansteigen.

227	 Bundesagentur für Arbeit 2015: 6.

228	 Bundesinstitut für Berufsbildung 2014: 2.
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Tabelle 26:	Abgänger/-innen aus allgemeinbildenden Schulen in Deutschland und in NRW229

2010 2014 2020

Deutschland

Insgesamt 842.403 828.594 740.451

Davon Nichtstudienberechtigte 568.787 546.607 463.020

NRW

Insgesamt 209.030 203.372 176.150

Davon Nichtstudienberechtigte 134.602 121.516 96.628

Quelle: Statistisches Bundesamt, KMK. Berechnungen des BIBB, Stand: 10.02.2014

Dies wird Auswirkungen auf den dualen Ausbildungsmarkt haben, wobei allerdings bedacht wer-

den muss, dass immer mehr Abiturienten eine Ausbildung anstelle oder vor Beginn eines Studiums 

absolvieren.

Dem gegenüber steht ein bleibender Bedarf an Fachkräften, der sich in den einzelnen Branchen un-

terschiedlich entwickelt. Die grundsätzliche Tendenz in Deutschland zeigt, dass dieser Bedarf schon 

im Zeitraum bis 2020 und dann langfristig bis 2030 nur schwer gedeckt werden kann. Ab 2024 wird 

in Gesamtdeutschland erstmals der Bedarf an Arbeitskräften die Zahl der Arbeitssuchenden mit 

beruflichem Abschluss überschreiten.230 Dieses Problem wird sich bis 2030 noch weiter vergrößern. 

Die Schere zwischen Bedarf und Angebot wird immer weiter auseinandergehen, wenn sich keine 

Veränderung bei der Nachfragestruktur ergibt.

Im Bereich der tertiären Bildung und damit der hochqualifizierten Arbeitskräfte zeigt sich ein an-

deres Bild. Hier gibt es auch bis 2030 noch einen Überschuss.

Potential für den Arbeitsmarkt bieten vor allem diejenigen Personen, die gar keine Qualifikation 

besitzen. Mit entsprechenden Maßnahmen können sich Möglichkeiten ergeben, diejenigen, die bis-

lang auf ihrem Bildungsweg nicht erfolgreich waren, (weiter) zu qualifizieren und damit größere 

Bereiche des Arbeitsmarkts für sich erschließbar zu machen. 

229	 ebd.: 3.

230	 Der Städtetag relativiert die These vom flächendeckenden Fachkräftemangel, weil die vorliegenden Statistiken dies nicht bele-
gen würden. Gleichwohl stellt er fest, dass „sich gegenüber früheren Analysen die Anzahl der Mangelberufe erhöht“ habe, vgl. 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 2014: 4.
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Abbildung 25:	 Arbeitsmarktprojektion (BIBB-IAB Qualifikations- und Berufsfeldprojektionen) nach Qualifikationen231

Insgesamt lässt sich feststellen, dass 2030 wesentlich mehr Personen mit einer Berufsausbildung aus 

dem Berufsleben ausscheiden, als dass Arbeitskräfte mit einer Berufsausbildung dem Arbeitsmarkt 

zur Verfügung stehen werden. Mit Blick auf bestimmte Berufsfelder ergeben sich dadurch Probleme 

bei der Besetzung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen auch in Bereichen wie den Sozial- und Pfle-

geberufen, den Verkehrs-, Lager- und Transport- sowie Sicherheitsberufen.232

Während bis ca. 2018 in NRW noch das Fachkräfteangebot der Nachfrage für Fachkräfte in etwa 

entspricht, wird die Situation in den folgenden Jahren in manchen Regionen, vor allem im länd-

lichen Raum, problematischer. Inwieweit Zuwanderung die Situation verbessert, bleibt abzu-

warten. Zwar nimmt nach derzeitigen Berechnungen sowohl das Angebotspotential als auch der 

Nachfragetrend stetig ab, jedoch entfernen sich beide weiter voneinander. Während im Jahr 2020 

ein Fachkräfteangebot von 5.023.000 einer Nachfrage von 5.485.000 gegenübersteht, was einen 

Engpass von 462.000 mit sich bringt, wird die Differenz in der Folge immer größer. Die Prognose 

für 2030 zeigt einen Engpass von 858.000, das entspricht einer Nachfrage von 4.968.000 und einem 

Angebot von 4.110.000.

231	 Bundesinstitut für Berufsbildung 2014: 5.

232	 ebd.: 4, 5.
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Abbildung 26:	 Fachkräfteangebot und -nachfrage für „Beruflich Qualifizierte“ in allen Wirtschaftszweigen in Nordrhein-Westfalen233

Prozentual gesehen wird laut des Bildungsmonitors der IHK NRW der Engpass im Jahr 2020 bei 

den hoch ausgebildeten Mechatronikern mit 31,4 Prozent am höchsten sein. Auch technische For-

schungs-, Entwicklungs- und Konstruktionsberufe haben dieser Einschätzung zufolge einen Eng-

pass von 31,2 Prozent bei den hochqualifizierten Arbeitskräften. Ein Gewerbe, in dem von einigen 

Experten ein hoher Bedarf an gut ausgebildeten Arbeitskräften gesehen wird, ist das Hotelgewerbe. 

Hier zeigt sich ein Engpass von 24,1 Prozent für das Jahr 2020, was einem absoluten Engpass von 

2700 Fachkräften entspricht.

Insgesamt zeigt sich, dass bis 2020 gut ausgebildete Fachkräfte wesentlich dringender gebraucht und 

damit nachgefragt werden als niedriger qualifizierte oder gar nicht qualifizierte Personen.

233	  IHK Nordrhein-Westfalen 2014b.
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Tabelle 27: Berufsgruppen-Ranking in allen Wirtschaftszweigen in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2020 (Prognose)234

Top Engpassberufsgruppen

Berufsgruppen Angebot Nachfrage Engpass 
absolut

in %

1. Mechatronik und Automatisierungstechnik, hoch 2.900 4.230 1.330 31,40

2. Technische Forschungs-, Entwicklungs-, Konstruk-
tions- und Produktionssteuerungsberufe, hoch

33.800 49.100 15.300 31,20

3. Rohstoffgewinnung und -aufbereitung, Glas- und 
Keramikherstellung und -verarbeitung, hoch

10.500 15.000 4.500 30,00

4. Maschinenbau- und Betriebstechnik, hoch 17.400 24.100 6.700 27,80

5. Bauplanungs-, Architektur- und Vermessungs
berufe, mittel

11.400 15.700 4.300 27,40

6. Elektrotechnik, hoch 21.300 28.200 6.900 24,50

7. Hotellerie, hoch 8.500 11.200 2.700 24,10

8. Mathematik-, Biologie-, Chemie- und Physik
berufe, Geologie-, Geografie- und Umweltschutz-
berufe, hoch

32.600 42.200 9.600 22,70

9. Rohstoffgewinnung und -aufbereitung, Glas- und 
Keramikherstellung und -verarbeitung, mittel

58.500 74.400 15.900 21,40

10. Einkaufs-, Vertriebs- und Handelsberufe, hoch 89.000 112.000 23.000 20,50

Top Überschussberufsgruppen

Berufsgruppen Angebot Nachfrage Überschuss 
absolut

in %

1. Gastronomie, hoch 38.600 29.300 9.300 31,70

2. Gastronomie, mittel 55.200 42.900 12.300 28,70

3. Gastronomie, Helfer 95.400 78.100 17.300 22,20

4. Reinigungsberufe, Helfer 166.000 138.000 28.000 20,30

5. Reinigungsberufe, hoch 3.440 2.900 540 18,60

6. Land-, Tier- und Forstwirtschaftsberufe,  
Gartenbauberufe und Floristik, mittel

45.400 38.700 6.700 17,30

7. Berufe in Unternehmensführung und  
-organisation, Helfer

80.700 69.700 11.000 15,80

8. Reinigungsberufe, mittel 142.000 123.000 19.000 15,40

9. Berufe in Recht und Verwaltung, Helfer 22.400 19.500 2.900 14,90

10. Feinwerk- und Werkzeugtechnik, hoch 8.540 7.720 820 10,60

Dieser Trend bleibt in den einzelnen Berufsgruppen auch bis in das Jahr 2030 bestehen oder ver

stärkt sich sogar noch, so dass im Jahr 2030 beispielsweise in der Mechatronik 54,1 Prozent hoch-

qualifizierter Fachkräfte fehlen werden.

Ein Überschuss an zur Verfügung stehenden Fachkräften wird sich bis 2030 zum Beispiel im Bereich 

der Gastronomie ergeben, auch in einzelnen Bereichen der hochqualifizierten Berufsgruppen. 

 

234	  IHK Nordrhein-Westfalen 2014a.
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Tabelle 28:	Berufsgruppen-Ranking in allen Wirtschaftszweigen in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2030 (Prognose)235

Top Engpassberufsgruppen

Berufsgruppen Angebot Nachfrage Engpass 
absolut

in %

1. Mechatronik und Automatisierungstechnik, hoch 1.740 3.790 2.050 54,10

2. Technische Forschungs-, Entwicklungs-, Konstruktions- 
und Produktionssteuerungsberufe, hoch

21.100 44.400 23.300 52,50

3. Rohstoffgewinnung und -aufbereitung, Glas- und Keramik-
herstellung und -verarbeitung, hoch

6.600 13.500 6.900 51,10

4. Bauplanungs-, Architektur- und Vermessungsberufe, mittel 7.800 14.600 6.800 46,60

5. Maschinenbau- und Betriebstechnik, hoch 12.000 21.700 9.700 44,70

6. Erziehung, soziale und hauswirtschaftliche Berufe,  
Theologie, lehrende und ausbildende Berufe, Helfer

36.800 59.100 22.300 37,70

7. Elektrotechnik, hoch 15.900 25.300 9.400 37,20

8. Mathematik-, Biologie-, Chemie- und Physikberufe,  
Geologie-, Geografie- und Umweltschutzberufe, hoch

23.700 37.600 13.900 37,00

9. Erziehung, soziale und hauswirtschaftliche Berufe,  
Theologie, lehrende und ausbildende Berufe, mittel

62.200 97.700 35.500 36,30

10. Erziehung, soziale und hauswirtschaftliche Berufe,  
Theologie, lehrende und ausbildende Berufe, hoch

74.000 115.000 41.000 35,70

Top Überschussberufsgruppen

Berufsgruppen Angebot Nachfrage Überschuss 
absolut

in % 

1. Feinwerk- und Werkzeugtechnik, hoch 10.100 7.000 3.100 44,30

2. Juristen 16.400 13.000 3.400 26,20

3. Gastronomie, hoch 32.400 26.500 5.900 22,30

4. Gastronomie, mittel 46.700 38.700 8.000 20,70

5. Land-, Tier- und Forstwirtschaftsberufe, Gartenbauberufe 
und Floristik, mittel

42.100 35.400 6.700 18,90

6. Metallbau und Schweißtechnik, Helfer 25.100 21.900 3.200 14,60

7. Energietechnik, mittel 74.600 65.200 9.400 14,40

8. Elektrotechnik, mittel 46.400 41.200 5.200 12,60

9. Fahrzeug-, Luft-, Raumfahrt- und Schiffbautechnik, Helfer 23.900 21.600 2.300 10,60

10. Feinwerk- und Werkzeugtechnik, Helfer 4.170 3.800 370 9,70

In einigen Bereichen passt sich die Nachfrage dem Angebot an zur Verfügung stehenden Fachkräf-

ten an.

Im Jahr 2020 wird sich der Fachkräftemangel über alle Berufsgruppen hinweg in den einzelnen 

Regionen NRWs unterschiedlich stark bemerkbar machen. In der Region Aachen wird der Engpass 

lediglich 4,6 Prozent betragen. Auch die IHKs in Dortmund, Nord-Westfalen und Duisburg-Wesel-

Kleve können für 2020 mit 5 bis 6 Prozent noch gute Zahlen vorhersagen. Hingegen rechnen bei-

spielsweise Hagen (11 %) und Bielefeld (11,3 %) mit starken Engpässen. 

235	  Eigene Darstellung nach ebd.
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Das Szenario für das Jahr 2030 zeigt im Unterschied zu dem von 2020 noch weit größere Engpässe. 

Besonders hoch sind die prognostizierten Engpässe in Ostwestfalen (Bielefeld 19,4 %), in Lippe 

(Detmold 19,1 %) und in Hagen (19,8 %). Am niedrigsten hat die IHK der Region Aachen ihren 

Engpass mit 13,6 Prozent prognostiziert.

Abbildung 27:	 Fachkräftebedarf für „Beruflich Qualifizierte“ in allen Wirtschaftszweigen im Jahr 2020 (Prognose)236

Diesem Mangel muss durch geeignete Maßnahmen entgegengewirkt werden. Insbesondere muss 

das Potential der nichtqualifizierten Personen besser genutzt werden. Aber auch die älteren Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer mit ihren speziellen Fähigkeiten können hier einen wertvollen Bei-

trag zur Verbesserung der Situation leisten.

236	  IHK Nordrhein-Westfalen 2014c.
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4.1.5.	 Hochschule
Im Hochschulbereich plant NRW für 2015 Ausgaben in Höhe von insgesamt 7,8 Milliarden Euro. 

Die Universitätskliniken, die Universitäten, die Kunst- und Musikhochschulen sowie die Fachhoch-

schulen erhalten ein Globalbudget, das sie eigenständig verwalten. Die Mittel für die Hochschulen 

verteilen sich auf die einzelnen Einrichtungen so, wie den folgenden Tabellen zu entnehmen ist.

 

Tabelle 29:	Budget 2015 für Universitätskliniken, Universitäten, Kunst- und Musikhochschulen sowie Fachhochschulen 237 

Universitäten inkl. Universitätsklinken Budget 2015 (in Euro)

Fachbereich Medizin der Rheinischen Friedrich-Wilhelms Universität Bonn und  
Universitätsklinikum

146.460.600

Fachbereich Medizin der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster und Universitäts
klinikum Münster

177.194.500

Fachbereich Medizin der Universität zu Köln und Universitätsklinikum Köln 185.577.800

Fachbereich Medizin der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen  
und Universitätsklinikum Aachen

160.806.100

Fachbereich Medizin der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf und Universitäts- 
klinikum Düsseldorf

192.590.900

Fachbereich Medizin der Universität Duisburg-Essen und Universitätsklinikum Essen 135.167.800

Universitäten ohne Universitätsklinken Budget 2015 (in Euro)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 273.682.700

Westfälische Wilhelms-Universität Münster 261.899.700

Universität zu Köln 279.674.600

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 346.350.500

Ruhr-Universität Bochum 279.665.400

Medizinische Einrichtungen der Ruhr-Universität Bochum 50.509.700

Universität Dortmund 177.259.100

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 136.720.700

Universität Bielefeld 162.460.500

Universität Duisburg-Essen 238.736.900

Universität Paderborn 108.274.600

Universität Siegen 98.953.200

Universität Wuppertal 111.293.500

Fernuniversität Hagen 61.225.600

Deutsche Sporthochschule Köln 44.361.000

237	  Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung 2014.
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Kunst-.und.Musikhochschulen Budget.2015.(in.Euro)

Kunstakademie Düsseldorf 10.756.700

Hochschule für Musik Detmold 13.628.400

Hochschule für Musik Köln 24.941.500

Folkwang Hochschule 26.922.000

Kunstakademie Münster 5.821.300

Robert-Schumann-Hochschule Düsseldorf 10.765.600

Kunsthochschule für Medien Köln 12.668.400

Fachhochschulen Budget.2015.(in.Euro)

Fachhochschule Aachen 51.181.100

Fachhochschule Bielefeld 35.183.300

Fachhochschule Bochum 27.155.900

Fachhochschule Dortmund 43.386.700

Fachhochschule Düsseldorf 41.539.800

Fachhochschule Südwestfalen 44.359.400

Fachhochschule Köln 89.942.000

Fachhochschule Ostwestfalen-Lippe 35.562.800

Fachhochschule Münster 53.072.500

Fachhochschule Niederrhein 51.930.900

Fachhochschule Hamm-Lippstadt

Fachhochschule Rhein-Waal

Fachhochschule Ruhr West

Fachhochschule für Gesundheit

Fachhochschule Gelsenkirchen 41.686.400

Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg 30.141.700

Die Fachhochschulen „Hamm-Lippstadt“, „Rhein-Waal“, „Ruhr West“, sowie die Fachhochschule 

für Gesundheit in Bochum befinden sich im Aufbau. Für den Aufbau dieser und den Ausbau anderer 

Fachhochschulen sind zusammen 153.993.500 Mio. Euro im Haushalt 2015 veranschlagt.

Die Prognose der Kultusministerkonferenz zeigt, dass bis mindestens 2025 die Zahl der Studienan-

fängerinnen und -anfänger stetig hoch (über dem Niveau von 2005) bleiben wird. Es besteht daher 

durch die demografische Entwicklung mindestens bis Mitte der 2020er Jahre, was die reine Zahl 

der Studierenden angeht, kein demografiebedingtes Problem, zumal laut Prognosen für Nordrhein-

Westfalen die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit Hochschulreife gering ansteigen wird.238

238	  Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2014b: 24.
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Tabelle 30:	Schulabsolventinnen und Schulabsolventen mit Hoch- und Fachhochschulreife 2005 – 2025239

1.1 Hochschul- und Fachhochschulreife zusammen

Jahr 1) NW

2005 104.013

2006 109.088

2007 110.660

2008 115.143

2009 116.435

2010 120.910

2011 124.458 

2012 128.674 

2013 176.000 

2014 132.000

2015 133.400 

2016 130.500

2017 127.900

2018 126.100

2019 126.200

2020 123.400

2021 124.700

2022 122.400

2023 123.800

2024 119.300

2025 118.200

1) Bis 2012 Ist-Werte. 

Doppeljahrgang wegen Reduzierung der Schulzeit auf 12 Jahre 2013

Ab 2009 einschließlich Nichtschülerprüfungen. Ab 2013 vorausberechnete Zahlen.

Quelle: Bis 2012 Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz Dokumentation Nr. 204 „Schüler, 
Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2003 bis 2012“ (Mai 2014).

Ab 2013 Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz Dokumentation Nr. 200 „Voraus-
berechnung der Schüler- und Absolventenzahlen 2012 bis 2025“ (Mai 2013).

Aufgabe der Hochschulen vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung wird die Förde-

rung und Stärkung von Innovationen sein. Maßnahmen zur Gestaltung von kreativitätsförderlichen 

Lernkulturen können zur Entwicklung origineller und neuer Ideen beitragen. Selbstständiges Ar-

beiten und eigenständiges, reflektierendes Lernen werden durch die sich wandelnden Qualifika-

tionsanforderungen und die sich verändernden Bedarfe des Arbeitsmarktes an Bedeutung weiter 

zunehmen.

239	  Eigene Darstellung nach Kultusministerkonferenz 2012.
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Eine bessere Verzahnung von beruflicher und akademischer Bildung kann zu einer besseren Ent-

wicklung des Fachkräftepotentials beitragen. Flexible Qualifikationsprofile, die sich sowohl durch 

handlungsorientierte Kompetenzen als auch theoretische Fähigkeiten auszeichnen, können im Rah-

men von sog. hybriden Ausbildungsformaten erworben werden. Unter ihnen entwickeln sich vor 

allem duale Studiengänge derzeit sehr dynamisch. Sie gewinnen immer mehr an Attraktivität, so-

wohl bei den Studierenden als auch bei Hochschulen und Betrieben. In Nordrhein-Westfalen bie-

ten vor allem die Fachhochschulen duale Studiengänge als ausbildungsintegrierte, praxisintegrierte 

oder berufsintegrierte Formate des Studiums an.

4.1.6.	 Weiterbildung / Kulturelle Bildung
Die für 2015 veranschlagten Ausgaben zur Förderung der Weiterbildung in Nordrhein-Westfalen 

betragen 90.313.200 Euro allein nach dem Weiterbildungsgesetz.

Das Weiterbildungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (WbG) ermöglicht jeder Bürgerin und 

jedem Bürger, sich beruflich weiter zu qualifizieren und den eigenen persönlichen Interessen ent-

sprechend fortzubilden. Weiterbildungseinrichtungen wie Volkshochschulen in der Trägerschaft der 

Kommunen wie auch andere Bildungsstätten in anderer Trägerschaft decken damit einen zusätz-

lichen Bildungsbedarf außerhalb von Schule und Hochschule ab.

Wichtige Teilaufgabe der anerkannten Weiterbildungseinrichtungen ist das Angebot von Lehrgän-

gen zum Nachholen von Schulabschlüssen und die Bekämpfung des funktionalen Analphabetis-

mus durch Angebote der Grundbildung. Von den erwerbsfähigen Erwachsenen zwischen 18 und 

64 Jahren können laut wissenschaftlichen Studien 14,5  Prozent der erwerbsfähigen Bevölkerung 

in Deutschland zwar einzelne Sätze lesen und schreiben, jedoch keine zusammenhängenden Texte 

verstehen oder selbst verfassen.240

Bei einer immer älter werdenden Bevölkerung werden die Einrichtungen der Weiterbildung eine im-

mer größere Bedeutung bekommen. „Lebenslanges Lernen“ wird beim Zurückgehen des Angebots 

von qualifizierten Arbeitskräften auch zu einem „lebenslangen Weiterqualifizieren“ werden müssen, 

um höherqualifizierte Fachkräfte dem Arbeitsmarkt erschließen zu können. In diesem Zusammen-

hang werden die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen eine zusätzlich wichtige Rolle spielen. Die 

demografische Entwicklung lenkt den Blick auf das lebenslange Lernen und die Teilnahme von äl-

teren Menschen am kulturellen Leben als eine der zukünftigen Herausforderungen und Chancen 

unserer Gesellschaft. 

Kulturelle Bildung ist nicht mit der Schule abgeschlossen. Viele Menschen entdecken erst im fort-

geschrittenen Alter den Wunsch oder haben erst dann die Zeit, sich mit unterschiedlichen künst-

lerischen Ausdrucksformen auseinanderzusetzen. Der hohe Anteil älterer Menschen in künstle-

240	 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2010.
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risch-kulturellen Fortbildungsveranstaltungen oder bei Theater- und Konzertbesuchen ist hierfür 

ein Beleg. Kunst und Kultur bereichern die Lebensgestaltung. Sie tragen in einem hohen Maß zur 

Vitalität und Lebenserfüllung älterer Menschen bei. Ältere Menschen sind aber nicht ausschließ-

lich Rezipienten von Kunst und Kultur. Früher betrachtete man den Ruhestand vornehmlich als 

Befreiung vom Arbeitszwang. Heute wird er auch als Chance für neue Aufgaben begriffen. Senioren 

bringen sich beispielsweise durch ehrenamtliches Engagement immer stärker in die Zivilgesellschaft 

ein.241 Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Gruppe der Älteren äußerst heterogen ist und hinsicht-

lich ihrer Bildung und ihrer Lebensstile unterschiedliche Voraussetzungen mitbringt. Diese Plura-

lität zu spiegeln ist eine bedeutsame Aufgabe der Kulturarbeit für ältere Menschen. Gleichfalls gilt 

es, Zugänge zu kulturellen Angeboten jenseits der sog. Hochkultur zu entwickeln, damit auch ältere 

Menschen aus bildungsfernen Schichten erreicht werden.

4.2.	 Herausforderungen für die Bildungseinrichtungen

Die demografische Entwicklung allein, die reine Tatsache, dass es weniger Schülerinnen und Schüler 

geben wird, sagt noch nichts über deren Bildungschancen aus. Bildungschancen hängen entschei-

dend von der Qualität der Bildung ab. Bei allen Maßnahmen zur Bewältigung der demografiebe-

dingten Herausforderungen im Bereich der Bildung muss der Aspekt der Bildungsqualität im Zen-

trum der Entscheidungen stehen.

Einen wichtigen Einfluss auf die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen haben regionale 

Besonderheiten und die sozio-kulturellen Milieus. Die demografische Entwicklung bietet den Kom-

munen die Chance, Schulentwicklungsplanung auch als kommunale regionale Bildungsentwick-

lungsplanung zu begreifen, die alle Facetten der Bildung vom Kindergarten bis zur Weiterbildung 

im Alter umfasst. Neben den sowieso erhobenen Statistiken zu den Geburtenraten und den Pendler-

bewegungen beim Besuch von Schulen, sollten daher in der Schulentwicklungsplanung auch sozio-

kulturelle Daten (Familienstrukturen, Zuwanderung, Ausbildungsstand der Bevölkerung, Heteroge-

nität der Einwohner usw.) mit einbezogen werden. Gleichfalls gehören die regionalen und örtlichen 

Weiterbildungsangebote242 sowie die Angebote zur kulturellen Bildung und non-formalen Bildung 

mit in eine kommunale Bildungsplanung. Diese Daten liefern über die reinen Schulstatistiken hi-

naus weitere Entscheidungskriterien zur Entwicklung einer orts- und regionalgerechten Gestaltung 

von Bildungsangeboten.

Mit Blick auf den gesamten Bereich der Bildung sollte bedacht werden, dass akademische Bildung 

und berufliche Ausbildung gleichwertige Säulen des Bildungssystems sind. Kooperationen und ver-

besserte Übergangsmöglichkeiten von der beruflichen in die akademische wie auch von der akade-

mischen in die berufliche Bildung müssen gestärkt werden.

241	  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2010.

242	  vgl. Brenner 2014: 64.
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Vor dem dargelegten Hintergrund ergeben sich für die einzelnen Bildungsbereiche unter Berück-

sichtigung der demografischen Entwicklung folgende Gesichtspunkte, die von der Politik aufgegrif-

fen werden können.

Bei allen Maßnahmen, die es auch aufgrund der demografischen Entwicklung zu treffen gilt, müs-

sen die Bildungsqualität und ihre Stärkung im Zentrum der Überlegungen stehen. Jedem Kind mit 

seinen je spezifischen Fähigkeiten müssen bestmögliche Chancen eröffnet werden.

4.2.1.	 Frühkindliche Bildung und Grundschulen (Elementar- und Primarbereich)
Forschungen zeigen, dass die entscheidenden Grundlagen für die kognitive, die emotionale und so-

ziale Entwicklung der Kinder in den ersten Lebensjahren gelegt werden. So hat der Besuch ab dem 

vollendeten zweiten Lebensjahr in einer frühkindlichen Betreuungseinrichtung empirisch feststell-

bare positive Auswirkungen auf die Kompetenzentwicklung von Kindern.243

Der weitere Ausbau von U 3-Plätzen ist unter bildungsökonomischer Sicht sinnvoll: Die Investition in 

das Fundament des Bildungswegs von Kindern erhöht die Bildungsteilnahme und den Bildungserfolg 

der späteren Schülerinnen und Schüler. Das Platzangebot sollte daher zügig erweitert werden. Die 

Wahlfreiheit der Eltern zwischen den Angeboten verschiedener Träger sollte dabei gewährleistet sein. 

Die Qualität der Einrichtungen spielt eine wichtige Rolle, vor allem mit Blick auf die Sprachbildung 

und Sprachförderung. Akademisch ausgebildete Leitungskräfte können die Qualitätsentwicklung 

der Einrichtungen entscheidend prägen. Als pädagogische Führungskräfte regen sie Teamentwick-

lungsprozesse an, organisieren verbindliche Weiterbildungsprogramme, entwickeln kindgerechte 

Bildungspläne zur Orientierung sowohl für das erzieherische Personal als auch für die Eltern.244 In 

Zeiten der Inklusion besitzen sie auch diagnostische Grundfähigkeiten und erstellen Bildungsport-

folios für den Übergang der Kinder in die Grundschulen.

Für die Bildungsqualität der Kindertagesstätten ist die Weiterbildung der Erzieherinnen und Er-

zieher von großer Bedeutung. Weiterbildungsangebote und trägerübergreifende regionale Vernet-

zungsstrukturen sind dabei qualitätsverbessernde Maßnahmen.

Die Kompetenzförderung von Kindern aus bildungsfernen Schichten und/oder mit Migrations-

hintergrund ist erfolgreicher durch gleichzeitige Unterstützungsmaßnahmen für die Familien. Fa-

milienunterstützung einschließlich der Familienbildung, die auch Sprachförderung mit umfasst, 

eröffnet die Chance, noch mehr Kinder aus sozial schwachen Familien und aus Familien mit Migra-

tionshintergrund auf einen erfolgreichen Bildungsweg zu bringen.245

243	  Leibniz-Institut für Bildungsverläufe 2014: 2.

244	  ebd.: 2 f.

245	  ebd.: 3.
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Um die Betreuungsmöglichkeiten zu erhöhen, auch im Hinblick auf die Teilhabe von Müttern und 

Vätern am Arbeitsleben, ist die Unterstützung von Betrieben zur Einrichtung eigener Betriebskin-

dertagesstätten ein weiterer Baustein, um den Effekten der zurückgehenden Beschäftigtenzahl auf-

grund der demografischen Entwicklung entgegenzuwirken.

Aufgrund der wissenschaftlich erwiesenen Bedeutung des Elementar- und Primarbereichs für einen 

erfolgreichen Bildungsweg von Kindern und Jugendlichen kann es unter bildungsökonomischer 

Betrachtung sinnvoll sein, einen Schwerpunkt bei der Finanzierung der Bildung in diesen Bereichen 

zu setzen.

Für den Primarbereich stellen die aktuellen Regelungen zu wohnortnahen Grundschulen eine 

Grundlage für die Kommunen dar, auf die demografiebedingten Effekte reagieren zu können. Teil-

standortlösungen mit und ohne flexible Organisationsformen bieten die Chance, auch kleinere 

Grundschulangebote zu erhalten. Gleichwohl wird es Standorte vor allem im ländlichen Raum ge-

ben, bei denen diese Maßnahmen zum Erhalt eines Grundschulstandorts nicht ausreichen werden. 

Will man solche Standorte erhalten, sollte man bei der Zuweisung von Lehrerstellen der demogra-

fischen Entwicklung Rechnung tragen. Der ländliche Raum hätte dadurch die Möglichkeit, auch 

jungen Familien mit Kindern ein attraktives Wohnumfeld zu bieten.

Die Attraktivität von Städten und Gemeinden für Familien mit Kindern wird ebenso durch die 

Bereitstellung von schulischen Ganztagsangeboten insbesondere durch den Offenen Ganztag im 

Grundschulbereich erhöht. Der flächendeckende Ausbau des Ganztags bietet Kindern ein ergän-

zendes Bildungsangebot und ermöglicht es des Eltern zudem, Familie und Beruf besser zu vereinba-

ren. Wahlfreiheit der Eltern bei der Kinderbetreuung kann durch flexible Lösung ermöglicht werden.

Bei der Verwendung von Ressourcen in diesem Bildungsbereich muss bedacht werden, dass im Ele-

mentar- und Primarbereich die Beziehung zur Erziehungs- und Lehrkraft eine weitaus größere Rol-

le spielt als im Bereich der weiterführenden Schulen und erst recht im Tertiärbereich. 

4.2.2.	 Weiterführende Schulen
Für den Bereich der weiterführenden Schulen haben die Reformen von 2011 Möglichkeiten geschaf-

fen, die demografiebedingten Folgen im Schulbereich aufzufangen.

Gleichwohl können auch im Bereich der weiterführenden Schulen nicht alle Standorte erhalten 

bleiben. Insofern müssen für Standorte, die besonders vom Schülerrückgang betroffen sind, ange-

messene Lösungen gefunden werden. Die Gestaltungsmöglichkeiten der Schulträger können durch 

mehr Flexibilität und regionale Vernetzungsstrukturen gestärkt werden. Die Weiterentwicklung der 

Schulaufsicht hin zu einer regionalen Schulentwicklungsberatung kann dabei für die interkom-

munale Schulplanung hilfreich sein. Insbesondere regionale Profilbildungen von weiterführenden 
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Schulen müssen bei Einhaltung der Bildungsstandards durch mehr Selbstverantwortung der Schu-

len ermöglicht werden. Eine dadurch enge Abstimmung mit den Unternehmen und Betrieben der 

Region kann ein frühzeitiges Interesse der Schülerinnen und Schüler an Ausbildungsberufen wecken 

und so dem Fachkräftemangel in den örtlichen Betrieben entgegenwirken.

4.2.3.	 Berufliche Bildung / Berufskollegs 
Berufskollegs besitzen in Nordrhein-Westfalen eine große Bedeutung für den Bildungsfortschritt 

junger Menschen. Die Qualifizierung von Fachkräften in dualen Bildungsgängen ist eine ihrer Kern-

aufgaben. Um einem Fachkräftemangel effektiv entgegenzuwirken, muss einerseits die Bedeutung 

und Attraktivität der beruflichen Ausbildung neben der akademischen Bildung hervorgehoben und 

andererseits die Qualität der Bildung an den Berufskollegs in NRW gestärkt werden.

Im Rahmen des „Ausbildungskonsenses NRW“ können verstärkte Anstrengungen und Maßnahmen 

von Seiten des Landes und der Arbeitgeber initiiert werden. Eine bessere Verzahnung von Schule 

und beruflicher Ausbildung wird von der Landesregierung seit 2014 mit der Initiative „Kein Ab-

schluss ohne Anschluss“ organisiert. 

Für Berufe im technischen Bereich müssen zeitnah Maßnahmen ergriffen werden, weil die Versor-

gung mit entsprechenden Fachlehrern vor allem im ländlichen Raum zu einem Problem wird und 

damit der Nachwuchs an Fachkräften gefährdet wird: Angehende Metallbauer, Elektro-, Maschinen- 

und Fahrzeugtechniker und Installateure werden zunehmend an den Berufskollegs nicht mehr in ih-

ren Fächern unterrichtet, weil die nötigen Fachlehrerinnen und -lehrer fehlen. Zur Sicherung der du-

alen Berufsausbildung in Nordrhein-Westfalen können flexiblere Lösungen die Situation verbessern. 

Das Angebot von Fachkräften ist mit entscheidend, ob bestimmte Berufszweige und Betriebe über-

haupt noch in einer Kommune oder Region vorhanden sein werden. Insofern ist es für bestimmte, 

vor allem technische Ausbildungsberufe, entscheidend, ob für sie Fachklassen an den Berufskollegs 

gebildet werden können.

Die Ausbildung von Fachkräften sollte durch regionale Vereinbarungen zwischen den Berufskollegs 

und den weiteren Akteuren, wie den Unternehmen, Betrieben, den Kommunen und Arbeitsagen-

turen, auf die regionalen Anforderungen hin abgestimmt werden.

Zur besseren Betreuung und zur Unterstützung vor allem von Jugendlichen aus bildungsfernen Fa-

milien sind Schulsozialarbeiter an den Berufskollegs eine effiziente Maßnahme, um das Scheitern 

von Bildungskarrieren auch in Ausbildungsberufen zu verringern.

Der Qualifizierung von Schulabgängern ohne Abschluss und denjenigen jungen Menschen, die bis-

her kaum eine Chance auf dem Arbeitsmarkt haben, wird ein besonderer Stellenwert für die Be-
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darfsdeckung von Arbeitskräften zukommen. Hier werden neue Konzepte eine wichtige Rolle spie-

len. Unternehmen mit besonderem Ausbildungsbedarf gehen schon heute innovative Wege. Einige 

Unternehmen wenden sich mit speziellen Programmen an Jugendliche, deren Bildungsweg bisher 

eher problematisch war, um sie mit besonderen Förderungen zu einer abgeschlossenen Ausbildung 

zu führen. Der Praxisbezug steht bei diesen Programmen im Mittelpunkt der Befähigung und nicht 

so sehr die schulisch-theoretischen Leistungen der jungen Menschen.

Teilqualifizierungsmöglichkeiten, bei denen es in erster Linie auf die praktische Befähigung der Aus-

zubildenden ankommt und nicht so sehr auf die schulische, kann auch kleineren Ausbildungsbetrie-

ben helfen, durch Rekrutierung von Jugendlichen, denen schulische Leistungen besonders schwer 

fallen, Nachwuchskräfte zu qualifizieren, um der demografischen Entwicklung entgegenzuwirken. 

„Produktionsschule.NRW“ als Bestandteil des Übergangssystems Schule-Beruf ist ein Angebot in 

dieser Richtung, das berufliche Qualifizierung mit praktischer, produktiver Arbeit verbindet. Es ist 

ein spezielles Förderangebot an Jugendliche, die eine allgemeinbildende Schule ohne ausreichende 

Betriebs- und Ausbildungsreife verlassen haben. Auch die „Arbeitgeberinitiative Teilqualifikation“ 

mit dem bundesweiten Gütesiegel „Eine TQ besser“, das auf der Basis der Modularisierung von be-

stimmten Ausbildungen entwickelt wurde, kann zur Qualifizierung weiterer Jugendlicher dienen. 

4.2.4.	 Hochschulen
Innovationsfähigkeit ist ein entscheidender Faktor zum Aufrechterhalten und zur Fortentwicklung 

der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Nordrhein-Westfalens. Hierbei kommt den Hochschulen 

eine besondere Rolle zu. Kreatives Denken zur Entwicklung von neuen Ideen und neuen Produkten 

wird daher umso wichtiger bei einer zurückgehenden Bevölkerung. Die Hochschulen sollten des-

halb frühzeitig bei der Entwicklung von besseren Lern- und Arbeitskulturen unterstützt werden.

Das Land ist in der Pflicht, die entsprechenden Lehrerinnen und Lehrer für die Schulen bereitzustel-

len, um seinem Bildungsauftrag nachkommen zu können. Dabei wird auch die Frage der Qualität 

eine Rolle spielen. Frühzeitige Beratungsangebote können die Attraktivität des Lehrerberufs erhö-

hen, denn der Staat steht in Konkurrenz mit der freien Wirtschaft um die besten Köpfe.

Auf die sich immer schneller ändernden Anforderungen des Arbeitsmarktes können die Hochschu-

len mit besonderen Weiterqualifizierungsmaßnahmen reagieren. Durch regionale Vernetzung und 

Abstimmung können sie den Anforderungen der ansässigen Betriebe und Unternehmen entspre-

chende Fortbildungsmodule anbieten, ohne zu reinen Dienstleistern der Unternehmen zu werden.

Vor dem Hintergrund der hohen Studienabbrecherquoten246, insbesondere in den ingenieurwis-

senschaftlichen Fächern an den Universitäten (48 %), kann die Förderung und die Ausweitung 

des praxisorientierten dualen Studiums dem drohenden Fachkräftemangel entgegenwirken. Dabei 

246	  Vollmers 2012.
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muss die Durchlässigkeit der beiden Systeme von beruflicher und akademischer Bildung verbes-

sert werden.

Die Hochschulen sollten in Zeiten des demografischen Wandels je nach Standort weiterhin und 

verstärkt Angebote des lebenslangen Lernens ermöglichen. Sie sollten solche Angebote wie die Wei-

terbildungseinrichtungen als eine zusätzliche Aufgabe begreifen und entsprechende Studiengänge 

anbieten, denn lebenslanges Lernen trägt zur Erhöhung der Lebensqualität und zum Erhalt sowie 

zur Weiterentwicklung der Beschäftigungsfähigkeit bei.

4.2.5.	 Weiterbildung / kulturelle Bildung
Der demografische Wandel und der damit verbundene zunehmende Fachkräftemangel erfordern 

es, alle Möglichkeiten für Nachqualifizierungen auszuschöpfen. Das gilt insbesondere für die Be-

kämpfung des funktionalen Analphabetismus. Diese Thematik ist eine wichtige Aufgabe der unter-

schiedlichen Akteure in Politik, Gesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft und Weiterbildung. Vor allem 

Schule hat die Verantwortung, dass Analphabetismus erst gar nicht entsteht. Gleichwohl kann durch 

entsprechende Weiterbildungsmaßnahmen der Personenkreis mit funktionalem Analphabetismus 

für den Arbeitsmarkt erschlossen werden. In Nordrhein-Westfalen koordiniert das Netzwerk für 

Grundbildung und Alphabetisierung diese Aufgabe, das im Zuge der „Nationalen Strategie für Al-

phabetisierung und Grundbildung Erwachsener“ in Deutschland 2012 auf den Weg gebracht wurde.

Eine Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung zur Alphabetisierung als auch zur Fortbildung kann 

weiteres Fachkräftepotential schaffen. 

Die Entwicklung von Konzepten wohnortnaher soziokultureller Angebote für ältere Menschen auf 

kommunaler Ebene ermöglicht kulturelle Bildung bis ins hohe Alter. Dabei kann die ehrenamtliche 

Arbeit von Seniorinnen und Senioren durch Qualifizierungsmaßnahmen unterstützt und profes-

sionalisiert werden. Ältere Menschen als Expertinnen und Experten in eigener Sache in Planungen 

mit einzubeziehen und zur Aktivität zu ermutigen, muss in Zeiten des demografischen Wandels zur 

Selbstverständlichkeit werden. 
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5.	 Gesundheit

5.1.	 Gesundheitswesen und demografische Entwicklung

Das Gesundheitswesen ist von der demografischen Entwicklung besonders betroffen. Unabhängig 

von der wissenschaftlichen Auseinandersetzung über die Frage, ob Krankenhausbehandlungen bei ei-

ner älter werdenden Bevölkerung aufgrund sich streckender Altersprofile sinken werden („Kompres-

sionsthese“) oder die Häufigkeit intensiver Behandlungen steigen wird („Medikalisierungsthese“)247, 

wird sich der Bedarf an medizinischer Versorgung erhöhen, allein schon im Bereich der Pflege (vgl. 

Teil C Kap. 6.1. Entwicklung der Pflegezahlen in Verbindung mit der Entwicklung der Bevölkerung). 

Denn mit dem Älterwerden steigt das Risiko von altersbedingten Einschränkungen, chronischen 

Erkrankungen und Mehrfacherkrankungen.248 Der medizinische Fortschritt ermöglicht es den Men-

schen, trotz schwerer gesundheitlicher Einschränkungen ein hohes Alter zu erreichen. Lebensbeglei-

tende gesundheitliche Versorgung als Prävention wird daher eine immer wichtigere Rolle spielen.

Eine zentrale Herausforderung für das Gesundheitswesen stellt die steigende Zahl von Menschen 

mit Demenz dar, deren Pflege und gesundheitliche Versorgung besondere Anforderungen vor allem 

mit Blick auf die Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen stellen, die eine diskriminie-

rungsfreie medizinische Versorgung von Menschen mit Behinderung fordert. Vordringliche Aufgabe 

in den kommenden Jahren ist dabei vor allem die Sicherstellung einer flächendeckenden, zugäng-

lichen, wohnortnahen, ärztlichen, pflegerischen und psychosozialen Versorgung. Dabei gilt es ins-

besondere, die medizinische und gesundheitliche Versorgung in ländlichen und strukturschwachen 

Regionen sowie in sozial benachteiligten Stadtteilen zu sichern und die ambulante und wohnortna-

he Versorgung zu stärken. Eine besondere Herausforderung hierbei ist das Missverhältnis von Über-

versorgung in strukturstarken Regionen und Unterversorgung in Regionen mit problematischer 

wirtschaftlicher und sozialer Grundstruktur. Die gesundheitliche Versorgung von Menschen mit 

Zuwanderungsgeschichte wird dabei auch in gesundheitlich vorsorgender Hinsicht einen besonde-

ren Stellenwert haben.

Die Tatsache, dass aufgrund der demografischen Entwicklung zukünftig weniger Erwerbstätige zur 

Verfügung stehen werden, wird dem Gesundheitswesen mit Blick auf den wachsenden Bedarf an 

Gesundheits- und Pflegeleistungen große Anstrengungen abverlangen. Das im Jahr 2030 benöti-

gte Arbeitsvolumen im Gesundheits- und Sozialbereich wird um 21 Prozent über dem des Jahres 

2010 liegen. Hier muss daher mit erheblichen Engpässen bei den Arbeitskräften bis 2030 gerechnet 

werden.249

247	  Werding u. a. 2011: 65.

248	  Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 5.

249	  ebd.: 7.
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Die finanziellen und strukturellen Rahmenbedingungen für das Gesundheitswesen werden im We-

sentlichen auf Bundesebene gesetzt. Bei nichtärztlichen Gesundheitsberufen, bei denen das Land 

zuständig ist, wird es darauf ankommen, Veränderungen der Berufsbilder, der Erhöhung der Aus-

bildungsqualität sowie des Weiterbildungsbedarfes Rechnung zu tragen. Die Landesgesundheits-

politik hat in erster Linie eine zentrale Koordinierungs- und Mittlerfunktion bei der Gestaltung 

des Gesundheitswesens. Vor allem Krankenhausplanung und Versorgungssicherheit sind diejenigen 

Handlungsfelder, auf denen die Landespolitik mit Blick auf den demografischen Wandel gestalte-

risch Einfluss nimmt und nehmen muss. Der vorliegende Bericht wird sich daher auf diese Bereiche 

des Gesundheitswesens in Nordrhein-Westfalen beschränken.

5.2.	 Krankenhausplan und Versorgungssicherheit

Der sog. „Krankenhausplan NRW 2015“ ist eine verwaltungsinterne Richtlinie, die nach den Vor-

gaben des Krankenhausgestaltungsgesetzes durch die Landesregierung aufgestellt wird. Der Plan 

soll als Rahmenvorgabe die stationäre Versorgung der Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen flä-

chendeckend sicherstellen, die Qualität der Versorgung entsprechend dem medizinisch-technischen 

Fortschritt gewährleisten und dabei die Bevölkerungsentwicklung in den Regionen berücksichtigen. 

Die Planung soll entsprechend bedarfsgerecht sein. Das bedeutet in konkreten Fällen, vorhandene 

stationäre Kapazitäten abzubauen oder aber auch bei Bedarf einen Aufbau vorzunehmen. Leistungs-

fähigkeit und Wirtschaftlichkeit sind dabei Kriterien, die zu berücksichtigen sind. Ebenso sollen die 

bestehenden Strukturen den sich ändernden Anforderungen und Bedürfnissen der Patientinnen 

und Patienten angepasst werden.250 Im Hinblick auf die demografische Entwicklung ist der Aspekt 

der Erreichbarkeit von Krankenhäusern eine zentrale Anforderung vor allem für den ländlichen 

Raum. Der „Krankenhausplan NRW 2015“ betont: „Eine wohnortnahe Versorgung, insbesondere im 

ländlichen Raum, ist danach dann sichergestellt, wenn ein Krankenhaus grundsätzlich nicht weiter als 

15 bis 20 km entfernt ist, es sei denn, dass wegen topographischer oder verkehrsinfrastruktureller Ge-

gebenheiten das Krankenhaus nicht in der sonst üblichen Zeit erreichbar und eine kürzere Entfernung 

angemessen ist.“ 251 Insofern definiert der Plan nicht mehr als 20 km als Ziel für eine grundsätzliche 

Erreichbarkeit und weniger als 15 km als Ausnahme für besondere regionale Gegebenheiten.

Beim Bereich „Medizinische Fachplanung“ nimmt der aktuelle „Krankenhausplan NRW 2015“ 

ausdrücklich Bezug auf die demografische Entwicklung.252 Er rechnet ausgehend von aktuellen 

Prognosen mit einem Anstieg der Fallzahlen in den Krankenhäusern, schließt sich aber insgesamt 

der „Kompressionsthese“ an, die davon ausgeht, dass sich trotz längerer Lebenszeit die Dauer von 

schwerwiegenden Krankheiten im Alter insgesamt nicht verlängert, so dass zwar die Veränderung 

der Altersstruktur eine gesellschaftliche Herausforderung darstellt, die Belastungen des Gesund-

250	  Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2013: 1.

251	  ebd.: 23.

252	  ebd.: 71 ff. 
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heitswesens aber nicht ausschließlich dem demografischen Wandel zugeschrieben werden können. 

Gleichwohl wird die Bedeutung der Geriatrie zunehmen und vor allem die Pflegebedürftigkeit 

von Menschen mit hohem Alter auch während des Krankenhausaufenthalts steigen. Für die geri-

atrischen Angebote entwickelte daher der „Krankenhausplan NRW 2015“ ein umfassendes Struk-

turkonzept. Wichtigstes Element dabei ist die verbindliche Zusammenarbeit im sog. „geriatrischen 

Versorgungsverbund“.253 Über die stationären Strukturen hinaus bedürfen geriatrische Patientinnen 

und Patienten einer Vernetzung und Bündelung von Kompetenzen, die vor allem die ambulanten 

Versorgungsstrukturen mit einschließen.254 In diesem Verbund arbeiten auf Krankenhausebene die 

nichtgeriatrischen Fachabteilungen eng mit der Geriatrie zusammen, um so eine adäquate Versor-

gung von Patientinnen und Patienten zu ermöglichen. Der Verbund regelt ebenso die sektorübergrei-

fende Zusammenarbeit mit dem ambulanten Bereich. Vereinbarungen zu regionalen Planungskon-

zepten sind für den Erfolg einer solchen Zusammenarbeit von unterschiedlichen Institutionen, die 

für die gesundheitliche Versorgung von älteren Menschen Verantwortung tragen, eine notwendige 

Voraussetzung. Die Überwindung vor allem der Schnittstellen zwischen stationärer und ambulanter 

sowie zwischen gesundheitlicher und pflegerischer Versorgung ist eine der wichtigsten Aufgaben für 

ein Gesundheitswesen in Zeiten des demografischen Wandels. Vor allem die Kommunen bedürfen 

flexibler Rahmenbedingungen, um sektorübergreifende, integrierte Hilfeplanungen zur gesundheit-

lichen Versorgung der Patientinnen und Patienten insbesondere mit komplexen und schweren Be-

einträchtigungen leisten zu können.255

Die Kosten im stationären Bereich sind in den letzten zehn Jahren dynamisch gestiegen. Der me-

dizinisch-technische Fortschritt stellt hier den Hauptgrund der finanziellen Belastung auch für die 

Zukunft dar. Eine stärkere Berücksichtigung von evidenzbasierter Medizin kann dazu beitragen, 

Innovationen im Medizinbereich besser zu beurteilen und zu bewerten, um den Wissenstransfer in 

die Krankenhauspraxis kostengerecht und hohen Qualitätsansprüchen entsprechend zu gewähr-

leisten.256

Insgesamt werden sich die Krankenhäuser den Herausforderungen, die aus den demografischen 

Veränderungen resultieren, stellen müssen. Dabei muss den besonderen Bedarfen älterer Menschen 

und Menschen mit Behinderung entsprochen werden. Dies ist eine Aufgabe, die sich besonders durch 

die Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen und damit durch den Inklusionsprozess 

stellt. Darüber hinaus müssen sich die Krankenhäuser auch weiter und verstärkt den Ansprüchen 

und Bedürfnissen der Menschen mit Zuwanderungsgeschichte öffnen. Interkulturalität muss auch 

in der medizinischen Versorgung selbstverständlich werden.

253	  ebd.: 90 ff.

254	  ebd.: 94.

255	  Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 43.

256	  Verband der Ersatzkassen VdeK 2014: 19.
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Zu den kommenden Aufgaben im Rahmen der Krankenhausplanung gehört aber auch die Bildung 

von Leistungsschwerpunkten unter dem Gesichtspunkt der regionalen Versorgungssicherheit ein-

hergehend mit einem Um- und Abbau von Betten.

Die Durchlässigkeit der Sektoren, zwischen ambulant und stationär, wird von zentraler Bedeutung 

werden. Der aktuelle Krankenhausplan hat hier schon für eine stärkere Ausrichtung hin zu mehr 

Patientinnen- und Patientenorientierung gesorgt und die Betonung auf die Ergebnisqualität bei den 

Versorgungsleistungen gelegt.

Der Aspekt der Versorgungssicherheit im Gesundheitswesen steht durch die demografische Ent-

wicklung insbesondere im ambulanten Bereich vor großen Herausforderungen. Der prognostizierte 

Ärztemangel wird sich besonders auf die medizinische Versorgung im ländlichen Raum und die 

hausärztliche Versorgung insgesamt auswirken. Für die kommenden zehn bis fünfzehn Jahre wird 

damit gerechnet, dass ca. 5.300 Hausärztinnen und Hausärzte aus Altersgründen ihren Beruf nicht 

mehr ausüben werden.257 Diese absehbaren Versorgungsprobleme beschränken sich nicht nur auf 

den ländlichen Raum, sondern werden in zunehmendem Maße auch städtische Ballungsgebiete be-

treffen, vor allem Regionen mit einem hohen Anteil sozial schwacher Familien.

Auch wenn die Rahmenbedingungen für den ambulanten Sektor vom Bund gesetzt werden und 

die ärztliche Selbstverwaltung den Sicherstellungsauftrag und damit die Verantwortung für diese 

Versorgungssicherung hat, können das Land und die Kommunen hier unterstützend wirken. Ziel 

muss es sein, neue sektorübergreifende Kooperationsstrukturen zu begründen. Hierdurch werden 

flexible Behandlungsmöglichkeiten bei größtmöglicher personeller Kontinuität geschaffen, die sog. 

„Drehtüreffekte“ und Behandlungsabbrüche vermeiden helfen.

Um die ärztliche Versorgung insbesondere im ländlichen Raum auch in Zukunft zu gewährleisten, 

muss zum einen die Attraktivität für junge Ärztinnen und Ärzte, sich in ländlichen Regionen nie-

derzulassen, erhöht werden. Das nordrhein-westfälische Aktionsprogramm „Hausärztliche Versor-

gung“ fördert z. B. die Niederlassung in Gemeinden, in denen eine Gefährdung der hausärztlichen 

Versorgung droht oder bereits eingetreten ist. Zum anderen ist es notwendig, die Bedarfsplanung so 

zu gestalten, dass die Versorgungskonzepte den spezifischen Anforderungen den von der demogra-

fischen Entwicklung besonders betroffenen Regionen gerecht werden.

Die Anwerbung ausländischer Medizinerinnen und Mediziner aus Ländern, die einen Ausbildungs-

überschuss haben, kann für eine zusätzliche Ergänzung des ärztlichen Nachwuchses sorgen. Aus-

reichende Sprachkenntnisse sind dafür grundlegende Voraussetzung. Der Ausbau von weiteren 

Vereinbarungen der Landesregierung mit ausländischen Verbandsvertretungen zur Anwerbung von 

257	  Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 33.
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interessierten Ärztinnen und Ärzten über die bereits abgeschlossenen hinaus, kann ein weiterer Bau-

stein zur Bewältigung des wachsenden Ärztemangels sein.

Wenn die hausärztliche Versorgung durch niedergelassene Ärztinnen und Ärzte vor allem im länd-

lichen Raum nicht mehr genügend gewährleistet ist, kann die Delegierung von Leistungen an Dritte 

Versorgungsengpässe vermeiden helfen. Die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Förde-

rung und den Ausbau solcher delegationsfähigen Leistungen bei Hausbesuchen kann zusätzliche 

Ressourcen für gesundheitliche Leistungserbringung erfordern. So könnten beispielsweise nicht

ärztliche Gesundheitsfachberufe mehr Verantwortung übernehmen.258

Eine stärkere Mitgestaltungskompetenz der Kommunen bei den ambulanten Versorgungsstruk-

turen, beispielsweise das Gründen kommunaler medizinischer Versorgungszentren, stellt eine wei-

tere Möglichkeit zur Verbesserung der ländlichen gesundheitlichen Versorgung dar.259

Auch die Verbesserung der Zusammenarbeit von Gesundheitswesen und öffentlichem Gesundheits-

dienst gehört zu den sektorübergreifenden Kooperationsaufgaben. Dem öffentlichen Gesundheits-

dienst, insbesondere den Gesundheitsämtern, kann dabei eine wichtige Rolle zufallen.260 

258	  ebd.: 34.

259	  ebd.: 34. 

260	  Verband der Ersatzkassen VdeK 2014: 17 f. 
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6.	 Pflege 

Häufig wird mit dem Begriff „demografischer Wandel“ Alterung und hiermit eine Steigerung der 

Pflegebedarfe verbunden. Der Landtag Nordrhein-Westfalens hat diese Herausforderung bereits in 

der Vergangenheit erkannt und sich im Rahmen der Enquetekommission des Landtages „Situation 

und Zukunft der Pflege in NRW“ 261 von 2002 bis 2005 ausführlich mit den Auswirkungen befasst. 

Einige Ergebnisse und deren Weiterentwicklungen sind bereits in das GEPA262 eingeflossen, welches 

im zweiten Halbjahr 2014 mit den Stimmen aller Fraktionen beschlossen worden ist. Schwerpunkt 

des Gesetzes ist die Stärkung der quartiersnahen Pflegeversorgung in Nordrhein-Westfalen.

Für die Arbeit der Enquetekommission und insbesondere für ihren Auftrag ist es von Bedeutung, 

die Auswirkungen der Steigerung der Pflegebedarfe auf die öffentlichen Haushalte in den kom-

menden Jahren bis 2030 zu untersuchen. Vor dem Hintergrund der bereits geleisteten Vorarbeiten 

wird sich die Darstellung in diesem Kapitel auf die grundlegenden Trends konzentrieren. 

So wird in einem ersten Schritt die Entwicklung der erwarteten Pflegefallzahlen beschrieben. Auf-

grund der besonderen Bedeutung wird ein zusätzlicher Fokus auf die Entwicklung der demen-

ziellen Erkrankungszahlen263 (vgl. Teil C Kap. 6.1.2. Einflussfaktor Demenz) sowie der kultursen-

siblen Pflege264 (vgl. Teil C Kap. 6.1.1. Einflussfaktor kultursensible Pflege) gelegt.

Daran anknüpfend beschreibt das Kap. 6.2. Entwicklung der Pflegeinfrastruktur die Entwick-

lungstendenzen der Pflegeinfrastruktur, um anschließend die Entwicklung der Pflegekräfte abbil-

den zu können (vgl. Teil C Kap. 6.3. Entwicklung der Zahl der Pflegekräfte). Dies geschieht insbe-

sondere, um die Auswirkungen der erwarteten Steigerungen der Pflegefallzahlen im Hinblick auf 

die notwendigen Anpassungen in der Pflegeinfrastruktur und den Personalkörper hin abbilden 

zu können. 

6.1.	 Entwicklung der Pflegezahlen in Verbindung mit der Entwicklung der Bevölkerung

Die Entwicklung der Pflegebedarfe in Nordrhein-Westfalen nimmt unmittelbaren Einfluss auf 

die Einnahmen- und Ausgabensituation der öffentlichen Haushalte. So ist bei steigenden Pflege-

bedarfen insbesondere mit einer steigenden Nachfrage nach Arbeitskräften zu rechnen. Die da-

durch anwachsenden Betriebskosten werden von den Pflegeversicherungen, den Betroffenen und 

261	 Enquête-Kommission „Situation und Zukunft der Pflege in NRW“ 2005; Abschlussbericht Drs. 13/2162 und Drs. 13/2188.

262	 „Gesetz zur Entwicklung und Stärkung einer demografiefesten, teilhabeorientierten Infrastruktur und zur Weiterentwicklung 
und Sicherung der Qualität von Wohn- und Betreuungsangeboten für ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen und ihre 
Angehörigen“.

263	 „Demenzielle Erkrankung“ beschreibt das Krankheitsbild der Demenz, von dem vorwiegend ältere Personen betroffen sind.

264	 Die „kultursensible Pflege“ berücksichtigt die kulturellen Erfordernisse von Personen mit unterschiedlichen kulturellen Hin-
tergründen. Einflüsse können z. B. durch Herkunftsregionen und/oder religiöse Zugehörigkeiten entstehen. Als klassisches Bei-
spiel kann die Ernährungsfrage genannt werden. 
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durch die Kommunen als Träger der Sozialhilfe übernommen. Zudem gewinnen die Aspekte der 

„kultursensiblen Pflege“ sowie der „demenziellen Erkrankungen“ in den kommenden Jahren an 

Bedeutung. 

Im Zuge der demografischen Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen wird mit einer deutlichen 

Steigerung der älteren Bevölkerung in den kommenden Jahren gerechnet (vgl. Teil C Kap. 1.3.1. 

Altersstruktur). Bereits heute beträgt der Anteil der Kosten für die stationäre oder ambulante 

Pflegeversorgung rund elf Prozent.265 Für NRW lässt sich feststellen, dass ca. 550.000 Menschen 

im Sinne des SGB XI eingestuft sind.266 Hiervon werden etwa 70 Prozent zu Hause (ca. 390.000) 

versorgt, wohingegen die verbleibenden rund 30 Prozent (ca. 160.000) in vollstationären Pflege-

einrichtungen untergebracht sind.267

Für die öffentlichen Haushalte wird es von Bedeutung sein, ob sich die Zahl der pflegebedürftigen 

Menschen in Nordrhein-Westfalen proportional zur Steigerung der älteren Bevölkerungsschicht 

verhalten wird. Außerdem ist die Tendenz zu einer steigenden Lebenserwartung zu berücksichti-

gen. Dabei kann nicht eindeutig beantwortet werden, ob die steigende Lebenserwartung auf einem 

starken medizinisch-technischen Fortschritt oder auf einer verbesserten Gesamtgesundheit ba-

siert. Es wird sich daher erst in den kommenden Jahren eine Tendenz entwickeln, ob sich eine bzw. 

welche der in der Wissenschaft widerstreitend diskutierten Medikalisierungs- bzw. Kompressions-

thesen268 durchsetzen wird.269 

Für Nordrhein-Westfalen prognostiziert IT.NRW unabhängig hiervon in seiner Vorausberechnung 

einen Anstieg der Pflegebedürftigen auf etwa 616.000 Personen in seiner Trendvariante bis zum 

Jahr 2030 (vgl. Tabelle 31). Sie berücksichtigt dabei den Trend zum stetigen Ausbau der präven-

tiven Maßnahmen und zu einer wachsenden Fitness der Bevölkerung.

265	 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 2.

266	 Stichtag: 31.12.11.

267	  AWO Bezirk Westliches Westfalen e. V. 2014: 1; Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 
2014: 15 f.

268	 „Die Kompressionsthese unterstellt, dass sich die Morbidität auf eine kurze Phase vor dem Tod konzentriert und sich bei einem 
Anstieg der ferneren Lebenserwartung zeitlich nach hinten verschiebt. Die zusätzlichen Lebensjahre werden somit im Wesent-
lichen bei guter Gesundheit verbracht. Die Medikalisierungsthese geht davon aus, dass der Anstieg der Lebenserwartung mit 
einer im Vergleich zum Status quo stärkeren Leistungsinanspruchnahme einhergeht. Dies bedeutet, dass Leistungen nicht nur 
über einen längeren Zeitraum, sondern auch in zunehmendem Maße in Anspruch genommen werden. Hintergrund dieser 
These ist, dass der medizinisch-technische Fortschritt dazu führt, dass krankheitsanfällige Individuen länger leben, in dieser 
Phase aber multimorbid sind und somit vergleichsweise hohe Gesundheitskosten verursachen.“ (Rheinisch-Westfälisches In-
stitut für Wirtschaftsforschung 2014a: 2). 

269	 ebd.: 2.
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Tabelle 31:	 Entwicklung der Pflegebedürftigkeit in NRW270

Unter 60 Über 60 Insgesamt

Trendvariante Konstante  
Variante

Trendvariante Konstante  
Variante

Trendvariante Konstante  
Variante

2011                  73.794                  474.039                  547.833

2020 63.200 65.200 498.700 550.100 562.000 615.300

2030 54.600 58.200 561.400 639.500 615.900 697.600

2050 46.100 50.700 706.300 870.700 752.500 921.400

Bei der Entwicklung der Zahl der Menschen, die auf Pflege angewiesen sind, wird zu berücksichtigen 

sein, dass sich der Anstieg in der Intensität der Pflegebedürftigkeit unterschiedlich ausprägen wird. So 

wird sich nach Berechnungen von IT.NRW insbesondere die Pflegestufe II deutlich stärker entwickeln 

als die Pflegestufen I und III (vgl. Tabelle 32). Ebenso ist zu erkennen, dass eine verstärkte Investition 

in Bereiche der Prävention und eine Stärkung des längeren aktiven und selbstbestimmten Lebens die 

Inanspruchnahme von Pflegeleistungen hinauszögern kann, da ein deutlich verstärkter Anstieg der 

Pflegebedürftigkeit und ihrer Intensität in der Konstanten Variante abzulesen ist (vgl. Tabelle 32). 

 

Tabelle 32:	Entwicklung der Zahlen der Pflegestufen271

2011 2020 2030 Veränderung 2030  
gegenüber 2011 in Prozent

Konstante 
Variante

Trend-
variante

Konstante 
Variante

Trend-
variante

Konstante 
Variante

Trend-
variante

Konstante 
Variante

Trend-
variante

Pflegestufe 1 305.098 333.100 305.600 374.400 331.500 +22,7 +8,7

Pflegestufe 2 176.633 207.900 238.500 238.500 209.500 +35,0 +18,6

Pflegestufe 3 65.138 73.100 66.600 83.300 73.700 +27,9 +13,1

Gesamt 546.869 614.100 610.700 696.400 614.700

An dieser Stelle muss auf die derzeitige Diskussion auf Bundesebene zu einer Reform des Pflegebe-

griffs verwiesen werden. Im Rahmen des Pflegestärkungsgesetzes II wird voraussichtlich das derzei-

tige System der drei Pflegestufen in fünf Pflegegrade umgewandelt, um dem individuellen Unter-

stützungsbedarf gerecht zu werden. Damit einhergehend wird auch die Unterscheidung zwischen 

körperlichen, physischen und geistigen Beeinträchtigungen abgeschafft.

6.1.1.	 Einflussfaktor kultursensible Pflege
In den kommenden Jahren wird auch der Anteil der älteren Bevölkerung mit Migrationshintergrund 

anwachsen, welche mit ihren Familien im Rahmen der Anwerbeabkommen der 1960er und 1970er 

Jahre nach Deutschland gekommen sind. Daher gewinnt die kultursensible Pflege zunehmend an 

Bedeutung. Es wird davon ausgegangen, dass in den kommenden Jahren mit einem stetigen Anstieg 

270	 Cicholas & Ströker 2013, eigene Berechnungen.

271	 ebd.
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der älteren Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund zu rechnen ist.272 Neben der demogra-

fischen Struktur ist der Anstieg der Fallzahlen ebenfalls durch die Belastungen im Arbeitsleben von 

Migranten begründet.273

Auffallend ist, dass insbesondere in der Gruppe der Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund 

überproportional häufig die Pflege durch nahe Angehörige und nicht durch stationäre Angebote 

übernommen wird, so dass ambulante bzw. teilstationäre Unterstützungsangebote hier einer stär-

keren Nachfrage unterliegen werden.274 Zugleich konnten in den vergangenen Jahren zunehmend 

Tendenzen zu einer Singularisierung der pflegebedürftigen Menschen auch bei Migranten beobach-

tet werden. So müsse mit Nachholeffekten in der notwendigen pflegerischen Versorgung gerechnet 

werden, welches den Einsatz von formeller Pflege erfordere.275 

Aufgrund religiöser und kultureller Einflüsse auf die zu Pflegenden und ihr Umfeld müssen bei der 

pflegerischen Versorgung besondere Ansprüche an die Pflege und die Unterbringung berücksichtigt 

werden.276 Durch die Sicherstellung von entsprechenden Rahmenbedingungen und einer notwendi-

gen Sensibilisierung sind die besonderen Ansprüche der Gruppe der Pflegebedürftigen mit Migrati-

onshintergrund zu berücksichtigen. An dieser Stelle soll nur beispielhaft auf erforderliche kulturelle 

Kenntnisse durch das Pflegepersonal sowie entsprechende Essgewohnheiten verwiesen werden.277 

Für die öffentlichen Haushalte bedeutet die Notwendigkeit der kultursensiblen Pflege u. U. durch 

die damit einhergehende Diversifizierung und entsprechende Schaffung von Qualifikationen ver-

stärkte zusätzliche Betriebs- und Investitionskosten. 

6.1.2.	 Einflussfaktor Demenz
Mit dem ansteigenden Lebensalter der Bevölkerung wird voraussichtlich auch eine Ausweitung der 

demenziellen Erkrankungen einhergehen.278 Die Zahl der demenzerkrankten Menschen in Deutsch-

land wird sich voraussichtlich von 1,4 Millionen Menschen (2014) auf 2,2 Millionen bis 2030 ver-

größern.279 Für Nordrhein-Westfalen wird eine Steigerung der Fallzahlen der demenziell Erkrankten 

von derzeit ca. 330.000 auf etwa 450.000 Personen im Jahr 2030 erwartet. Die Zahl ist jedoch schwer 

abschätzbar und es liegt ihr die Annahme zu Grunde, dass etwa 6,8 Prozent der Bevölkerung über 

65 Jahren an Demenz erkranken.280 

272	 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 4 f; AOK Rheinland/Hamburg 2014: 7.

273	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 29.

274	 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 5; Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und 
Alter des Landes NRW 2014: 31.

275	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 5; Ministerium für Gesundheit, Emanzi-
pation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 5; AOK Rheinland/Hamburg 2014: 7.

276	 AOK Rheinland/Hamburg 2014: 7; Verband der Ersatzkassen VdeK 2014: 6.

277	 AOK Rheinland/Hamburg 2014: 7.

278	 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 5; AWO Bezirk Westliches Westfalen e. V. 2014: 6.

279	 AOK Rheinland/Hamburg 2014: 7.

280	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 31 f.



 1596. Pflege 

Unberücksichtigt bleiben bei den Prognosen mögliche medizinische Fortschritte und wissenschaft-

liche Erkenntnisse. Großen Einfluss auf eine mögliche Vermeidung von Demenzerkrankung geht von 

präventiven Maßnahmen aus. So ist festzustellen, dass durch eine bessere Fitness und eine aktivere 

Lebensweise das Einsetzen der Demenzerkrankung signifikant herausgezögert werden könne.281

Die Betreuung und Pflege von Demenzerkrankten stellt eine hohe psychische und zeitliche Belastung 

für Pflegefachkräfte wie pflegende Angehörige dar, welche durch professionalisiertes Personal sowie 

Angehörige erbracht wird.282 Derzeit kann davon ausgegangen werden, dass etwa 60 Prozent der De-

menzerkrankten in den eigenen Familien versorgt werden.283 Steigen die Zahlen der Demenzpatienten 

wie prognostiziert an, werden zukünftig gesteigerte Anforderungen an die Pflegenden zu erwarten sein, 

um die Versorgung der betroffenen Patienten zu gewährleisten.284 Die Besonderheiten des speziellen 

Krankheitsbildes müssen hierbei berücksichtigt werden. Dies ist insbesondere unter Wahrung des In-

klusionsprinzips und ohne Diskriminierung für die Organisation des Alltags eine Herausforderung.285 

Gelingt es in den kommenden Jahren nicht, durch präventive Maßnahmen die Fallzahlen der De-

menz abzumildern bzw. ihr zeitliches Eintreten in spätere Lebensphasen zu verschieben, resultieren 

hieraus für die öffentlichen Haushalte neben höheren Ausgaben durch einen steigenden Betreu-

ungsbedarf ebenfalls verstärkte Kosten für die Schaffung und den Betrieb von Wohn-, Betreuungs- 

und Unterstützungsangeboten. Zugleich muss berücksichtigt werden, dass durch die häusliche Pfle-

ge belastete Familienangehörige nicht resp. vermindert dem Arbeitsmarkt zu Verfügung stehen. Als 

weitere Belastung für die öffentlichen Haushalte muss voraussichtlich der Ausbau von unterstüt-

zenden Leistungen für pflegende Angehörige eingeplant werden. 

6.2.	 Entwicklung der Pflegeinfrastruktur

Die Pflegeinfrastruktur wird sich in den kommenden Jahren an die Veränderungen der Pflegefall-

zahlen und an die Anforderungen einer zeitgemäßen Wohn- und Pflegeform anpassen müssen. Wie 

bereits dargestellt, umfasst dies neben der Steigerung der allgemeinen Pflegefallzahlen ebenfalls 

die Herausforderungen der kultursensiblen Pflege sowie die Pflege Demenzerkrankter. Zudem hat 

sich die Vorstellung der Menschen darüber, wie sie im Alter bei eintretender Pflegebedürftigkeit 

leben wollen, in den letzten Jahrzehnten deutlich gewandelt. Dies erfordert eine zeitgemäße Weiter-

entwicklung der Pflegeinfrastruktur. Mit der UN-Behindertenrechtskonvention ist der Aspekt der 

Selbstbestimmung und das Recht auf freie Wahl des Wohnortes und der Lebensform noch einmal 

deutlich gestärkt worden. Es ist davon auszugehen, dass sich derartige Anpassungsprozesse direkt 

281	  ebd.: 31 f.

282	  Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 5.

283	  AOK Rheinland/Hamburg 2014: 8.

284	  Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 5.

285	  AWO Bezirk Westliches Westfalen e. V. 2014: 6.
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oder indirekt auf die öffentlichen Haushalte auswirken, so dass eine Betrachtung der Entwicklungs-

tendenzen in der Pflegeinfrastruktur notwendig ist.

Die Entwicklung der Infrastruktur an Wohn-, Pflege- und Unterstützungsformen für Menschen mit 

Demenz ist abhängig von der (Multi-)Morbidität älterer Menschen und der Nutzung der Pflegear-

ten. Dies ist im Zusammenhang mit den Möglichkeiten, durch Angehörige ambulant bzw. häuslich 

gepflegt zu werden, und der Entwicklung von zeitgemäßen gemeinschaftlichen Wohn- und Versor-

gungsformen zu betrachten. Ebenso ist der technische wie medizinische Fortschritt ein zu beachten-

der Faktor, um eine entsprechende ambulante Pflegeversorgung gewährleisten zu können.286 

Wie bereits in Teil C Kap. 6.1. „Entwicklung der Pflegezahlen in Verbindung mit der Entwicklung 

der Bevölkerung“ dargestellt, kann für Nordrhein-Westfalen mit einem starken Anstieg der Pflege-

fallzahlen gerechnet werden. Damit einhergehend wird der Versorgungsbedarf erhöht. So werden 

für Nordrhein-Westfalen von IT.NRW Steigerungsraten in der ambulanten Pflege in einem Korridor 

von 17,3 bis 33,9 Prozent erwartet. Deutlich stärker wird der Anstieg in der stationären Pflege mit 

einem Korridor von 24,3 bis 43 Prozent ausfallen (vgl. Tabelle 33).287

Tabelle 33:	Entwicklung der Pflegeformen in NRW288

2011 2020 2030 Veränderung 2030  
gegenüber 2011 in Prozent

Konstante 
Variante

Trendvariante Konstante 
Variante

Trendvariante Konstante 
Variante

Trendvariante Konstante 
Variante

Trendvariante

Ambulante Pflege 122.249 142.800 129.300 163.700 143.400 +33,9 +17,3

Stationäre Pflege 158.747 194.800 173.600 227.100 197.300 +43,0 +24,3

Pflegegeld- 
empfänger/-innen

266.837 277.700 259.00 306.800 275.200 +15,0 +3,1

Es ist davon auszugehen, dass aufgrund der steigenden Zahl von Pflegeleistungsempfängern (vgl. 

Tabelle 33) die Pflegeangebote weiter ausgebaut werden müssen. Dies wird voraussichtlich zugun-

sten der ambulanten Pflege, betreuter Wohnformen und teilstationärer Pflege geschehen. Das Ni-

veau der vollstationären Pflege wird voraussichtlich auf dem heutigen Niveau verharren.289 

Die Form der pflegerischen Versorgung und Unterbringung ist neben den äußeren Einflüssen 

von den Wünschen der Betroffenen abhängig. Für die Politik ergibt sich hieraus der Auftrag, dem 

286	 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 2014a: 5.

287	 Stärkere Wachstumszahlen (absolut) werden vom rwi angenommen und können in der Stellungnahme zum 30.10.2014 ein-
gesehen werden ebd.: 3 f. Aufgrund der Vergleichbarkeit der Datengrundlage beschloss die EK, sich auf die Prognosen von 
IT.NRW zu stützen. 

288	 Cicholas & Ströker 2013.

289	 Verband der Ersatzkassen VdeK 2014: 4.
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Wunsch älterer Menschen zu entsprechen, möglichst lange in ihrem gewohnten Umfeld selbstbe-

stimmt leben zu bleiben.290 Mit dem bereits im Oktober 2014 in Kraft getretenen GEPA werden ins-

besondere teilstationäre, ambulante und häusliche Wohnformen in Nordrhein-Westfalen gefördert. 

Damit wird die quartiersnahe Pflegeversorgung ausgebaut und den Bedürfnissen der betroffenen 

Menschen entsprochen.

So bietet das neue GEPA eine Grundlage für die Weiterentwicklung der Pflegeinfrastruktur und für 

einen Paradigmenwechsel weg von traditionellen Großeinrichtungen hin zu umfassenden Wohn- 

und Versorgungsarrangements in den Wohnquartieren. 

Eine Stärkung des Quartiersgedankens stabilisiert in den kommenden Jahren den Bedarf an statio-

nären Pflegeplätzen. Eine wohnortnahe Versorgungsstruktur, welche den Verbleib im Quartier bzw. 

in der Wohnung der Pflegebedürftigen ermöglicht, umfasst Aspekte von baulichen Gegebenheiten, 

von sozialer Integration, der Versorgung mit Dingen des alltäglichen Bedarfs und des Pflegebedarfs, 

von Sicherstellung und Förderung der Mobilität sowie der Partizipation am gesellschaftlichen Le-

ben.291 Zudem kann durch die Schaffung von Netzwerken durch quartiersbezogene Akteure eine 

Berücksichtigung von Rehabilitationsmaßnahmen und Freizeitstrukturen sowie der lokalen Pal-

liativangebote geschaffen werden.292 Hierzu wurde das Wohn- und Teilhabegesetz NRW grundle-

gend reformiert. Beispielhaft sei an dieser Stelle aufgeführt, dass im Falle einer „wohnungsnahen“ 

bzw. „wohnungsähnlichen“ Unterbringung nicht die Standards der stationären Versorgung erfüllt 

werden müssen, sondern dass es für solche Unterbringungsformen einer Orientierung an den der 

Wohnungssituation angemessenen Standards bedarf. Mit dieser Vereinfachung der Vorgaben wer-

den entsprechende Angebote zukünftig leichter in Bestandsquartiere zu integrieren sein, so dass mit 

einer verstärkten Angebotssituation zu rechnen ist.293 Beispielhaft wird an dieser Stelle auf die Kom-

munen Bielefeld, Gütersloh und Münster verwiesen, denen es in den vergangenen Jahren gelungen 

ist, ihre stationären Plätze nicht weiter auszubauen bzw. zu verringern. Dies konnte nur durch eine 

Stärkung der ambulanten Versorgungsnetzwerke und -einrichtungen gelingen. Das neue GEPA er-

öffnet kreisfreien Städten und Kreisen die Möglichkeit, mit dem Instrument der Bedarfsbestätigung 

auf der Grundlage einer verbindlichen und kriteriengeleiteten Pflegeplanung die quantitative Ent-

wicklung der voll- und teilstationären Angebote der lokalen Pflegeinfrastruktur zu steuern. Dies 

stärkt die Kommunen dabei, ein gesamtstädtisches Quartiersentwicklungskonzept zu erarbeiten. 

Ziel ist dabei die Abkehr von einem weiteren Ausbau von großen (Spezial-)Einrichtungen, stattdes-

sen die Hinwendung zu individuellen Wohn- und Pflegeangeboten. 

290	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 11; AOK Rheinland/Hamburg 2014: 4.

291	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 17.

292	 ebd.: 17.

293	 ebd.: 20.
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Gleichzeitig wird neben einem breiteren Angebot der Pflegeversorgung und -infrastruktur ebenfalls die 

Notwendigkeit zum Ausbau der Palliativ- und Hospizversorgung294 an Bedeutung gewinnen.295 Um Kran-

kenhausbehandlungen in den letzten Lebensmonaten zu verhindern und einen Verbleib im gewohnten 

Umfeld zu ermöglichen, wurde in Nordrhein-Westfalen das Modell der allgemeinen ambulanten Pallia-

tivversorgung neben der spezialisierten Palliativversorgung ausgebaut. So besteht ein flächendeckendes 

Netz von unterschiedlichen Leistungserbringern, welches die quartiersnahe Palliativversorgung sicher-

stellt. Dieses wird durch leistungsstarke Palliativnetzwerke ergänzt. In Nordrhein-Westfalen wurden in 

den vergangenen Jahren die Strukturen in der Palliativversorgung bereits ausgebaut. Zudem verfügt 

Nordrhein-Westfalen mit derzeit über 67 stationären Hospizen, die eine durchschnittliche Auslastung 

von 88 Prozent aufweisen, über ausreichend Kapazitätsreserven. Aufgrund der steigenden Nachfrage 

wird ein weiterer Ausbau voraussichtlich notwendig. Hierfür werden die Kosten (Betriebs- wie Investi-

tionskosten) von der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) übernommen.296

Für den weiteren Investitionsbedarf in stationäre Pflegeeinrichtungen werden die Vorgaben zur Schaf-

fung von Einzelzimmern zu berücksichtigen sein. So gilt in NRW, dass bei Neubauten von stationären 

Einrichtungen ausschließlich Einzelzimmer vorgesehen werden dürfen. Für Bestandsbauten gilt eine 

Quote von 80 Prozent, die bis Mitte 2018 bzw. bei Verzicht auf Pflegewohngeldförderung bis Mitte 2023 

erfüllt sein muss. Hierdurch werden in den kommenden Jahren hohe Investitionskosten entstehen, die 

von den Pflegebedürftigen und den Kommunen als Pflegewohngeldträger finanziert werden.297

Für die öffentlichen Haushalte wird es in Nordrhein-Westfalen davon abhängen, wie stark es ge-

lingt, eine pflegerische Versorgung der älter werdenden Menschen im Quartier zu ermöglichen, da 

ambulante, teilstationäre oder häusliche Pflege aufgrund geringerer Betreuungsgrade gemeinhin als 

weniger kostenintensiv gilt und zugleich den Wünschen der Betroffenen entspricht.298 Durch den 

bedarfsgerechten Ausbau der (ambulanten, teilstationären oder stationären) Pflegeeinrichtungen 

werden über die Investitionskostenpauschale bzw. das Pflegewohngeld zusätzliche Finanzierungs-

bedarfe im Landeshaushalt entstehen. Da die Pflegeversicherung als Teilkaskoversicherung angelegt 

ist, werden die notwendigen Pflegeleistungen durch die Pflegebedürftigen bzw. die Kommunen als 

Träger der Sozialhilfe durch einen steigenden Eigenkostenanteil belastet. Mit dem Beschluss zum 

GEPA hat Nordrhein-Westfalen die Grundlage geschaffen, den Wünschen der Betroffenen gerecht 

zu werden und gleichzeitig die Kostenaufwüchse abzumildern.299 

294	 Einrichtungen der Palliativ- und Hospizversorgung sind Einrichtungen zur Sterbebegleitung von schwerkranken Menschen. 
Während Hospize meist eigenständige, kleine Heime sind, findet die Palliativversorgung in Krankenhäusern auf entspre-
chenden Stationen statt. 

295	 AOK Rheinland/Hamburg 2014: 4; AWO Bezirk Westliches Westfalen e. V. 2014: 2 ff.

296	 Verband der Ersatzkassen VdeK 2014: 4 f.

297	 Verband der Ersatzkassen VdeK 2014: 6; Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 
22.

298	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 22.

299	 ebd.: 22.
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6.3.	 Entwicklung der Zahl der Pflegekräfte

Um die steigende Anzahl der pflegebedürftigen Menschen in den kommenden Jahren zu versorgen, 

bedarf es einer Aufstockung des Pflegefachpersonals. Dies ist neben dem Anstieg der absoluten Zahlen 

auch durch die qualitativen Veränderungen in den Betreuungseinrichtungen begründet, da zuneh-

mend mehr Menschen schwerkrank oder in ihrer Alltagskompetenz stark eingeschränkt sein werden.300 

Dies ist unabhängig von der dargestellten Stärkung der informellen Pflege sowie der quartiersnahen 

Versorgung zu erwarten. Die beschriebenen Ansätze können jedoch effektive Instrumente zur Abmil-

derung der Personalbedarfe darstellen.301 Deutschlandweit wird eine Lücke von 400.000 Pflegefach-

kräften befürchtet, die insbesondere in den stationären Einrichtungen auftreten wird.302

Neben der Entwicklung der Anzahl der pflegebedürftigen Menschen ist die Nachfrageentwicklung 

nach Pflegefachkräften ebenfalls abhängig von der Entwicklung der Betreuungsschlüssel. Der der-

zeitige Personalschlüssel (1 Pflegefachkraft zu 2,7 Bewohnern) basiert nicht auf fachlichen Erwä-

gungen sondern auf einer Fortschreibung von sozialhilferechtlichen Vereinbarungen.303

In der wissenschaftlichen und politischen Diskussion wird ein Betreuungsschlüssel von 1 Pflege-

fachkraft zu 2 Bewohnern erörtert, um den gestiegenen Anforderungen durch Demenz und Mul-

timorbidität entsprechen zu können.304 Für Nordrhein-Westfalen würde dies eine Erhöhung der 

Personalausstattung von 23 Prozent bedeuten. Zu beachten ist, dass eine Anhebung der Personalaus-

stattung durch eine entsprechende Verbesserung der Finanzierung durch die Pflegekassen sicherge-

stellt wird. Andernfalls würden die Ausgaben aufgrund des Charakters der Teilkaskoversicherung 

durch die Bewohner bzw. die Sozialhilfeträger übernommen werden müssen.305

Um die steigende Nachfrage nach Pflegefachkräften decken zu können, werden in den kommenden 

Jahren höhere Absolventenzahlen in der Ausbildung notwendig. Für Nordrhein-Westfalen konnte 

2010 festgestellt werden, dass etwa 3.000 Absolventen im Bereich der Pflegeberufe fehlten. Besonders 

groß war der Anteil der Altenpflegeberufe mit 2.500 fehlenden Absolventen. Diese Bedarfe wuchsen 

bis Ende 2013 auf 4.200 fehlende Absolventen allgemein an. Nordrhein-Westfalen begegnet der Fach-

kräftelücke durch die Einrichtung der Ausbildungsplatzumlage. Im Bereich der Altenpflege konnte 

die Lücke jedoch auf 1.600 verringert werden.306 Durch diese Umlage sollen auch Betriebe, die nicht 

ausbilden, an den Ausbildungskosten beteiligt werden. Hierdurch ist es bereits gelungen, die Zahl der 

geförderten Ausbildungsplätze von 10.000 auf 14.500 bis Ende 2013 zu steigern. Zum Jahresende 2014 

300	 AOK Rheinland/Hamburg 2014: 5.

301	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 24 ff.

302	 Werding & Ott 2014: 5.

303	 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 2014: 24.

304	 ebd.: 24.

305	 ebd.: 24.

306	 ebd.: 12.
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wurde mit 17.800 Plätzen gerechnet.307 Da die schulischen Ausbildungskosten durch das Land finan-

ziert werden, waren mit der Steigerung der geförderten Ausbildungsplatzzahlen in NRW gleicher

maßen Ausgabensteigerungen verbunden. So ist ein Anstieg von 2010 bis 2014 von 34,7 Millionen 

Euro auf 58,3 Millionen Euro festzustellen.308 Für 2015 sind 60 Millionen Euro in den Landeshaushalt 

eingestellt. Darüber hinaus werden Modellprojekte in der Pflegeausbildung und bei den Gesundheits-

berufen gefördert. Hierzu gehört die Erprobung der Akademisierung im Bereich der Gesundheitsbe-

rufe, um die zukunftssicheren Ausbildungen in diesen Berufsfeldern attraktiver zu gestalten. Hierzu 

werden insgesamt elf Modellstudiengänge an sieben Hochschulen in Nordrhein-Westfalen durch eine 

wissenschaftliche Evaluation begleitet. Dies wird 2015 mit rd. 4,39 Millionen Euro gefördert. 

Um eine bedarfsgerechte Pflegeversorgung sicherstellen zu können, werden auch in den kommen-

den Jahren Anstrengungen im Ausbildungsbereich notwendig sein. Neben der Stärkung der Ausbil-

dungszahlen wird zukünftig eine Verringerung der Fluktuation in der Altenpflege durch eine Steige-

rung der Attraktivität des Berufsbildes sowie der Arbeitsbedingungen nötig sein. 

Darüber hinaus sind derzeit Entwicklungen zur Modernisierung der Pflegeausbildung erkennbar. 

Dies kann zu einer gemeinsamen „Grundausbildung“ aller Pflegeberufe (u. a. Altenpflege, Gesund-

heitspflege, etc.) führen. Hierdurch wären starke Verschiebungen in der Kostenstruktur zu erwarten, 

worüber sich die Kostenträger (Land, Bund, Kranken- und Pflegekassen) verständigen müssen.309 

Unabhängig von den systemischen Änderungen in der Ausbildung wird zukünftig in der curri-

cularen Ausgestaltung der Berufsausbildung bei den Pflegeberufen310 eine Grundausbildung über 

Hospiz- und Palliativversorgung eine verstärkte Verankerung finden, um den Bedürfnissen der mul-

timorbiden Personen begegnen und diese adäquat begleiten zu können.311

Durch Faktoren wie Demenz und Multimorbidität wird zukünftig auch eine Kompetenzerweite-

rung der Pflegefachkräfte erwartet. Evidenzbasierte Pflege, konzeptionelle Kompetenzen der Auf-

gabenkoordination, Reflektionskompetenzen und empathische wie kommunikative Kompetenzen 

sind hierbei in Betracht zu ziehen. Neben der Integration in die Ausbildung lässt sich dies durch 

einen Ausbau der Akademisierung der Pflegekräfte auf zukünftig 10 bis 20 Prozent der Pflegefach

kräfte unterstützen.312

307	 ebd.: 12.

308	 ebd.: 13.

309	 ebd.: 14.

310	 Die curriculare Ausgestaltung der Ausbildungsinhalte beschreibt die Lehrinhalte während der theoretischen und praktischen 
Berufsausbildung.

311	 ebd.: 14.

312	 ebd.: 11 f.
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7.	 Infrastruktur und Raumplanung

Ein zentrales Ziel politischen Handelns in Deutschland ist die Herstellung der grundgesetzlich ver-

ankerten „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“.313 Sie verkörpert die räumliche Dimension des 

Selbstverständnisses der Bundesrepublik Deutschland als Sozialstaat. 

Durch die gleichwertige Ausstattung der Städte und Gemeinden des Landes mit öffentlichen 

Infrastrukturen und Einrichtungen der Daseinsvorsorge will der Sozialstaat die Teilhabe aller Bür-

gerinnen und Bürger und deren Möglichkeiten zur Selbstentfaltung ermöglichen und somit zur 

Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beitragen.314 Dieser Schwerpunkt staatlicher Raumord-

nungspolitik wird in den Grundsätzen der Raumordnung im Raumordnungsgesetz (ROG § 2 Abs. 2 

Nr. 1. und 3.) eindeutig benannt.315

Vor dem Hintergrund des sozioökonomischen Strukturwandels316 und dessen räumlich sehr diffe-

renzierten Ausprägungen hat sich in den vergangenen Jahren jedoch eine Diskussion um die Zu-

kunftsfähigkeit des Leitbildes der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse entwickelt. Die raum-

strukturellen Auswirkungen des demografischen Wandels werden vor allem Einrichtungen der 

Daseinsvorsorge treffen.317 

Dieses Kapitel soll die Herausforderungen der Infrastrukturversorgung, der für die Planung zustän-

digen Stellen und Träger sowie deren finanziellen Auswirkungen auf insbesondere die kommunalen 

Haushalte darlegen. 

7.1.	 Grundlagen der Raumplanung

Das System der räumlichen Planung in Deutschland ist maßgeblich durch die föderalistische Staats-

struktur geprägt. Die Aufgabe der Raumordnung ist dabei die Bündelung von Fachplanungen und 

öffentlichen Investitionen vor dem Hintergrund regionaler und gesamtstaatlicher Strukturpoli-

tiken.318 

Die Entscheidungskompetenzen und Planungsaufgaben sind auf die drei Ebenen des Bundes, der 

Länder und der Kommunen dezentral verteilt. Die verschiedenen Ebenen verfügen über eigenstän-

dige, rechtlich und inhaltlich eindeutig definierte Kompetenzen, stehen aber durch verschiedene Ab-

313	 Zur Begrifflichkeit „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ vergleiche u. a. Parlamentarischer Beratungs- und Gutachterdienst des 
Landtags NRW 2005 sowie Akademie für Raumforschung und Landesplanung 2014c und Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung 2012.

314	 vgl. Danielzyk 2014: 16.

315	 Bundesministerium der Justiz 2008.

316	 Schnur 2010: 28.

317	 vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2014a: 3.

318	 vgl. Besecke u. a. 2012.
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stimmungs- und Beteiligungsinstrumente sowie das sog. „Gegenstromprinzip“ in einem Austausch 

(vgl. Abbildung 28).319 

Bundesraumordnung
(Raumordnerische Grundsätze, Leitbilder)

Gegenstrom

Gegenstrom

Gegenstrom

Regionalplanung
(Regionalpläne)

Landesplanung
(Landesraumordnungsprogramm- und plan)

Kommunale Bauleitplanung
(Flächennutzungsplan und Bebauungspläne)

Beteiligung

Abstimmung

Fach- 
ressorts

Fach- 
planungen

Träger 
öffentlicher 

Belange

Abbildung 28:	 Gegenstromprinzip im deutschen Planungssystem320

Zudem existieren auf jeder Ebene Beteiligungs- und Informationsmechanismen mit Fachplanungen, 

Fachressorts und den sog. Trägern öffentlicher Belange. Dabei erhöht sich der Konkretisierungsgrad 

von der Makro- zur Mikroebene. 

Während die Bundesebene für die Erstellung von Leitlinien und Grundsätzen der Raumordnung, 

unter anderem durch das Raumordnungsgesetz (ROG)321, verantwortlich ist und damit die Grund-

lage für die Landesplanung schafft, konkretisiert diese die Grundsätze der räumlichen Planung auf 

Landesebene in Form eines Landesraumordnungsprogramms. In Nordrhein-Westfalen sind das der 

Landesentwicklungsplan NRW mit seinen Teilplänen, welcher in der Verantwortung der Staatskanz-

lei erstellt wird und die teilräumlich konkretisierenden Regionalpläne in der Verantwortlichkeit der 

fünf Bezirksregierungen (vgl. Abbildung 29) und des Regionalverbandes Ruhr (RVR). 

319	 vgl. ebd.

320	 ebd.

321	 Bundesministerium der Justiz 2008.
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Abbildung 29:	 Regionalplanungsregionen in NRW322

Die kommunale Ebene regelt abschließend die (bauliche) Nutzung der Grundstücke rechtsverbind-

lich über Flächennutzungs- und Bebauungspläne im Sinne der Ziele der Raumordnung auf der 

Basis von Stadtentwicklungskonzepten und den rechtlichen Festsetzungen des Baugesetzbuches 

(BauGB), der Landesbauordnungen (LBO NRW) und den Festsetzungen der raumbedeutsamen 

Fachplanungen (z. B.  Landschaftsplanung, Verkehrsplanung) und raumwirksamen Fachpolitiken 

(z. B. der Schulentwicklungsplanung, Krankenhausplan etc.). 

Verbindliche Normen der Fachplanungen und -politiken werden auf allen Planungsebenen (meist 

nachrichtlich) in die Planungsprozesse übernommen. 

Für die Entwicklungsstrategie des Landes ist der Landesentwicklungsplan (LEP) von zentraler Be-

deutung, er ist das zentrale Instrument der Raumplanung auf Landesebene. Die Planungskompe-

tenz der Länder ist in § 6 des Raumordnungsgesetzes geregelt, die Pflicht zur Planaufstellung in 

§ 8 ROG. Die landesrechtliche Grundlage bildet das Landesplanungsgesetz (LPlG). 

Der Landesentwicklungsplan soll eine nachhaltige Entwicklung ermöglichen, welche soziale und 

ökonomische Raumansprüche mit ökologischen Zielen verbindet. 

322	  http://www.brd.nrw.de/regionalrat/planregion.html.

http://www.brd.nrw.de/regionalrat/planregion.html
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So enthält der Landesentwicklungsplan Festlegungen zu raumstrukturellen Zielen wie der Sied-

lungsentwicklung oder der Entwicklung von Freiräumen, Gewässern, Wäldern und Landschaften, 

zur Flächenversorgung, beispielsweise für Wohnbauland, der Wirtschaft, der Erschließung von 

Bodenschätzen, aber auch Freizeit und Erholung und der Infrastruktur, wie der Entwicklung von 

Verkehrsachsen, der Energieversorgung und der Entsorgung.

Seit Juni 2013 befindet sich der Landesentwicklungsplan in der Neuaufstellung323, der Sachliche 

Teilplan „Großflächiger Einzelhandel“ wurde bereits 2013 rechtskräftig verabschiedet. Landesent-

wicklungspläne sollen in NRW alle 15 bis 20 Jahre neu aufgestellt und an aktuelle Entwicklungen 

angepasst werden. 

7.2.	 Aktuelle Herausforderungen für die Raumplanung

Der demografische und wirtschaftliche Strukturwandel stellt das historisch auf Wachstum ausge-

legte Planungssystem vor große Herausforderungen und die verantwortlichen Planungsträger vor 

langfristige Notwendigkeiten des Umdenkens. Über Dekaden hat sich das Raumplanungssystem in 

Deutschland nur mit Wachstum und Ausbau beschäftigt. Der Schrumpfungsbegriff, welcher insbe-

sondere seit der Vereinigung der DDR mit der Bundesrepublik Deutschland wieder verstärkt disku-

tiert wird, ist im erheblichen Maß negativ konnotiert, Entwicklungschancen werden nur langsam 

antizipiert. Dabei ist der (teilräumliche) Rückgang von Bevölkerung und die Kontraktion des Sied-

lungssystems kein neues Phänomen, sondern ein historisches Faktum. 

Die Veränderung der Bevölkerungszahl und -zusammensetzung hat unmittelbare Auswirkungen 

auf das Siedlungs- und Verkehrssystem und in der Folge auch auf den überwiegenden Teil der weite-

ren Infrastruktureinrichtungen. Diese Implikationen können qualitativer oder quantitativer Natur 

sein (vgl. Teil C Kap. 7.3. Grundlagen der Infrastrukturplanung und Teil C Kap. 7.4. Herausforde-

rungen für eine zukunftsfähige Infrastrukturausstattung). 

Besonders herausfordernd ist das kleinräumige Nebeneinander von Wachstum und Schrumpfung. 

Bereits 2013 hat das ILS auf der Basis des Raumordnungsberichtes von 2011 eine Analyse von Indi-

katoren zur Raumentwicklung in NRW aus der Perspektive der bereits erwähnten „Gleichwertigkeit 

der Lebensverhältnisse“ erarbeitet und dabei festgestellt, dass sich NRW auf der Basis der verwende-

ten Indikatoren grob in vier Raumtypen einteilen lässt (vgl. Abbildung 30).324 

Ein klassisches Stadt-Land-Gefälle lässt sich demnach nicht feststellen. Auch die sog. strukturschwa-

chen ländlichen Räume lassen sich, wenn überhaupt, am ehesten an den Landesgrenzen finden. Viel-

323	  Landesregierung NRW 2014a.

324	  ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2013: 88.
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mehr ist NRW ein „Stadtland“ und weist überwiegend verstädterte Strukturen auf.325 Die unterschied-

lichen Raumtypen bergen dabei auch unterschiedliche Herausforderungen um demografischen, 

sozialen und wirtschaftsstrukturellen Problemen zu begegnen. Dabei steht vor allem die finanzielle 

Ausstattung des Landes zur Aufrechterhaltung der infrastrukturellen Funktionen im Mittelpunkt 

(vgl. Teil C Kap. 7.4. Herausforderungen für eine zukunftsfähige Infrastrukturausstattung).326 

–
Infrastruktur (bzw. Erreichbarkeit)

Dynamische StädteProsperierende  
ländliche Räume

Großstädte im  
Strukturwandel

Strukturschwache 
ländliche Räume

+

–
+

De
m

og
ra

fie
, W

irt
sc

ha
ft,

 
Ar

be
its

m
ar

kt
, W

oh
lst

an
d

Abbildung 30:	 Raumtypen in NRW327

Die Verflechtungen zwischen der wirtschaftlichen, der demografischen und der räumlichen Ent-

wicklung unter Schrumpfungsbedingungen haben Weber und Fischer als Wirkungskreislauf sich 

gegenseitig verstärkender Prozesse dargestellt (vgl. Abbildung 31).

Abbildung 31:	 Kreislauf von Abwanderung und Infrastrukturversorgung328

325	 ebd.: 90.

326	 ebd.: 93 f.

327	 ebd.: 88.

328	 Weber, Gerlind & Fischer, Tatjana 2012.
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Demografische und wirtschaftliche Strukturbrüche beeinflussen Wohnungsmärkte in den von 

Wachstum und Schrumpfung geprägten Teilräumen des Landes, so dass die Preise für Wohnraum 

in den Ballungsgebieten stark steigen und der Leerstand in den ländlicheren und strukturschwachen 

Regionen zunimmt.329 Dadurch verteuern sich zusätzlich die Infrastrukturkosten. 

Einig weist in dem Rahmen auf den Zusammenhang zwischen der Siedlungsdichte und den In-

frastrukturkosten hin.330 Demnach werden die Erschließungskosten insbesondere der technischen 

Versorgungsnetze maßgeblich von der städtebaulichen Planung determiniert. In kompakten Sied-

lungseinheiten bis zu einer Geschossflächenzahl von 0,5 nehmen die einwohnerspezifischen Infra-

strukturkosten deutlich ab, während selbige in Streulagen erheblich zunehmen. Insofern würde eine 

kompakte Siedlungsflächenentwicklung in integrierten Lagen die Belastung der öffentlichen Haus-

halte durch Infrastrukturausgaben erheblich senken. 331 

Ein innovativer Schritt in diese Richtung ist das Ziel der zentralörtlich bedeutsamen Allgemeinen 

Siedlungsbereiche (zASB), nach welchem sich die Siedlungsentwicklung auf Bereiche ausrichten 

soll, „die über ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und 

Versorgungseinrichtungen verfügen (zentralörtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche)“.332 

Damit soll einer kompakten und an bestehenden Strukturen ausgerichteten Siedlungsplanung ent-

sprochen werden und der Erhalt einer dezentralen infrastrukturellen Grundversorgung sicherge-

stellt werden. Dazu passt auch das Ziel 6.1-9 des Landesentwicklungsplans, nach dem Folgekosten 

von Infrastruktur in die Planung von Siedlungsflächen einbezogen werden sollen.333 

Vor allem aber bedeutet die „dezentrale Konzentration“ von Siedlungsentwicklung auf zASBs gemäß 

dem raumordnerischen Leitbild eine Beschränkung der Entwicklung anderer Ortslagen auf deren 

eigenen Bedarf („Eigenentwicklung“, Grundsatz 6.2-3). Problematisch in diesem Zusammenhang 

und viel diskutiert ist jedoch die Darstellungsgrenze von Siedlungsbereichen in den Regionalplä-

nen in NRW (z.Zt. 2.000 Einwohner gemäß § 35 Abs. 5 LPlG DVO NRW).334 Die Bezirksregierung 

Düsseldorf hat für die Fortschreibung des Regionalplans Düsseldorf empirisch nachweisen kön-

nen, dass Ortslagen mit weniger als 2.000 Einwohnern – zumindest in der Planungsregion Düssel-

dorf – durchweg kein ausreichendes Infrastrukturangebot aufweisen. Damit wird die Annahme der 

Landesplanung in der Grundsatz-Begründung gestärkt, allerdings kann sich die Sachlage in den 

ländlicheren Teilräumen in NRW auch anders darstellen.335 Zudem sind Einwohnerschwellenwerte 

329	 NRW.BANK 2013a sowie Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRW 2014 und Enquête-Kommission „Woh-
nungswirtschaftlicher Wandel und neue Finanzinvestoren auf den Wohnungsmärkten in NRW“ 2013: 33 f.

330	 Einig 2006; Einig 2006: 108 ff.

331	 Einig 2006; Einig 2006: 108 ff.

332	 Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 2013: Nr. 6.2-1.

333	 ebd.: Nr. 6.1-9.

334	 Landesregierung NRW 2010.

335	 Bezirksregierung Düsseldorf 2014a: 151 f.
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erstens nur Proxy-Indikatoren für die Tragfähigkeit von Infrastruktur und zweitens raumstrukturell 

differenziert zu betrachten.336 Insbesondere bei der Beschränkung der kommunalen Planungsho-

heit unterliegen Schwellenwerte insofern auch einem besonderen Rechtfertigungsbedürfnis.337 Auch 

wenn die Eigenentwicklung der Ortslagen unter 2.000 Einwohnern im LEP ohnehin nur ein Grund-

satz ist, von dem planerisch begründet abgewichen werden kann, etwa dann, wenn Ortslagen mit 

weniger als 2.000 Einwohnern aufgrund ihrer Infrastrukturausstattung als zentralörtlich bedeutsam 

eingestuft werden sollen, kann auf den Schwellenwert auch zugunsten einer ohnehin erforderlichen 

funktionalen Betrachtung verzichtet werden.

Auf der überörtlichen Ebene wird von den Expertinnen und Experten die Novellierung des Zentrale-

Orte-Konzeptes gesehen, welches die Grundlage für die Funktionszuweisungen von Orten, z. B. in 

Bezug auf die Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen, ist. In der aktuellen Auslegung wird das 

Konzept demnach nicht mehr den Realitäten gerecht, welche sich durch die demografischen und 

wirtschaftlichen Veränderungen ergeben haben.338 Eine Prüfung, ob die funktionelle Zuordnung der 

Städte und Gemeinden als Grund-, Mittel- oder Oberzentrum noch Bestand hat, ist evident. Im 

aktuellen LEP-Entwurf stellt der Plangeber bereits fest, dass insbesondere die Tragfähigkeit von Mit-

telzentren in einzelnen Teilräumen gefährdet ist.339 

Durch die Ungleichmäßigkeit der Prozesse besteht mehr denn je die Notwendigkeit, kleinräumig 

und kontextspezifisch auf regionale Entwicklungen zu reagieren und sie raumordnerisch zu flankie-

ren, um Funktionsverluste und Fehlinvestitionen zu vermeiden. 

Zarth konkretisiert die Anpassungsnotwendigkeiten für NRW folgendermaßen:

•	 „Überprüfung der absoluten Zahl an Grund- und Mittelzentren – eine Reduktion dürfte eher in 

Ausnahmefällen in ländlichen Räumen mit starkem Bevölkerungsrückgang relevant sein;

•	 Überprüfung einer möglichen Abgrenzung von Mittelbereichen;

•	 Überprüfung der Tragfähigkeitsschwellen für Mittelbereiche und Definition von Erreichbarkeits-

standards;

•	 Definition garantierter Ausstattungskataloge als Orientierungswerte;

•	 raumstrukturelle Beurteilung zentraler Orte nach ihrer Lage;

•	 sowie Kooperationsgebote und -empfehlungen/Funktionsteilungen differenziert nach Raumkate-

gorien und räumlichen Verflechtungen.“ 340

336	 Greiving u. a. 2014: 94.

337	 ebd.: 84.

338	 Akademie für Raumforschung und Landesplanung 2014b: 2, Bezirksregierung Düsseldorf 2014b, ILS – Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung 2014 und Akademie für Raumforschung und Landesplanung 2014a.

339	 vgl. Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 2013: Nr. 10.

340	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2014b: 9.
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Zentral ist in dem Zusammenhang auch die Koordination von Raumordnungspolitik und Maß-

nahmen der Strukturpolitik sowie weiterer raumwirksamer Politiken (z. B. der Agrarpolitik, Um-

weltpolitik, auch Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik 

etc.).341 

Deren Fördermittel entfalten starke (intendierte und nicht-intendierte) räumliche Effekte. Durch 

die Bewilligung von Mitteln der EU-Strukturförderung (EFRE, ELER oder ESF), nationalen oder 

regionalen Fördermitteln können Zielkonflikte entstehen, wenn deren zugrunde liegenden Maß-

nahmen nicht mit den Grundsätzen und Zielen der Raumordnung, insbesondere in sozioökono-

misch schrumpfenden Regionen, abgeglichen werden. Blotevogel beschreibt die Förderpolitiken als 

sektoral „versäult“.342 Demnach steht durch das Ressortprinzip die funktionale über der räumlichen 

Ebene. Eine systematische strategische Koordination von raumwirksamen Strukturfonds auf der 

(horizontalen oder) regionalen Ebene wäre essentiell, erfolgt aber nur vereinzelt. Die regionale In-

zidenz der Ausgaben und deren Wirkungen dieser Politiken sind bisher nur wenig erforscht.343 Die 

wechselseitigen Auswirkungen unterschiedlicher Ansätze könnten sich aber stören; es können sich 

Fehlallokationen von Kapital, konterkarierende Ansätzen und nicht-intendierte Wirkungen erge-

ben.344 Eine stärkere lokale Kontextualisierung, im Sinne einer Berücksichtigung des Raumbezugs, 

scheint unabdingbar. Blotevogel schlägt, neben einer effektiven Ressortkoordination, zudem eine 

ressortübergreifende Einigung zur Identifizierung strukturschwacher Regionen vor, um den räum-

lichen Ansatz zu synchronisieren.345 

Die Strukturpolitik ist bisher zudem maßgeblich auf (wirtschaftliche) Wachstums- oder Ausgleichs-

maßnahmen fokussiert. Sie sollte zukünftig allerdings auch Anpassung und Rückbau bzw. die dazu 

notwendigen Prozesse fördern und beispielsweise durch demografische Veränderungen bedingte 

Folgekosten mitbedenken.346

7.3.	 Grundlagen der Infrastrukturplanung

Leistungsfähige Infrastruktureinrichtungen sind die Voraussetzung zur Erfüllung menschlicher 

Grundbedürfnisse, wie dem Wohnen, dem Arbeiten, der Mobilität, der Eigenversorgung und der 

(kulturellen) Bildung, aber auch der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines Raumes. Sie sind 

demnach vielfältige Instrumente zur Herstellung des Gleichwertigkeitsgrundsatzes (vgl. Teil C Kap. 

7.1. Grundlagen der Raumplanung). 

341	  Blotevogel 2011: 42.

342	  ebd.: 49.

343	  ebd.: 49.

344	  Ebd. 

345	  ebd.: 50.

346	  Dittrich-Wesbuer & Siedentrop 2014: 2.
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Infrastruktureinrichtungen sollen als Grundlage der Daseinsvorsorge öffentliche Angebote zur Ver-

sorgung von Bürgerinnen und Bürgern sowie der Wirtschaft bereitstellen, welche der Gesetzgeber 

als (lebens-)notwendig erachtet und damit maßgebliche Strukturfaktoren darstellen. 

Dies können materielle, personelle oder institutionelle Dienstleistungen sein, welche „in einer ak-

zeptablen Mindestqualität, zu sozial verträglichen Preisen und flächendeckend in befriedigender 

Zugänglichkeit (Erreichbarkeit) angeboten werden [sollten]“.347 

Übliche Definitionen unterteilen grob in 

•	 technische oder materielle Infrastrukturen, wie zum Beispiel Verkehrswege, Kommunikations-

netze, Ver- und Entsorgungsnetze,

•	 soziale Infrastrukturen, wie Bildungs- und Erziehungseinrichtungen, Krankenhäuser, öffentliche 

Verwaltungen oder Kultur- und Freizeiteinrichtungen sowie

•	 gewerbliche Infrastrukturen wie die Nahversorgung, Finanzinstitute, haushaltsnahe Dienstlei-

stungen etc.

Letztere werden in der Regel privatwirtschaftlich angeboten und spielen für die Betrachtung der 

Tragfähigkeit der öffentlichen Daseinsvorsorge somit eine nachgeordnete Rolle.

Das ILS hat in seinem Gutachten zu den Entwicklungen von Remanenzkosten folgende, nicht abge-

schlossene Liste unterschiedlicher Infrastrukturleistungen aufgestellt. 

347	  vgl.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2012; Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2012: 31.
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Tabelle 34:	Katalog von Infrastrukturen und Leistungsbereichen der Daseinsvorsorge348

Ver-  und Entsorgung Energieversorgung Kommunikationsinfrastruktur Öffentlicher Verkehr Verkehrsflächen

Wasserversorgung Gasversorgung Telefon ÖPNV/SPNV Bundes- und Landesstraßen

Abwasserentsorgung Fernwärmeversorgung Internet Schülerbeförderung Kreisstraßen

Abfallentsorgung Elektrizitätsversorgung
Gemeindestraßen / 

kommunale Verkehrsflächen

Straßenbeleuchtung /-

reinigung

Parkeinrichtungen

Kinderbetreuung und 
Bildungswesen

Kultur, Freizeit, Sport
Einrichtungen der Betreuung, 

Pflege und Fürsorge
Grünanlagen Verwaltung

Kinderbetreuung 

(Tageseinrichtungen)
Bibliotheken

Jugendhilfe, Beratung und 

Familie
Park- und Gartenanlagen Öffentliche Verwaltung

Grundschulen Museen Jugendarbeit
Sonstige 

Erholungseinrichtungen

Weiterführende Schulen Theater Einrichtungen für Ältere
Friedhöfe und 

Bestattungswesen

Förder- und Sonderschulen Musikpflege
Einrichtungen für 

Pflegebedürftige

Berufskollegs Musikschule Einrichtungen für Behinderte

Volkshochschulen und 

Erwachsenenbildung

Heimat- und sonstige 

Kunstpflege

Einrichtungen für 

Wohnungslose

Sportstätten
Einrichtungen für Aussiedler 

und Asylbewerber

Bäder Andere soziale Einrichtungen

medizinische Versorgung Wohnen Sozialwesen

Krankenhäuser Sozialer Wohnungsbau
Grundsicherung und 

Grundversorgung

Sonstige Gesundheitsdienste Wohngeld

Hausärzte Wohlfahrtspflege

Fachärzte

Apotheken

Technische Infrastruktur

Erledigungen

Nahversorgung

Post

Soziale Infrastruktur

Erwerbswirtschaftliche Infrastruktur

Nahversorgungen und Erledigungen

Katastrophenschutz

Ordnungs- und Rettungswesen, Brand- und 
Katastrophenschutz

Öffentliche Ordnung

Brandschutz

Rettungsdienst

Banken

Eine trennscharfe Abgrenzung der einzelnen Leistungen und der Bereitstellung gibt es nicht. Sie 

können nach freiwilliger oder pflichtiger Aufgabe, Einbeziehung privater oder öffentlicher Träger 

oder der Gültigkeit von Landes- oder Bundesvorgaben differenziert werden.349 

348	  ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015: 20.

349	  vgl. ebd.: 13.
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Die Pflichtigkeit bestimmt für die Kommunen quasi den Katalog an gesetzlich verpflichtenden Auf-

gaben, eine Art Mindestausstattungskatalog.350 Darüber hinaus können die Kommunen auch frei-

willige Aufgaben übernehmen, wie z. B. die Einrichtung kultureller Angebote, von Sport- oder Grün-

flächen. Sie stehen im Rahmen von Haushaltskonsolidierungen oft zuerst unter Anpassungsdruck.

Viele dieser Angebote haben sich, insbesondere im sozialen Bereich, historisch aus der Eigenleistung 

von Haushalten heraus in eine öffentliche Trägerschaft hinein entwickelt und stellen sich noch heute 

räumlich differenziert und ungleich verteilt, entsprechend ihrer historischen Genese, dar.351

Das Raumordnungsgesetz hat die Daseinsvorsorge im Grundsatz „Infrastruktur; Verkehr“ verankert: 

„Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die 

Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgrup-

pen, ist zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in den Teilräumen in angemessener Weise zu ge-

währleisten; dies gilt auch in dünn besiedelten Regionen. Die soziale Infrastruktur ist vorrangig in 

Zentralen Orten zu bündeln; die Erreichbarkeits- und Tragfähigkeitskriterien des Zentrale-Orte-

Konzepts sind flexibel an regionalen Erfordernissen auszurichten.“ 352

Daraus entsteht für den Staat eine Gewährleistungsverantwortung, welche sich bisher (noch) an 

einem Ausbau- und Wachstumsparadigma orientiert hat (vgl. hierzu Teil C Kap. 7.2. Aktuelle He-

rausforderungen für die Raumplanung). 

Der Raumordnungsbericht der Bundesregierung nennt zudem die Liberalisierung353 und Privatisie-

rung bei der Erbringung von Daseinsvorsorgeleistungen und die damit einhergehende Orientierung 

an Gewinnmaximierung (und auch teilweise der Angebotsverschlechterung in der Fläche) als große 

Herausforderungen der Raumordnung neben den demografischen Anpassungsnotwendigkeiten.354 

Auf Grund der unterschiedlichen Angebotsformen unterscheiden sich die Planung, Bereitstellung 

und Finanzierung von Infrastrukturen zum Teil erheblich voneinander. Auch innerhalb bestimm-

ter Felder können Zuständigkeiten auf unterschiedliche Verwaltungsebenen verteilt sein. So gibt es 

beispielsweise im Bereich der Schulversorgung und der Bauträgerlasten von Straßen (Kommunal,- 

Landes- und Bundesstraßen) unterschiedliche Verantwortlichkeiten. 

350	 Artikel 78 Verf NRW garantiert das Selbstverwaltungsrecht (in Verbindung mit Artikel 28 Abs 2 GG). Demnach kann das Land 
den Kommunen Aufgaben aber auch auferlegen. 

351	 vgl. Häußermann & Siebel 2000: 20ff.; Blanchard 1990.

352	 Bundesministerium der Justiz 2008: Nr. ROG § 2 Abs. 2 Nr. 3.

353	 Hier wäre exemplarisch die aktuelle Diskussion um die Privatisierung der Kinderbetreuung unter dem Stichwort „Franchise-
Kitas“ zu nennen.

354	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2012; Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2012: 31.
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Die Planung dieser Angebote erfolgt im Rahmen der bereits erwähnten Fachplanungen bzw. von 

raumwirksamen Fachpolitiken wie dem Schulentwicklungsplan, dem Bundesverkehrswegeplan 

bzw. dem Landesstraßenbedarfsplan, den kommunalen Abwasserplanungen, dem Krankenhausplan 

etc. auf der Basis jeweils eigener Rechtsnormen auf der Ebene des Bundes und der Länder.355 

Die Berechnungsgrundlagen dieser Fachplanungen für die Bedarfsermittlung sind in der Regel pro-

gnostizierte tatsächliche oder durchschnittliche Nutzungshäufigkeiten, -mengen oder (spezifische) 

Bevölkerungsanteile in einer zu beplanenden Raumeinheit. Sie bestimmen maßgeblich die Dimen-

sionierung und Finanzierung von beispielsweise Schulen, Kindergärten oder Abwasserleitungen 

und Kläranlagen und sind jeweils abhängig von der jeweiligen Leistung. Während bei der Planung 

von Straßen beispielsweise das Verkehrsaufkommen per Zählung o. Ä. gemessen wird, ist für Schulen 

oder Einrichtungen der Altenpflege der jeweilige Anteil der Nachfragegruppen aus der Bevölke-

rungsstatistik auschlaggebend. Insofern liegt den jeweils fachspezifischen Planungen ein Bedarfser-

mittlungsinstrumentarium zu Grunde. Dies führt in der Überlegung zu zukünftigen Entwicklungen 

in bestimmten Räumen zu der Notwendigkeit sehr komplexer Analysen unterschiedlicher „Trag-

werke“, wenn man die finanziellen Auswirkungen von Infrastrukturen quantifizieren will. 

Die detaillierten Festlegungen der Fachplanungen und -politiken werden (noch) weitestgehend 

nachrichtlich von den übergeordneten und rahmengebenden Landes- oder Stadtentwicklungspla-

nungen übernommen. Dabei gilt auf Ebene des Landesentwicklungsplans NRW jedoch das sog.  

„Gegenstromprinzip“ (vgl. Abbildung 28), welches eine wechselseitige Abstimmung der jeweiligen 

Planungen ermöglichen soll. De facto erfolgt durch die rahmengebende Vorgaben der übergeord-

neten Planung aber nur eine mittelbare Koordination sowohl vertikal zwischen den unterschied-

lichen Planungsebenen als auch horizontal zwischen verschiedenen konkretisierenden Fachpla-

nungen. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es eine Vielzahl unterschiedlicher Versorgungsangebote 

gibt, welche sich unter dem Begriff der „öffentlichen Daseinsvorsorge“ zusammenfassen lassen und 

welche in Teilen sehr unterschiedliche Angebotsformen und räumliche Ausprägungen haben. Über 

den Zustand öffentlicher Infrastrukturen gibt es nur sehr selektive Daten. Auch erfolgt die Planung 

und Erstellung oft nicht im Rahmen einer integrierten Gesamtplanung. Hier wäre die Einführung 

einer Raumordnungsklausel für raumbedeutsame Fachplanungen und -politiken eine wirksame 

Komponente.356 

355	 Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2005, Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter des Landes NRW 2013.

356	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2014b: 9.
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7.4.	 Herausforderungen für eine zukunftsfähige Infrastrukturausstattung

Durch die demografischen Veränderungsprozesse und deren Konsequenzen, also der zukünftigen 

Entwicklung der Bevölkerung in ihrer Zahl und Zusammensetzung, entsteht ein (politischer) Hand-

lungsbedarf hinsichtlich der Aufrechterhaltung der Versorgung mit Infrastrukturangeboten und 

deren Ausgestaltung. 

Die demografischen Veränderungen entfalten eine Raumwirksamkeit in einer kleinräumig diffe-

renzierten Bevölkerungsentwicklung, welche sich nicht nur durch ein Nebeneinander von Bevöl-

kerungsrückgängen und -zuwächsen auszeichnet, sondern auch durch eine Verschiebung in den 

Anteilen verschiedener Bevölkerungsgruppen. 

Die Anzahl der jungen Menschen wird, wie in Teil C Kapitel 1.3. „Veränderung der Bevölkerungs-

struktur“ beschrieben, perspektivisch zurückgehen, die Anteile älterer Menschen und von Men-

schen mit einem Migrationshintergrund werden steigen. Dadurch entstehen sowohl quantitative 

als auch qualitative Anpassungsnotwendigkeiten, wenn z. B. die Zahl der Grundschülerinnen und 

Grundschüler zurückgeht und die der Menschen steigt, welche Angebote der Altenbetreuung oder 

der medizinischen Betreuung nachfragen oder andere kulturspezifische Angebote benötigen.357

In einigen (noch) wachsenden Städten und Regionen Nordrhein-Westfalens, wie der Rheinschiene 

und dem Münsterland, wird es jedoch auch zu einem quantitativen Ausbau an Kapazitäten in eini-

gen Infrastrukturbereichen kommen, in schrumpfenden und peripheren Räumen müssen Angebote 

ggf. geschlossen und zurückgebaut werden. 

Die notwendigen Reformen in schrumpfenden Räumen müssen dabei zwei gegenläufige Prozesse 

zusammenführen: die Gewährleistung einer flächendeckenden Versorgung einerseits und die Erhal-

tung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit durch eine ausreichende Auslastung andererseits.358 

Die notwendigen Investitionen für den altengerechten bzw. barrierefreien Umbau von Infrastruktu-

reinrichtungen von Städten und Gemeinden schätzen Eberlein und Klein-Hitpaß in einem Gutach-

ten auf bundesweit insgesamt 53,31 Mrd. Euro. Dabei sehen sie insbesondere die Bereiche Wohnge-

bäude, Straßen und ÖPNV als besonders relevant an.359 

Für technische Infrastrukturen in NRW hat Einig finanzielle Folgen bei rückgängiger Bevölkerung 

qualitativ dargestellt: die Investitionsnotwendigkeiten, sowohl durch Rück- als auch durch Umbau, 

setzen insbesondere die kommunalen Haushalte massiv unter Druck, zumal die Schlüsselzuwei-

357	 Einig 2006: 98.

358	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2012: 32.

359	 Eberlein & Klein-Hitpaß 2012: 10 f.
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sungen der Kommunen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs zumindest in schrump-

fenden Kommunen zurückgehen (vgl. folgenden Abschnitt 7.4.1. Infrastruktureinrichtungen und 

Remanenzkosten).360 

Daraus ergeben sich gegebenenfalls neue Förder- und Finanzierungsnotwendigkeiten für eine nach-

haltige und möglichst resiliente, also „demografiefest“, zu entwickelnde Infrastrukturausstattung.361 

Schneider et al. haben vier Kategorien identifiziert, die sowohl Gründe für Kostenremanenzen dar-

stellen, als auch Lösungsansätze enthalten:

•	 „Rückgang der Nachfrage bei nur eingeschränkt veränderbarem Leistungsniveau“, 

•	 „Wachsende Nachfrage nach spezifischen Leistungen“, 

•	 „Höheres Leistungsniveau als Gegenmaßnahme“ und

•	 „Abbau kommunaler Angebote zur Reduzierung der Ausgaben“.362

In einer zukünftigen Entwicklung sich zunehmend ausdifferenzierender Ansprüche an Angebote 

der Daseinsvorsorge schlägt beispielsweise das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

(BBSR) die Einrichtung von nutzungsflexibleren und anpassungsfähigen Lösungen vor.363

Dazu gehören auf kommunaler Ebene auch eine, aus der Perspektive des Neuen Kommunalen 

Finanzmanagements, möglichst präzise Analyse bestehender Angebote in Verbindung mit einer an 

Kostenwahrheit orientierten nachhaltigen Finanzplanung und einer wirkungsorientierten Aufga-

benkritik. Auf der Basis können für einzelne Angebote der Daseinsvorsorge Szenarien erstellt und 

spezifische Finanzierungsansätze aus den jeweiligen Anforderungen abgeleitet werden.364

In diesem Zusammenhang wäre nach Zarth auch eine Diskussion über die Regionalisierung von 

Infrastrukturstandards zielführend.365

Insbesondere für den Bereich der Wohnfolgeinfrastrukturen (Kindertagesstätten, Straßener

schließung, Versorgungsnetze) wurden bereits eine Reihe von Kostenrechnern etabliert, die vor allem 

Kommunen ermöglichen sollen, Transparenz über die Haushaltsbelastungen zu erhalten, welche sich 

entwickeln können, wenn Bauland neu erschlossen wird und evtl. nicht veräußert werden kann.366 

360	 Zu alternativen Finanzierungspfaden am Beispiel der sog. Neuen Bundesländer vgl. Schneider, Stefan et al. 2011.

361	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2014b: 2, ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2014: 2.

362	 Schneider, Stefan et al. 2011: 6 führt die Ansätze weiter aus.

363	 Dazu gab es beispielsweise die Forschungsprojekte „Stadtquartiere im Umbruch“ und „Innovationen für familien- und altenge-
rechte Stadtquartiere“. 

364	 vgl. dazu auch Schneider, Stefan et al. 2014 sowie Sonneborn 2014 und Klug 2015: 19.

365	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2014b: 7; für Grundschulen siehe Teil C Kap. 7.4.2.1. Grundschulen.

366	 Bezirksregierung Düsseldorf 2014b, ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2014, Innenministerium des 
Landes Schleswig-Holstein 2010.
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Auf Grund ihrer Kapitalintensität, der langen Lebensdauer und der schwierigen technischen Teil-

barkeit sind insbesondere technische Einrichtungen besonders starken kostentreibenden Effekten 

unterlegen, wenn die Siedlungsdichte abnimmt.

So müssen beispielsweise Abwassernetze in Gänze erhalten bleiben und können selten teilweise still-

gelegt werden, da sonst die Funktionsfähigkeit nicht mehr gegeben wäre.

Einrichtungen der sozialen Infrastruktur haben einen höheren Personalkostenanteil und können 

dadurch flexibler an sich ändernde Nutzungsdichten angepasst werden.

Prognos betrachteten Infrastruktur in ihrem Gutachten „Wirtschaftsstandort NRW 2030“ aus der 

Perspektive als Standortfaktor und betonten den Wert der Verkehrs-, Logistik- und Energieinfra-

struktur für die Verflechtung in internationale Wertschöpfungsketten. Hier werden Investitionen 

von ca. 7,2 Mrd. Euro pro Jahr für die nächsten 15 Jahre gefordert. Für NRW als „Energieland Nr. 1“ 

werden signifikante Anpassungsnotwendigkeiten an die Energiewende benannt, aber auch Chancen 

für die ansässigen Energieunternehmen dargestellt. Insgesamt könnten den zukünftigen Herausfor-

derungen aber nur durch einen „Masterplan Infrastruktur“ und eine entsprechende Investitions-

quote entsprochen werden.367 

Das ILS weist in seinem Bericht zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in NRW zudem auf die 

innovativen Ansätze zur Infrastrukturversorgung hin, welche im Rahmen der modellvorhaben der 

Raumordnung (MORO) und des Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt) erprobt 

wurden und sich auch auf die eingangs erwähnten Teilräume von NRW anwenden ließen.368 

7.4.1.	 Infrastruktureinrichtungen und Remanenzkosten
Die Anpassung von Leistungen der Daseinsvorsorge verläuft bei Aus- und Rückbau nicht gleichför-

mig. Während die Kosten beim Ausbau vieler Angebote relativ gesehen tendenziell sinken, gibt es 

keinen degressiven Zusammenhang zwischen Siedlungsdichte und Infrastrukturkosten unter den 

Bedingungen einer sinkenden Siedlungsdichte.369 Davon sind insbesondere die kapitalintensiven 

technischen Infrastrukturen betroffen, auch, da gleichbleibende Fixkosten auf eine geringere Zahl 

von Einwohnern aufgeteilt werden müssen.370 

Zur Anpassungsnotwendigkeit verschiedener Einrichtungen der Daseinsvorsorge gibt es bereits 

einige Gutachten und Publikationen.371 

367	 Prognos 2015: 29 ff.

368	 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2013: 93 f.

369	 Einig 2006: 110.

370	 ebd.: 110.

371	 Exemplarisch sei hier auf das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung & Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung 2011, Eberlein & Klein-Hitpaß 2012, Küpper 2011 und Libbe, Köhler & Beckmann 2010 verwiesen. 
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Das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung NRW gGmbH (ILS NRW) hat im Auftrag 

der Enquetekommission ein Gutachten zur Ermittlung von Remanenzkosten von Infrastrukturen 

erstellt, welche durch den demografischen Wandel entstehen.372 Analog zum Arbeitsauftrag der En-

quetekommission geht es dabei um die Betrachtung der Kosten für öffentliche und hier insbeson-

dere der kommunalen Haushalte, welche durch die zukünftige Bevölkerungsentwicklung entstehen. 

Dieser Faktor lässt sich folgendermaßen definieren:

„Kommunale Kostenremanenz ist der Kostenanteil einer kommunalen Aufgabenerfüllung, der ent-

steht, wenn sich innerhalb eines Betrachtungszeitraums ein Rückgang der Einwohnerzahl in den für 

die Nutzung bzw. Finanzierung relevanten Altersgruppen schneller vollzieht als eine für die Kom-

mune und die Nutzer realisierbare sowie rechtlich zulässige Anpassung der infrastrukturellen und 

organisatorischen Strukturen der Aufgabenerfüllung vollzogen werden kann, so dass die finanzielle 

Belastung der Kommunen nicht in gleichem Maße rückläufig ist wie die Einwohnerzahl in den re-

levanten Altersgruppen.“ 373 

Auch in diesem Bereich demografischer Konsequenzen existieren bereits Erfahrungen aus den neu-

en Bundesländern. Seitz hat für 72 Städte in Sachsen errechnet, dass ein Bevölkerungsrückgang von 

1 Prozent bereits zu einem Anstieg der kommunalen Personalkosten um 1,3 bis 1,6 Prozent führen 

kann und sich die Pro-Kopf-Sachkosten um ca. 2 Prozent erhöhen.374 

Das ILS NRW hat diese Entwicklung am Beispiel der Abwasserinfrastruktur eines Einfamilienhaus-

gebietes der 1960er- und 1970er-Jahre dargestellt: 

372	 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015.

373	 Dobroschke, Gutsche & Thöne 2014: 44.

374	 Seitz u. a. 2004: 94 zitiert nach Einig 2006: 111.
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Abbildung 32:	 Kostenentwicklung Abwasserinfrastruktur: Einfamilienhausgebiet der 1960er /1970er375

Die Abbildung zeigt, dass in einigen Bereichen nicht nur die anteiligen Pro-Kopf-Kosten für den 

Betrieb durch den Rückgang der Nutzerinnen und Nutzer steigen, sondern sogar absolute Mehr

kosten bei dem Betrieb entstehen können, z. B., wenn Netzinfrastrukturen zurückgebaut, Leitungen 

gespült oder nicht verkäufliche Immobilien Instand gehalten und geheizt werden müssen. 

Junkernheinrich und Micosatt erweitern diese Definition noch mit rechtlichen und politisch-admi-

nistrativen Gründen:

Produktionsverfahren
• �Fixkostenanteil
• �Mindestgrößen
• �Teilbarkeit der  

Produktion
• �Austauschbarkeit der 

Produktionsfaktoren

Leistungsabgabe
• �Öffnungszeiten
• �zentrale/dezentrale 

Präsenz

Determinanten der Kostenremanenz

technisch-betriebswirtschaftlich rechtlich politisch-administrativ

Arbeits- und Dienstrecht
• �Kündigungsschutz
• �Versetzung und  

Umschulung

Verwaltungsrecht
• �Leistungspflicht
• Leistungsstandards

nach außen
• �Duchsetzungsfähigkeit 

gegenüber dem Bürger
• �Mindestversorgungsan-

spruch der Bürger

nach innen
• �Mitarbeitermotivation
• �Akzeptanz von Weiter-

bildungen
• �parteipolitische  

Erwägungen

Abbildung 33:	 Determinanten der Kostenremanenz376

375	 Dittrich-Wesbuer & Siedentrop 2014: 7.

376	 Junkernheinrich & Micosatt 2005 zitiert nach ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015.
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Die Darstellung der Kostenentwicklung der Fallstudien im anschließenden Kapitel illustriert die 

politischen Handlungsnotwendigkeiten zur Reglementierung von Infrastrukturfinanzierung und 

-bereitstellung, wenn sich Kosten- und Einnahmenseite auseinanderdifferenzieren. 

7.4.2.	 Beispiele und Fallstudien377

Wie bereits ausgeführt, hat das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS) im Auf-

trag der Enquetekommission exemplarisch die Remanenzkosten von Angeboten der Daseinsvorsor-

ge im demografischen Wandel untersucht.378

Ausgangspunkt der Untersuchung war eine umfangreiche Bewertung verschiedener Leistungen der 

Daseinsvorsorge in Bezug auf ihre Pflichtigkeit, die Kostenträgerstrukturen, die Haushaltsrelevanz, 

der Betroffenheit von quantitativen und qualitativen Änderungen in Nutzungsart und -umfang, der 

Anfälligkeit für Kostenremanenzen etc.

Diese Bewertung führte zu einer differenzierten Bewertungsmatrix (vgl. Tabelle 44: Bewertungs-

matrix zur Kostenremanenz in Teil E Anhang 1. Tabellen) und in der Folge zu einer Auswahl von 

vier Infrastrukturleistungen, welche in der „Kombination ihrer Merkmalsausprägungen sowie ihrer 

politischen wie gesellschaftlichen Bedeutung die höchste Relevanz hinsichtlich der Daseinsvorsorge 

im demografischen Wandel unter besonderer Berücksichtigung von Remanenzkosten aufweisen“.379

Von den vier verbleibenden Bereichen wurden die Schwerpunkte „Grundschulen“ und „kommunale 

Verkehrsflächen“ einer detaillierten Analyse unterzogen. 

7.4.2.1.	Grundschulen

Auf Grund der rückläufigen Geburtenzahlen in NRW nimmt die Zahl der Schülerinnen und Schü-

ler kontinuierlich ab; bis zum Jahr 2030 werden es in über einem Drittel der Kommunen in NRW 

Rückgänge von 15 Prozent und mehr sein. Zuwächse weisen nur wenige (Groß-)Städte auf. Kenn-

zeichnend ist auch bei dieser Entwicklung die kleinräumig unterschiedliche Betroffenheit.380 

377	 Das Kapitel bezieht sich im Wesentlichen auf das Gutachten „Remanenzkosten von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge“ des 
Instituts für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH (ebd.), welches im Auftrag der Enquetekommission erstellt 
wurde. 

378	 Daneben gibt es noch einige lokal- oder regionalspezifische Publikationen, exemplarisch z. B.: Junkernheinrich &  Micosatt 
2005, Klink 2004, Micosatt 2009, Einig 2006.

379	 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015: Kap. 3.

380	 ebd.: 37.
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Abbildung 34:	 Entwicklung der Schülerzahlen an den Grundschulstandorten in NRW381

In der Konsequenz bedeuten die rückläufigen Schülerzahlen eine geringere Auslastung der Grund-

schulstandorte und einen Anstieg der Pro-Kopf-Kosten pro Schülerin oder Schüler. Auf Grund der 

geringeren Dichte betrifft das vor allem Kommunen in ländlicheren Räumen. 

Diese Entwicklung stellt die Schulentwicklungsplanung langfristig vor die Aufgabe der Bedarfsan-

passung bei gleichzeitiger Abwägung der Versorgungssicherheit in der Fläche. Die Schließung einer 

Grundschule ist abhängig von der gesetzlich geregelten Mindestschülerzahl, welche in den §§ 82 und 

83 des nordrhein-westfälischen Schulgesetzes festgelegt ist.382 

Im Rahmen des „Neuen Konzeptes zur Sicherung eines qualitativ hochwertigen und wohnortnahen 

Grundschulangebots in NRW“ hat die Landesregierung 2011 sehr kleine Grundschulstandorte er-

möglicht, indem die gesetzlichen Mindestgrößen geändert wurden. So können Grundschulen mit 

einer Größe von zwei jahrgangsübergreifenden Klassen mit einer Gesamtschülerzahl von 46 Schüle-

rinnen und Schülern als Teilstandort eigenständig erhalten werden.

381	  ebd.: 39.

382	  vgl. Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2005.
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Für die Schülerinnen und Schülern ist dieses Konzept in Hinblick auf die qualitative und wohnort-

nahe Schulversorgung sicher positiv zu bewerten, die Kommunen stellen die Notwendigkeit oder 

der öffentliche Druck, auch sehr kleine Standorte zu erhalten, gegebenenfalls vor ein finanzielles 

Problem. Die Beibehaltung eines gleichbleibenden Angebots unter den Bedingungen der Haushalts-

konsolidierung und des demografischen Wandels wird von vielen Experten kritisch bewertet.383 

Die Anpassungsflexibilität auf Grund des Personalfaktors bei sozialen Infrastrukturen kommt den 

Kommunen im Bereich der öffentlichen Schulen nicht zu Gute. Die Kosten für das Lehrpersonal 

trägt das Land, die Kommunen sind nach § 79 des Schulgesetzes NRW Schulträger und müssen die 

Immobilien, die Sachkosten und das Verwaltungspersonal finanzieren (§ 92 SchulG NRW). Insofern 

sind die erwartbaren Remanenzkosteneffekte auf Seiten der Kommunen höher, da der Fixkostenan-

teil hier höher ist. 

Das ILS NRW hat eine Modellrechnung angestellt, um die Tragfähigkeit von Grundschulen unter 

verschiedenen Annahmen bis zum Jahr 2030 darzustellen.384

Dabei wird deutlich, dass die gesetzlich definierte Mindestgröße ein maßgeblicher Faktor für die 

Standortstruktur ist. 

Abbildung 35 zeigt die Veränderung in der zukünftigen Tragfähigkeit bei unterschiedlichen gesetz-

lichen Mindestgrößen. Hier zeigt sich, dass 99 Prozent der Schulen als „Zwergschulen“ mit 46 Schü-

lerinnen und Schülern nach aktueller Rechtslage mit entsprechender Kostensteigerung noch zu 

erhalten wären. Als zweizügige Grundschulen mit 144 Schülerinnen und Schülern würden perspek-

tivisch 23 Prozent der Standtorte nicht mehr tragbar, wobei es keine überproportionale regionale 

Verdichtung gibt. 

383	 vgl. ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015: 40, Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
2014a, ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2014.

384	 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015 Kap. 4.2: Die Entwicklung zu offenen Ganztagsschulen und die 
Kosten der Inklusion konnten auf Grund mangelnder Referenzwerte nicht betrachtet werden. 
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Abbildung 35:	 Tragfähigkeit von Grundschulstandorten in Nordrhein-Westfalen in den Szenarien (Zieljahr 2030)385

Auf der Basis eines Normkostenansatzes hat das ILS die Entwicklung der Pro-Kopf-Kosten proji-

ziert. Diese steigen teilweise erheblich an.

Die berechneten Szenarien zeigen aber, dass in den Beispielregionen alle Schulen als Zwergschulen 

erhalten werden könnten. Es zeigt sich zudem, dass die Gesamtkosten in allen Szenarien und 

Beispielregionen sinken, wobei das im Falle der Standortschließung stark von der Neunutzung leer-

fallender Gebäude abhängig wäre.

385	  ebd.: 48.
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Die Befragung von Expertinnen und Experten hat gezeigt, dass die wirtschaftliche Nachnutzung von 

Spezialimmobilien nicht einfach ist und zusätzliche Kosten durch die Instandhaltung und Kontrolle 

anfallen.386 

Die Ergebnisse der Modellrechnung offenbaren einen sich zunehmend entwickelnden Kostendruck, 

wobei eventuelle Mehrkosten für Schülerverkehre noch nicht berücksichtigt wären. 

Daraus leiten sich politische Handlungsbedarfe ab, „einen Kompromiss zwischen den konfligie-

renden Belangen der Kostenbegrenzung, Erreichbarkeitssicherung und pädagogischen Qualität zu 

finden“.387 

Das würde zukünftig die Einbeziehung von Kostenfolgen und Erreichbarkeitssicherheit in die Fest-

setzung von Mindeststandards erfordern. 

Das ILS bewertet zudem eine Reihe von Handlungsempfehlungen, wie die interkommunale Koopera-

tion, veränderte Finanzierungs- und Organisationsformen; empfiehlt zum Schluss aber vor allem die 

Kombination einzelner Vorschläge sowie die Erprobung verschiedener Instrumente im Rahmen von 

Modellvorhaben. Insgesamt empfiehlt das ILS auch die Ermöglichung der stärkeren Einbeziehung 

lokaler und regionaler Kontexte in die Schulentwicklungsplanung im Rahmen einer Diskussion um 

landesweit einheitliche Mindeststandards.388

Eine Bewertung der Handlungsempfehlungen erfolgt im Teil B Kap. 6. „Handlungsempfehlungen zu 

Infrastruktur und Raumplanung“.

386	  ebd.: 50.

387	  ebd.: 53.

388	  ebd.: 53; für die vollständige Liste siehe ebd.Kap. 4.3.
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Tabelle 35:	Ergebnisse der Beispielregionen (Zieljahr 2030)389

Ausgangssituation Szenario 1  
„zweizügige 
Grundschulen“

Szenario 2  
„einzügige  
Grunschulen" 

Szenario 3  
„kleine Klassen“

Szenario 4  
„Zwergschulen“

Mindestgröße  
je Schulstandort

- 8x18 Schüler 4x23 Schüler 4x18 Schüler 2x23 Schüler

Fallbeispiel 1
Anzahl Schulen 37 26 32 35 37
Entwicklung der Gesamt- 
kosten [Prozent]

- -17 % -9 % -6 % -5 %

Entwicklung der Kosten je 
Schüler [Prozent]

- -3 % 6 % 10 % 11 %

Mittlere Fußwegdistanz 
[Mittelwert]

1.245 m 1.888 m 1.453 m 1.274 m 1.245 m

Mittlere Fußwegdistanz 
[Median]

1.051 m 1.251 m 1.106 m 1.054 m 1.051 m

unter 500 m 13 % 10 % 12 % 13 % 13 %
500 m bis unter 1000 m 33 % 26 % 31 % 33 % 33 %
1000 m bis unter 2000 m 42 % 37 % 42 % 43 % 42 %
2000 m bis unter 3000 m 6 % 6 % 5 % 5 % 6 %
3000 m bis unter 4000 m 1 % 5 % 2 % 1 % 1 %
4000m und mehr 4 % 15 % 8 % 5 % 4 %

Fallbeispiel 2
Anzahl Schulen 89 73 85 89 89
Entwicklung der Gesamt- 
kosten [Prozent]

- -11 % -4 % -2 % -2 %

Entwicklung der Kosten je 
Schüler [Prozent]

- -11 % -3 % -2 % -2 %

Mittlere Fußwegdistanz 
[Mittelwert]

933 m 1.035 m 958 m 933 m 933 m

Mittlere Fußwegdistanz 
[Median]

878 m 942 m 892 m 878 m 878 m

unter 500 m 20 % 17 % 19 % 20 % 20 %
500 m bis unter 1000 m 40 % 37 % 39 % 40 % 40 %
1000 m bis unter 2000 m 37 % 39 % 37 % 37 % 37 %
2000 m bis unter 3000 m 2 % 6 % 3 % 2 % 2 %
3000 m bis unter 4000 m 1 % 1 % 1 % 1 % 1 %
4000 m und mehr 0 % 0 % 0 % 0 % 0 %

Fallbeispiel 3
Anzahl Schulen 33 23 30 33 33
Entwicklung der Gesamt- 
kosten [Prozent]

- -19 % -8 % -5 % -5 %

Entwicklung der Kosten je 
Schüler [Prozent]

- -11 % 2 % 5 % 5 %

Mittlere Fußwegdistanz 
[Mittelwert]

2.692 m 3.264 m 2.839 m 2.692 m 2.692 m

Mittlere Fußwegdistanz 
[Median]

1.983 m 2.810 m 2.111 m 1.983 m 1.983 m

unter 500m 8 % 6 % 7 % 8 % 8 %
500 m bis unter 1000 m 18 % 13 % 17 % 18 % 18 %
1000 m bis unter 2000 m 24 % 21 % 24 % 24 % 24 %
2000 m bis unter 3000 m 16 % 13 % 16 % 16 % 16 %
3000 m bis unter 4000 m 14 % 16 % 13 % 14 % 14 %
4000 m und mehr 20 % 31 % 23 % 20 % 20 %

389	  ebd.: 51 f. 
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Ausgangssituation Szenario 1  
„zweizügige 
Grundschulen“

Szenario 2  
„einzügige  
Grunschulen" 

Szenario 3  
„kleine Klassen“

Szenario 4  
„Zwergschulen“

Mindestgröße  
je Schulstandort

- 8x18 Schüler 4x23 Schüler 4x18 Schüler 2x23 Schüler

Fallbeispiel 4
Anzahl Schulen 50 31 40 50 50
„Entwicklung der Gesamt-
kosten [Prozent]

- -28 % -19 % -2 % -2 %

Entwicklung der Kosten je 
Schüler [Prozent]

- -22 % -11 % 6 % 6 %

Mittlere Fußwegdistanz 
[Mittelwert]

1.563 m 2.092 m 1.780 m 1.563 m 1.563 m

Mittlere Fußwegdistanz 
[Median]

1.218 m 1.706 m 1.376 m 1.218 m 1.218 m

unter 500 m 13 % 9 % 11 % 13 % 13 %
500 m bis unter 1000 m 27 % 20 % 24 % 27 % 27 %
1000 m bis unter 2000 m 33 % 27 % 31 % 33 % 33 %
2000 m bis unter 3000 m 14 % 19 % 16 % 14 % 14 %
3000 m bis unter 4000 m 8 % 13 % 10 % 8 % 8 %
4000 m und mehr 5 % 12 % 8 % 5 % 5 %

Fallbeispiel 5
Anzahl Schulen 44 34 41 44 44
Entwicklung der Gesamt- 
kosten [Prozent]

- -16 % -8 % -4 % -4 %

Entwicklung der Kosten je 
Schüler [Prozent]

- -4 % -6 % 9 % 9 %

Mittlere Fußwegdistanz 
[Mittelwert]

1.380 m 1.645 m 1.432 m 1.380 m 1.380 m

Mittlere Fußwegdistanz 
[Median]

1.238 m 1.369 m 1.274 m 1.238 m 1.238 m

unter 500 m 10 % 8 % 9 % 10 % 10 %
500 m bis unter 1000 m 26 % 23 % 25 % 26 % 26 %
1000 m bis unter 2000 m 47 % 43 % 45 % 47 % 47 %
2000 m bis unter 3000 m 14 % 17 % 15 % 14 % 14 %
3000 m bis unter 4000 m 3 % 5 % 4 % 3 % 3 %
4000 m und mehr 1 % 5 % 1 % 1 % 1 %

Fallbeispiel 6
Anzahl Schulen 23 13 17 20 23
Entwicklung der Gesamt- 
kosten [Prozent]

- -34 % -24 % -19 % -15 %

Entwicklung der Kosten je 
Schüler [Prozent]

- -11 % 2 % 9 % 15 %

Mittlere Fußwegdistanz 
[Mittelwert]

2.754 m 4.069 m 3.376 m 2.953 m 2.754 m

Mittlere Fußwegdistanz 
[Median]

1.844 m 3.845 m 2.331 m 1.980 m 1.844 m

unter 500 m 7 % 4 % 5 % 6 % 7 %
500 m bis unter 1000 m 19 % 12 % 15 % 17 % 19 %
1000 m bis unter 2000 m 28 % 22 % 25 % 27 % 28 %
2000 m bis unter 3000 m 8 % 7 % 9 % 9 % 8 %
3000 m bis unter 4000 m 6 % 5 % 6 % 7 % 6 %
4000 m und mehr 32 % 49 % 40 % 33 % 32 %
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7.4.2.2.	Kommunale Verkehrsflächen

Den zweiten Schwerpunkt der detaillierten Analyse bilden die kommunalen Verkehrsflächen. Hier 

hat das ILS die regional differenzierte Entwicklung von Straßenaufwand und demografischer Ent-

wicklung und die jeweilige Belastung durch Remanenzkosten dargestellt und durch ein Modell die 

zukünftige Kostenentwicklung errechnet. Abbildung 36 zeigt die Entwicklung von Einwohnerzahl 

und der Verkehrsfläche auf Ebene der Kreise. 

Abbildung 36:	 Stand und Entwicklung der Verkehrsflächen in den Kreisen Nordrhein-Westfalens390

Demnach gibt es in NRW fast 125.000 km Straßen, von denen 76 Prozent Gemeindestraßen und 

6 Prozent Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- oder Kreisstraßen sind.391

Die Abbildung zeigt, dass der einwohnerbezogene Aufwand im Sauerland und in Ostwestfalen be-

reits heute überdurchschnittlich und eine Anpassungsfähigkeit schwierig ist, da der Trend zum Aus-

bau von Verkehrsflächen ungebrochen ist.392

390	  ebd.: 64.

391	  ebd.: 64.

392	  ebd.: 64.
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Gemeindescharf betrachtet zeichnet sich ein deutliches Bild zwischen Ballungszentren und dem 

ländlichen Raum in Bezug auf die Pro-Kopf-Verkehrsfläche ab. Bei den Aufwendungen pro Einwoh-

ner und Jahr zeigt sich diese „Stadt-Land-Dichotomie“ nicht (vgl. Abbildung 37). 

Abbildung 37:	 Verkehrsflächen und Auszahlungen der Städte und Gemeinden in NRW393

Das ILS weist dabei auch auf die in Fachkreisen vertretende Meinung der bereits in der Vergangen-

heit chronischen Unterfinanzierung dieses Infrastrukturbereiches hin.394 

Demnach zeigen die Statistiken zu den Infrastrukturmitteln auch nur die tatsächlichen Ausgaben 

auf und nicht die zur Instandhaltung notwendigen Mittel. Die demografischen Veränderungen 

treffen also hier auf einen Bereich der Daseinsvorsorge, welcher in seiner aktuellen finanziellen 

Ausstattung nicht auskömmlich finanziert ist und verschärft diese Situation perspektivisch noch; 

Investitionsrückstau und -bedarf erhöhen sich.395 

393	  ebd.: 65.

394	  ebd.: 65 f.; auch Prognos 2015: 30 f.

395	  ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015: 66.
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Für die zukünftige Entwicklung wurde eine Modellrechnung durchgeführt, nach der fünf unter-

schiedliche Szenarien projiziert werden, denen ein Normkostenansatz zu Grunde liegt: 

1.	„Trend-Szenario: Der Zuwachs der kommunalen Verkehrsflächen wird parallel zur zukünftigen 

Siedlungsflächenentwicklung erfolgen. 

2.	Null-Bau-Szenario: Es werden keine weiteren kommunalen Verkehrsflächen mehr gebaut. Der 

Bestand im Jahr 2030 entspricht dem im Jahr 2013. 

3.	Entlastungs-Szenario: Bundes-, Landes- und Kreisstraßen liegen teilweise in der Baulast der Kom-

munen. In diesem Szenario werden die Kommunen von dieser Baulast befreit. 

4.	Trend-Szenario mit „strategischer Instandhaltung“: Durch eine strategische Instandhaltung erge-

ben sich Einsparpotentiale, die mit diesem Szenario abgebildet werden. Die Verkehrsflächenent-

wicklung entspricht dem Trend-Szenario. 

5.	Null-Bau-Szenario mit „strategischer Instandhaltung“: Durch eine strategische Instandhaltung 

ergeben sich Einsparpotentiale, die mit diesem Szenario abgebildet werden. Die Verkehrsflächen-

entwicklung entspricht dem Null-Bau-Szenario.“ 396 

Die Szenarien differenzieren dabei zudem in verdichtete, moderat verdichtete und gering verdich-

tete Räume. 

396	  Zur exakten Methodik vgl. ebd.: 66 f.



192 Teil C Analyse

Tabelle 36:	Ergebnisse der Szenarienberechnung397

Basisszenarien Instandhaltungsszenarien

Trend Null-Bau Entlastung Strategische 
Instandhaltung 
(Trend)

Strategische 
Instandhaltung 
(Null-Bau)

Gesamt

Kommunale Straßenflächen 
(2030)

620 km² 546 km² 600 km² 620 km² 546 km²

Flächenzuwachs  
(2013– 2030)

14% 0% 10% 14% 0%

Kostenentwicklung  
(Mittelwert)

12% 0% 11% 3% -8%

Kostenentwicklung je EW 
(Mittelwert)

19% 6% 18% 9% -2%

verdichtete Räume

Flächenzuwachs  
(2013– 2030)

17% 0% 10% 17% 0%

Kostenentwicklung  
(Mittelwert)

16% 0% 13% 7% -8%

Kostenentwicklung je EW 
(Mittelwert)

22% 5% 18% 12% -3%

moderat verdichtete Räume

Flächenzuwachs  
(2013– 2030)

11% 0% 11% 11% 0%

Kostenentwicklung  
(Mittelwert)

11% 0% 11% 2% -8%

Kostenentwicklung je EW 
(Mittelwert)

18% 7% 18% 8% -2%

gering verdichtete Räume

Flächenzuwachs  
(2013– 2030)

5% 0% 5% 5% 0%

Kostenentwicklung  
(Mittelwert)

6% 0% 6% -3% -8%

Kostenentwicklung je EW 
(Mittelwert)

16% 10% 16% 6% 0%

Die Tabelle 36 zeigt: Die demografischen Veränderungen führen selbst in einem Null-Szenario zu 

relativ hohen Kostensteigerungen je Einwohner. Eine Befreiung von der Baulast bringt lediglich 

1 Prozentpunkt Einsparung im Vergleich zum Trendszenario, welches von einem dem Siedlungs-

397	  ebd.: 73.
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flächenausbau entsprechenden Zuwachs ausgeht. Lediglich die „Strategische Instandhaltung“ birgt 

Einsparungspotentiale.398

Abbildung 38:	 Ergebnisse der Szenarienberechnung auf Gemeindeebene (Basisszenario)399

398	  Für eine detaillierte kleinräumige Analyse siehe ebd.: 73 f.

399	  ebd.: 76.
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Abbildung 39:	 Ergebnisse der Szenarienberechnung auf Gemeindeebene (Instandhaltungsszenario)400

400	  ebd.: 78.
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Zusammenfassend kommt das ILS zu dem Ergebnis, dass ein weiterer Ausbau von Siedlungs- und 

Verkehrsflächen in Hinblick auf die vielerorts angespannten Haushaltslagen perspektivisch kritisch 

zu bewerten ist. Eine Reduktion der Flächenneuinanspruchnahme und eine Vermeidung weiterer 

Ausbauten würden signifikante Haushaltsentlastungen erzeugen.401

Eine Einschätzung, welche sich sicher auch auf andere Netzinfrastrukturen übertragen ließe.

Zur Verringerung der Kosten oder der alternativen Finanzierung bewertet das ILS verschiedene Op-

tionen, wie die Anpassung der Siedlungsentwicklung, die Optimierung von Instandhaltungsstrate-

gien, die Einführung von Nutzungsgebühren, die Einrichtung von Fonds-Lösungen oder sogar die 

Rücknahme oder Umwidmung von Straßen. 

Eine Auflistung der Handlungsempfehlungen erfolgt im Teil B Kap. 6. „Handlungsempfehlungen zu 

Infrastruktur und Raumplanung“.

7.4.2.3.	Fazit

Das Vorhalten von technischer und sozialer Infrastruktur sind wesentliche (Pflicht-)Aufgaben der 

Kommunen in Deutschland. Sie tragen in erheblichem Maß zur Ausgabenseite der öffentlichen 

Haushalte bei. Während die konkrete Ausgestaltung der zu erbringenden Aufgaben in der Hoheit 

der Kommunen liegt (Selbstverwaltungsgarantie und kommunale Planungshoheit), setzt die über-

örtliche Planung (Raumordnung bzw. Landes- und Regionalplanung) Schranken, innerhalb derer 

das örtliche Ausgestalten möglich ist. Durch das raumordnerische Gegenstromprinzip ist dabei ge-

setzlich gefordert, dass sich die „Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume […] in die 

Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums einfügen [soll]; [und dass] die Entwicklung, 

Ordnung und Sicherung des Gesamtraums […] die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teil-

räume berücksichtigen [soll]“.402

Neben der überörtlichen Raumordnung und der kommunalen Bauleitplanung stehen die raumbe-

deutsamen Fachplanungen (z. B. Verkehrsplanung) und Fachpolitiken (z. B. regionale Strukturpo-

litik), die sich – ebenfalls gesetzlich geregelt – an die durch die Raumordnung in Form von Plänen 

und Programmen festgelegten „Schranken“ halten müssen.

Der demografische Wandel und seine direkten und indirekten Auswirkungen auf die öffentlichen 

Haushalte erfordern eine Anpassung raumordnerischer Ziele und Grundsätze, die wiederum di-

rekte und indirekte Auswirkungen auf die Planung verschiedener Infrastrukturangebote haben. Die 

Raumordnung (in NRW die Landes- und Regionalplanung) muss sich dieser Verantwortung im 

Klaren sein und ihr ordnungspolitisches Instrumentarium an die veränderten raumstrukturellen 

401	  vgl. ebd.: 78 f.

402	  siehe hierzu § 1 Abs. 3 ROG.
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und fiskalischen Rahmenbedingungen und landespolitischen Leitvorstellungen anpassen (vgl. 

Handlungsempfehlungen Teil B Kapitel 6.1. „Stärkung der Ordnungsfunktion von Landes- und Re-

gionalplanung“). 

Obwohl sich das Angebot an Infrastrukturen, wie in diesem Kapitel dargelegt, in Form und Verbrei-

tung sehr differenziert darstellt, ergibt sich in vielen Bereichen eine mittelbare oder unmittelbare Be-

troffenheit durch demografische Prozesse auf qualitativer und quantitativer Ebene. Die Fallbeispiele 

zeigen, dass es bei einer nicht nachfrage- bzw. bedarfsgerechten Planung oder Bereitstellung einzel-

ner Angebote zur Entwicklung sog. Remanenzkosten kommen kann und sich die Kosten verhältnis-

mäßig oder absolut erhöhen können. In Abstimmung zwischen Landes- und Regionalplanung so-

wie den zuständigen Fachplanungen und Fachpolitiken auf der einen Seite und den Kommunen auf 

der anderen Seite gilt es daher, eine zukunftsfähige und bedarfsgerechte Infrastrukturausstattung 

in allen Teilräumen des Landes zu gewährleisten (vgl. Handlungsempfehlungen Teil B Kapitel 6.1. 

Stärkung der Ordnungsfunktion von Landes- und Regionalplanung bzw. 6.2.1. Soziale Infrastruktur 

(insb. Bildung und Gesundheit) und 6.2.2. Technische Infrastruktur (insb. Verkehr und Energie)).

Die Aufgabe einer nachhaltigen Landes- und Infrastrukturplanung ist folglich ein bedarfsgerechtes 

Infrastrukturangebot, welches möglichst flexibel auf (kurz-, mittel- und langfristige) Bevölkerungs-

veränderungen reagieren kann.

Dabei können jedoch, wie die Fallbeispiele zeigen, in der Regel keine Effekte auf der Einnahmenseite 

generiert werden. Vor dem Hintergrund der Auswirkungen des demografischen Wandels auf die 

öffentlichen Haushalte sind hier im Wesentlichen Implikationen auf Ausgabenseite zu erwarten; die 

Kosten werden demnach im Idealfall verhältnismäßig oder absolut geringer.

Ein wichtiger Aspekt ist dabei auch die integrierte Betrachtung unterschiedlicher raumwirksamer 

Fachpolitiken und -planungen; insbesondere ist hier der Einbezug strukturpolitischer Instrumente 

in die räumliche Planungen und vice versa zu nennen. Hier besteht teilweise noch ein erhebliches 

Defizit in der effektiven Bündelung raumwirksamer Maßnahmen (vgl. Handlungsempfehlungen 

Teil B Kap. 6.2.3 (Kommunale) Gewährleistungspflicht und Förderpolitik)
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8.	� Finanzpolitische Herausforderungen  
für Land und Kommunen 

Solide öffentliche Finanzen sind eine Grundvoraussetzung für die langfristige Handlungsfähigkeit 

des Staates. Die zuvor dargelegten Veränderungen im Umfang, der Altersstruktur und der Zusam-

mensetzung der Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen werden sich in großem Maße auch auf die 

öffentlichen Haushalte des Landes und der Kommunen auswirken. Um rechtzeitig die Weichen rich-

tig zu stellen, ist es daher wichtig, schon heute auch die finanzpolitischen Herausforderungen in den 

Blick zu nehmen.

Ab 2020 greift zudem die grundgesetzlich verankerte Schuldenbremse auch für Nordrhein-Westfa-

len. Danach ist der Landeshaushalt grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten zu finanzieren. Auf 

die kommunalen Haushalte findet die Schuldenbremse keine unmittelbare Anwendung, da sie nicht 

Regelungsgegenstand des Art. 109 Abs. 3 Satz 1 GG sind. In der Gesetzesbegründung wird zudem er-

läutert, dass die Haushalte der Kommunen und Sozialversicherungen nicht von der Schuldenbremse 

umfasst sind.403

Auch wenn Art. 109 Abs. 3 GG nicht für die Kommunen gilt, bleibt es jedoch zugleich bei der Ver-

antwortung der Länder für die kommunale Verschuldung im Rahmen des Art. 109 Abs. 2 S. 5 GG. 

Hierauf weist auch die Gesetzesbegründung explizit hin.404 Hier wirkt allerdings der Europäische 

Fiskalpakt, der das gesamtstaatliche Defizit in konjunkturellen Normalzeiten auf 0,5 Prozent des BIP 

beschränkt.405 Diese Begrenzung ist deutlich restriktiver als die 3 Prozent-Grenze des Europäischen 

Stabilitäts- und Wachstumspakts.406 Bei der Berechnung der Defizitanteile werden die kommunalen 

Haushaltsdefizite dem Land Nordrhein-Westfalen als Verursachungsbeitrag zugerechnet. Das Land 

haftet also im Fall von Sanktionen finanziell für die Defizite der kommunalen Haushalte.407

Die Lage der öffentlichen Haushalte in Nordrhein-Westfalen wird im Jahr 2020 und auch danach au-

ßer von der demografischen Entwicklung von vier weiteren Faktoren maßgeblich bestimmt werden:

403	 Bundestagsfraktionen der CDU/CSU und SPD 2009: 10. 

404	 ebd.: 11.

405	 ebd.: 10.

406	 Art. 109 Abs. 2, 5 GG bindet Bund und Länder gemeinsam, die Verpflichtungen aus dem reformierten Europäischen Stabili-
täts- und Wachstumspakt zu erfüllen. Art. 126 Abs. 2 AEUV (ehemals: Art. 104 Abs. 2 EGV) i.V.m. Art. 1 Spiegelstrich 1 des 
Defizitprotokolls verlangt, dass das staatliche Haushaltsdefizit den Referenzwert von 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
nicht überschreitet und zudem der öffentliche Schuldenstand den Referenzwert von 60 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
nicht übersteigen darf. Die Definition des „öffentlichen“ Defizits in Art. 2 des Defizitprotokolls umfasst dabei den Gesamtstaat 
einschließlich der Haushalte der „regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften sowie Sozialversicherungseinrichtungen“.

407	 Nach Art. 109 Abs. 5 GG tragen die Länder 35 Prozent der Lasten einer Sanktionsmaßnahme im Falle eines Verstoßes gegen den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt. Von diesem Beitrag der Länder werden 65 Prozent der Lasten „entsprechend ihrem Verursa-
chungsbeitrag“ verteilt. Dieser Verursachungsbeitrag wird durch das Sanktionszahlungs-Aufteilungsgesetz (SZAG) präzisiert. 
§ 2 Abs. 2 Satz 2 SZAG lautet: „Bei der Ermittlung der Finanzierungssalden der Länder sind die entsprechend zu ermittelnden 
Finanzierungssalden der Gemeinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände einzubeziehen.“
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•	 von landes- und kommunalpolitischen Entscheidungen, die in der Vergangenheit getroffen wur-

den, 

•	 von der Entwicklung der regionalen gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten, die vom langjährigen 

harten Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen geprägt sind und die sowohl auf der Einnahmen- 

als auch auf der Ausgabenseite des Landeshaushaltes und vieler Kommunalhaushalte bislang un-

übersehbare Spuren hinterlassen haben und sie auch zunächst weiter prägen werden,

•	 von einnahme- wie ausgabeseitigen Determinanten, die auf Bundes- und Europarecht zurückge-

hen und die die finanzpolitischen Gestaltungsmöglichkeiten des Landes und seiner Kommunen 

in ihren Haushalten beeinflussen, und schließlich

•	 die haushaltswirksamen Folgen der Empfehlungen dieser Enquetekommission, die, soweit sie im 

Saldo zu Mehrausgaben führen, durch entsprechende Minderausgaben und Mehreinnahmen fi-

nanziert werden müssen.

Verschiedene Modellrechnungen und Projektionen, die der Enquetekommission in ihren Anhö-

rungen vorgelegt wurden, sind für die Frage nach dem finanzpolitischen Handlungsbedarf nur von 

begrenztem Aussagewert, weil ihnen die Dimension der problematischen Einflussfaktoren und vor 

allem der Bezug zum wirtschaftlichen Strukturwandel und seinen schwierigen finanzpolitischen 

Folgen fehlen. Dies gilt es auch wegen der Wirkungsverflechtungen mit der demografischen Ent-

wicklung bei den finanzpolitischen Neuausrichtungen gemeinsam erfolgreich zu meistern.408 

8.1.	 Modellrechnungen zur finanziellen Entwicklung der öffentlichen Haushalte bis 2030 

Modellrechnungen, die bislang erkennbare Entwicklungen haushaltsrelevanter Parameter in Ein-

nahmen- und Ausgabenströme sowie Finanzierungsalden und Schuldenstände projizieren, sind der 

Enquetekommission in der Berichterstattung über die Nachhaltigkeit des Landeshaushalts Nord

rhein-Westfalen409 und dem Expertenvortrag des FiFo410 vorgelegt worden. 

Für die zukünftige Entwicklung der kommunalen Haushalte gibt es keine geschlossenen Berech-

nungen. Die Angaben des Innenministeriums411 lassen keine differenzierten Analysen für die Ge-

samtheit der Kommunen zu, zumal die Entwicklungen sehr unterschiedlich für hochverschuldete 

und finanziell „gesunde“, für finanzschwache und finanzstarke, für wachsende und schrumpfende 

Kommunen verlaufen werden. Der finanzpolitische Handlungsbedarf muss deshalb aus einer Pro-

blemanalyse abgeleitet werden, die auch berücksichtigt, ob im Landeshaushalt ausreichende Mittel 

für den kommunalen Steuerverbund und spezifische Programme für die Bewältigung des demogra-

fisch und wirtschaftspolitisch induzierten Strukturwandels vorhanden sind. 

408	 siehe hierzu Teil D 2.1. Sondervotum der Fraktionen von CDU und FDP zu Teil C Kap. 8 Finanzpolitische Herausforderungen 
für Land und Kommunen.

409	 Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 2013.

410	 Finanzwissenschaftliches Forschungsinstitut an der Universität zu Köln 2014.

411	 Jäger 2014.
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Die Nachhaltigkeitsberichterstattung der Landesregierung fokussiert in ihrer Projektion die Folgen 

der expliziten und vor allem auch der impliziten Verschuldung aus Ansprüchen in der Beamtenver-

sorgung und des Beihilfenrechts (vgl. Teil C Kap. 3. Öffentlicher Dienst); Die hieraus resultierenden, 

noch bis mindestens für die Jahre 2022/2028 berechneten wachsenden Ausgaben verdrängen andere 

Ausgaben, erfordern höhere Einnahmen zur Deckung oder müssen durch eine sinkende Zahl von 

Stellen gegenfinanziert werden. Auch die bereits bestehenden kapitalgedeckten Vorsorgefonds der 

Landesregierung dienen zum Teil als Deckungsquellen. Es bleibt aber Handlungsbedarf im Hinblick 

auf weitergehende finanzielle Absicherungen sowie eine größere Transparenz dieser „Folgekosten“ 

der Beamtenbeschäftigung und einer anreizkompatiblen haushaltsrechtlichen Verankerung in den 

Einzelplänen des Landeshaushalts.

Bei der expliziten Staatsverschuldung geht die Nachhaltigkeitsberichterstattung der Landesregie-

rung davon aus, dass die Schuldenbremse im Jahr 2020 eingehalten werden wird und die Defizite 

spätestens bis dahin auf null zurückgehen werden. Im Nachhaltigkeitsbericht wird darauf hinge-

wiesen, dass im Jahr 2020 noch ein Konsolidierungsbedarf von 0,8 Milliarden Euro bestehe. Dieser 

soll durch geeignete Maßnahmen der Landesregierung in den Jahren 2018 bis 2020 sukzessive auf 

null zurückgeführt werden. Je nach der bis dahin eingeschlagenen Haushaltspolitik und der tatsäch-

lichen Steuereinnahmenentwicklung wird der Schuldenstand aber unterschiedlich hoch sein. Nach 

ihren bisherigen Planungen geht die Landesregierung nach den einstimmigen Vorgaben des Land-

tages NRW zur Nachhaltigkeitsberichtserstattung412 von einem Schuldenstand von 146,1 Milliarden 

Euro in 2020 aus.413 Haushaltsrisiken für das nächste Jahrzehnt ergeben sich dementsprechend auch 

nach Maßgabe der dann eintretenden Zinsentwicklung. Die derzeit günstige Konstellation, dass der 

Zinssatz auf Staatsschulden kleiner ist als die wirtschaftliche Wachstumsrate und die daraus resul-

tierende Wachstumsrate der Steuereinnahmen, kann noch einige wenige Jahre anhalten. Mit der 

wirtschaftlichen Erholung der südeuropäischen Länder werden die Zinssätze aber wieder ansteigen, 

erst recht dann, wenn die EZB, inflationären Entwicklungen, die als Folge der extrem expansiven 

Geldpolitik zu erwarten sind, durch Zinserhöhungen begegnen muss. 

Wiederansteigende Zinssätze bergen für den Landeshaushalt und auch für die Haushalte aller 

hochverschuldeten Kommunen dann ein doppeltes Risiko: zum einen erhöhen sich die Zinsaus-

gaben im Haushalt binnen einiger Jahre nach Maßgabe der zu refinanzierenden Bestandsschulden 

und müssen – bei Beachtung der Schuldenbremse – haushalterisch durch Kürzungen bei anderen 

Budgetpositionen gegenfinanziert werden. Zum anderen fällt der Effekt im Vergleich zu anderen 

Bundesländern umso höher aus, je stärker der Schuldenstand des Landes Nordrhein-Westfalen (je 

Einwohner) den anderer Bundesländer übersteigt. Da außer den hochverschuldeten Ländern Bre-

men und Saarland derzeit bereits viele Bundesländer den Haushaltsausgleich erreicht haben und 

412	 Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 2013: 22 (siehe hierzu: 4.2.8 Gesamtwirtschaftliche Annahmen des Basis-
modells und der dritten Fortschreibung im Vergleich / Annahmen zur Neuauflage 2013 und der dritten Fortschreibung 2012).

413	 Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 2014a: 70; Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 2015: 4; 
ebd.; eigene Berechnungen.
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z. T. sogar Schulden tilgen, drohen die Unterschiede Nordrhein-Westfalens zum Durchschnitt der 

Länder weiter zu wachsen und sich damit die Ausgangssituation der Finanzausstattung des Landes 

nach Zinszahlungen, dem Finanzierungsspielraum für die sog. Primärausgaben414, im Jahr 2020 im 

Vergleich zu den anderen Ländern c.p. zu verschlechtern. 

Der so geartete Zusammenhang zwischen Finanzierungsspielräumen für Primärausgaben und 

Schuldenstandshöhe bei wieder wachsenden Zinssätzen gilt auch für hochverschuldete Kommunen. 

Indem er Tilgungshilfen zahlt und dies mit einer überwachten Haushaltssanierung verbindet, ist 

der Stärkungspakt für die Kommunen, die so hochverschuldet sind, dass sie ihre Haushalte nicht 

aus eigener Kraft konsolidieren können, ein wichtiger Beitrag für die zukünftige finanzpolitische 

Handlungsfähigkeit nordrhein-westfälischer Kommunen. Neueste Daten, die ein weiteres Wachs-

tum der kommunalen Kassenkredite in Nordrhein-Westfalen415, auch im Jahr 2014 anzeigen416, sind 

besorgniserregend im Hinblick auf das Sanierungsziel für alle Kommunen bis zum Jahr 2020/2022 

und signalisieren weiteren Handlungsbedarf.

8.2.	� Die haushaltspolitischen Folgen des fortgesetzten wirtschaftlichen Strukturwandels in 
Nordrhein-Westfalen 

8.2.1.	 Erosion der Steuerbasis von Land und Kommunen
Der lang anhaltende wirtschaftliche Strukturwandel insb. bei Kohle und Stahl hat tiefe Spuren in 

den wirtschaftlichen Wachstumsraten und in den öffentlichen Haushalten des Landes Nordrhein-

Westfalen und seiner Kommunen hinterlassen. Unternehmen, die nicht mehr produzieren und vom 

Markt verschwinden, hinterlassen arbeitslose ehemalige Beschäftigte. Die wirtschaftlichen Wachs-

tumsraten zeigen erst dann positive Werte, wenn die übrigen Unternehmen den Verlust an wirt-

schaftlicher Wertschöpfung der schrumpfenden und sterbenden Wirtschaftszweige kompensiert 

haben. Neue oder wachsende Unternehmen zahlen erst mit Verzögerung Steuern, denn sie haben 

zunächst erhöhten Aufwand für Investitionen und schreiben häufig zunächst steuerliche Verluste. 

Die Folgen des nunmehr seit 50 Jahren andauernden starken Strukturwandels, der mit der Kohle- und 

Stahlkrise Mitte der 1960er Jahre begann, in verschiedene regionale Zulieferbranchen ausstrahlte 

und mittlerweile auch Nachfolgeindustrien wie Opel in Bochum oder die Energieerzeuger ergriffen, 

lassen sich anhand der relativen Position Nordrhein-Westfalens gegenüber der Summe der alten 

Flächenländer ohne die zwei von der Kohle- und Stahlkrise betroffenen Flächenländer (Nordrhein-

Westfalen und Saarland) darlegen. 1950 lag die Wirtschaftskraft Nordrhein-Westfalens trotz der da-

mals noch beträchtlichen Kriegsschäden um rd. ein Drittel über der der Flächenländer ohne Kohle 

und Stahl. Das Land und seine Kommunen hatten eine mit der Wirtschaftskraft korrespondierende 

414	 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 2001; Blanchard u. a. 1990: 7 ff.; Blanchard 1990: 307 ff.

415	 Stand der Kassenkredite der Kommunen in NRW am 31.12.14: 26,658 Mrd. Euro; Quelle: Statistisches Bundesamt 2015a: 44.

416	 Schlüter 2015.
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Steuerkraft. Die extrem reichen Kommunen hatten eine Steuerkraft417, die um fast zwei Drittel der 

anderen Flächenländer lag. Die nordrhein-westfälischen Kommunen konnten somit ihre Standort

attraktivität mit sehr niedrigen Hebesätzen befördern und erzielten immer noch ein um 18 Prozent 

höheres Steueraufkommen als Kommunen in den anderen Ländern. 

Tabelle 37:	Wirtschafts- und Steuerkraft in Nordrhein-Westfalen in Relation zu den alten Flächenländern ohne NW und Saarland (Durchschnitt 

Letzterer = 100 %)

BIP/EW
in %

Steuern Land /EW 
in %

Steuern Kommu-
nen je EW in %

Steuern (L + G) /
EW in %

komm. Steuer-
kraft in %

Steuerkraft  L+G 
in %

1950 134,5 132,1 118,0 128,3 162,4 138,4

1955 129,9 138,5 122,4 134,3 165,7 144,1

1960 118,1 132,1 125,4 130,0 162,1 139,7

1965 110,2 117,7 112,7 116,4 135,8 121,9

1970 108,7 106,5 116,5 109,2 133,3 112,3

1975 106,2 106,1 111,3 107,6 124,4 110,6

1980 102,1 103,2 103,1 103,1 115,2 106,3

1985 99,4 98,8 99,8 99,1 111,9 102,2

1990 98,3 101,7 110,1 104,0 111,8 104,4

1995 98,0 102,4 109,1 104,1 104,8 103,0

2000 94,9 99,1 105,9 100,9 97,7 98,8

2005 95,5 97,0 107,2 99,8 95,0 96,4

2010 96,9 92,4 103,9 95,7 92,6 92,5

2013 95,4 91,1 98,7 93,2 87,4 90,0

Mit dem Ausbruch der ersten Kohle- und Stahlkrise Mitte der 1960er Jahre gingen die Vorsprün-

ge schnell zurück. Zwar hat sich der relative Rückgang der Wirtschaftskraft seit Mitte der 1980er 

Jahre verlangsamt und könnte mittlerweile einen Boden gefunden haben. Die Erosion der Steuer-

kraft von Land und Kommunen hat sich indes fortgesetzt und stellt sich bei den Städten und Ge-

meinden noch dramatischer als beim Land dar. Die relative Steuerkraft der nordrhein-westfälischen 

Kommunen hat sich seit 1950 gegenüber den Kommunen in den anderen Bundesländern nahezu 

halbiert. Die Steuereinnahmen sind etwas weniger eingebrochen, weil Städte und Gemeinden den 

relativen Rückgang der Grundbeträge insb. bei der Gewerbesteuer durch Hebesatzanhebungen bei 

Grund- und Gewerbesteuer teilweise kompensieren konnten. Der frühere Standortvorteil niedriger 

Realsteuerhebesätze in Nordrhein-Westfalen hat sich mittlerweile zu einer Standorthypothek mit 

den durchschnittlich höchsten Hebesätzen Deutschlands umgekehrt. Die Steuerkraft von Land und 

Kommunen zusammen betrug 2013 gerade einmal noch 90 Prozent der sechs anderen westdeut-

schen Flächenländer, die Steuereinnahmen lagen bei 93 Prozent. 

Zwar erhält Nordrhein-Westfalen seit 2008/10 Zuweisungen aus dem Länderfinanzausgleich zur 

Kompensation seiner sinkenden Steuerkraft, das Land wird aber durch die inkonsistente Vertei-

417	  Steuereinnahmen bei Ansetzung der jeweils bundesdurchschnittlichen Hebesätze.
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lung der Umsatzsteuer über Ergänzungsanteile (sog. Umsatzsteuervorwegausgleich) benachteiligt, 

indem die Finanzbedarfe und die kommunale Steuerkraft, die auf den nächsten Stufen des horizon-

talen Ausgleichs berücksichtigt werden, außen vor bleiben. Auch die Anrechnung der kommunalen 

Finanzkraft zu nur 64 Prozent kommt das Land – mit weiter sinkender Steuerkraft seiner Kommu-

nen – immer teurer. 

Tabelle 38:	Finanzkraft des Landes Nordrhein-Westfalen nach den verschiedenen Stufen des Länderfinanzausgleichs 1994– 2014

BIP je EW
in %

Ländersteuern vor 
USt in %

Ländersteuern nach 
USt-Vorweg in %

komm. Finanzkraft 
in %

Land nach horiz. 
LFA in %

Land nach LFA und 
BEZ in %

1994 104,30 111,64 108,10 116,70 108,36 107,56

1995 104,20 114,17 104,18 111,55 98,85 97,24

1996 102,90 113,96 102,87 115,47 98,13 96,51

1997 103,00 113,67 102,65 116,52 97,97 96,25

1998 103,00 113,77 102,86 114,39 98,24 96,42

1999 101,90 113,13 102,19 111,59 98,51 96,63

2000 101,60 113,74 101,93 108,81 98,82 96,77

2001 101,00 107,36 98,53 109,40 97,75 95,71

2002 101,40 118,53 104,22 108,61 99,54 97,51

2003 101,00 106,47 97,86 107,38 97,70 95,90

2004 101,40 108,11 98,65 106,70 98,07 96,20

2005 101,10 110,65 98,82 104,17 97,40 95,83

2006 100,50 106,63 96,59 103,59 96,24 94,76

2007 101,70 104,52 95,59 105,68 95,50 94,05

2008 102,30 102,76 94,68 103,29 94,81 93,42

2009 102,40 105,52 96,76 101,87 96,65 95,30

2010 101,90 100,50 94,59 101,44 95,46 94,43

2011 100,40 101,45 95,59 102,87 96,13 94,91

2012 100,10 100,71 95,21 100,06 96,14 95,19

2013 100,70 99,40 94,77 97,91 96,20 95,53

2014 97,81 94,10 96,87 96,01 95,55

Tabelle 38 dokumentiert die Veränderungen der Finanzkraft des Landes Nordrhein-Westfalen seit 

1994 und die Auswirkungen über die verschiedenen Stufen des Länderfinanzausgleichs. Die origi-

näre Steuerkraft aus Landessteuern und dem Landesanteil aus Einkommen- und Körperschaftsteuer 

geht in dem Zeitraum von 12 bis 14 Prozent über dem Durchschnitt aller Länder zurück. Dabei war 

die relative Steuerkraft Mitte der 1990er Jahre noch deutlich höher als die Wirtschaftskraft. Diese 

„Prämien“ des Steuersystems gehen im Laufe der Jahre zurück und verkehren sich in der jüngsten 

Vergangenheit ins Gegenteil. Auf die Ursachen, die auf das bundeseinheitliche Steuerrecht und die 

vertikale Verteilung der Steuereinnahmekompetenzen zurückzuführen sind, wird im nächsten Ab-

schnitt eingegangen. 
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Im Länderfinanzausgleich wirft der Umsatzsteuervorwegausgleich Nordrhein-Westfalen weiter in 

der relativen Finanzausstattung zurück. Der horizontale Länderfinanzausgleich verbessert die rela-

tive Position des Landes erst, seitdem die Finanzkraft der Kommunen unter 103,3 Prozent gefallen 

ist. Die Defizit auffüllenden Bundesergänzungszuweisungen verschlechtern die Position Nordrhein-

Westfalens wieder, obwohl das Land heute Anspruch darauf hat, allerdings einen unterdurchschnitt-

lichen Betrag erhält, weil es noch ärmere Länder gibt.

Die Kommunen sind von der Erosion der Steuerbasis noch weitaus schmerzhafter betroffen als das 

Land. Sie haben seit 1994 20 Prozentpunkte oder 17 Prozent ihrer Steuerkraft verloren, was einmal 

mehr die prekäre Finanzsituation der Städte und Gemeinden in den von Strukturwandel am stärk-

sten betroffenen Regionen erklärt. Da diese Verluste die der Wirtschaftskraft weit übersteigen, müs-

sen weitere Ursachen im Steuerrecht und in der Zuteilung der Steuerertragskompetenzen gesucht 

werden.

Aus diesen statistischen Befunden sind an dieser Stelle zunächst zwei Schlussfolgerungen zu zie-

hen: Erstens haben das Land und seine Kommunen ein Einnahmenproblem als Folge des lang an-

haltenden wirtschaftlichen Strukturwandels, das originär nur dadurch behoben werden kann, dass 

die Rückkehr auf einen mindestens bundesdurchschnittlichen Wachstumskurs gelingt. Hierfür 

ist zunächst die Wirtschaftspolitik zuständig. Der Länderfinanzausgleich gleicht die strukturellen 

Steuereinnahmenverluste nur partiell aus und demonstriert zum zweiten einmal mehr seine un-

zureichenden und z. T. widersprüchlichen Verteilungswirkungen. Das Land hat hier bereits Ände-

rungsbedarf bei den aktuellen Verhandlungen zwischen Bund und Länder für die Neuordnung der 

interföderalen Finanzbeziehungen angemeldet. 

8.2.2.	 Wachstumsschwäche durch die Lücke bei den Infrastrukturinvestitionen
Die Wachstumsschwäche von Nordrhein-Westfalen hat neben den wirtschaftspolitischen Ursachen 

allerdings noch eine weitere finanzpolitische Ursache, die ihrerseits auch wieder auf die massiven 

Probleme des Landes bei der Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels und auf die Finan-

zierungslasten der deutschen Einheit zurückzuführen sind. Denn die lang anhaltende Krise hat alle 

öffentlichen Haushalte in die „Zwangsjacke“ gesteckt: Es fehlen seit Jahrzehnten nicht nur Steuer-

einnahmen; die kriseninduzierte hohe Arbeitslosigkeit hat vor allem den Kommunen hohe Sozial-

ausgaben beschert und in den verschiedenen Rezessionen der Vergangenheit, aber auch dann, wenn 

Steuerreformen des Bundes Einnahmenausfälle auch für Länder und Kommunen nach sich zogen, 

fortgesetzte Konsolidierungswellen bewirkt. Diese setzten jedes Mal und immer wieder bei den „be-

weglichsten“ Positionen der öffentlichen Haushalte, den öffentlichen Investitionen, an. 

Deutschland hat seit den 1970er Jahren eine ganze Reihe von Konsolidierungsphasen für Haus-

halte auf allen Ebenen durchführen müssen. Die immer wieder wachsende Arbeitslosigkeit und 

die besonderen Herausforderungen der Finanzierung der deutschen Einheit haben deutliche Spu-
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ren in den öffentlichen Haushalten hinterlassen und eine seit kurzem öffentlich diskutierte auch 

gesamtwirtschaftliche Investitionslücke hinterlassen. Die westdeutschen Länder, die zudem einen 

harten wirtschaftlichen Strukturwandel durchmachen mussten und die auch deshalb heute durch 

höhere Schulden als die wirtschaftlich mit weniger Problemen beladenen Länder (insb. Bayern, 

Baden-Württemberg und Hessen) belastet sind, haben stärkere finanzielle Einbußen hinnehmen 

und damit auch größere Einschnitte vornehmen müssen. Der Verfall der öffentlichen Infrastruk-

tur hat auch wirtschaftliche Wachstumspotentiale gefährdet; denn öffentliche Investitionen haben 

unstreitig einen gesamtwirtschaftlichen Kapazitätseffekt und gehen in die Produktionsfunktionen 

und damit auch in die Produktivität privater Unternehmen ein.418 Sie sind deshalb ein wesentlicher 

Standortfaktor gerade auch für zukünftiges wirtschaftliches Wachstum. 

Auch wenn durch die Ausgliederungen öffentlicher Unternehmen in den letzten Jahrzehnten keine 

vollständige Statistik für öffentliche Investitionen vorliegt, lässt sich die Investitionslücke für Nord- 

rhein-Westfalen – vor allem auch in Relation zu den anderen alten Flächenländern – einigermaßen 

eingrenzen durch: 

•	 den Abstand zum Durchschnitt der nicht von der Kohle- und Stahlkrise betroffenen alten Flä-

chenländer bei den realen Investitionsausgaben je Einwohner nach Kassenstatistik,

•	 entsprechende Vergleiche für die Investitionsausgabenquote zum BIP, um die Effekte des Wirt-

schaftswachstums herauszurechnen, und 

•	 entsprechende Auswertungen der Bruttoinvestitionen des Sektors „Öffentliche und sonstige 

Dienstleister, Erziehung und Gesundheit, Private Haushalte“, die auch die aus der Kassenstatistik 

ausgelagerten Bereiche öffentlicher Unternehmen umfassen.

Der Durchschnitt der alten Flächenländer ohne die Kohle- und Stahlkrisenländer Nordrhein-West-

falen und Saarland ist als Vergleichsmaßstab am ehesten geeignet, weil die Stadtstaaten immer schon 

andere Ausgabenniveaus hatten und die neuen Bundesländer ohnehin seit der deutschen Vereini-

gung eine eigenständige aufholende Entwicklung und besondere Finanzierungsbedingungen hatten 

und haben. Für die westdeutschen Flächenländer darf überdies angenommen werden, dass sie ihre 

öffentlichen Verwaltungen über den langen Zeitraum der Vergleiche in ähnlicher Weise durch recht-

liche Auslagerungen transformiert haben. 

418	  Littmann 1957; Aschauer 1989; Munnell 1990.
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Tabelle 39:	Reale Investitionsausgaben je Einwohner in Preisen von 2010 in Nordrhein-Westfalen und in den alten Flächenländern419(ohne 

Nordrhein-Westfalen und Saarland)420

Euro je EW Investitionen Land real Investitionen Kommunen real Investitionen L+G real

aFL420 NRW aFL NRW aFL NRW

1955 127,9 181,8 208,0 237,5 335,8 419,3

1960 142,5 206,1 240,6 269,4 383,0 475,4

1965 301,1 274,3 562,6 529,5 863,7 803,8

1970 336,6 236,7 616,0 608,8 952,6 845,5

1975 334,0 276,8 636,9 677,9 970,9 954,7

1980 370,4 325,5 769,7 716,8 1.140,0 1.042,4

1985 291,9 231,7 537,0 448,7 828,9 680,3

1990 328,9 234,0 647,4 520,8 976,3 754,8

1995 394,8 319,2 532,9 392,5 927,7 711,6

2000 352,6 301,5 467,5 318,3 820,1 619,7

2005 293,3 406,9 341,3 251,0 550,9 536,3

2010 353,4 324,9 443,4 213,3 899,9 671,7

2013 303,8 282,5 409,0 199,9 632,6 375,5

Während noch in den 1950er und zu Beginn der 1960er Jahre das Land Nordrhein-Westfalen und 

seine Kommunen deutlich höhere Investitionen als die anderen Flächenländer tätigten, verkehrte 

sich dieses Verhältnis mit dem Ausbruch der Kohle- und Stahlkrise. Schon seitdem liegen die öffent-

lichen Investitionsausgaben in Nordrhein-Westfalen unter denen der konkurrierenden Standorte. 

Vor allem die Kommunen in Nordrhein-Westfalen investieren – in Preisen von 2010 gemessen – 

weniger als die Hälfte der Kommunen in den Vergleichsländern. Ihre Investitionstätigkeit liegt real 

noch unter der der 1950er Jahre. 

419	 alte Flächenländer.

420	 Statistisches Bundesamt 2015a; versch. Jahrgänge; eigene Berechnungen.
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Tabelle 40:	 Investitionsausgaben in Relation zum BIP in Nordrhein-Westfalen und in den alten Flächenländern (ohne Nordrhein-Westfalen und 

Saarland)421

Investitionen Land Investitionen Kommunen Investitionen L+G

aFL in % NRW in % aFL in % NRW in % aFL in % NRW in %

1955 1,80 2,00 2,90 2,60 4,70 4,50

1960 1,40 1,70 2,40 2,30 3,80 4,00

1965 2,30 1,90 4,40 3,70 6,70 5,70

1970 2,00 1,30 3,70 3,40 5,80 4,70

1975 1,80 1,40 3,50 3,50 5,30 4,90

1980 1,70 1,40 3,50 3,20 5,10 4,60

1985 1,30 1,00 2,30 2,00 3,60 3,00

1990 1,20 0,80 2,30 1,90 3,40 2,70

1995 1,30 1,10 1,80 1,30 3,10 2,40

2000 1,10 1,00 1,50 1,10 2,60 2,10

2005 0,90 1,40 1,10 0,90 1,80 1,80

2010 1,10 1,00 1,40 0,70 2,80 2,20

2013 0,90 0,90 1,20 0,60 1,90 1,20

Auch in Relation zum Bruttoinlandsprodukt ist der Rückgang der Investitionstätigkeit der öffentli-

chen Hände in Nordrhein-Westfalen dramatisch. Zwar investieren auch die anderen westdeutschen 

Flächenländer und ihre Kommunen in Relation weniger als noch vor 60 Jahren – der Bedarf dürf-

te jedoch auch kaum mehr dem in Nachkriegsdeutschland entsprechen. Der Rückgang auf Werte 

von weniger als 2 Prozent des BIP für Land und Kommunen und auf unter 1 Prozent allein für die 

Gemeinden und Gemeindeverbände kennzeichnet aber einen Prozess der Desinvestition, der nicht 

nur den Wirtschaftsstandort, sondern auch die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger beein-

trächtigt. Es ist bezeichnend für die Investitionslücke, dass viele Schulgebäude erst mit Mitteln der 

Konjunkturförderung in den Jahren 2009 und 2010 saniert werden konnten. 

421	  ebd.; VGR der Länder; beides versch. Jahrgänge.
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Tabelle 41:	 Bruttoinvestitionen je Einwohner im Sektor „Öffentliche und sonstige Dienstleister, Erziehung und Gesundheit, Private Haushalte“ 422

Euro je 
EW

Neue Anlagen davon: Neue Ausrüstungen Neue Bauten

NW aFL NW 
in % aFL

NW aFL NW 
in % aFL

NW aFL NW 
in % aFL

1995 453,1 627,2 72,2 202,4 214,0 94,6 250,7 413,2 60,7

1996 462,6 666,3 69,4 204,8 218,3 93,8 257,8 448,0 57,5

1997 493,2 656,8 75,1 216,2 221,8 97,5 277,0 435,0 63,7

1998 501,9 686,2 73,1 241,4 249,4 96,8 260,5 436,8 59,6

1999 551,8 725,2 76,1 265,8 271,6 97,9 286,0 453,6 63,0

2000 573,1 775,5 73,9 301,1 306,3 98,3 272,1 469,2 58,0

2001 574,8 767,4 74,9 282,9 291,4 97,1 291,9 476,0 61,3

2002 529,8 741,5 71,5 275,8 286,4 96,3 254,0 455,1 55,8

2003 516,1 713,2 72,4 271,0 283,4 95,6 245,1 429,8 57,0

2004 522,7 700,3 74,6 280,1 283,7 98,7 242,5 416,6 58,2

2005 569,6 747,5 76,2 310,7 322,5 96,3 258,9 425,0 60,9

2006 597,7 832,6 71,8 321,3 341,2 94,2 276,4 491,5 56,2

2007 624,1 887,5 70,3 332,8 363,9 91,5 291,3 523,6 55,6

2008 640,8 921,9 69,5 308,8 355,1 87,0 332,0 566,8 58,6

2009 583,0 882,2 66,1 275,7 299,2 92,2 307,3 583,0 52,7

2010 579,4 945,9 61,3 273,8 300,5 91,1 305,6 645,4 47,4

2011 603,8 1.031,6 58,5 295,8 320,4 92,3 307,9 711,2 43,3

Auch beim Indikator Bruttoinvestitionen im Sektor „Öffentliche und sonstige Dienstleister, Er-

ziehung und Gesundheit, Private Haushalte“ wird der wachsende Investitionsrückstand NRWs 

klar erkennbar. Dieser Sektor wird von öffentlichen Verwaltungen und öffentlichen Unterneh-

men dominiert; d.h., hier sind auch die Investitionen der aus der Finanzstatistik ausgegliederten 

öffentlichen Unternehmen enthalten. Während der Rückstand Nordrhein-Westfalens Mitte der 

1990er Jahre noch (nur) 25 Prozent gegenüber den anderen westdeutschen Flächenländern be-

trug, ist dieser Rückstand mittlerweile auf 40 Prozent angestiegen. Das Problem sind nicht so 

sehr die neuen Anlagen, sondern vielmehr Bauinvestitionen, bei denen die Dominanz des öffent-

lichen Sektors besonders groß ist. Hier betrug der Rückstand Nordrhein-Westfalens im Jahr 2011 

sogar knapp 57 Prozent. 

Die Größe der Investitionslücke bei den öffentlichen Haushalten in Nordrhein-Westfalen lässt sich 

näherungsweise und wahrscheinlich auch nur als Untergrenze aus der Differenz der Investitions-

ausgaben je Einwohner zu den Vergleichsländern errechnen. Von 1995, dem Jahr, in dem die neuen 

Länder in den Länderfinanzausgleich einbezogen wurden und in dem auf das Land und seine Kom-

munen besondere Lasten zur Finanzierung der deutschen Einheit (Nordrhein-Westfalen wurde vom 

Empfänger- zum Zahlerland, Städte und Gemeinden zahlen seitdem die erhöhte Gewerbesteuerum-

lage) zukamen, bis 2013 beträgt die Investitionslücke der Kommunen nominal 48 Mrd. Euro, die 

422	  VGR der Länder; eigene Berechnungen.
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von Land und Gemeinden zusammen 60 Mrd. Euro! In Preisen von 2013 betragen die kumulierten 

Investitionslücken sogar 54 Mrd. Euro für die Kommunen und 69 Mrd. Euro für Land und Gemein-

den zusammen. 

Tabelle 42:	Sozialausgaben von Land und Kommunen (netto) in Nordrhein-Westfalen und in den alten Flächenländern423ohne Nordrhein-Westfa-

len und Saarland424

Euro je 
EW

Land Kommunen Land + Kommunen

NW aFL424 NW in % 
aFL

NW aFL NW in % 
aFL

NW aFL NW in % aFL

2002 163,3 189,7 86,1 682,2 460,2 148,2 845,5 650,1 130,0

2003 158,9 202,4 78,5 699,9 489,2 143,1 858,8 691,8 124,1

2004 151,3 187,0 80,9 721,9 505,6 142,8 873,2 692,7 126,1

2005 134,8 173,4 77,7 701,9 494,0 142,1 836,7 667,5 125,3

2006 121,9 174,2 70,0 725,8 497,8 145,8 847,6 672,1 126,1

2007 117,9 173,8 67,9 753,1 513,6 146,6 870,9 687,6 126,7

2008 115,9 180,9 64,1 777,4 536,6 144,9 893,3 717,8 124,4

2009 129,9 189,4 68,6 816,2 580,5 140,6 946,1 770,0 122,9

2010 136,6 200,4 68,2 855,7 605,1 141,4 992,3 805,7 123,2

2011 145,1 208,5 69,6 892,3 624,4 142,9 1.037,4 833,0 124,5

Neben der Erosion der Steuerbasis liegen weitere Erklärungen für die Investitionslücke des öffentli-

chen Sektors in Nordrhein-Westfalen in den extrem hohen Sozialausgaben und den Belastungen aus 

der Finanzierung der deutschen Einheit:

•	 Die hohen Sozialausgaben resultieren neben besonderen Siedlungsstrukturen (hoher Anteil der 

Agglomerationen425) auch und gerade aus den gravierenden Folgen des wirtschaftlichen Struk-

turwandels und der lang anhaltenden Massenarbeitslosigkeit. Angesichts mehrfach gebrochener 

statistischer Abgrenzungen kann die Mehrbelastung vor allem der nordrhein-westfälischen Kom-

munen nur für einen beschränkten Zeitraum belastbar hochgerechnet werden. Aber allein im 

Zeitraum 2002 – 2011 waren deren Sozialausgaben zwischen 40 und 48 Prozent höher als die der 

westdeutschen Nichtkrisen-Flächenländer. Für Land und Kommunen zusammen betrugen die 

Mehrbelastungen zwischen 23 und 30 Prozent.

•	 Die Lasten aus der Finanzierung der deutschen Einheit, insb. die Mindereinnahmen bzw. Mehr-

ausgaben im Länderfinanzausgleich, die Zahlungen an den Fonds Deutsche Einheit und die er-

höhte Gewerbesteuerumlage der Kommunen, betrugen 1995 rd. 10 Prozent der Steuereinnahmen 

des Landes und mussten relativ kurzfristig durch Kürzungen in den öffentlichen Haushalten aus-

geglichen werden. Die Belastungen trafen mit den Kosten des eigenen Strukturwandels in Nord- 

423	 alte Flächenländer.

424	 Statistisches Bundesamt 2011; eigene Berechnungen.

425	 Pesch, Schenk & Sperle 2003: 22. 
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rhein-Westfalen zusammen und überforderten die ohnehin schon angespannten Haushalte. Die 

Akkumulation der Kassenkredite der Kommunen beginnt 1995 und setzte sich dann über die 

Jahre der Steuermindereinnahmen aus Steuerreformen des Bundes fort. Investitionen wurden in 

dieser Not als die Kürzungspositionen genutzt, die noch beweglich waren. 

Die Haushaltssituation des Landes Nordrhein-Westfalen und insb. auch seiner Kommunen ist seit 

vielen Jahren bedingt durch den fortgesetzten Strukturwandel und die Kosten der deutschen Einheit 

belastet. Die kritischen Folgen in Form der Erosion der Steuerbasis, weit überdurchschnittlicher So-

zialausgabenbelastungen und langjähriger Unterinvestitionen stellen besondere Herausforderungen 

für eine Trendwende dar, die neben Investitionen in den Bildungsstandort Nordrhein-Westfalen 

und in der Wiedergewinnung neuer Wachstumspotentiale in zukunftsorientierten Wirtschaftszwei-

gen auch durch den umfangreichen „Wiederaufbau“ einer modernisierten öffentlichen Infrastruk-

tur bestehen muss. Vor allem müssen diese Probleme vor Beginn der Dekade 2020 – 2030, in der 

die Verwerfungen des demografischen Wandels verstärkt auftreten und zusätzliche budgetäre Bela-

stungen verursachen, gelöst werden und dürfen keinesfalls dann noch und möglicherweise verstärkt 

fortwirken. 

8.3.	� Der Einfluss von Bundes- und Europarecht auf die Haushalte von Land und Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen 

Weitere Einschränkungen für die budgetären Gestaltungsspielräume ergeben sich für Land und 

Kommunen aus dem Vollzug von Bundes- und Europarecht. Nach Art. 84 GG vollziehen die Länder 

die Gesetzgebung des Bundes als eigene Angelegenheiten, dazu gehört auch in Bundesrecht umge-

setztes europäisches Recht. Eine ähnliche Konstruktion gibt es für unmittelbares europäisches Recht, 

soweit die Vollzugskompetenzen nach der deutschen bundesstaatlichen Ordnung in den Aufgaben-

bestand der Länder gehören. Die Länder delegieren einen Teil dieser Vollzugsaufgaben an ihre Kom-

munen, u. a. auch, damit die Bürgerinnen und Bürger eine Verwaltung „der kurzen Wege“ haben.

Die Verwaltungskosten für den Vollzug von Bundes- und Europarecht müssen die Länder aus ei-

genen Einnahmen decken. Immerhin ist seit 2005 nach Art. 104a Abs. 4 GG die Zustimmung des 

Bundesrates für die Rechtsetzungen des Bundes erforderlich, die mit Kostenfolgen für die Länder 

verbunden sind. Soweit den Kommunen neue Aufgaben übertragen werden, gilt mittlerweile in ver-

schiedenen Bundesländern – so auch in Nordrhein-Westfalen gem. Art. 78 Abs. 3 der Landesverfas-

sung NRW – das Konnexitätsprinzip, nach dem das Land dann auch für die Deckung der zusätz-

lichen Kosten zu sorgen hat. 

Weitgehend unbekannt ist allerdings, in welchem Umfang die Haushalte des Landes und seiner 

Kommunen durch Bundes- und Europarecht gebunden sind. Zwar wird seit 2011 bei der Gesetzes-

folgenabschätzung des Bundes auch der Erfüllungsaufwand für den Vollzug für Länder und Gemein-
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den geschätzt426, die Zahlenangaben entbehren allerdings einer präzisen empirischen Grundlage und 

müssen als grobe Schätzungen eingestuft werden. Zudem kann jedes Land bei der Umsetzung des 

Vollzugs in Landesrecht i.d.R. die besonderen Verfahren hierfür selbst gestalten und damit die Ko-

sten bis zu einem gewissen Grad beeinflussen. Eine eigenständige Gesetzesfolgenabschätzung der 

Länder, die die Schätzungen des Bundes auch überprüfen würde, erfolgt hier aber nicht mehr. Inso-

weit ist völlig unbekannt, in welchem Umfang das Land und seine Kommunen durch derartige „von 

außen“ übertragene Aufgaben gebunden sind. Es dürften aber große Teile der öffentlichen Haus-

halte sein. Im Übrigen geht der überwiegende Teil der Sozialausgaben der Kommunen, darunter die 

kostspielige Eingliederungshilfe und die Kosten der Unterkunft nach SGB II sowie die Garantien für 

die Kindertagesstätten-Plätze Ü3 und U3, auf Bundesrecht zurück. 

Probleme bereiten die übertragenen Aufgaben insbesondere auch bei der Konsolidierung der Haus-

halte. Bei Aufgabenkritiken werden sie häufig als unveränderbar akzeptiert; allenfalls können bei 

der Organisation des Vollzuges Ausgaben eingespart werden, soweit nicht auch hier bereits konkrete 

bundesrechtliche Vorgaben existieren. Aber für eine zweckkritische Analyse stehen diese Aufgaben 

nicht zur Verfügung, mit der Folge, dass die Einschnitte regelmäßig bei den sog. freiwilligen Aufga-

ben vorgenommen werden müssen, eine Strategie, die bei den Kommunen eine Grenze beim verfas-

sungsrechtlichen Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 Abs. 2 GG hat. Je enger die Haushalte werden 

(s.o.), umso geringer werden die Spielräume zur Finanzierung „eigener“ selbstbestimmter Aufgaben. 

Mit Sicherheit geht ein großer Teil der problematischen Kassenkredite der nordrhein-westfälischen 

Kommunen auf die nur sehr beschränkt gestaltbaren Ausgaben der Pflichtaufgaben zurück.

Auch das Steuerrecht ist mit Ausnahme des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer, den Hebesätzen 

der Kommunen bei den verbliebenen Realsteuern und den fiskalisch nachrangigen kommunalen 

Aufwand- und Konsumsteuern, bundeseinheitlich reguliert. Die Länder haben große Teile der Steu-

erverwaltung, vor allem auch die der aufwendigen Einkommen- und Körperschaftsteuer und der 

Mehrwertsteuer in Bundesauftragsverwaltung durchzuführen und tragen dafür auch die Kosten der 

Verwaltung. 

Für die öffentlichen Haushalte in Nordrhein-Westfalen ist von Bedeutung, dass eine Reihe von 

Konstruktionen im bundeseinheitlichen Steuerrecht das regionale Steueraufkommen hier stärker 

kürzten als in anderen Bundesländern. So wird das Steueraufkommen aus der Einkommensteuer 

sowohl durch das steuerliche Kindergeld der Familienkassen (108 % des Bundesdurchschnitts) wie 

auch durch die steuerlichen Kinderfreibeträge (125 % des Bundesdurchschnitts!) überdurchschnitt-

lich stark verkürzt.427 Auch der Anteil der Kommunen an der Einkommensteuer leidet hierunter. 

Für 2013 hatte das Land gegenüber bundesdurchschnittlichen Abzügen von den Ertragsanteilen 

des Landes und der Kommunen Mindereinnahmen in Höhe von 367 Mio. Euro und 130 Mio. Euro, 

426	  NKRG, GGO. 

427	  Färber, Kühl & Alt 2014.
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zusammen also Mindereinnahmen in Höhe von 497 Mio. Euro, die im Länderfinanzausgleich nur 

unzureichend ausgeglichen werden. Auch bei der EEG-Umlage zahlt Nordrhein-Westfalen viel und 

erhält wenig.428 

Vor diesem Hintergrund müssen auch die fremdbestimmten Aufgaben Gegenstand von systema-

tischen Konsolidierungsstrategien werden, wenn die öffentlichen Haushalte in Nordrhein-Westfalen 

wieder Gestaltungsspielräume für Investitionen gewinnen sollen. Das bundeseinheitliche Steuer-

recht ist daraufhin zu überprüfen, wo es Vorschriften enthält, die Nordrhein-Westfalen besonders 

belasten. 

8.4.	� Haushaltswirtschaftliche Folgen des demografischen Wandels für Land und Kommunen in 
der Dekade 2020 – 2030

Für die Dekade 2020 – 2030, in der sich der demografische Wandel verstärkt, werden auch die Folgen 

dieser Entwicklung in den öffentlichen Haushalten des Landes und seiner Kommunen deutlicher. 

Modellrechnungen für die öffentlichen Haushalte auf Landes- und Kommunalebene im Einzelnen 

sind allenfalls insoweit sinnvoll, als einzelne Parameter wie z. B. die Entwicklung der Pensionsausga-

ben relativ und unter korrespondierenden Annahmen gegen die pauschale Einnahmenentwicklung 

und das Wachstum anderer Ausgaben gespiegelt werden. Eine Prognoserechnung für den Landes-

haushalt und die verschiedenen kommunalen Haushalte auf einheitlichen und auf spezielle regi-

onale Bedingungen modifizierten Annahmen aufzustellen, ist seriös kaum machbar, zumal auch 

kaum anzunehmen ist, dass die wirtschaftliche Entwicklung bis dahin ohne konjunkturelle Ein-

brüche bleibt. Diese Aussage schließt nicht aus, dass jede Gebietskörperschaft für sich, auf der Basis 

ihrer Finanzdaten, Projektionsrechnungen unternehmen sollte. 

Es lassen sich aber eine Reihe von Aussagen treffen, welche Veränderungen aufgrund der demogra-

fischen Entwicklung für die öffentlichen Haushalte zu erwarten sind. Dabei sind nach der Finanz-

verfassung der Bundesrepublik Deutschland insb. auch relative Veränderungen gegenüber anderen 

Ländern oder zwischen Gemeinden und Gemeindeverbänden von Bedeutung. Die demografische 

Entwicklung bewirkt im Einzelnen:

•	 Die Steuereinnahmen folgen typischerweise und wenn keine Steuerreformen unternommen wer-

den, der wirtschaftlichen Entwicklung. Inflationsgewinne werden bei progressiven Steuern übli-

cherweise in mehr oder weniger regelmäßigen Abständen ausgeglichen. Demografisch bedingte 

Rückgänge bei den Erwerbstätigenzahlen schlagen dann auf das Steueraufkommen durch, wenn 

sie nicht durch eine höhere Erwerbsquote oder einen überdurchschnittlichen Anstieg der Er-

werbstätigenproduktivität ausgeglichen werden.

428	  Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. 2015: 90. 
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•	 Das Steueraufkommen wächst auch in den Gebietskörperschaften schwächer, in denen ein höherer 

Anteil an Menschen im Rentenalter wohnen, weil diese – auch nach der Rentenreform 2005, die 

einen langfristigen Übergang auf eine nachgelagerte Rentenbesteuerung bewirkt – im Durch-

schnitt geringere Einkommen beziehen und der progressive Einkommensteuertarif auch auf das 

örtliche Aufkommen durchschlägt.

•	 Als im Wesentlichen einwohnerbezogene Systeme gleichen der Länderfinanzausgleich und der 

kommunale Finanzausgleich Einwohnerverluste, die über den Durchschnitt der jeweiligen Re-

ferenzgruppe (Länder oder Städte/Gemeinden/Landkreise) hinausgehen, nicht aus. Im Länder-

finanzausgleich hatte ein Einwohner eines Flächenlandes einen Bedarfswert von rd. 3.450 Euro, 

der nach Maßgabe des Ausgleichstarifs bis zu 75 Prozent gegenüber der Finanzkraft ausgeglichen 

wird. Im kommunalen Finanzausgleich in Nordrhein-Westfalen wird der „Basiseinwohner“ 2015 

mit rund 657 Euro gewichtet, allerdings je nach der Größe der Gemeinde mit Werten zwischen 

100 Prozent und 145 Prozent „veredelt“. Ein Einwohner mehr oder weniger gegenüber dem rela-

tiven Bevölkerungsanteil des Vorjahres „bringt“ oder „kostet“ einer nicht abundanten Gemeinde 

zwischen 590 und 857 Euro je nach Größe und Einwohnerveredelung; für Landkreise liegt dieser 

Wert bei rd. 520 Euro. 

Auf der Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte werden sich größere Verschiebungen entspre-

chend der Veränderungen der Adressatengruppen der jeweiligen öffentlichen Leistungen ergeben:

•	 Im Bildungsbereich können sinkende Schüler- und später dann auch sinkende Studierenden-

zahlen für Entlastungen sorgen und zunehmend größere sog. „Demografierenditen“ schaffen. 

Diese werden aber begrenzt durch eine weiter steigende Bildungsbeteiligung und ggf. auch durch 

den Ausbau eines flächendeckenden Ganztagsangebots sowie durch die Aufwendungen für Inklu-

sion und Integration. Zudem werden sie später, als früher angenommen, eintreten, da die aktuelle 

Zuwanderung den Rückgang der jüngeren Bevölkerung für die nächsten 10 bis 15 Jahre auf dem 

heutigen Niveau stagnieren lässt und dieser sich erst nach 2030 fortsetzen wird. 

•	 Altenspezifische öffentliche Leistungen werden c.p. stark zunehmen. Hier sind der gesamte Ge-

sundheits- und vor allem der Pflegebereich betroffen, der vor allem den Kommunen wachsende 

Belastungen auferlegen wird. Zudem ist zu erwarten, dass in dem Maße, wie im Anstieg durch 

den Nachhaltigkeitsfaktor gedeckelte Rentenleistungen und zu befürchtender Unterdeckungen 

der Pflegekosten gegenüber den Pflegesätzen der Gesetzlichen Pflegeversicherung die Kosten vor 

allem für Pflegeleistungen nicht (mehr) decken, die Kommunen in die Ausfallfinanzierung für 

Menschen mit unzureichendem eigenen Einkommen genommen werden.

•	 Remanenzkosten bei öffentlichen Infrastrukturen verteuern diese Leistungen bei schrumpfender 

Bevölkerung c.p. mit zunehmenden Rückgang immer schneller (vgl. Teil C Kap. 7. Infrastruktur 

und Raumplanung). Je höher der Kapitalanteil bei den öffentlichen Leistungen ist, umso stärker 

fällt der Effekt aus. Werden Grenzwerte derart steigender Kosten überschritten, gehen von dieser 

Entwicklung Anreize zu beschleunigter Abwanderung aus. 
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Die Bevölkerungszahl hat außerdem großen Einfluss auf die Verschuldung und die daraus resul-

tierenden Zinszahlungen. Selbst bei ausgeglichenem Haushalt, also unverändertem Schuldenstand, 

verändert sich die Pro-Kopf-Verschuldung mit der Zahl der Einwohner. Eine wachsende Bevölke-

rung führt zu sinkendem Schuldenstand je Einwohner, schrumpft die Zahl der Einwohner, wächst 

der Schuldenstand, der fiktiv auf jedem verbleibenden Einwohner lastet. Entsprechend reagieren 

die auf den Schuldenstand zu leistenden Zinszahlungen. Stark schrumpfende und hochverschul-

dete Gebietskörperschaften laufen zudem Gefahr, dass sich die Refinanzierungsbedingungen bei der 

Prolongation alter Kredite verschlechtern, weil die Risiken für die Gläubiger steigen, ob eine sich 

weiter verkleinernde Zahl an Einwohnern und Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern die Kredite 

bedienen können werden. Von den kritischen Entwicklungen sind im Übrigen nicht nur die öffentli-

chen Haushalte unmittelbar betroffen, sondern auch und gerade die öffentlichen Unternehmen der 

Daseinsvorsorge, die dann von Remanenzkosten ihrer Versorgungsnetze und sich verschlechternden 

Refinanzierungsbedingungen gleichzeitig und sich verstärkend betroffen werden. 

Diese verschiedenen Auswirkungen des demografischen Wandels auf die öffentlichen Haushalte 

lassen erwarten, dass die Finanzsituation für Land und Kommunen eher schwieriger wird als in 

der Vergangenheit. Gelingt es nicht, den wirtschaftlichen Strukturwandel zu meistern, dann steht 

zu erwarten, dass auch die Bevölkerungsentwicklung sich durch Abwanderungen oder geringere 

Zuwanderungen im Vergleich zu den anderen Bundesländern ungünstiger entwickeln wird. Um-

gekehrt würde eine günstige(re) Wirtschaftsentwicklung viele Auswirkungen des demografischen 

Wandels hinausschieben, sogar den Alterungsprozess selbst verzögern; sie schafft zudem zusätzliche 

Ressourcen, um den Wandel und seine Folgen zu finanzieren und auch um über genügend Mittel 

zu verfügen, um diejenigen Regionen und Kommunen in Nordrhein-Westfalen zu unterstützen, bei 

denen der Rückgang und die Alterung der Bevölkerung schon länger in Gang ist und mit einiger 

Sicherheit weitergehen wird. 

8.5.	 Perspektiven der Problemlösung bis 2020

Angesichts der Langfristigkeit und der Pfadabhängigkeit öffentlicher Haushaltsentwicklungen stellt 

sich die Frage, welche Probleme das Land Nordrhein-Westfalen und seine Kommunen selber lösen 

und bei welchen der o.a. Probleme das Land und seine Kommunen absehbar Hilfe und Entlastungen 

erfahren können. Denn die Probleme selbst liegen auch in anderen Bundesländern vor, sind aber von 

geringerer Bedeutung, weil dort der Strukturwandel „kleiner“ ausfällt und nicht so lang anhaltende 

Wunden geschlagen hat. Für wirtschaftliches Wachstum ist aber auf politischer Ebene zunächst die 

Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik zuständig (vgl. Teil C Kap. 2. Wirtschaft und Arbeit), die Fi-

nanzpolitik allerdings in dem Maße auch in der Verantwortung, wie insb. in Volumen und Struktur 

angemessene öffentliche Infrastrukturen den gesamtwirtschaftlichen Kapitalstock und ihre regional 

spezifischen Anlagen die Produktivität der jeweils ansässigen Privatwirtschaft entscheidend mitbe-

stimmen. 
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Von zentraler Bedeutung dürfte deshalb auch die Frage sein, wie die heute noch hochverschuldeten 

Kommunen, die Hilfen aus dem Stärkungspakt erhalten, und auch andere, die keine erhalten, 2020 

dastehen. Positiv werden Sozialausgabenentlastungen zu Buche stehen, da der Bund wohl neben der 

bereits übernommenen Grundsicherung im Alter auch weitere bundesrechtlich veranlasste Sozial-

lasten teilweise übernehmen wird. Die Eingliederungshilfe und die Hilfen zur Erziehung, die eine 

besondere haushalterische Dynamik aufweisen, wären von besonderer Wichtigkeit, bedingt auch die 

Kosten der Unterkunft nach § 29 SGB II, welche mittelfristig durch die demografische Entlastung 

der Arbeitsmärkte zurückgehen dürften.

Nordrhein-Westfalen wird auch von den kürzlich vereinbarten zusätzlichen Investitionshilfen von 

über einer Mrd. Euro überdurchschnittlich profitieren. Deren Größenordnung ist aber angesichts 

der o.a. abgeleiteten, langjährig entstandenen Investitionslücke bei weitem nicht ausreichend; hier 

sind zusätzliche Anstrengungen erforderlich, um die Infrastruktur in Nordrhein-Westfalen zu mo-

dernisieren und wiederaufzubauen. 

Angesichts der auch 2014 weiter ansteigenden Kassenkreditbestände der Kommunen erscheint eine 

weitergehende Überprüfung, ob Konzept, Umfang und Höhe der Stärkungspakthilfen ausreichen 

oder modifiziert werden müssen, erforderlich. Das Verschuldungsproblem der nordrhein-westfä-

lischen Kommunen muss – auch mit Blick auf die derzeit überaus günstige Konjunktur- und Ein-

nahmensituation – bis 2020 der Vergangenheit angehören. Dazu ist Einiges zu tun.

Für die Finanzausstattung des Landes ist es mitentscheidend, ob Nordrhein-Westfalen in den näch-

sten Jahren noch stärker abhängig vom Länderfinanzausgleich wird oder Entwicklungen in Gang 

setzen kann, die es möglicherweise wieder auf die Zahlerseite der originär finanzstarken Länder brin-

gen. Dies ist abhängig von der Entwicklung der Wirtschaftskraft und der damit korrespondierenden 

Steuerkraft, wobei letztere auch durch das Steuerrecht des Bundes und die spezifischen Regeln der 

(vertikalen) Steuerertragskompetenzen bestimmt ist. Die jüngsten Daten der Volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnung der Länder deuten eine vorsichtige Bodenbildung bei der Wirtschaftsentwicklung 

an. Für eine Trendwende hin zu einer gegenüber anderen Bundesländern überdurchschnittlichen 

Wirtschaftsentwicklung muss noch Einiges getan werden, vor allem wohl aber auch die Infrastruk-

tur in Nordrhein-Westfalen modernisiert werden. Auch die Früchte der umfassenden Bildungspoli-

tik werden sich erst in einigen Jahren zeigen und für die öffentlichen Haushalte auszahlen.

Zwischenzeitig werden sich bis 2020 aber bereits einige binnenstrukturelle Probleme in den öffent-

lichen Haushalten zeigen, für die schon kurzfristig solide und längerfristig tragfähige Lösungen zu 

finden sind. 
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•	 Beim Land ist dies das bereits jetzt stattfindende weitere Aufwachsen der Versorgungs- und Bei-

hilfeausgaben, das in anreizkonforme und verursachungsgerechte Haushaltsstrukturen übersetzt 

werden muss.429 

•	 Neue oder unerwartet gesamtgesellschaftlich wachsende Aufgaben, wie z. B. die Flüchtlingsunter-

bringung, fordern nicht nur die Kommunen vor Ort, sondern auch den Landeshaushalt. Auch der 

Bund muss hier verstärkt Verantwortung übernehmen.

•	 Zudem haben die starken Verwerfungen zwischen den Einzelplänen, die als Folge der demogra-

fischen Entwicklungen und der Maßnahmen zu erwarten sind, mit denen die Politik darauf re-

agieren wird, bereits begonnen. Verschiedene Empfehlungen der Enquetekommission werden 

hierzu beitragen. Bei den Kommunen gibt es wohl nur in einigen Großstädten (eher kleinere) 

Probleme mit dem Wachstum der Versorgungsausgaben. Vom Aufwuchs der Beihilfeausgaben 

dürften aber alle Kommunen betroffen sein.

•	 Probleme mit Remanenzkosten gibt es auch derzeit schon in schrumpfenden Regionen. 

Bis zum Jahr 2020 muss zudem der Landeshaushalt in Nordrhein-Westfalen formal ausgeglichen 

sein. Wenn die Kommunen als Standorte wettbewerbsfähig sein oder bleiben wollen, müssen sie 

ergebnisausgeglichene Haushalte aufweisen. Dies dürfte bei vielen Gebietskörperschaften, die z. T. 

noch erhebliche Konsolidierungsbedarfe haben, einige weitere Anstrengungen zur Schließung der 

strukturellen Lücken zwischen Einnahmen- und Ausgabenentwicklung erfordern.

429	 siehe hierzu Teil D Kap. 2.2. Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil C Kap. 8. Finanzpolitische Herausforderungen für Land 
und Kommunen; hier: Unterkapitel 8.5. Perspektiven der Problemlösung bis 2020. 
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 2171. Einzelne Sondervoten zu Teil B Handlungsempfehlungen 

Teil D	Sondervoten 

1.	 Einzelne Sondervoten zu Teil B Handlungsempfehlungen 

1.1.	� Sondervotum der Fraktion der FDP und des Sachverständigen Dr. Hans-Peter Klös  
zu Teil B Kap. 1. „Handlungsempfehlungen zur Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik“;  
hier Handlungsempfehlung Nr. 21

Handlungsempfehlung 21 lautet wie folgt:

Flexible Beschäftigungsformen zur Eingliederung von Nichterwerbspersonen und Arbeitslosen in den 

Arbeitsmarkt sollten nicht eingeschränkt sondern weiterentwickelt werden. Dies umfasst auch die Prü-

fung, ob für schwer vermittelbare Personen und Langzeitarbeitslose ein sozialer Arbeitsmarkt eingeführt 

werden soll und wie er ausgestattet sein kann. Ziel ist es, dass auch für diejenigen Menschen Teilhabe 

an Arbeit ermöglicht wird, die lange Zeit arbeitslos waren (zwei Jahre oder eine längere kumulierte Ar-

beitslosigkeit) und die trotz vorausgegangener intensiver Eingliederungsbemühungen nicht in Erwerbs-

arbeit integriert werden können. Sowohl die individuellen Möglichkeiten der Betroffenen als auch der 

Ausgleich von Defiziten und die Schaffung von Chancen und Perspektiven sind dabei wichtige Aspekte. 

Die FDP-Landtagsfraktion und der Sachverständige Dr. Hans-Peter Klös spricht sich gegen die 

Handlungsempfehlung in dieser Form aus. Aus ihrer Sicht soll die Landesregierung darauf hinwir-

ken, dass flexible Beschäftigungsformen, wie z. B. Zeitarbeit und befristete Beschäftigung, zur Ein-

gliederung von Nichterwerbspersonen und Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt nicht eingeschränkt 

werden. Ein sozialer Arbeitsmarkt als Versuch, Langzeitarbeitslose durch öffentlich geförderte sozial

versicherungspflichtige Beschäftigung in den Arbeitsmarkt zu integrieren, kann nur eine flankierende 

Maßnahme sein, um an der strukturell verfestigten Langzeitarbeitslosigkeit etwas zu ändern. Um 

nachhaltige Effekte zu erzielen, muss das Ziel die Integration in den ersten Arbeitsmarkt sein. In 

Bezug auf die Qualifikation von Arbeitslosen (insbesondere von Langzeitarbeitslosen) kommt es 

darauf an, niedrigschwellige Angebote zu machen. Teilqualifikationen bieten für bestimmte Ziel-

gruppen die Möglichkeit, statt einer kompletten, mehrjährigen Ausbildung einzelne Ausbildungs-

module – sog. Teilqualifikationen aus bestehenden Ausbildungsinhalten – zu absolvieren. Es gibt 

in vielen Unternehmen Tätigkeiten, für die eine abgeschlossene Ausbildung in einem anerkannten 

Ausbildungsberuf nicht zwingend erforderlich ist. Um keine Konkurrenz zur dualen Erstausbil-

dung zu schaffen, sollen Teilqualifikationen aber nur für Personen über 25 Jahre angeboten werden. 

Betrieben sollte es durch möglichst wenige bürokratische Vorgaben erleichtert werden, Langzeit

arbeitslosen eine Perspektive zu geben.
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1.2.	� Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B Kap. 2. „Handlungsempfehlungen zu öffent-
licher Dienst und öffentliche Verwaltung“; hier: Handlungsempfehlung Nr. 37 Unterpunkt 3

Handlungsempfehlung 37 Unterpunkt 3 lautet wie folgt:

Die starken regionalen Divergenzen bei der demografischen Entwicklung und das deshalb stärker wer-

dende Gefälle bei den Lebenshaltungskosten zwischen den Agglomerationsräumen einerseits und der 

sog. Peripherie andererseits, erfordern zudem eine Flexibilisierung der Besoldung im Raum nach Gefälle 

der Lebenshaltungskosten und regionalen Arbeitsmarktengpässen. 

Die FDP-Landtagsfraktion spricht sich für die Streichung des Unterpunktes 3 der Handlungsemp-

fehlung Nr. 37 aus, da dies zum einen ein wesentliches Gefälle der Lebenshaltungskosten in Nord- 

rhein-Westfalen und zum anderen ein regelmäßiges Zusammenfallen von Dienst- und Arbeitsort 

voraussetzt. Beides ist nicht zwingend gegeben. Arbeitswege von 50 bis 100 Kilometern sind infolge 

gestiegener Mobilität keine Seltenheit mehr. Insoweit ist es möglich, an einem „günstigen“ Standort 

zu wohnen und an einem „teuren“ Standort zu arbeiten. Darüber hinaus gibt es zwar unterschied-

liche Lebenshaltungskosten zwischen Städten wie Köln, Bonn, Düsseldorf, Münster, Aachen und 

dem weitgehenden Rest des Landes. Diese sind aber im Wesentlichen miet- bzw. immobilienpreis-

bedingt. Lebensmittelpreise u. Ä. sind in Nordrhein-Westfalen flächendeckend eher homogen.

1.3.	� Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B Kap. 3. „Handlungsempfehlungen zur 
Bildungspolitik“; hier: Handlungsempfehlung Nr. 60 

Handlungsempfehlung Nr. 60 im Abschlussbericht lautet wie folgt: 

Qualitätssicherung und -verbesserung müssen im Zentrum frühkindlicher Bildungs- und Erziehungs-

arbeit stehen. Politik und Träger der Einrichtungen stehen hier in der Pflicht. Zur Qualifizierung für 

Leitungsfunktionen sollten entsprechende Bildungsformate entwickelt werden.

Um Qualitätsverbesserungen in der frühkindlichen Bildungs- und Erziehungsarbeit zu erreichen, 

ist es notwendig, Maßnahmen zur Qualifizierung des Personals in Kindertageseinrichtungen zu 

entwickeln. Diese sollen auch dazu beitragen, dass der Transfer von akademischem Wissen in die 

Kindertageseinrichtungen gelingt. Zur Evaluation können beispielsweise Qualitätszirkel und Audits 

dienen. Erzieherinnen und Erziehern müssen sich Karrierewege eröffnen, Weiterbildung soll ein 

regelmäßiges Element des Berufswegs werden.
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1.4.	� Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B Kap. 3. „Handlungsempfehlungen zur 
Bildungspolitik“; hier: Handlungsempfehlung Nr. 61

Ursprüngliche Fassung der Handlungsempfehlung Nr. 61:

Von herausragender Bedeutung sind Sprachbildung und -förderung in Kitas und Kindergärten. Sie sind 

essentiell für Bildungsverlauf, Kompetenzentwicklung und gesellschaftliche Integration aller Kinder. Sie 

müssen mit entsprechendem Stellenwert und pädagogisch angemessenen Betreuungsrelationen versehen 

werden. Eine verbindliche Sprachstandfeststellung im Elementar- und Primarbereich sollte Handlungs- 

und Förderbedarfe identifizieren. Notwendig und hilfreich ist die Einbeziehung der Eltern und ihres 

sozialen Umfeldes. Hier müssen in der Familienhilfe vor Ort Schwerpunkte gesetzt werden. 

Die FDP-Fraktion hält es zusätzlich für wichtig, durch eine verbindliche Sprachstandfeststellung im 

Elementar- und Primarbereich Handlungs- und Förderbedarfe zu identifizieren.

1.5.	� Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B 7.1 „Finanzpolitische Absicherung und Kosten
transparenz der Beamtenversorgung“

Mit den Ansparsystemen „Versorgungsfonds“ und „Versorgungsrücklage“ hat das Land einen Ein-

stieg in ein Vorsorgesystem zur Finanzierung der Versorgungskosten (Pensionen) geschaffen und 

eine Rücklage gebildet, die die Belastungsspitzen in den Jahren 2018 bis 2030 auffangen soll. Laut 

Finanzplanung der Landesregierung werden bis 2018 im Sondervermögen „Versorgungsrücklage“ 

voraussichtlich 7,3 Mrd. Euro angespart worden sein. Das Sondervermögen „Versorgungsfonds“ soll 

bis zum Ende des Jahres 2018 ein Volumen von 5,8 Mrd. Euro haben (LT-Drs. 16/6501). Insgesamt 

wird also Ende 2018 voraussichtlich eine Summe von 13,1 Mrd. Euro für die Finanzierung der Pen-

sionsverpflichtungen zur Verfügung stehen. Dem gegenüber stehen von 2018 bis 2030 Versorgungs-

aufwendungen in Höhe von etwa 87,7 Mrd. Euro (hinzukommen noch die Kosten für die Beihilfe). 

Die Differenz von 74,6 Mrd. Euro (ohne Beihilfekosten) muss das Land weiterhin aus dem Haushalt 

finanzieren. 

Neben der nicht auskömmlichen Vorsorge in Bezug auf die Gesamtausschüttungssumme sind auch 

die Auszahlungsbedingungen sowie die Risiko-  bzw. Kostenkalkulation nicht geeignet, eine adä-

quate Vorsorge bereitzustellen. Die Auszahlung erfolgt als Division der verfügbaren Summe durch 

die Anzahl der Auszahlungsjahre: „Der Aufbau der Rücklagen sowie die bislang vorgesehenen 

Auszahlungspläne orientieren sich [...] nicht an den tatsächlichen Bedarfen, sondern ergeben sich 

als jahresdurchschnittliche Auszahlung der voraussichtlich verfügbaren Mittel.“ 430 Während die 

Auszahlung demnach linear erfolgen soll, sind die Belastungen durch die Versorgung nicht linear 

verteilt, sondern weisen eine Belastungsspitze im Jahr 2026 auf.

430	  Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014b: 9.
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Die Rücklagesysteme sind zudem nicht auf das kalkulierbare Niveau der jeweiligen Kohorten abge-

stimmt: „Das zusätzliche Ausgabenrisiko, das durch die demografisch bedingten Belastungsspitzen 

entsteht, folgt [...] versicherungsmathematisch kalkulierbaren Einflüssen. Allen voran ist die fernere 

Lebenserwartung der Versorgungsempfänger zu nennen, die für jede Kohorte individuell zu berech-

nen ist – aufgrund der steigenden Lebenserwartung ebenso wie aufgrund möglicher Variationen im 

Pensionszugangsalter.“ 431

Die Frage der Kalkulation verweist auf ein professionelles Kapitalanlagemanagement, „das dem Ziel-

dreieck aus Liquiditätsanforderung, Risiko- und Renditeaspekten folgt“ und „Effizienzpotentiale“ 

bietet: „[...] hier ist kritisch zu hinterfragen, ob das Land NRW in gleicher Weise über geeignete 

Expertise verfügt wie alternative Institutionen, die sich wie z. B. Versorgungswerke der betrieblichen 

Altersversorgung professionell mit den Fragen der Kalkulation und des Risikomanagements be-

schäftigen. Der Vorteil einer Ausgliederung des Risikomanagements an einen professionellen pri-

vaten Anbieter besteht unter anderem darin, dass er die Risiken der Anlage übernimmt und so im 

eigenen Interesse rendite- und risikooptimierte Anlageformen wählt. Solange das Land dagegen das 

Risiko trägt, steht zu befürchten, dass es im Zweifelsfall aus Steuermitteln zuschießen würde. Genau 

das mindert aber den Anreiz, eine nach versicherungsmathematischen Regeln optimierte Risikokal-

kulation und Kapitalanlage zu verfolgen.“ 432

Die FDP-Fraktion empfiehlt daher:

(1)	� Das Vorsorgesystem muss stärker am tatsächlichen Bedarf orientiert werden. 

(2)	� Die Auszahlungsbedingungen sind mit Bezug zu den tatsächlichen Bedarfen anzupassen: 

„Da die Belastungsspitze aus heutiger Sicht erst in 2026 erwartet wird, kann die Auszah-

lungssumme insgesamt schon allein dadurch erhöht werden, dass in den ersten Jahren zu-

gunsten der Jahre mit der Spitzenbelastung geringere Auszahlungen erfolgen und dadurch 

höhere Zinserträge erzielt werden können.“ 433

(3)	� Durch eine „versicherungsmathematische Kalkulation der Risiken und eine entsprechend 

risikogerechte Verteilung der Rücklagen über den Betrachtungszeitraum“ können „Effizienz

vorteile gehoben“ werden.434 Das Vorsorgesystem muss entsprechend einer solchen Risiko-

kalkulation umgestellt werden. 

431	  ebd.: 10.

432	  ebd.: 10.

433	  ebd.: 10.

434	  ebd.: 10.
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(4)	� Eine Reform des Vorsorgesystems sollte sich an den Erfordernissen eines professionellen Ka-

pitalanlagemanagements orientieren, um Effizienzpotentiale zu heben und eine bedarfsge-

rechte Vorsorge absichern zu können. Dabei ist die Ausgliederung an einen professionellen 

privaten Anbieter zu prüfen.

1.6.	� Sondervotum der Fraktionen von CDU und FDP sowie der Sachverständigen der EK III, 
Helmut Stahl und Dr. Hans-Peter Klös, zu Teil B 7. „Handlungsempfehlungen zu Finanzpo-
litische Herausforderungen für das Land und die Kommunen“; hier Handlungsempfeh-
lungen Nrn. 166–168

Die Analyse zu den Defiziten in der Infrastruktur und den Investitionen des Landes Nordrhein-

Westfalen im Abschnitt „Finanzpolitische Aspekte“ markiert einen zentralen wachstumspolitischen 

Handlungsbedarf des Landes. Die von der Kommission mit Mehrheit vorgeschlagene Ausformung 

eines „Sondervermögens Infrastrukturfonds zum Wiederaufbau und zur Modernisierung der öffent

lichen Infrastruktur“ ist aber aus mindestens vier zentralen Gründen problematisch. Eine besondere 

Prüfung muss insbesondere hinsichtlich folgender Punkte erfolgen:

•	 Die Gründung eines Infrastrukturfonds als Sondervermögen des Landes widerspricht dem Haus-

haltsgrundsatz der Einheit und Vollständigkeit des Haushaltsplans. 

•	 Die Einbringung der Beiträge zur Pensionsvorsorge für neue Beamtenverhältnisse in die Finanzie-

rung des Fonds wäre sachfremd.

•	 Die Kreditfähigkeit des Fonds schafft die Gefahr eines Umgehungstatbestandes zur verfassungs-

rechtlich verankerten Schuldenbremse.

•	 Die Verwaltung und das Management des Infrastrukturfonds durch die landeseigene Förderbank 

erschwert eine Kontrolle des Fonds durch das Parlament. 

Dies setzt mindestens gesonderte Regelungen zur Lösung dieser Problemlagen voraus. 

Zudem ist der Vorschlag in der vorgelegten Form hinsichtlich der Anschlussfähigkeit an eine laufen-

de bundespolitische Debatte zu überprüfen. Am 21.04.2015 übergab eine Expertenkommission dem 

Bundeswirtschaftsminister den Bericht „Stärkung von Investitionen in Deutschland“.435 Darin ist 

von einer interdisziplinär besetzten Kommission aus Wissenschaftlern, Politik, Gewerkschaften und 

Wirtschaftsvertretern der aktuelle Stand des Wissens zur Investitionsschwäche in Deutschland, zu 

Mechanismen der Sicherung nachhaltiger öffentlicher Investitionen, zur Bereitstellung öffentlicher 

Infrastruktur, zu den Rahmenbedingungen für private Investitionen und zur privaten Infrastruktur 

zusammengetragen worden. Ergebnis ist ein „Zehn-Punkte-Plan“ der Kommission zur Stärkung der 

öffentlichen und privaten Investitionen. 

435	  vgl. Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ 2015.
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Vier der Vorschläge der Kommission zielen ausdrücklich auf die Stärkung der finanziellen Spielräume 

für Infrastrukturinvestitionen:

•	 Schaffung eines „Nationalen Investitionspakts für Kommunen“ (NIK): Der NIK sollte so aus-

gestattet werden, dass eine Erhöhung der kommunalen Investitionen mindestens in Höhe des 

rechnerischen kommunalen Substanzverzehrs der letzten drei Jahre über die nächsten drei Jahre 

ermöglicht wird. 

•	 Gründung einer Infrastrukturgesellschaft für Kommunen (IfK): Aufgabe der von Bund und Län-

dern getragenen IfK solle es sein, die Kommunen im Rahmen der Planung und Durchführung 

von Investitionsprojekten zu unterstützen.

•	 Einrichtung einer Infrastrukturgesellschaft im Bereich Bundesfernstraßen: Grundsätze dieser 

Verkehrsinfrastrukturgesellschaft sind Planung, Bau, Betrieb und Finanzierung aus einer Hand, die 

Finanzierung überwiegend oder ausschließlich aus Nutzungsentgelten, eigene Kreditaufnahme

fähigkeit ohne staatliche Garantie und Wahrung der öffentlichen Kontrolle ohne Privatisierung.

•	 Schaffung neuer Strukturen zur Mobilisierung zusätzlicher privater Infrastrukturfinanzierung: 

Die Schaffung eines öffentlichen Infrastrukturfonds des Bundes und der Länder wie auch eines 

„Bürgerfonds“ sollte privaten Investoren und Bürgern eine Beteiligung an Infrastrukturvorhaben 

ermöglichen.

Entlang dieser großen Linien enthält der Bericht eine sehr abwägende Debatte um neue Finanzie-

rungsformen für die öffentliche Infrastruktur. Diese gilt vor allem der Diskussion um ÖPP-Vorha-

ben. ÖPP seien zwar „kein Allheilmittel für fiskalische Probleme der Kommunen“, könnten jedoch 

„zur Schließung der Investitionslücke beitragen, sofern sie die Effizienz von Infrastrukturprojekten 

erhöhen und deren fiskalische Risiken senken“.436 Die Abwägung der Vorteile mit der Kritik an ÖPP-

Vorhaben mündet in der Feststellung: „Eine empirisch fundierte Antwort auf diese und andere in 

der ÖPP-Debatte umstrittene Fragen wird durch die Tatsache erschwert, dass es in Deutschland 

noch nicht genügend Erfahrungen mit „abgeschlossenen“ ÖPP gibt“.437 Dies gilt namentlich mit 

Blick auf die bereits seit längerem wieder stark rückläufige Entwicklung des ÖPP-Marktes (Abbil-

dung 40). Derzeit kann noch nicht abgesehen werden, in welcher Weise sich dieser Trend durch die 

vom BMVI diskutierten Projekte im Fernstraßenbereich wieder drehen könnte. 

436	  ebd.: 32.

437	  ebd.: 34.
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Abbildung 40:	 Entwicklung des ÖPP-Marktes in Deutschland, Projekte Hoch- und Straßenbau mit Vertragsabschluss438

Im Kern mangelt es der ÖPP-Debatte vor allem an belastbarer Empirie über die in der Debatte stets 

strittigen Punkte. Dies sind auf der einen Seite die Vermutungen über eine größere Effizienz, Effekti-

vität und zeitliche Realisierung von ÖPP-Strukturen, auf der anderen Seite die vermuteten höheren 

Vertragsdurchsetzungskosten, fehlende Risikoübertragung auf private Anbieter sowie langen Ver-

tragsbindungszeiten für die öffentlichen Auftraggeber. Eine unvoreingenommene Prüfung, ob und 

inwiefern ÖPP-Modelle verstärkt eine Option der Infrastrukturbereitstellung und -finanzierung 

bieten, setzt daher eine saubere empirische Bestandsaufnahme der bisherigen Infrastrukturprojekte 

– sowohl konventionell finanziert wie auch in ÖPP-Form – voraus.

Zumindest für den Bereich der öffentlichen Infrastrukturprojekte in Deutschland liegt seit kurzem 

durch die Studie der Hertie School of Governance439 eine belastbare empirische Auswertung vor, die 

insgesamt 170 öffentliche Infrastruktur-Großprojekte in Deutschland untersucht hat und dabei zu 

folgenden Kernergebnissen kommt: 

•	 Für 119 abgeschlossene Projekte beträgt die durchschnittliche Kostensteigerung pro Projekt 

73  Prozent. Unvollendete Projekte (n=51) weisen durchschnittliche Kostensteigerungen von 

41 Prozent pro Projekt auf. Diese Kosten werden bis Projektabschluss weiter steigen.

•	 Insgesamt sind die 170 Infrastrukturprojekte um 59 Mrd. Euro teurer als geplant – statt 141 wer-

den sie mindestens 200 Mrd. Euro kosten.

•	 Die durchschnittlichen Kostensteigerungen variieren zwischen den Sektoren, sind im Bereich der 

IuK-Technologie mit +394 Prozent am höchsten, im Bereich des Verkehrs (+33 %) am niedrigsten. 

438	  ebd.: 32.

439	  vgl. Hertie School of Governance 2015.
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Dort allerdings sind die Kostensteigerungen der unvollendeten Vorhaben schon vor der Fertigstel-

lung deutlich höher als bei den vollendeten Vorhaben. 

Abbildung 41:	 Sektorübergreifende durchschnittliche Kostensteigerungen pro Projekt, in Prozent440

Die Ergebnisse dieser ersten Studie zur Kosteneffizienz bisheriger öffentlicher Infrastrukturprojekte 

belegen erneut die Notwendigkeit einer unvoreingenommenen Prüfung alternativer Formen der 

Infrastrukturbereitstellung und –finanzierung. 

Die Expertenkommission „spricht sich daher für eine Prüfung neuer Beschaffungs- und Finanzie-

rungsstrukturen aus, bei denen öffentliche Institutionen eine stärkere Rolle spielen als bei ÖPP, die 

Möglichkeit privater Finanzierung im Sinne echter Risikoübertragung an Private jedoch erhalten 

bleibt. Grundsätzlich könnte damit Infrastruktur auf allen drei Regierungsebenen – Kommunen, 

Länder oder Bund – finanziert werden“ 441

Die entscheidende Abgrenzung zur klassischen ÖPP-Form kann darin bestehen, dass private Insti-

tutionen lediglich als Fremdkapitalgeber eingebunden sind, die inhaltlichen Entscheidungen z. B. 

über den Ausbau der Bundesfernstraßen jedoch ausschließlich auf politischer Ebene getroffen wer-

den. Der Preis für eine Auslagerung des Finanzierungsrisikos bei uneingeschränkter Entscheidungs-

befugnis dürfte für die öffentliche Hand zu einem Zinsaufschlag für den Fremdkapitalgeber führen, 

der jedoch eher moderat ausfallen dürfte. Als Ergänzung zur öffentlichen Infrastrukturfinanzierung 

sowie zu sorgsam ausgewählten ÖPP-Modellen bietet diese Einbindung privater Fremdkapitalgeber 

zusätzliche Chancen für eine zukunftsfähige Infrastruktur.

Die Verfasser dieses Sondervotums sprechen sich für den Verzicht der Handlungsempfehlungen 166 

bis 168 und den darin enthaltenen Spiegelstrichen ausgeführten konkreten Ausgestaltungsmerkmalen 

440	  ebd.: 2. 

441	  Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ 2015: 44.
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des Sondervermögens Infrastrukturfonds aus und empfehlen stattdessen einen Prüfauftrag mit fol-

genden Inhalten:

•	 Die Landesregierung sollte die rechtlichen Möglichkeiten zur Einrichtung einer Infrastruktur

gesellschaft für Kommunen prüfen.

•	 Die Landesregierung sollte Möglichkeiten zur Gründung von landeseigenen, netzbezogenen 

Infrastrukturgesellschaften prüfen.

•	 Die Landesregierung sollte prüfen, in welcher Form und unter welchen Bedingungen eine Betei-

ligung privater Investoren bei der Finanzierung von Landesinfrastrukturprojekten möglich ist. 

1.7.	� Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil B 7. Handlungsempfehlungen zu Finanzpoli-
tische Herausforderungen für das Land und die Kommunen

Das strukturelle Defizit des Landeshaushalts muss ausgehend von 2010 jedes Jahr um ein Zehntel 

des Ausgangsdefizits reduziert werden, um die Schuldenbremse einzuhalten, das heißt das struk-

turelle Defizit bis 2020 auf null zu senken. Angesichts der damit verbundenen Herausforderungen 

– 5 bis 10 Prozent des gegenwärtigen Ausgabevolumens sind einzusparen – ist offenkundig, dass 

Nordrhein-Westfalen eine strikte Haushaltspolitik einhalten und Konsolidierungsbemühungen vo-

rantreiben muss. Allein die quantitative Dimension macht deutlich, dass diese Konsolidierungs-

bemühungen den öffentlichen Dienst respektive die Personalausgaben nicht ausnehmen können: 

Direkte und indirekte Personalausgaben stellten im Jahr 2012 ca. 43 Prozent der Gesamtausgaben 

des Landes (Gemeinden: ca. 28 %) dar. Der Blick auf die Personal-Steuer-Quote verdeutlicht diesen 

Zusammenhang: Die direkten und indirekten Personalausgaben in 2012 entsprechen 57,3 Prozent 

der Steuereinnahmen des Landes (Gemeinden: 69,7 %) – mehr als jeder zweite durch Steuern ein-

genommene Euro des Landes fließt also in die Personalausgaben.

Die FDP-Fraktion empfiehlt daher:

Um die verfassungsrechtlich bindende Schuldenbremse einzuhalten, ist die Finanzplanung bis 2020 

in besonderem Maße antizipativ zu gestalten und muss neben der notwendigen Reduzierung des 

Ausgabevolumens etwa auch die steigenden Pensionslasten (über 40 Milliarden Euro bis 2020) ab-

bilden. Der öffentliche Dienst muss in Konsolidierungsbemühungen einbezogen und im Hinblick 

auf Einsparpotentiale analysiert werden.
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2.	 Sondervoten zu Teil C Analyse 

2.1.	� Sondervotum der Fraktionen von CDU und FDP zu Teil C Kap. 8 Finanzpolitische Herausfor-
derungen für Land und Kommunen

I.	 Einleitung

Solide öffentliche Finanzen sind eine Grundvoraussetzung für die langfristige Handlungsfähigkeit 

des Staates. Die Veränderungen in der Altersstruktur unserer Gesellschaft werden sich in großem 

Maße auch auf die öffentlichen Haushalte des Landes und der Kommunen auswirken. Um rechtzei-

tig die Weichen richtig stellen zu können, ist es daher wichtig, schon heute mögliche Herausforde-

rungen in den Blick zu nehmen.

Die Schuldenbremse in Artikel 109 Absatz 3 des Grundgesetzes verbietet Einnahmen aus Krediten. 

Artikel 143 d des Grundgesetzes gibt den Ländern bis zum Jahr 2020 Zeit, diese Vorgabe zu erfül-

len. Der sog. Nachhaltigkeitsbericht der Landesregierung weist jedoch auch für das Jahr 2020 bei 

konjunkturell guter Lage eine erhebliche Finanzierungslücke auf. Außer Lippenbekenntnissen der 

Landesregierung sind Ansätze, wie dieses strukturelle Defizit geschlossen werden kann, bislang nicht 

erkennbar.

In den Jahren 2005 bis 2010 haben CDU und FDP aufgezeigt, wie der Haushalt nach Jahren der 

ausufernden Verschuldung sinnvoll konsolidiert werden kann und gleichzeitig dringend notwen-

dige Investitionen in wichtige Zukunftsbereiche getätigt werden können. Hat die Neuverschuldung 

im Jahre 2005 noch 6,7 Milliarden Euro betragen, konnte im Haushaltsjahr 2008 erstmals seit Jahr-

zehnten ein Haushaltsüberschuss erwirtschaftet werden. Dieser wurde genutzt um unausweichliche 

Vorsorgemaßnahmen aufgrund der internationalen Staatsschulden- und Finanzmarktkrise zu bil-

den. Hiervon profitiert die Landesregierung noch heute. Gleichzeitig wurden rund 3,8 Milliarden 

Euro mehr in Bildung investiert. 

Im Jahr 2015 plant die Landesregierung trotz Rekordsteuereinnahmen weiterhin mit einer Netto-

kreditaufnahme von rund 2 Milliarden Euro. Die Nettokreditaufnahme wird notwendig, obwohl das 

Land Zinsminderausgaben von 1,3 Milliarden Euro im Vergleich zum Jahr 2008 realisiert. Grund 

hierfür sind die historisch niedrigen Zinssätze. Der Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen stellt 

in seinem aktuellen Jahresbericht 2014 fest, dass die stetigen neuen Kreditaufnahmen den Schulden-

stand des Landes in besorgniserregende Höhen haben steigen lassen. Zu einem Abbau des Schul-

denstandes sei es bisher noch nicht gekommen. In anderen Bereichen des Gesamtstaates sieht es 

hingegen anders aus.442 Nach Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes betrug der Finanzierungs-

überschuss des Staates in der Gesamtheit im Jahr 2014 rd. 18 Milliarden Euro. Bund, Länder, 

442	  Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen 2014: 67. 
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Gemeinden und Sozialversicherungen zusammen haben damit im dritten Jahr in Folge einen Finan-

zierungsüberschuss erzielt.443

Darüber hinaus äußert der Landesrechnungshof des Landes Nordrhein-Westfalen Zweifel, ob die 

bisher unternommenen Schritte zur Eindämmung der Verschuldung ausreichen, um das bestehen-

de Defizit bis zum Jahr 2020, dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Schuldenbremse, auf null zu 

senken. Um die Nettoneuverschuldung zurückzuführen, bedarf es nach Auffassung des Landesrech-

nungshofes größerer Anstrengungen, zumal die positive Entwicklung der letzten Jahre vornehmlich 

den günstigen Rahmenbedingungen – unter anderem deutlichen Steuermehreinnahmen und Zins-

minderausgaben – geschuldet ist.444 

Die Steuereinnahmen des Landes Nordrhein-Westfalen werden von rund 38 Milliarden Euro (Ist) 

im Jahr 2010 auf 54,7 Milliarden Euro im Planansatz für das Jahr 2018 steigen. Trotz dieses erwar-

teten Anstiegs des Niveaus der Steuereinnahmen um über 16 Milliarden Euro, rechnet das Land 

Nordrhein-Westfalen nicht mit einem ausgeglichenen Haushalt im Jahr 2018.445 Der kumulative 

Effekt über die Jahre 2010 bis 2018 ist um ein Vielfaches höher. Selbst der vom Finanzministerium 

erstellte zweite Bericht über die Nachhaltigkeit des Landes sendet auch ohne den Eintritt neuer, un-

erwarteter Problemlagen oder Marktentwicklungen diese Warnung: „Im Basismodell besteht im Jahr 

2020 noch ein Konsolidierungsbedarf“.446

II.	 Finanzpolitische Herausforderungen für Land und Kommunen 

Die Landesregierung muss sowohl die Ausgaben als auch die Einnahmeseite für Haushaltsverbes-

serungen in den Blick nehmen. Eine florierende Wirtschaft führt zu Wohlstand in der Bevölke-

rung und steigenden Steuereinnahmen für den Staat. Die positive wirtschaftliche Entwicklung der 

letzten Jahre in ganz Deutschland muss mit einer marktwirtschaftlichen Offensive auch in Nord- 

rhein-Westfalen ankommen und stabilisiert werden. Leider hinkt Nordrhein-Westfalen seit Jahren 

hinter der bundesweiten Wirtschaftsdynamik zurück. Die Ursachen hierfür liegen nicht mehr im 

Strukturwandel von Kohle und Stahl, wie es die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen 

behaupten, sondern in einer geringeren Produktivität, geringeren Ausgaben für Forschung und Ent-

wicklung, geringeren Investitionen und kürzeren Arbeitszeiten.447 Bereits in den 1980er Jahren hatte 

die damalige Landesregierung lieber auf strukturkonservierende Maßnahmen gesetzt, anstatt sich 

an einer wachstumsorientierten Politik zu orientieren. Dies führte dazu, dass das nordrhein-west-

fälische Wirtschaftsklima und -image im Vergleich zu anderen Bundesländern schlecht und die 

443	 siehe Pressemitteilung Nr. 062 vom 24.02.2015 des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt 2015b). Bei den Er-
gebnissen handelt es sich um Daten in der Abgrenzung des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
(ESVG) 1995. Auf deren Grundlage wird die Entwicklung der Haushaltslage in den EU-Mitgliedstaaten überwacht.

444	 Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen 2014: 67. 

445	 Pressemitteilung des Finanzministeriums NRW vom 2. September 2014 (Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 
2014b).

446	 Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 2013: 90. 

447	 vgl. McKinsey & Company 2013 bzw. Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 2014c.
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Regelungsdichte für unternehmerische Aktivitäten hoch ausfiel. So hat sich der Wachstumsrück-

stand Nordrhein-Westfalens auf die westdeutschen Flächenländer seit 1991 auf mehr als 9 Prozent-

punkte aufsummiert. Wäre die Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen seit 1991 nur im Durchschnitt 

der westdeutschen Flächenländer gewachsen, könnte Nordrhein-Westfalen heute jährliche Steuer-

mehreinnahmen von mehr als 3 Mrd. Euro erzielen und hätte mehr als 300.000 zusätzliche sozial-

versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse.448

Schlüssel für die eigene Problemlösung im Land ist daher die Stärkung des wirtschaftlichen Wachs-

tums in Nordrhein-Westfalen. Je stärker die nordrhein-westfälische Wirtschaft wächst, desto leichter 

fällt die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte auch nach 2020 aufgrund steigender Einnahmen. 

Anstatt bürokratischer Regulierung braucht Nordrhein-Westfalen daher mehr wirtschaftliche Frei-

räume, um die Rahmenbedingungen für Gründungen, Investitionen, Forschung und Entwicklung 

in Nordrhein-Westfalen zu verbessern und weitere Arbeitsplätze zu schaffen. Nach Berechnungen 

des Fraunhofer Instituts bietet das Zukunftsfeld Industrie 4.0 ein jährliches, zusätzliches Wachstum-

spotential von 1,7 Prozentpunkten.449 Der nordrhein-westfälische Mittelstand kann an Industrie 4.0 

jedoch nur teilhaben, wenn er Anschluss an die schnelle Datenautobahn hat. Laut Micus Studie sind 

90 Prozent der nordrhein-westfälischen Gewerbegebiete noch nicht ans schnelle Netz angeschlos-

sen.450 Deutschlandweit sind es nach einer Erhebung von Destatis 75 Prozent.451 Micus geht von 

einem Investitionsbedarf von 500 Mio. Euro für die Gewerbegebiete aus. Die nordrhein-westfälische 

Landesregierung will bis 2020 10 Millionen Euro aus EFRE-Mitteln zur Verfügung stellen. 

Gleichzeitig sollte das Land beispielsweise das zusätzliche Klimaschutzgesetz auf Landesebene ab-

schaffen und auf einen zusätzlichen Klimaschutzplan für Nordrhein-Westfalen verzichten. Diese 

vermögen das Klima nicht zu schützen, belasten dafür aber die Wirtschaft des Landes, schwächen 

die Steuerbasis und schmälern den Wohlstand der Bürger. Auch ein verbraucher- und wirtschafts-

schädigendes Wasserentnahmeentgelt und unpraktikable Vergabevorschriften zulasten privater 

Unternehmer schaden dem Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen und damit der steuerlichen 

Ertragskraft. Nordrhein-Westfalen braucht dringend einen grundlegenden Kurswechsel – weg von 

mehr Regulierung und Bevormundung hin zu einer wachstumsfreundlichen und leistungsgerechten 

Wirtschaftspolitik für kleine und mittlere Unternehmen.

Zudem muss der Ausgabenanstieg des Landes begrenzt werden, indem sich der Staat auf seine Kern-

aufgaben besinnt und diese effizient erfüllt. Mit Regierungsübernahme 2010 hat die Landesregierung 

die Ausgaben des Landes um mehr als 20 Prozent ausgeweitet. Hierzu zählen u. a. das beitragsfreie 

dritte Kindergartenjahr, die Anschubfinanzierung des Sozialtickets und die Rückgängigmachung 

448	 ebd.

449	 Bühler u. a. 2014: 6.

450	  Fornefeld, Breide & Holznagel 2015: 9, 64 und 67.

451	  Statistisches Bundesamt 2015c.
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der Konsolidierungsanstrengungen in der Legislaturperiode 2005 bis 2010. Gleichzeitig verweigert 

sich die Landesregierung seit 2010 beharrlich einer grundlegenden Aufgabenkritik und struktu-

rellen Reformen.

Ein Beispiel für mangelnden Reformwillen ist der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes (BLB). 

Seit seiner Gründung im Jahr 2001 ist der BLB schlecht aufgestellt – dies mahnt der Landesrech-

nungshof Nordrhein-Westfalen regelmäßig an. Die Ende 2012 erfolgten, weitestgehend kosme-

tischen Veränderungen der Anweisungen über die Verwaltung und Organisation des Bau- und 

Liegenschaftsbetriebs reichen laut Aussagen des Landesrechnungshofes nicht aus, um eine Wieder-

holung der bekannten Fälle von Baukostenexplosion zu verhindern. Auch die von der Landesre-

gierung inzwischen beschlossene Neuausrichtung des BLB greift deutlich zu kurz. Anstatt einen 

Fokus auf eine höhere Wirtschaftlichkeit zu legen, wird er nun zusätzlich mit zahlreichen weiteren 

politischen Ansprüchen der Landesregierung wie Klimaneutralität, Beitrag zur CO2-Minderung, 

Tariftreue- und Vergabegesetz, Nachhaltigkeitsberichterstattung und energetischer Sanierung bela-

stet. Dies zeigt: Die Landesregierung hat hier seit Regierungsübernahme nichts zu Stande gebracht 

und scheut interne Konflikte mit Besitzstandswahrern. 

Um die Herausforderungen der Zukunft in den Blick nehmen zu können, gehört auch dazu, die Lasten 

der Vergangenheit, die sich auch auf die Zukunft auswirken nicht zu verschweigen. Der Steuerzahler 

in Nordrhein-Westfalen zahlt heute und in Zukunft für die Abwicklung der WestLB. Diese Lasten 

haben ihre Ursache in konkreten Entscheidungen führender SPD-Politiker in den achtziger und 

neunziger Jahren. Die weitere Abwicklung der WestLB AG gestaltet sich als schwierig. Welche Lasten 

zusätzlich auf das Land zukommen werden, ist unklar. Eine Vorsorge plant die Landesregierung in 

ihre Berechnungen für die Zeit nach 2020 nicht ein. Gerade das Beispiel der WestLB zeigt deutlich: 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist nicht der bessere Unternehmer. Das genaue Gegenteil ist der Fall.

Die Finanzen des Landes müssen dringend auf die Erfolgsspur gebracht werden, um ab dem Jahr 

2020 die Schuldenbremse dauerhaft einhalten zu können. Realistisch ist ein grundgesetzkonformer 

Haushalt ab dem Jahr 2020 nur, wenn das Land bereits heute mit einer ernsthaften Konsolidierung 

der Landesfinanzen beginnt und dabei auch einen Sicherheitspuffer zur Nullverschuldung einhält. 

Dies fordert auch die Deutsche Bundesbank.452 Ansonsten würden jegliche nicht vorhersehbaren 

zusätzlichen Ausgaben zwangsläufig zu einem Bruch der grundgesetzlich verankerten Schuldenregel 

führen. Hierzu sind vor allem eigene Anstrengungen der Landesregierung erforderlich. Den Struk-

turwandel von Kohle und Stahl vor 30 Jahren als Entschuldigung für die heutige finanzielle Lage des 

Landes anzuführen, wird den anstehenden Herausforderungen – auch aus demografischen Wandel 

– nicht gerecht und zeigt vielmehr das eigene Unvermögen der heutigen Landesregierung.

452	  Deutsche Bundesbank 2012. 
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2.2.	� Sondervotum der Fraktion der FDP zu Teil C Kap. 8. Finanzpolitische Herausforderungen 
für Land und Kommunen; hier: Unterkapitel 8.5. Perspektiven der Problemlösung bis 2020

Das Land Nordrhein-Westfalen befüllt zwei Sondervermögen mit finanziellen Mitteln, um für 

künftige Versorgungslasten besser gewappnet zu sein. Das Sondervermögen „Versorgungsfonds des 

Landes Nordrhein-Westfalen“ sowie das Sondervermögen „Versorgungsrücklage des Landes Nord

rhein-Westfalen“. Jedoch werden diese Sondervermögen befüllt, obwohl das Land jährlich einen 

negativen Finanzierungssaldo aufweist. Eine Entlastung für die kommenden Jahre ergibt sich nur 

durch den Zinsgewinn der im Sondervermögen befindlichen Mittel. Das Land Nordrhein-Westfalen 

kann durch seine – auch dem bündischen Prinzip geschuldeten – gute Bonität Kredite günstiger 

anlegen, als es an Zinsen für die Kredite zahlen muss.

Die Versorgungslasten des Landes Nordrhein-Westfalen steigen bis zum Jahr 2025 kontinuierlich 

an.453 Eine adäquate Vorsorge ist hierfür nicht getroffen worden, die Lasten werden weitestgehend 

aus den laufenden Haushalten zu finanzieren sein. Ziel des Landes Nordrhein-Westfalen muss es 

sein, in einem ersten Schritt generationengerechte Haushalte aufzustellen. Das heißt die Ausgaben 

des Landes auf ein Niveau zu reduzieren, so dass sie ohne Einnahmen aus Krediten finanziert wer-

den können. Sofern positive Finanzierungssalden erwirtschaftet werden, muss das Land die dann 

zur Verfügung stehenden Mittel unter Berücksichtigung des Dreiklangs aus Vorsorge, Investition 

und Entlastung einsetzen. Erstens ist finanzielle Vorsorge in einer adäquaten Höhe zu bilden, damit 

die durch aktuell beschäftigte Beamte entstehenden Versorgungslasten der Zukunft bereits in der 

Gegenwart mit relevanten Summen anteilig abgesichert werden können. Diese Vorsorge entlastet 

künftige Haushalte und schafft mehr Generationengerechtigkeit. Ebenfalls müssen die Grundlagen 

für ein kontinuierliches Wirtschaftswachstum gelegt werden. Hierfür müssen zweitens ausreichende 

Finanzmittel für laufende investive Landesaufgaben zur Verfügung gestellt und drittens müssen die 

Bürger und Unternehmen des Landes entlastet werden, um durch Entlastung des Faktors Arbeit eine 

Steigerung des Wachstumspotentials zu erreichen.454 

453	  Information und Technik Nordrhein-Westfalen 2014a: 3–51.

454	  Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2015.
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3.	 Sondervoten zum Gesamtbericht 

3.1.	 Sondervotum der Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP

Die Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und der FDP stellen gemeinsam fest: 

Wir haben in den vergangenen beiden Jahren im Rahmen der Enquetekommission III intensiv die 

vom demografischen Wandel betroffenen und für die öffentlichen Haushalte relevanten Themen-

felder identifiziert und analysiert. Eine Enquetekommission ist von ihrer Methodik her ein konsens-

orientiertes Instrument. Dies setzt einen respektvollen und sachorientierten Umgang voraus.

Wir haben uns fraktionsübergreifend bemüht, gemeinsam und kollegial zu diskutieren, eine mög-

lichst hohe Bandbreite landesrelevanter Themenfelder zu bearbeiten und Handlungsempfehlungen 

zu formulieren. Dies geschah in dem Wissen, dass nicht in allen Fragen Einigkeit im Detail besteht 

und dass Kompromisse nicht immer die jeweiligen Fraktionspositionen widerspiegeln.

Dennoch haben wir bis zum Schluss an unserem gemeinsamen Ziel gearbeitet, pragmatische und 

umsetzungsfähige Handlungsempfehlungen für Land und Kommunen zu finden.

Vor diesem Hintergrund bedauern wir es sehr, dass es dabei nicht allen Beteiligten möglich war, 

einen sachlichen, angemessenen und respektvollen Umgang zu finden und sich frühzeitig in 

Arbeitsprozesse einzubringen. Wir weisen die in den Sondervoten von Piratenfraktion und Prof. 

Dr. Bontrup geäußerte Kritik an Fachlichkeit, Professionalität und Kollegialität innerhalb der En-

quetekommission zurück.
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3.2.	 Sondervotum der Fraktion der Piraten NRW

Sondervotum der Fraktion der Piraten im Landtag NRW zum Abschlussbericht der Enquetekom-

mission III in der 16. Wahlperiode zur Bewertung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in 

Nordrhein-Westfalen unter den Bedingungen der Schuldenbremse und des demografischen Wan-

dels in der Dekade 2020 bis 2030

1.	 Begründung für ein Sondervotum der Fraktion der Piraten NRW
Eine Enquetekommission hat per definitionem die Aufgabe, an der Schnittstelle zwischen Politik 

und Wissenschaft zu politischen Themen und Kontexten, die nicht unmittelbar dem politischen 

Tagesgeschäft unterliegen und möglichst jenseits parteipolitischer Auseinandersetzungen, Analysen 

und Handlungsempfehlungen für die Zukunft zu erarbeiten.

Aus diesem Grund sind in Enquetekommissionen neben gewählten Abgeordneten auch von den 

Fraktionen benannte Sachverständige stimmberechtigt. Enquetekommissionen arbeiten im Idealfall 

konsensorientiert.

In der Regel ist diese Konsensorientierung jedoch nur schwer durchzuhalten. Für den Fall nicht auf-

zulösender Dissense gibt es daher für die Fraktionen und die Sachverständigen die Möglichkeit, sog. 

Sondervoten zu erarbeiten, die gemeinsam mit dem Abschlussbericht einer Enquetekommission 

veröffentlicht werden.

Im Antrag zum Einsetzungsbeschluss „Einrichtung einer Enquetekommission zur Bewertung der 

Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in Nordrhein-Westfalen unter den Bedingungen der Schul-

denbremse und des demografischen Wandels in der Dekade 2020 bis 2030“, Drucksache 16/2133 

vom 19.02.2013 der CDU-Fraktion des Landtages von NRW heißt es an Position IV, Absatz 1:

„Den demografischen Wandel gestalten heißt, [...] Herausforderungen zu bewältigen, für die es keine 

historischen Beispiele und kein Erfahrungswissen gibt. Umso wichtiger sind für Politik und Gesell-

schaft die nüchterne Aufarbeitung von Daten und Fakten, die möglichst konkrete Beschreibung der 

Herausforderungen und die ideologiefreie, argumentative Beratung über sinnvolle bzw. abwegige 

Lösungsvorschläge.“ 455 

Bereits in den Verläufen der zweiten und dritten Sitzung der Kommission (15.10. und 05.12.2013) 

trat ein grundsätzlicher Dissens zur Bandbreite der vorzunehmenden Beratungen zutage, der sich 

im weiteren Verlauf des Diskurses eher noch verschärfte. In der Sitzung vom 05.12.2013 mahnte der 

Sachverständige der Fraktion der Piraten, der Volks- und Betriebswirt Prof. Dr. H.-J. Bontrup, ein 

weiteres Mal die seines Erachtens fehlende Berücksichtigung des Faktums „Schuldenbremse“ im 

455	  CDU-Landtagsfraktion NRW 2013: 5.
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Arbeitsprogramm an. In der darauf folgenden Diskussion wurde zunächst Konsens darüber herge-

stellt, dass „die inhaltliche Ausrichtung des Arbeitsprogramms einer fortwährenden Prüfung und 

erforderlichenfalls Neujustierung“ unterliegen werde.

Allerdings hat diese Neujustierung bzgl. des Themenkontextes Schuldenbremse während der gesam-

ten Dauer der Enquetekommission trotz weiteren teils hartnäckigen Insistierens der Kommissions-

mitglieder der Fraktion der Piraten zu keinem Zeitpunkt stattgefunden.

Nach Auffassung der Kommissionsmitglieder der Fraktion der Piraten gehören zu einer holistischen, 

i.e. ganzheitlichen politisch-wissenschaftlichen Betrachtung des Gegenstandes, hier der Tragfähigkeit 

der Haushalte in der Dekade 2020 – 2030, der Gegenstand selbst sowie auch seine angenommenen 

und/oder gesetzten Randbedingungen, hier der demografische Wandel und die Schuldenbremse.

Ein Ausblenden der einen oder anderen Randbedingung aus Diskussionen und Betrachtungen er-

füllt nach Ansicht der Fraktion der Piraten nicht den für eine Enquetekommission zu Gebote ste-

henden Anspruch der Wissenschaftlichkeit. 

Es muss daher zwangsläufig der Eindruck entstehen, die Enquetekommission pflege eine Vermei-

dungsstrategie.

Auch der mehrfach erfolgte Hinweis, dass die Schuldenbremse ja in der parallel im Landtag NRW 

laufenden Verfassungskommission Gegenstand sei, entkräftet diesen Vorwurf nicht, denn in der Ver-

fassungskommission erfolgt der Diskurs vornehmlich auf juristischer Ebene und nicht in den nach 

unserer Auffassung zwingend notwendigen volkswirtschaftlichen und fiskalischen Kontexten. 

Ein weiterer grundsätzlicher Kritikpunkt betrifft die Behandlung der zweiten Randbedingung, des 

prognostizierten demografischen Wandels. Es wurde zu Beginn der Laufzeit der Enquetekommis-

sion von der Grundannahme eines stetigen Bevölkerungsrückgangs in NRW in der Dekade 2020-

2030 ausgegangen aufgrund der Tatsache, dass zwischen den Jahren 1998 und 2012 die Bevölkerung 

von NRW um 1,2 Prozent abgenommen hat. 

Die aktuell vorliegenden Zahlen von IT.NRW sprechen jedoch, was die Zukunft betrifft, eine ganz 

andere Sprache. Danach muss erwartet werden, dass die Bevölkerung in NRW von 17.571.856 Ein-

wohnerinnen und Einwohnern zum Zeitpunkt 01.01.2014 (Deutschland gesamt: 80.767.463) bis 

zum Jahr 2020 auf etwa 17.701.973 Einwohner steigen wird (Deutschland gesamt: 81.434.000), ein 

Zuwachs von ca. 0,7 Prozent gegenüber dem Ausgangsjahr 2014. Denn seit 2012 profitiert NRW 

deutlich von einer positiven Zuwanderungsentwicklung. Daher geht die aktuelle Bevölkerungsvo-

rausberechnung auf der Basis der Erfahrungen seit 2012 von einer höheren durchschnittlichen Zu-

wanderung aus. Als Folge wird die Bevölkerung durch Zuwanderung etwa bis zum Jahr 2025 auf 
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dann ca. 17.737.317 Menschen wachsen, das entspricht einer Zunahme von ca. 0,9 Prozent gegen-

über dem Jahr 2014.456

Die auf mögliche statistische Stolperfallen bezogenen Einlassungen und Warnungen des auf Initia-

tive der Fraktion der Piraten bereits für die Sitzung am 26.06.2014 eingeladenen Sachverständigen, 

des Statistikers und Mathematikers Prof. Dr. Gerd Bosbach, wurden von der Enquetekommission 

noch nicht einmal würdigend zur Kenntnis genommen. Man blieb bis zur Bekanntgabe der neuen 

Zahlen von IT.NRW weiter bei der initialen Vorannahme eines stetigen Rückgangs der Bevölkerung 

in NRW innerhalb der Dekade 2020-2030.

Damit ergibt sich für diese Enquetekommission eine einmalige Besonderheit. Die eine der beiden 

Randbedingungen des Themas wird im gemeinsamen Diskurs nicht behandelt, die Schuldenbrem-

se. Und für die andere Randbedingung, den demografischen Wandel, kann auf der Basis der aktu-

ellen Zahlen gesagt werden, dass er entgegen den Vorannahmen zu Beginn der Enquetekommission 

in zumindest erheblich abgeminderter Form auftritt.

Dies hätte nicht geschehen müssen, denn das eigentliche Thema der Enquetekommission war ja 

die Tragfähigkeit der Haushalte in NRW, das eine breite Palette interessanter Diskussions- und For-

schungsthemen geboten hätte. 

Welche Strukturen auf der Einnahmenseite bringen Länder und Kommunen regelmäßig in Schwie-

rigkeiten? 

Welche besonderen Verpflichtungen verhindern, dass die Ausgaben den Einnahmen angepasst wer-

den können? 

Welche Vorschläge zur Problemlösung existieren? 

Da die Randbedingung „Schuldenbremse“ durch die Enquetekommission mehrheitlich bar jeder 

Diskussion als gegeben hingenommen wurde, obwohl die Schuldenbremse nicht einmal in der Lan-

desverfassung verankert ist, ergab sich ganz zwangsläufig ein stark eingegrenztes Verständnis des 

Begriffs „Tragfähigkeit der Haushalte“. Er konnte unter diesen Umständen nur als Schuldenfreiheit 

(Nettoneuverschuldung) verstanden werden.

Die Wechselwirkungen zwischen Politik und Finanzmärkten mit ihren vielfachen Auswirkungen auf 

die Demokratie sowie die demokratischen Gestaltungsfähigkeiten von Land und Kommunen mit 

Blick auf die Haushalte wären dagegen interessante Forschungsfelder gewesen. Insbesondere dann, 

wenn der übliche Pfad der juristischen Betrachtung, bzw. Ausklammerung des Themas „Schulden-

456	  Cicholas & Ströker 2015. 
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bremse“ zugunsten eines tieferen Einstiegs in die Volkswirtschaft, verlassen worden wäre und die 

Enquetekommission sich mit Kapitalmärkten, Geldpolitik und der Funktionsfähigkeit von Markt-

wirtschaften unter Verschuldungsaspekten beschäftigt hätte.

Stattdessen verständigte sich die Mehrheit der Kommissionsmitglieder darauf, sich auf die Auswir-

kungen des demografischen Wandels auf die Periode nach Durchgreifen der Schuldenbremse zu 

konzentrieren.

Jedoch kurz vor Ende der Laufzeit der Enquetekommission veröffentlichte IT.NRW die neuen sta-

tistischen Daten. Diese ergaben – was hätte erwartet werden können – : der demografische Wandel 

findet nicht statt. Zumindest nicht in dem Ausmaß, wie zu Beginn der Kommissionszeit angenom-

men wurde.

Die Enquetekommission hat sich dabei, völlig verengt, von vornherein nur stark auf die folgenden 

Ergebnisse fokussiert:

•	 die Bevölkerung NRWs schrumpft bis 2030 kontinuierlich,

•	 es wird zu wenig junge Menschen geben,

•	 die Zahl der Erwerbstätigen wird zurückgehen,

•	 die Wirtschaft wird Einbußen erleiden,

•	 die Steuereinnahmen werden zurückgehen,

•	 das Land wird die Schuldenbremse nicht einhalten können und

•	 die Kommunen werden finanziell in noch größere Bedrängnis geraten. 

Nun ergeben sich jedoch völlig andere Tatsachen:

•	 Die Bevölkerung schrumpft nicht, sondern wächst sogar ein wenig. Dies tut sie trotz nach wie vor 

niedriger Geburtenrate, allein aufgrund von Zuwanderung (Dabei sind die Flüchtlinge noch gar 

nicht mitgerechnet). 

•	 Der Altersdurchschnitt wird sich kaum verändern, da die zuwandernden neuen Bewohner durch-

schnittlich jünger sind und viele Kinder dabei sind.

Was allerdings vom demografischen Wandel bleibt, ist die steigende Lebenserwartung, ein Teil der 

langsamen und stetigen Entwicklung des Wohlstands: steigende Einkommen, steigende Vermögen, 

technischer Fortschritt, medizinischer Fortschritt, gesündere Arbeitswelt, längere Lebenserwartung. 

Diese erfreulichen Entwicklungen stellen jedoch keinen plötzlichen Wandel dar, der Politik und Ge-

sellschaft überfordern könnte, sondern erfordern lediglich eine stetige Anpassung der Systeme an 

die Realität, also nicht mehr als das Alltagsgeschäft der Politik. Die Entwicklungen geschehen lang-

sam, es bleibt genug Zeit, sich darauf einzustellen. 
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Der demografische Wandel – als großes Katastrophenszenario – bleibt aus. 

Was für die Enquetekommission als interessantes Forschungsfeld blieb, war zunächst, die gesell-

schaftlichen Auswirkungen dieser Katastrophendebatte zu untersuchen. Welchen Einfluss hatte der 

diesbezügliche Medienhype auf die Politik und damit auch auf die Bevölkerung, auf die Familien 

und insbesondere auf ältere Menschen? Das wäre eine weitere interessante Frage gewesen, auch im 

Hinblick auf die politische Selbstreflexion. Dieser Frage wollte sich die Enquetekommission weder 

stellen noch sie beantworten.

Auch die demografische Entwicklung selbst liefert spannende Fragen zur Untersuchung: warum ist 

die Geburtenrate so niedrig, welche Auswirkungen hat das auf die Gesellschaft? Ist die Gesellschaft 

kinderfeindlich/familienfeindlich? Wie ist es für die älteren Menschen, einer längeren Lebensdauer 

entgegenzusehen? Wie geht die Gesellschaft insgesamt damit um, wie kann sie damit umgehen? 

Auch diese Fragen gehörten für die Mehrheit der Kommissionsmitglieder nicht zum Thema der 

Enquetekommission. 

Bereits zu Beginn der Arbeit der Enquetekommission gab es eine teils heftig geführte Debatte zu 

der Frage, ob es sich hier um eine volkswirtschaftliche Thematik handele oder nicht. Die Mehrheit 

der Enquetekommission hat diese Frage zunächst verneint, gegen Ende der Kommissionszeit jedoch 

zeichnete sich recht plötzlich ein starkes Übergewicht wirtschaftlicher Fragestellungen ab.

Zunächst erfolgte eine Konzentration auf statistische Erhebungen und den daraus ziehbaren Rück-

schlüssen. Dabei hat sich die Enquetekommission lange Zeit in teils ideologischen Annahmen über 

Arbeitsmärkte verfangen und falsche Rückschlüsse gezogen, die gegen Ende korrigiert werden muss-

ten. 

Das Sondervotum der Fraktion der Piraten kritisiert zunächst die Versäumnisse der Enquetekom-

mission. Wichtige Themen wurden – wie en détail bereits erläutert – von der Agenda genommen 

und aus der Diskussion ausgeblendet. 

Dieses Sondervotum der Fraktion der Piraten kann die Lücken in der Arbeit der Enquetekommissi-

on nicht aus eigenen Mitteln schließen, aber es kann die Versäumnisse aufzeigen und begründen, es 

kann des Weiteren die für die Zukunft richtigen und wichtigen Fragen stellen und die Kritik an den 

Ergebnissen der Enquetekommission formulieren.
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Dies soll in folgenden Unterpunkten geschehen:

1.	Ökonomische Ausrichtung des Enquete-Themas

2.	Behandlung des Themas Arbeitsmärkte

3.	Zum Zusammenhang von Bevölkerungsentwicklung, Wirtschaft und Bildung 

4.	Schuldenbremse

5.	Folgen der niedrigen Geburtenrate

6.	Folgen der längeren Lebenserwartung für Rente, Pflege, Gesundheitswesen

7.	Tragfähigkeit der Haushalte von Land und Kommunen

8.	Fazit

1.	 Ökonomische Ausrichtung des Enquete-Themas

Zu Beginn der Enquete-Arbeit setzte sich die Mehrheit der Kommission gegen die Fraktion der 

Piraten mit der Ansicht durch, das Enquete-Thema sei kein volkswirtschaftliches. Eine volkswirt-

schaftliche Diskussion fand keinen Platz auf der Agenda. Die Mehrheit der Kommission setzte auf 

eine Kostenprognose auf der Grundlage statistischer Daten.

Dazu wurde auf Vorschlag der Fraktion der Piraten Prof. Dr. Bosbach von der Hochschule Koblenz 

eingeladen, der die Möglichkeiten unterschiedlicher Darstellungen statistischer Fakten erläuterte 

und die Wirkungen dieser Einflussnahmen.457

Gegen Ende der Arbeit kam die Enquetekommission mehrheitlich zu der Erkenntnis, dass aus be-

völkerungsstatistischen Daten nicht so einfach Rückschlüsse auf die zukünftige Haushaltslage gezo-

gen werden können, in Folge nahmen die Wirtschaftsthemen immer breiteren Raum in der Diskus-

sion ein.

Dass die Haushaltslage von technischen und wirtschaftlichen Entwicklungen abhängig ist und diese 

wiederum von vielen Faktoren wie Produktivität, IT, Technik, Entwicklungen im Bildungsbereich, 

internationalen Veränderungen in den Bereichen Produktion, Handel, Finanzmärkte, Rohstoffres-

sourcen u. a. hätte eine interessante Debatte in der Enquetekommission ergeben können, so kurz vor 

dem Ende der Laufzeit war das dann in dieser Tiefe leider nicht mehr möglich.

Gegen Ende der Laufzeit hat sich die Enquetekommission dann doch noch auf eine breitere Defini-

tion des Begriffs „Tragfähigkeit der Haushalte“ eingelassen. Allerdings konnte die von einer auf zwei 

Jahre angesetzten Enquetekommission zu erwartende Tiefe der Themenbearbeitung nicht mehr ge-

leistet werden. Die Fraktion der Piraten hält dies für sehr bedauerlich.

457	  Bosbach 2015. 
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2.	 Behandlung des Themas Arbeitsmärkte

In von Arbeitslosigkeit oder Angst vor Arbeitslosigkeit betroffenen Arbeitsmärkten könnte der de-

mografische Wandel als positiv betrachtet werden: Hoffnung für alle Arbeitssuchenden, die bisher 

wegen Alter, Geschlecht, Behinderung oder anderer persönlicher Merkmale auf dem Arbeitsmarkt 

benachteiligt waren (die sog. „Stille Reserve“).

Diese Sichtweise war der Enquetekommission zunächst fremd. Die Aussage von Sachverständigen, 

dass der demografische Wandel kein Problem für die Arbeitsmärkte darstellen muss, wenn die Un-

ternehmen ein kleines Stück von ihrer Vorstellung des Ideal-Mitarbeiters abrücken könnten, be-

eindruckte die Kommission nicht. Die zur Anhörung geladene Sachverständige Dr. Rietzler vom 

IMK hat sogar berechnet, dass allein die Wünsche von Frauen nach längerer Arbeitszeit ausreichen 

könnten, die zunächst angenommene demografische Entwicklung auszugleichen.458 Die Kommissi-

on machte auch nach der Anhörung weiterhin eine gefährliche Folge des demografischen Wandels 

für die Arbeitsmärkte zur Grundlage ihrer Überlegungen. Eine Ursache hierfür lag möglicherweise 

im Auftritt des Sachverständigenrates, der nach Auffassung der Fraktion der Piraten auf eine ganz 

unverantwortliche Weise argumentierte. Er postulierte einen mathematischen Zusammenhang, der 

nichts anderes besagt als das Folgende: Nimmt die Bevölkerung ab, nimmt im gleichen Prozentsatz 

auch die Zahl der Erwerbstätigen ab.459 Ein solcher mathematischer Automatismus existiert jedoch 

nicht, wenn Unternehmen Mitarbeiter unter den vorhandenen Bewerbern suchen. Denn dann ist 

davon auszugehen, dass auch auf die „Stille Reserve“ zurückgegriffen wird. Für dieses Argument war 

die Enquetekommission zunächst unzugänglich. Erst „in letzter Minute“ wurde hier umgeschwenkt.

Dabei ist seit längerem bekannt, dass hinter dem sog. Fachkräftemangel eine Vereinbarung zwischen 

Arbeitsagentur und Wirtschaft steht, jede freie Stelle siebenmal so hoch zu gewichten wie einen Be-

werber.460

Die Kommissionsmehrheit bevorzugte hier ganz eindeutig eine Vorannahme für das Forschungser-

gebnis. Selbst nach Bekanntwerden der neueren Bevölkerungszahlen wurde noch daran festgehalten. 

Im Endbericht finden sich immer noch Prognosen für einen Rückgang der Erwerbstätigenzahlen – 

ohne eine andere Begründung als die ganz klar zu kritisierende mathematische Annahme des SVR. 

Dabei hätte sich eine andere Begründung durchaus finden lassen. Unwahrscheinlich ist das nicht, es 

hängt vom Verhalten der Unternehmen bei Einstellungen ab sowie vom Engagement der Politik in 

den Feldern Ausbildung, Sprachförderung und Integration von Migranten sowie der Anerkennung 

ausländischer Abschlüsse. Die Enquetekommission begreift eine Zunahme von Migranten unter der 

Überschrift „die Bevölkerung wird bunter“ als Teil des demografischen Wandels. Die Fraktion der 

458	  Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 2014: 2.

459	  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2014. 

460	  Buslei u. a. 2014: 4.
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Piraten begreift dies ausdrücklich nicht als Katastrophe. Ein Rückgang der Erwerbstätigenzahlen 

ist nicht zu erwarten; ist dies doch der Fall, dann kann es sich nur um ein Versäumnis der Politik 

handeln in den genannten Feldern Sprachförderung, Bildung, Anerkennung von Abschlüssen und 

Integration.

Dass Mütter, die mehr arbeiten wollen, das Arbeitsangebot erhöhen können, wurde nicht bestritten 

– allerdings widerspricht allein das schon der mathematisierten Annahme des Sachverständigenrats. 

Die Enquetekommission ist durchaus auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie eingegangen, 

aber gerade dieses Thema ist auf allen politischen Ebenen so präsent und auch schon so weit von der 

Diskussion zur Aktion gediehen, dass es zur Erörterung dieser Frage nicht noch diese Kommission 

gebraucht hätte.

Wie man die älteren Arbeitnehmer länger im Beruf hält und ihnen wenn notwendig auch noch 

Chancen bei Bewerbungen einräumt, wurde nur kurz angerissen, die behinderten Arbeitnehmer 

und die Arbeitslosen ganz außen vor gelassen. Nicht zuletzt gehören zur stillen Reserve auch die 

Jugendlichen mit unzureichendem Schulerfolg, über deren Förderung man sich durchaus mehr Ge-

danken hätte machen können.

Nicht zuletzt hätte die Enquetekommission auch gute Gründe gehabt, die neueren technischen Ent-

wicklungen und ihre Folgen für die Arbeitsmärkte zu diskutieren. Neue Computeranwendungen 

und Softwareentwicklungen könnten schon bald ganze Berufsbilder abschaffen und damit neue 

Probleme für die Arbeitsmärkte schaffen. Da wäre ein demografischer Wandel für die Arbeitsmärkte 

durchaus willkommen – jedenfalls für die Angebotsseite. Das wäre nur ein Teil der Produktivitäts-

entwicklung, die in dem der Enquetekommission aufgegebenen Prognosezeitraum von ab jetzt 15 

Jahren stattfinden könnte. 

Auf jeden Fall kann von einer zwei Jahre lang arbeitenden Enquetekommission erwartet werden, 

dass zwei Themen miteinander verknüpft werden, wenn das naheliegt. Die Themen Arbeitsmarkt 

und Wirtschaft sind durch die sehr wichtige Betrachtung der Produktivitätsentwicklung verknüpft, 

die im Bericht der Kommission theoretisch genannt wird, jedoch ohne Auswirkung auf die weite-

ren Zusammenhänge. Ein Bericht einer Enquetekommission darf zumindest das Bewusstsein der 

Tatsache zeigen, dass in der Vergangenheit in verschiedenen Zeiträumen von 15 Jahren allerhand 

geschehen ist. 

Die Produktivitätsentwicklung kann ja unterschiedliche Folgen haben:

•	 Erhöhung des Sozialprodukts und damit die Möglichkeit, längeres Leben im Alter zu finanzieren,

•	 Erhöhung des Konsumangebots und damit des Wohlstands,

•	 Verringerung der Arbeitszeit,
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•	 Entspannung auf einigen Arbeitsmärkten für die Nachfrageseite. 

Die Fraktion der Piraten bedauert es außerordentlich, dass die Kommissionsmehrheit sich da-

für entschieden hat, alle diese Fragen nicht zu behandeln. Diese Lücke wird dankenswerterweise 

zum Teil gefüllt vom Sondervotum des Sachverständigen der Fraktion der Piraten, Prof. Dr. H.-J. 

Bontrup.

3.	 Zum Zusammenhang von Bevölkerungsentwicklung, Wirtschaft und Bildung 

Das Thema Bildung durchlief im Laufe der Kommissionsarbeit ebenfalls eine Metamorphose. Zu-

nächst wurden haushalterische Begehrlichkeiten diskutiert, nämlich die Frage nach der sog. „Demo-

grafie-Rendite“ in den Schulen, die Einsparmöglichkeiten und Schließungen enthalten könnte. Bald 

stellte sich aber heraus, dass angesichts der Anforderungen an das Bildungswesen keine Fraktion in 

der Öffentlichkeit vertreten möchte, hier zu sparen.

Die Defizite im Bildungswesen, insbesondere in der Förderung junger Menschen und in der För-

derung der Migranten, sind jedem bewusst. Probleme auf den Arbeitsmärkten haben häufig Ursa-

chen, die dem Bildungswesen zugeordnet werden können – nicht demografische. Die Probleme sind 

jedoch nicht neu; die Entwicklung bis 2030 ist schon lange vorhersehbar und hat mit Demografie 

wenig zu tun, viel aber mit politischem Versagen. Fraktionen, die schon einmal in Regierungsver-

antwortung waren, scheuen sich, anderen politischen Richtungen Vorwürfe zu machen: alle haben 

zur Misere beigetragen. 

Der Ansatz der Enquetekommission, die Schuldenbremse unhinterfragt hinzunehmen und Ausga-

benkürzungen zu fordern, wird die Bildungsmisere mit Sicherheit nicht verbessern. So bleibt der 

Bericht der Kommission in diesem Kontext im Ungefähren und scheut deutliche Aussagen – gerade 

bezüglich der Ausgabenseite.

Die demografischen Entwicklungen – mehr Zuwanderung in den jüngeren Altersgruppen – erfor-

dern zusätzliche und qualitativ bessere Bildungsanstrengungen. Bildung ist das größte Ressort der 

Landespolitik, gerade hier hätte die Enquetekommission deutlicheren Einfluss nehmen können. 

Auch die Fraktion der Piraten hält das Thema Bildung für das wichtigste landespolitische Ressort 

und hätte sich in diesem Bereich viele spannende Themen vorstellen können. Nicht zuletzt besteht 

eine Verbindung zwischen der Frage nach der Qualität der Ganztagsschulen und dem Problemfeld 

Familien – Arbeitsmärkte. Dafür fand die Kommission keine Zeit.
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4.	 Schuldenbremse

Die Einführung der Schuldenbremse, die ab 2016 vom Bund und ab 2020 von den Ländern ein-

gehalten werden muss, führt zu einer breiten sehr interessanten Diskussion, die leider von der En-

quetekommission mehrheitlich ausgeblendet wurde.

Die Schuldenbremse wird zwar im Landtag an anderer Stelle, nämlich in der Verfassungskommissi-

on diskutiert, aber nur aus juristischer Sicht, nicht aus ökonomischer. Eine ökonomische Ausrich-

tung der Enquetekommission legte nahe, die Schuldenbremse in ihren ökonomischen Aspekten zu 

diskutieren. Leider hat sich die Enquetekommission dagegen entschieden – gegen die Anträge der 

Fraktion der Piraten.

Deshalb werden an dieser Stelle die zwei wichtigsten Aspekte dieser Diskussion angesprochen und 

die leider fehlenden Fragestellungen aufgeführt: 

1.	die Frage, welche Vor- und Nachteile eine Teilnahme des Staates am Kapitalmarkt hat, und

2.	der Einfluss der Schuldenbremse auf die demokratische Verfasstheit der Volkswirtschaft.

Zur ersten Frage: 

Welche Vorteile hat es, wenn der Staat sich am Kapitalmarkt beteiligt? 

Märkte befördern nicht immer das Allgemeinwohl. Zum Beispiel mischt der Staat sich in Form 

von Existenzgründerdarlehen in den Kapitalmarkt ein, wenn Nachfrager mangels Sicherheiten keine 

Kredite bekommen. Die damit verbundene Effizienzsteigerung wird von niemandem bestritten. 

Die Schuldenbremse wird mittelfristig die Möglichkeiten der Anleger abschaffen, sicheres Papier zu 

erwerben. Schon ab 2020 dürfen staatliche Wertpapiere nur zum gleichen oder geringeren Gesamt-

betrag ausgegeben als zurückgezahlt werden. Das schränkt die Möglichkeiten der Anleger stark ein. 

Jede seriöse Portfolio-Empfehlung für Anleger enthält den guten Rat, auch risikofreie Papiere zu er-

werben. Wie das Risiko-Management nach Einführung der Schuldenbremse aussehen soll, bereitet 

den informierten Anlegern schon jetzt Sorge.

Die institutionellen Akteure auf den Finanzmärkten fordern ja vehement eine völlige Privatisierung 

der Kapitalmärkte, mit der Schuldenbremse sind sie auf diesem Weg einen großen Schritt vorange-

kommen.

Welche Nachteile hat die Staatsverschuldung?
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Insbesondere eine Verschuldung öffentlicher Haushalte im Ausland hat schon viele Länder, insbe-

sondere Entwicklungs- und Schwellenländer, in große Nöte gebracht. Sie zahlen extrem hohe Zinsen 

und sind oft nicht in der Lage, die Schulden zurückzuzahlen, sondern müssen sich Auflagen der 

Weltbank unterordnen und damit ihre Souveränität zu einem wichtigen Teil aufgeben.

Jedoch für eine Volkswirtschaft, deren Bürger bereit sind, aus eigenen Mitteln staatliche Wertpapiere 

zu kaufen, stellt eine Staatsverschuldung kein Problem dar. Solange dies der Fall ist, können staatli-

che Investitionen getätigt werden, ohne die Bürger mit hohen Steuern zu belasten. Diese Maßnahme 

kann aber jederzeit wieder zurückgefahren werden und mit Steuererhöhungen die Verschuldung 

gesenkt werden. In der Bundesrepublik wäre all dies problemlos möglich.

Im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967, das heute noch Gültigkeit hat, ist Staatsverschul-

dung als Werkzeug der Konjunkturpolitik konzipiert und hat als solches eine wichtige Funktion. 

Die Aufgabe der Wirtschaftspolitik ist es, auf Konjunkturschwankungen glättend einzuwirken, 

indem eine antizyklische Fiskalpolitik betrieben wird. In konjunkturschwachen Zeiten soll durch 

eine Schuldenaufnahme staatliche Nachfrage die fehlende private Nachfrage kompensieren, ohne 

diesen notwendigen Antikrisenprozess durch höhere Steuern zu konterkarieren. Diese klassische 

(lehrbuchmäßige) keynesianische Wirtschaftspolitik, die sich schon oft als wirkungsvoll erwiesen 

hat, wird in Zukunft nicht mehr möglich sein. Damit ist der Staat einer wichtigen Handlungsoption 

beraubt.

Aus diesen Argumenten ergibt sich, dass die Diskussion über die Schuldenbremse auch für die En-

quetekommission eine sehr interessante Debatte hätte ergeben können. 

Zur zweiten Frage:

Die Schuldenbremse löst durchaus ernstzunehmende Befürchtungen aus. Sie ist auch als eine un-

demokratische Selbstentmachtung der Politik interpretierbar. Ein Kernelement der Demokratie ist 

es, die Wähler über ein Programm entscheiden zu lassen, dass öffentliche und meritorische Güter in 

unterschiedlicher Qualität und Quantität enthält. Macht und Einfluss der vermögenderen Steuer

zahler haben sich inzwischen so entwickelt, dass die Politik im Wesentlichen nur noch über die 

Ausgabenseite nachdenkt, wenn sie die Einhaltung der Schuldenbremse plant. Von diesen Ausgaben 

hängt aber nicht nur das Wohlergehen der Bürger, sondern vielfach auch das Funktionieren der 

Ökonomie ab, wie derzeit beispielsweise am desolaten Zustand der Verkehrsinfrastruktur oder am 

mangelnden Breitbandausbau in NRW überdeutlich zu sehen ist. 

Wäre es für diese Enquetekommission nicht angebracht gewesen, darüber zu diskutieren, ob in 

Zukunft die Finanzmärkte den Menschen diktieren, wie gut ihre Volkswirtschaft funktioniert und 

welche öffentlichen und meritorischen Güter sie noch von ihrem Staat erwarten können? Nachdem 
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gleichzeitig mit der Enquetekommission auch internationale Freihandelsabkommen auf der Agenda 

stehen, wäre das umso interessanter gewesen. 

Für alle diese für die Bürgerinnen und Bürger NRWs wichtigen und interessanten Fragen fand die 

Enquetekommission keine einzige Minute Zeit. 

5.	 Folgen der niedrige Geburtenrate

Wenn nun die demografische Entwicklung dank Zuwanderung kein Grund zur Besorgnis ist oder 

auch generell die Frage aufgeworfen werden muss, ob eine sanfte Abnahme der Bevölkerungszahl 

angesichts der weltweiten Entwicklung und des europäischen Ressourcenverbrauchs ein Problem 

darstellt, so gibt es doch in einer Hinsicht Diskussionsbedarf: welche Auswirkung hat die niedrige 

Geburtenrate in der deutschen Bevölkerung? Wenn in weniger als der Hälfte aller Haushalte über-

haupt noch Kinder leben, kann dann die Wohnbevölkerung und Öffentlichkeit noch damit umge-

hen, dass Kinder anstrengend sind und Eltern Unterstützung brauchen oder werden wir eine kinder- 

und familienfeindliche Gesellschaft? 

Ganz besonders erstaunlich ist es für die Fraktion der Piraten, dass die Mehrheit der Enquetekom-

mission jede Beschäftigung mit den Ursachen des demografischen Wandels, genauer, der niedrigen 

Geburtenrate, strikt abgelehnt hat, mit der doch erstaunlichen Begründung, das gehöre nicht zum 

Thema. Das Thema sei die Tragfähigkeit der Haushalte und da spielten private Entscheidungen 

für Kinder keine Rolle. Die Diskussion zum demografischen Wandel in den Medien hatte sich ja 

zunächst durchaus mit den Gründen für die niedrige Geburtenrate in Deutschland beschäftigt – 

zunächst auf dem Niveau, den Egoismus und die Emanzipation der jungen Frauen zu beklagen, 

dann übergehend zu realistischeren Bestandsaufnahmen bzgl. der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf. Dieses Thema ist inzwischen auf allen Ebenen auf der Agenda und das erfreulicherweise sehr 

erfolgreich. 

Seit langem hat es kein politisches Projekt in Deutschland gegeben, in das so schnell so viel Energie 

und Geld geflossen ist, wie die Kinderbetreuung ab einem Jahr, um die Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie deutlich zu verbessern. Zu diesem Thema ist eine Enquetekommission eigentlich nicht mehr 

nötig, da ist alles erforscht und gesagt. Im Hintergrund dieser Politik steht natürlich das Ziel, die 

Geburtenrate positiv zu beeinflussen. Erstaunlich ist aber die Argumentation, dass eine Thematisie-

rung der Geburtenrate nicht zum Thema einer Enquetekommission zum demografischen Wandel 

gehört.

Die Fraktion der Piraten hat sich an dieser Stelle besonders engagiert. Die Enquetekommission hat 

eine Anhörung von Sachverständigen durchgeführt, schriftlich und mündlich, die Mehrheit hat aber 

den Antrag der Fraktion der Piraten, den Verband der Alleinerziehenden einzuladen, abgelehnt, so 
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dass wir von dieser Seite nur eine schriftliche Stellungnahme bekamen. Die Begründung war wieder, 

das gehöre nicht zum Thema.

6.	 Folgen der längeren Lebenserwartung für Rente, Pflege und Gesundheitswesen

 

Lebensunterhalt:

In Deutschland geht die Angst vor der Altersarmut um. Durch die Demografie-Debatte wurde sie 

noch verschärft, da in den Medien ein künstlicher Gegensatz zwischen „Alt und Jung“ hervorgerufen 

und der Eindruck erweckt wurde, Deutschland könne sich seine Alten nicht mehr leisten.

Eine Enquetekommission zum demografischen Wandel sollte sich nach Ansicht der Fraktion der 

Piraten zumindest kurz auch mit dieser Frage beschäftigen.

Die Bundespolitik hat mit ihrer Rentenreform die Renten so sehr gekürzt, dass auch die jetzige Bun-

desregierung Altersarmut befürchtet. Die Rentenkürzung wurde mit der demografischen Entwick-

lung begründet. Unsinnigerweise betrifft die Existenzgefährdung durch die Rentenkürzung ausge-

rechnet die Mütter, die durch Teilzeitphasen zu wenig Rente bekommen, während die Kinderlosen 

nicht so schnell von Altersarmut betroffen sind. 

Wie gut ein Land seine alten Menschen ernähren kann, hängt keinesfalls von der Demografie ab, wie 

ein internationaler Vergleich zeigt. Länder mit geringerer Geburtenrate haben durchgängig höheren 

Wohlstand und damit die Möglichkeit, alte Menschen gut zu versorgen.

Volkswirtschaftlich betrachtet hängen die Einkommen, und damit auch die Renten, ausschließlich 

von der Entwicklung der Produktivität und einer ausreichenden Stabilität der Wirtschaft ab. Ein 

Exportweltmeister wie Deutschland kann niemals ein Problem mit der Höhe der Renten haben, 

wenn das Rentensystem an die Wirtschaftsentwicklung angekoppelt ist. Das deutsche Rentensystem 

ist durch die schlechte Einkommensentwicklung der Arbeitnehmer und durch die Beitragsbemes-

sungsgrenze nach oben jedoch nicht mehr an die Wirtschaftsentwicklung angekoppelt und damit 

ineffizient. Es erfüllt seine Aufgabe so schlecht, dass es dringend reformbedürftig ist.

Mit allen diesen Fragen hat sich die Enquetekommission nicht eine Minute beschäftigt.

Pflege:

Der Enquete-Bericht der Kommissionsmehrheit referiert weitgehend die Ergebnisse der Arbeit des 

Landtags im Zusammenhang mit dem neuen Pflegereformgesetz. Er gibt eine Vorausschau auf die 
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Entwicklung der Kosten für die Pflege, ist also rein kostenorientiert. An zwei Punkten erwähnt der 

Kommissionsbericht auch die Qualität der Pflege: Einzelzimmerpflege und Personalschlüssel. 

Die Fraktion der Piraten hätte dazu gerne erörtert, wie sich die Einkommen der Pflegekräfte verbes-

sern müssten und wie weiter die Qualität der Pflege so verbessert werden kann, dass die Menschen 

keine Ängste mehr vor diesem Lebensabschnitt haben müssen.

Dies hat die Mehrheit der Kommission abgelehnt.

Gesundheit:

Das Gesundheitswesen hat eine besondere existenzielle Bedeutung für die Menschen, die – schon 

vor dem Hintergrund eines ganzheitlichen Betrachtungsanspruchs – eine reine Kostenorientierung 

nicht zulässt. Zudem kommt den Aufgaben und der Struktur des Gesundheitswesens eine besonde-

re Komplexität zu, zu der auch die Unterschiede zwischen städtischen und ländlichen Regionen in 

NRW beitragen. 

Daher hat die Fraktion der Piraten den Antrag gestellt, ein externes Gutachten einzuholen, wie es in 

Enquetekommissionen allgemein üblich ist und wie es in anderen Kontexten auf Antrag der ande-

ren Fraktionen geschehen ist. Der Grund für den Antrag war die Erkenntnis aus der Sachverständi-

genanhörung, dass es sich um ein komplexes Fachgebiet handelt und weder die Mitglieder noch die 

wissenschaftlichen Referenten der Enquetekommission über die notwendige Sachkenntnis verfü-

gen. Die eingeladenen Sachverständigen Prof. Dr. Klaus Jacobs vom Wissenschaftlichen Institut der 

AOK und Dirk Ruiss vom Verband der Ersatzkassen (vdek) brachten in der Sitzung vom 30.10.2014 

übereinstimmend die Schlussfolgerung ihrer wissenschaftlichen Arbeit zum Ausdruck, dass die de-

mografische Entwicklung für die Kosten des Gesundheitswesens von eher untergeordneter Bedeu-

tung ist, während andere Probleme zu großen Zukunftssorgen berechtigen. Die Fraktion der Piraten 

ist der Ansicht, dass die Enquetekommission beide Aussagen hätte wichtig nehmen müssen. 

Die Fraktion der Piraten hat deshalb vorgeschlagen, ein Gutachten an Prof. Dr. Dr. Thomas Gerlin-

ger zu vergeben, einem international renommierten Medizinsoziologen an der Universität Bielefeld. 

In diesem Gutachten sollte die zukünftige Entwicklung des Gesundheitswesens in NRW sowie die 

Folgen für die Gesundheitsausgaben bearbeitet werden. Dieses Gutachten wäre nach Auffassung der 

Fraktion der Piraten für die Arbeit der Enquetekommission wichtig und notwendig gewesen.

Die Kommission hat die Vergabe des Gutachtens mehrheitlich abgelehnt und ist sogar noch einen 

Schritt weiter gegangen: Entgegen den ursprünglichen Planungen und unter Nichtbeachtung der 

eigenen Anhörung hat sich die Mehrheit der Enquetekommission dafür entschieden, den Teil 
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Gesundheitswesen stark zu kürzen und nur zu behandeln, welche Auswirkungen im Bereich Kran-

kenhausfinanzierung und Versorgungssicherheit auf das Land zukommen.

Die Fraktion der Piraten kritisierte diese Entscheidung auf das Schärfste als nicht zielführend für das 

Gesamtergebnis der Enquetekommission.

7.	 Tragfähigkeit der Haushalte von Land und Kommunen

Die Tragfähigkeit von öffentlichen Haushalten lässt sich nicht einfach als Schuldenfreiheit definie-

ren. Tragfähigkeit ernstgenommen heißt, dass Land und Kommunen imstande sind, ihre Aufgaben 

zu erfüllen und dies zu finanzieren, ohne das Risiko eingehen zu müssen, dass eine nicht erfüllte 

öffentliche Aufgabe später zu höheren Kosten führt, als zuvor eingespart wurde. Zu einer ganzheit-

lichen Diskussion der Tragfähigkeit gehören die Betrachtungen der Einnahmenseite ebenso wie die 

der Ausgabenseite.

Auf der Einnahmenseite sind es insbesondere die Steuereinnahmen, die die Tragfähigkeit sicherstel-

len müssen. Mehrere Steuerreformen der letzten 15 Jahre haben nicht nur die Einnahmen gesenkt 

sondern die Steuerbelastung auch verschoben. Insbesondere die Abschaffung der Vermögensteuer 

sowie die Senkung des Spitzensteuersatzes sowie die Neuregelungen bei der Körperschaftssteuer 

haben in der Folge die Länder und Kommunen in fiskalische Schwierigkeiten gebracht. 

Die Fraktion der Piraten erwartete von der Enquetekommission eine konstruktive Debatte zu diesen 

Themen. Insbesondere das Thema einer Wiedereinführung der Vermögensteuer, für die es ja einige 

ausgearbeitete Modelle gibt, hätte gerade im Rahmen einer Enquetekommission kein politisches 

„Geht-nicht“ sein dürfen. Die Mehrheit der Enquetekommission hat das aber bedauerlicherweise 

heftig abgelehnt. 

Auch über die Ausgabenseite wurde nicht wirklich diskutiert. Im Gegensatz zur Bundespolitik ha-

ben die Länder Aufgaben, die von gesetzlichen Pflichten und Verträgen festgeschrieben sind. Die 

fiskalischen Freiheiten sind daher von vornherein wesentlich geringer als in der Bundespolitik. Zu-

dem sind die Möglichkeiten, auf die Einnahmenseite Einfluss zu nehmen, stark begrenzt, zumeist 

geht dies nur über Bundesratsinitiativen. Viele Bundesländer, darunter auch NRW, sind also in einer 

Situation geringen politischen Gestaltungsspielraums, der ihnen mit der Schuldenbremse weiter re-

duziert wird. 

Immerhin gab es viel Augenmerk für die Probleme schrumpfender Orte. Dass solche Probleme im 

Rahmen einer Tragfähigkeitsdiskussion zu diskutieren sind, leuchtet unmittelbar ein. Jedoch hätte 

man dazu die Mühe, die Behandlung dieses Themas auf einen Zusammenhang mit Demografie 

zurückzuführen, nicht auf sich nehmen müssen. Die Wanderungsbewegungen zwischen Orten sind 

zudem meist ökonomisch induziert und nicht demografisch. Es war also nicht nötig, sich in eine 
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„raumwissenschaftliche“ Definition des demografischen Wandels zu versteigen, um zu rechtferti-

gen, sich mit den Problemen zu beschäftigen.

Womit sich die Enquetekommission beschäftigt hat, hat die Mehrheit völlig willkürlich entschieden 

und während der Laufzeit – im Rahmen einer „Neujustierung“ – willkürlich verändert. Die Argu-

mente der Fraktion der Piraten wurden dabei nicht ernsthaft angehört.

8.	 Fazit 

Zu den im Rahmen der Enquetekommission erarbeiteten Handlungsempfehlungen kann zusam-

menfassend gesagt werden, dass Vieles sinnvoll und nützlich für die Entwicklung des Landes NRW 

ist. In der Summe sind sie jedoch nicht hinreichend, um die Entwicklung in NRW spürbar zu ver-

bessern. Zudem wurde von einer Kostenabschätzung der Maßnahmen abgesehen. 

Überblickt man die breitgefächerten Themen, die in dieser Enquetekommission nach Auffassung 

der Fraktion der Piraten hätten behandelt werden müssen, so zeigt sich in der Konsequenz eine 

Verknüpfung des Themas „Tragfähigkeit der Haushalte“ mit einer ganzheitlichen Wahrnehmung 

staatlicher Verantwortung. 

Die Tragfähigkeit der Haushalte bestimmt sich wesentlich auch aus der Wahrnehmung staatlicher 

Pflichtaufgaben sowie der aktiven Moderation volkswirtschaftlicher Prozesse und Entwicklungen, 

die die Situation des Landes NRW und seiner Einwohnerinnen und Einwohner gesamtgesellschaft-

lich verbessern.

Die Politik hat in diesem Zusammenhang folgende Fragen konstruktiv zu bearbeiten:

Welche Verantwortung kann und muss die Politik übernehmen für Familien, um sie vor ökono-

mischen Nachteilen so gut es geht zu schützen und für Alleinerziehende, damit sie vor beruflichen 

Nachteilen und Armut geschützt werden und in Belastungssituationen Unterstützung bekommen?

Welche Verantwortung haben Gesellschaft und Politik für die Entwicklung der Kinder und Jugend-

lichen? Welche Verantwortung für Bildung, Ausbildung, Qualifikation und Weiterbildung und für 

die Teilhabe der Älteren an Bildungsangeboten?

Welche Verantwortung hat die Politik für Leistungsanreize und Bildungsanreize im Interesse von 

Gesellschaft und Wirtschaft? In diesem Zusammenhang sollte auch die Hartz-IV-Politik kritisch 

und neu diskutiert werden.

Wie kann die Politik ihrer Verantwortung für ältere Arbeitnehmer gerecht werden, die keine Stellen 

bekommen, aber erst ab 67 Jahren Rente?
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Wie muss die Verantwortung für alte und pflegebedürftige Menschen aussehen, die Angst vor der 

schlechten Versorgung haben müssen?

Und nicht zuletzt: Wie muss die politische Wahrnehmung der Verantwortung für die Bewohner 

kleiner Landgemeinden aussehen, die mit der nötigen Infrastruktur versorgt werden müssen?

Alle diese Fragen hätte die Enquetekommission nach Meinung der Fraktion der Piraten bearbeiten 

müssen. Eine gute Chance wurde vertan durch die Tatsache, dass nahezu alle Überlegungen unter 

dem Spardiktat einer gesetzten Schuldenbremse getätigt wurden. 

Handlungsempfehlungen

•	 Konsequenter Einsatz des Landtages NRW und der Landesregierung NRW für die europaweite 

Einführung einer Finanztransaktionssteuer von 0,1 Prozent,

•	 Uneingeschränkte Bekämpfung der Steuerkriminalität und sofortige Schließung aller Steuer-

schlupflöcher,

•	 Konsequenter Einsatz des Landtages NRW und der Landesregierung NRW für die ausnahmslose 

fiskalische Gleichbehandlung der Steuern auf Erträge aus Kapitalanlagen und Arbeitseinkommen, 

d.h. bei der Besteuerung wird von einer synthetischen Besteuerung ausgegangen, bei der alle Ein-

kunftsarten gleichermaßen dem Einkommenssteuertarif und damit einer progressiven Besteue-

rung unterliegen,

•	 Entwicklung von Konzepten zur Nivellierung der Ungleichverteilung der Steuermittel im Zusam-

menspiel zwischen Bund, Ländern und Kommunen, und schließlich,

•	 Konsequenter Einsatz des Landtages NRW und der Landesregierung NRW für eine Wiederein-

führung der 1997 ausgesetzten Vermögenssteuer als „Vermögenssteuer 2.0“, wobei deren genaue 

Ausgestaltung durch ein unabhängiges Expertengremium aus Steuerfachleuten zu erfolgen hat, 

für die die im Bundesverfassungsgerichtsurteil von 1995 gerügten Positionen Richtschnur sein 

sollen.
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Anhang:

Familie und demografische Entwicklung

1.	 Daten zur Familienpolitik
2.	 Die Situation von Familien und ihr Einfluss auf die demografische Entwicklung
2.1.	 Vereinbarkeit von Beruf und Familie
2.2.	 Das ökonomische Risiko der Elternschaft
2.3.	 Die Situation der Alleinerziehenden
3.	 Finanzielle Förderung von Familien

 
Familie und demografische Entwicklung

Die demografische Entwicklung ist ein dynamischer Prozess, deshalb müssen auch die Ursachen 

dieses Prozesses reflektiert werden. Dieser Prozess ergibt sich aus privaten Entscheidungen, die Re-

flektion darüber kann deshalb nur Anstöße zur Diskussion geben. 

Das Thema Familie und die Geburtenrate spielen beide eine zentrale Rolle für die demografische 

Entwicklung. Unbestrittene Kenngrößen sind hier

(1)	� die steigende Lebenserwartung, 

(2)	� die niedrige Geburtenrate, und 

(3)	� die daraus folgende veränderte Altersstruktur der Gesellschaft.

Zu (1): Die steigende Lebenserwartung als Folge des medizinischen Fortschritts, der verbesserten 

Wohn- und Arbeitsbedingungen und des größeren Bewusstseins über Ernährung und Gesundheits-

gefahren gilt allgemein als Errungenschaft einer entwickelten Gesellschaft und für jedes Individuum 

als erstrebenswert. Für die Politik und die öffentlichen Haushalte ergeben sich daraus Herausforde-

rungen, insbesondere in den Bereichen Gesundheit und Pflege. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

diese Entwicklung in Deutschland je nach Einkommen unterschiedlich erfolgt. Die demografische 

Forschung ermittelte eine positive Korrelation zwischen Einkommen und der durchschnittlichen 

Lebenserwartung.461 

Zu (2): Familie und Geburtenrate spielen für die Diskussion um den demografischen Wandel eine 

zentrale Rolle. Dazu schrieb die EK „Demografische Entwicklung“ 2008 in Sachsen: Das Thema 

Familie berührt „einen Kernbereich der demografischen Entwicklung. Mit den Bedingungen der 

Partnerwahl und Partnerbindung, Eheschließung und Familiengründung wird das regenerative Er-

gebnis festgelegt: die Kinderzahl je Frau [...] Zudem bestimmt die Familie als soziales Beziehungsge-

flecht den Umgang der Generationen untereinander und stellt damit eine entscheidende Grundlage 

461	  Jasilionis 2013: 1 f.



250 Teil D Sondervoten

für einen würdigen Umgang mit der zunehmenden Zahl alter und pflegebedürftiger Menschen dar. 

Wenngleich es sich bei den beschriebenen Prozessen um Folgen höchst privater Entscheidungen [...] 

handelt, wirken die Gesetze und Normen der Politik, der Gesellschaft und des Arbeitslebens doch in 

vielfältiger Weise auf diese Entscheidungen ein.“ 462

Die Formen des familiären Zusammenlebens unterliegen einem gesellschaftlichen Wandel, der von 

Wissenschaft und Politik deutlich wahrgenommen wird und zu einer weitergefassten Definition 

von Familie geführt hat: „Angesichts zunehmender Differenzierung und Pluralisierung privater Le-

bensformen wird Familie in einem sehr weiten Begriff verstanden als Fürsorge und Verantwortung 

von jüngeren wie älteren Menschen füreinander“.463 Diese ausgeweitete Definition von Familie geht 

davon aus, dass der wichtigste Blickwinkel einer demografiegerechten Familienpolitik der Blick aus 

der Sicht derjenigen ist, die füreinander sorgend tätig sind, unabhängig davon in welcher realen 

oder auch formalisierten Beziehung sie zueinander stehen. Auch ein Haushalt mit einer 90-jährigen 

Mutter und ihrer 60-jährigen pflegenden Tochter muss als Familie betrachtet werden. 

Damit wird auch der Tatsache Rechnung getragen, dass z. B. die Eheschließung für das Aufwachsen 

von Kindern an Bedeutung verliert. Familien mit Kindern verlieren insgesamt an Bedeutung: in 

weniger als der Hälfte aller Haushalte in Deutschland leben Kinder. 

Zu (3): Die Diskussion zur Altersstruktur wird gesellschaftlich seit längerem kontrovers geführt, von 

stark emotional gefärbten Debatten mit den negativ konnotierten Stichworten „Überalterung“ oder „Be-

lastung durch zu viele Alte“ über wissenschaftlich geprägte Sachlichkeit bis zu positiven Aspekten wie 

Wohlstand und hohe Lebenserwartung. Für die Politik ergibt sich damit die zusätzliche Aufgabe, den 

sachlichen Aspekt der Debatte zu verstärken ohne die Sorgen der Bevölkerung aus dem Blick zu verlieren. 

Für die Tragfähigkeit der Haushalte in NRW spielt der Bereich Familie eine doppelte Rolle: in den 

Blick zu nehmen sind einerseits die fiskalischen Folgen des demografischen Wandels für die Ein-

nahmenseite, andererseits der Umfang der familienpolitischen Unterstützungsmaßnahmen für die 

Ausgabenseite. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Veränderungen auf der Ausgabenseite sich sofort 

und unmittelbar in den Haushalten niederschlagen, Veränderungen der Einnahmenseite jedoch in 

der Regel zeitlich verschoben sehr viel später eintreten. 

Dieser Bericht wird sich nach einem Blick auf die Daten aus dem Bereich Familie der Frage widmen, 

inwiefern Politik, insbesondere Familienpolitik, auf die Geburtenrate Einfluss hat. Dazu werden 

folgende Themen behandelt:

462	 Enquête-Kommission „Demografische Entwicklung und ihre Auswirkungen auf die Lebensbereiche der Menschen im Freistaat 
Sachsen sowie ihre Folgen für die politischen Handlungsfelder“ 2008: 123.

463	 Müller 2014. 
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•	 die Vereinbarkeit von Familie und Beruf,

•	 zusätzliche finanzielle Belastungen durch Elternschaft,

•	 die besondere Situation der Alleinerziehenden.

Schließlich wird die finanzielle Förderung von Familien in NRW betrachtet. 

Dabei greift der Bericht zurück auf die Aussagen und schriftlichen Stellungnahmen der dazu einge-

ladenen Sachverständigen Frau Prof.  Dr. Gerlach und Frau Dr. Klein.464 

1.	 Daten zur Familienpolitik 
Daten über Familien unterliegen zunächst dem Schutz des Individuums und der Privatsphäre. Des-

halb gibt es in diesem Bereich nicht für alle möglichen Forschungsfragen die gewünschten Daten. 

In diesem Abschnitt werden, ergänzend zu den Daten in den Kapiteln „Demografische Ausgangs-

lage“ und „Demografischer Wandel in NRW“, Daten zur Lage der Kinder und Familien aus den 

Stellungnahmen der o. g. Sachverständigen für die Enquetesitzung am 30.10.2014 dargestellt.

In der Stellungnahme 16/2273 von Frau Prof. Dr. Irene Gerlach wurden der Enquetekommission 

folgende Informationen zur Verfügung gestellt: „Im Verlauf der 90er Jahre war auch in NRW ein 

deutlicher Rückgang der Geburten zu beobachten. [...] Im Vergleich der Geburtsjahrgänge 2002 und 

2012 z. B. ergibt sich eine Differenz von fast 18 000 Kindern.

��

Abbildung 42:	 Anzahl der Lebendgeborenen und Gestorbenen in NRW 1990 – 2012465

464	 Evangelische Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe 2014, Klein 2014, Verband allein erziehender Mütter und Väter NRW 
e. V. 2014, Werding & Ott 2014.

465	 Evangelische Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe 2014: 2. 
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Abbildung 43:	 Lebendgeborene und Gestorbene NRW 2002 und 2012, in 1.000466

Der deutlich angewachsene Anteil von Einpersonenhaushalten dürfte (wenn nicht durch gezielte 

Maßnahmen bzgl. des Wohnverhaltens Änderungen bewirkt werden) auch in den nächsten Jahren 

weiter anwachsen.

  1 Person

  2 Person

  3 Person

  4 Person

  5 Person

39,1

35,3

12,4

9,6
3,7

Abbildung 44:	 Privathaushalt mit … Personen in NRW, in Prozent467

Von den Einwohnerinnen und Einwohnern NRWs sind im Jahre 2012 41,9 Prozent ledig, 42,9 Pro-

zent verheiratet, 7,9 Prozent geschieden und 7,3 Prozent verwitwet.

Der größte Teil der Familien mit Kindern sind Ehepaarfamilien. Der Anteil der Alleinerziehenden 

ist v.a. im Verlauf der letzten beiden Jahrzehnte massiv angestiegen und beträgt [...] ca. 20 Prozent. 

während bis vor kurzem die Zweikindfamilie noch die häufigste war, ist es mittlerweile in NRW die 

Einkindfamilie.

466	  ebd.: 2.

467	  ebd.: 3.
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  Ehepaare    Lebensgemeinschaften    Alleinerziehende
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7,2
73,7

 �

  1 Kind    2 Kinder    3 und mehr Kinder

52,3

11,5

36,2

Abbildung 45: Familien mit Kindern unter 18 Jahren im 	 Abbildung 46: Anzahl der Kinder unter 18 Jahren im  

Haushalt NRW 2012, in Prozent468	 Haushalt NRW 2012, in Prozent469

Teilweise wird davon ausgegangen, dass der Anteil der Alleinerziehenden an allen Familienformen 

weiterhin, aber moderater steigen wird. Die weitaus größte Gruppe unter Alleinerziehenden sind 

geschiedene Frauen. Nach den derzeitigen Scheidungszahlen werden etwa 36 Prozent aller in einem 

Jahr geschlossenen Ehen im Laufe der nächsten 25 Jahre geschieden.“ 470

Die Stellungnahme 16/2204 des VAMV (Verband allein erziehender Mütter und Väter) NRW 

enthielt weitgehend übereinstimmende Daten sowie Ergänzungen dazu:

„Die Zahl der Familien ist auf der Basis des Mikrozensus471 nach den Familientypen „Ehepaare“, 

„Lebensgemeinschaften“ und „Alleinerziehende“ erfasst. Dabei wird Familie verstanden als Eltern-

Kind-Gemeinschaft mit leiblichen, Stief-, Pflege- oder Adoptivkindern. Alleinerziehende sind Müt-

ter oder Väter, die mit Kindern ohne Partner in einem Haushalt leben. Lebensgemeinschaften sind 

zusammenlebende Erwachsene mit Kindern (nicht unbedingt gemeinsame) ohne Trauschein.“ 472 

In NRW ist „von 2005-2012 ein Rückgang (-2,5 %) der Familien insgesamt zu beobachten. Auch die 

Zahl der Ehen sinkt (-8,5 %). Die Zahl der Lebensgemeinschaften steigt (+18 %), ebenso die Zahl 

der Alleinerziehenden (+10 %). Absolute Zahlen fehlen.

Die Familientypen sind durchlässig. So werden 35 Prozent aller Ehen geschieden, im Durchschnitt 

nach 13 Jahren.473 Über die Hälfte der Alleinerziehenden in NRW war verheiratet (geschieden: 

468	  ebd.: 3. 

469	  ebd.: 3.

470	  ebd.: 2 ff.

471	  Verband allein erziehender Mütter und Väter NRW e. V. 2014.

472	  ebd.: 1 f.

473	  Grünheid 2013. 
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46,9 %; verwitwet: 6,6 %).474 Ein weiteres Fünftel ist noch verheiratet (19,5 %). Nur 26,7 Prozent 

sind nie verheiratet gewesen. Kurz gesagt: Die Ehefrau von heute ist zu mehr als einem Drittel die 

Alleinerziehende von morgen.“ 475

„Der VAMV NRW geht davon aus, dass sich die Entwicklung der vergangenen Jahre fortsetzen wird.“ 476

Frau Prof. Dr. Gerlach merkte zusätzlich zur Stellungnahme mündlich in der Sitzung an, dass gerade 

in NRW mit seinem hohen Anteil an Migrantenfamilien rein rechnerisch die höhere Geburtenrate 

in diesen Familien dem demografischen Wandel gegengerechnet werden könnte. Dagegen spräche 

aber die nach ihrer Auffassung noch nicht ausreichende Bildungs-, Sprach- und Integrationsunter-

stützung dieser Familien.

2.	 Die Situation von Familien und ihr Einfluss auf den demografischen Wandel
Familienpolitik ist in doppelter Weise mit dem Thema der Enquetekommission verknüpft: Zum 

einen hat sie direkten Einfluss auf Landes- und Kommunalhaushalte, zum andern hat sie einen in-

direkten Einfluss, wenn zwei kausale Zusammenhänge gegeben sind: 

•	 der Einfluss der Familienpolitik auf die Geburtenrate und damit auf den demografischen Wandel,

•	 der Einfluss des demografischen Wandels auf die Wirtschaft und damit auf die Einnahmen der 

Haushalte.

Die Mehrheit der Frauen zwischen 25 und 35 Jahren, d.h. die Mehrheit der Frauen im biologisch 

günstigsten Fortpflanzungsalter, ist heute kinderlos.477 Frauen, die sich Kinder wünschen, fragen 

nach der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, nach den ökonomischen Risiken der Familiengrün-

dung sowie nach den möglichen Folgen einer Trennung. 

Diesen Fragen wird im Folgenden nachgegangen. Dazu werden die Stellungnahmen der Sachver-

ständigen herangezogen sowie ausgewählte Veröffentlichungen. 

2.1.	 Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

Für berufstätige Eltern gibt es zuvorderst drei Fragestellungen:

(1)	 ausreichendes Einkommen,

(2)	 zeitliche Vereinbarkeit,

(3)	 Zukunftssicherheit.

474	  Müller 2011: 7. 

475	  Verband allein erziehender Mütter und Väter NRW e. V. 2014: 2.

476	  ebd.: 2.
477	  Garsoffky & Sembach 2014: 144. 



 2553. Sondervoten zum Gesamtbericht 

Punkt (1) wird in 5.1.2.2. erörtert. Das Hauptaugenmerk liegt auf Punkt (2). Seit langem hat es 

kein politisches Projekt in Deutschland gegeben, in das so schnell so viel politisches Engagement 

geflossen ist wie in die Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch Angebote zur Kinderbetreuung 

ab einem Jahr. Seit einiger Zeit unternehmen Bund, Ländern und Kommunen große Kraftanstren-

gungen und haben in kurzer Zeit die Kleinkindbetreuung beachtlich ausgebaut. Die Intentionen 

sind vielfältig, beabsichtigt sind 

•	 eine Unterstützung der Familien,

•	 frühzeitige Bildungsförderung der Kinder,

•	 höhere Geburtenzahl,

•	 ein größeres Angebot an qualifizierten Mitarbeiterinnen auf den Arbeitsmärkten, 

•	 gute Absicherung der Frauen nach einer Scheidung und im Alter.

Die erwarteten positiven Auswirkungen betreffen also die Bereiche Wirtschaft, Arbeit, Bildung und 

Soziales ebenso – ein breites Spektrum, wie kaum ein anderes politisches Projekt es vorweisen kann. 

Dieses Projekt beruht zudem auf einem breiten politischen Konsens.

Die Unterstützung der Arbeitgeber ist noch uneinheitlich. Die Wirtschaft befürchtet, eine familien-

freundliche Arbeitswelt könnte mit Gewinneinbußen verbunden sein. Die EU-Kommission ist jedoch 

der Auffassung, dass die Produktivität der arbeitenden Eltern bei entsprechender Unterstützung durch 

ihren Arbeitgeber mindestens genauso hoch ist wie bei voller Konzentration auf die Firmeninteressen.478 

Vollzeitstellen und die Bereitschaft zu langen Arbeitszeiten sind nach wie vor wesentliche Grundlage 

für berufliche Karrieren. Diese Probleme treten auf höheren Karriereebenen stärker auf. Insbesondere 

für Väter ist es schwer, Verständnis bei ihren Arbeitgebern zu finden. Väter mit dem Wunsch, Zeit für 

ihre Kinder zu haben, haben es in den meisten Unternehmen nicht leicht. Nur 7 Prozent nehmen das 

„Papa Jahr“ in Anspruch, 12 Monate Erziehungsurlaub.479 „Bis zu 90 Prozent der Unternehmen halten 

Familienfreundlichkeit für sehr wichtig und tun nach eigener Aussage viel dafür. Schaut man sich dann 

Befragungen von Arbeitnehmern an, erhält man ein völlig anderes Bild.“ 480 Führungskräfte sind nicht 

familienfreundlich eingestellt, informieren nicht über Möglichkeiten und setzen sich nicht dafür ein, 

dass die Arbeitnehmer diese Möglichkeiten auch nutzen.481

Auch die Politik ist in der Verantwortung. Auf einer Informationsreise der Enquetekommission 

nach Schweden mit dem Ziel, alternative Ansätze kennenzulernen, berichtete die schwedische Nie-

derlassung der Friedrich-Ebert-Stiftung, dass Eltern in Schweden im Krankheitsfall eines Kindes pro 

Jahr nicht 10 Tage, wie in Deutschland, sondern 120 Tage pro Jahr freigestellt werden können. Eine 

detaillierte Auswertung des Besuchs wurde leider nicht vorgenommen.

478	  Kommission der europäischen Gemeinschaften 2006: 2. 

479	  Statistisches Bundesamt, zitiert in Garsoffky & Sembach 2014: 96. 

480	  ebd.: 110 f. 

481	  ebd.: 110, zitiert wird die Studie von Kearney: „Wie familienfreundlich sind Unternehmen in Deutschland?“ 
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In Deutschland klaffen die gewünschten und die tatsächlichen Wochenarbeitsstunden bei Vätern 

und bei Müttern weit auseinander:482
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Abbildung 47:	 Genug arbeiten können und Zeit für‘s Kind haben483

Gerade für Väter bleiben Kinder weitgehend ohne Folgen für die wöchentliche Arbeitszeit:

Quelle: Sachverständigengut-

achten zur Gleichstellung 2011 

© Hans-Böckler-Stiftung 2008
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Abbildung 48:	 Männer: Kinder ohne Folgen für die Arbeitszeit484

482	  Müller 2014: 22.

483	  Telefonische Befragung von 2000 abhängig beschäftigten Vätern und Müttern, gewichtet; Klenner & Pfahl 2008: 2.

484	  Klammer 2011: 1. 
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Diese Daten lassen verschiedene Vermutungen zu: mangelnde Familienfreundlichkeit der Arbeitge-

ber zum einen, insbesondere mangelndes Verständnis für das Engagement der Väter; zum andern 

mangelnde Bereitschaft der Väter, die Konsequenzen der veränderten Situation partnerschaftlich 

mitzutragen.

Für die Mütter bedeutet die flächendeckende Kleinkindbetreuung in Deutschland einen markanten 

Paradigmenwechsel. Wurde noch vor wenigen Jahrzehnten die Berufstätigkeit von Müttern proble-

matisiert, wird nun von einem neuen Familienbild ausgegangen, das jedoch noch nicht selbstver-

ständlich ist. So meinen im Jahre 2011 40 Prozent der westdeutschen Befragten in einer Umfrage, es 

wäre „für alle Beteiligten viel besser, wenn der Mann voll im Berufsleben steht und die Frau zu Hause 

bleibt und sich um Haushalt und Kinder kümmert“.485 51 Prozent antworteten in einer Allensbach-

Umfrage 2012, sie seien der Ansicht, es schade Kindern, wenn eine Mutter voll berufstätig ist.486 Der 

Paradigmenwechsel ist ein langfristiger Prozess.

Bei Öffnungszeiten weist Deutschland im internationalen Vergleich Defizite auf. Das hat für Eltern 

oft eine unzureichende Vereinbarkeit von Familie und Beruf zur Folge. Eltern wollen ihre Kinder 

gut und sicher betreut wissen. Zu thematisieren sind hier die Mindeststandards sowie die Personal-

schlüssel in Kitas. Borchert zitiert OECD-Untersuchungen mit dem Ergebnis, „dass die deutschen 

Richtlinien unter denen des europäischen Durchschnitts lägen und deutlich schlechter seien als die 

von weltweiten Expertengruppen für eine gute Qualität geforderten notwendigen Mindeststandards 

zum Beispiel bzgl. Personalschlüssel, Gruppengröße oder Ausbildungsstand der Erzieherinnen.“ 487 

Trotz der Erfolge bei der Vereinbarkeit ist die Überforderung der berufstätigen Mütter in der Dis-

kussion. Die Frauen „fühlen sich überfordert und mehr als die Hälfte beklagt, zu wenig Zeit für die 

Familie und den Partner zu haben. Zeit für sich selber fordern diese Frauen schon gar nicht mehr. 

Der Grund dafür ist immer der gleiche: die Anforderungen im Beruf, denen sie unbedingt gerecht 

werden wollen und müssen.“ 488 

485	  Müller 2014: 18.

486	  ebd.: 19. 

487	  Borchert 2013: 75.

488	  Garsoffky & Sembach 2014: 30.
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Abbildung 49:	 Stress: Mütter fühlen sich deutlich häufiger gestresst als Väter489

Die gewünschten und tatsächlichen Arbeitszeiten unterscheiden sich deutlich:

Abbildung 50:	 Gewünschte Arbeitszeiten490

Die Doppelbelastung beinhaltet nicht nur Kinderbetreuung und Beruf, sondern auch Arbeit im 

Haushalt, Zeit für Fürsorge, wenn Familienmitglieder krank sind, Zeit für die Beziehung zum Part-

ner. Eine entscheidende Rolle für das Gelingen des neuen Familienparadigmas spielt die Aufteilung 

489	  Institut für Demoskopie Allensbach 2012: 23.

490	  ebd.: 18.
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der Hausarbeit. Sie ist nicht weniger geworden. Heute wenden Frauen 37 Stunden pro Woche für 

Hausarbeit auf, genauso viel wie 1965. Zusätzlich verbringen die Männer mehr Zeit im Haushalt.491

Dennoch ist die Aufteilung zwischen den Partnern noch weit entfernt von einer partnerschaftlichen 

Gleichberechtigung. Dies zeigt eine Umfrage aus 2012.492

Abbildung 51:	 Traditionelle Rollenverteilung im Haushalt493

Zu Punkt (3), Zukunftssicherheit, ist anzumerken, dass die Veränderungen der letzten Jahrzehnte 

– die Flexibilisierung und Deregulierung des Arbeitsmarktes, Befristungsmöglichkeiten, Leiharbeit, 

geringfügige Beschäftigung, Praktikantenstellen, etc. sowie die zunehmende Anzahl freiberuflich 

Tätiger – jungen Familien weniger Planungssicherheiten für die Zukunft bieten. 

Ein wesentliches ökonomisches Kriterium für die Familienplanung ist daher auch der Zeitpunkt, zu 

dem einer der beiden Partner in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis steht. Dieser Aspekt 

der Langfristigkeit gehört zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, da die Geburt eines Kindes für 

mindestens 18 Jahre eine finanzielle Verpflichtung darstellt.

Kann die Erwartung, dass eine verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf die Geburtenrate 

steigert wird, erfüllt werden? Im internationalen Vergleich ergibt sich zunächst eine Bestätigung 

dieser Erwartung, eine deutliche Korrelation zwischen der Kinderbetreuung (hier prozentuale Parti-

zipation von unter 3-Jährigen an der Kindertagesbetreuung) und der Geburtenrate legt dies nahe.494 

491	  ebd.: 37.

492	  Müller 2014: 16. 

493	  ebd.: 16.

494	  Trappe 2013: 4.
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Abbildung 52:	 Zusammengefasste Geburtenrate 2007495

Allerdings weisen die Verfasser der Studie deutlich auf den Aspekt hin: „die Effekte auf die Gebur-

tenrate sind langfristig und benötigen eine kohärente Politik.“ 496

Und was glauben die Betroffenen selber? In einer Studie von Allmendinger497 glauben die Mehrheit 

der befragten jungen Frauen noch nicht an eine verlässliche Vereinbarkeit, zumal die Männer der 

gleichen Altersgruppe nicht bereit sind, die Belastung durch ein Kind gleichberechtigt mit der Part-

nerin zu tragen. 30 Prozent meinen sogar, dass sich die Vereinbarkeit verschlechtert hätte.498

2.2.	 Das ökonomische Risiko der Elternschaft

Kinder aufziehen bedarf erheblicher finanzieller Mittel. Im Durchschnitt geben Eltern 131.256 Euro 

für ein Kind bis zum 18. Geburtstag aus.499 Für Familien mit geringeren Einkommen stellen Kinder 

daher ein ökonomisches Risiko dar, dies gilt in erhöhtem Maße für Familien und Alleinerziehende 

nach Trennungen. 

In der Stellungnahme des VAMV für die Enquetekommission wird dazu angemerkt, „dass Kinder 

früher eine Alterssicherung darstellten, heute eher ein (Alters-)Armutsrisiko. Dies gilt in besonderer 

Weise für die mittleren Einkommen. Der VAMV NRW sieht es als Aufgabe der Familienpolitik an, 

die ökonomischen Belastungen von Familien auszugleichen. Diese entstehen zum einen durch die 

direkten durch die Kinder verursachten Kosten und zum anderen durch Opportunitätskosten, die 

495	  ebd.: 4.

496	  ebd.: 4.

497	  Allmendinger, Haarbrücker & Fliegner 2013.

498	  ebd.: 10.

499	  Statistisches Bundesamt 2014c: 6.
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durch eine Reduzierung oder Unterbrechung der Erwerbsarbeit und den damit einhergehenden 

Einkommensverlusten entstehen. 

Jürgen Borchert, Vorsitzender Richter am Landessozialgericht Hessen, kritisiert die zunehmende 

Armut von Kindern. Im Jahre 1965 „[...] lebte jedes 75. Kind unter sieben Jahren zeitweise oder 

auf Dauer im Sozialhilfebezug, heute ist es jedes fünfte [...]“.500 „Die für das Leistungsniveau maß-

gebenden Existenzminima wurden über die Jahrzehnte immer weiter heruntergeschraubt; um das 

Existenzminimum von 1965 zu erreichen, müssten die Hartz-IV-Leistungen heute um mehr als 30 

Prozent angehoben werden. Nach den Maßstäben von damals läge der Anteil der Kinder im Sozial-

hilfebezug heute deshalb schätzungsweise beim Doppelten der gegenwärtigen Quote, denn die Hälf-

te aller Kinder wird [...] in prekären Einkommensverhältnissen rund um die Armutsgrenze groß.“ 501 

Borchert nennt dies eine „doppelte Kinderarmut“: wir seien arm an Kindern und unsere Kinder 

seien arm. „Je weniger Kinder wir haben, desto schlechter werden sie behandelt. Eine der reichsten 

Nationen der Welt lässt ihren Nachwuchs verkommen.“ 502 Viele Untersuchungen weisen ebenso wie 

Borchert darauf hin, dass die Armut die Entwicklung der Kinder für das ganze Leben schädigen 

kann. Im Jahre 2006 äußerte der UN-Sonderbeauftragte für Bildung Munoz harte Kritik an der Bil-

dungssituation in Deutschland.503 

Des Weiteren führt Borchert die Benachteiligung von Familien auf die Einführung des heutigen 

Renten- und Sozialversicherungssystems 1957 zurück. Damals war der „Schreiber-Plan“ in der Dis-

kussion, der einen doppelten Generationenvertrag vorsah: die Arbeitnehmer und Arbeitgeber zah-

len für die Alten, wer Kinder aufzieht, zahlt dabei deutlich weniger.504 Realisiert wurde jedoch ledig-

lich der erste Teil des Generationenvertrags, die Sozialisierung der Versorgung älterer Menschen.

Seitdem zahlen Erwerbstätige in die Sozialversicherung ein und die Auszahlungen kommen kinder-

losen mehr zugute als den eigenen Eltern, vor allem als den Müttern. Das Bundesverfassungsgericht 

hat zweimal, 1992 und 2001,505 die Bundesregierung aufgefordert, die verfassungswidrige Benachtei-

ligung von Familien und Müttern zu ändern. Dies steht bis jetzt aus.

Sozialversicherungsbeiträge haben den größten Einfluss auf die Einkommen von Familien. Es gibt 

für diese Beitragsart keine Grundfreibeträge, die Gesamtbelastung der Bruttoeinkommen ist daher 

zumeist wesentlich höher als die Belastung durch die Lohnsteuer. Es ist ein verfassungsrechtliches 

Gebot, das Existenzminimum – auch das der Kinder – steuerfrei zu lassen. Dieses Gebot wird jedoch 

500	  Borchert 2013: 18.

501	  ebd.: 61. 

502	  ebd.: 61. 

503	  Munoz 2007.

504	  Borchert 2013: 40f.

505	  ebd.: 53.
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nur durch Kindergeld und Mitversicherung in der KV erfüllt. Diese Bestimmungen dürfen aber 

keineswegs als Familien- oder Sozialtransfers bezeichnet werden.506 

Es gibt ein Ungleichgewicht zuungunsten der Familien. Milliardenbeträge gehen den Kindern und Eltern 

verloren. Darüber hinaus leisten sie viel, mit großem Aufwand an Zeit und Energie, und sind doppelt bela-

stet. All diese Leistungen und Anstrengungen kommen Kinderlosen am Ende mehr zugute als den Familien. 

Das wurde auch für die Krankenversicherungen ausgerechnet. Familien mit bis zu drei Kindern zahlen mehr 

in die Kassen ein, als sie an Leistungen über das ganze Leben hinweg in Anspruch nehmen.507 

Wie wirkt sich das finanzielle Risiko auf die Entscheidung für Kinder aus? Das Einkommen einer Fa-

milie beeinflusst insbesondere die Entscheidung für ein zweites Kind, wie das Max-Planck-Institut 

Rostock ermittelte. Die folgende Abbildung zeigt, dass die gewünschte Kinderzahl mehrerer Grup-

pen von Befragten (gestrichelte Linien) von der tatsächlichen Kinderzahl (durchgezogene Linien) 

umso mehr unterscheidet, je niedriger das Einkommen ist.508 Der realisierte Kinderwunsch ist mit 

dem Einkommen korreliert.
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Abbildung 53:	 Anzahl der Kinder509

In einer weiteren Untersuchung vergleichen die Rostocker Wissenschaftler Deutschland und Däne-

mark und kommen zu dem Ergebnis, dass Arbeitslosigkeit in Dänemark dank der besseren sozialen 

Bedingungen keinen so großen absenkenden Einfluss auf die Kinderzahl hat wie in Deutschland.510 

506	  ebd. 

507	  ebd.: 100 –101. 

508	  Max-Planck-Institut für demografische Forschung 2014: 4.

509	  ebd.: 4.

510	  Kreyenfeld 2014: 1 f. 
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Die ökonomische Benachteiligung von Menschen mit Kindern kann zum Teil durch Kinderbetreu-

ungsangebote und bessere Vereinbarkeit verringert werden, dennoch werden junge Menschen dazu 

veranlasst, mit dem Nachwuchs zu warten, bis es für einen Teil von ihnen zu spät ist.

Abbildung 54:	 Kinder kommen immer später511

2.3.	 Die Situation der Alleinerziehenden

In NRW leben 20 Prozent der Kinder mit einem alleinerziehenden Elternteil, davon sind 90 Prozent 

Frauen. In NRW hat die Zahl der Alleinerziehenden seit 2005 um 10 Prozent zugenommen. Zum 

Vergleich: In Berlin sind es 32 Prozent.512 

Alleinerziehende mit kleinen Kindern, ob berufstätig oder nicht, sind rund um die Uhr an 365 Ta-

gen des Jahres gefordert – unabhängig von individuellen Krankheits- oder Krisensituationen. Die 

meisten Alleinerziehenden sind dies unfreiwillig. 90 Prozent der Alleinerziehenden sind Frauen, die 

alleinerziehenden Väter haben statistisch eher ältere und damit etwas selbstständigere Kinder.

Heute liegt das Risiko einer Trennung bei einem Drittel aller Ehen. Familien ohne Trauschein gehen 

häufiger auseinander. Bei den Patchwork-Familien ist dies jede zweite.513 Es darf angenommen wer-

den, dass die Wahrscheinlichkeit, allein mit Kind leben zu müssen, hoch genug ist, um einen Einfluss 

auf die Lebensplanung und auf die Entscheidung für Kinder zu haben. Deshalb ist die zurückhal-

tende Familienplanung vielleicht auch auf eine solche Risikoabschätzung zurückzuführen.

511	  Institut für Demoskopie Allensbach 2012: 37.

512	  Bylow 2011: 12. 

513	  ebd.: 62. 



264 Teil D Sondervoten

58 Prozent der Alleinerziehenden bestreiten ihre Aufwendungen für sich und ihre Kinder aus ihrer 

beruflichen Tätigkeit.514 Die Berufstätigen sind durch die bereits beschriebenen Probleme der Ver-

einbarkeit von Beruf und Kindern besonders betroffen. Frauen sind hier zusätzlich durch den histo-

risch bedingten Einkommensunterschied zwischen den Geschlechtern betroffen. Der Bildungsstand 

bei Alleinerziehenden entspricht in etwa dem der übrigen Bevölkerung.515

Das Armutsrisiko ist für alleinerziehende Mütter wesentlich höher als für Familien und höher als für 

alleinerziehende Väter. 

 

Tabelle 43:	Alleinerziehende nach monatlichem Familiennettoeinkommen 2009 in Prozent516

Monatliches Nettoeinkommen der Familie  
(von … bis unter … Euro)

Alleinerziehende

Insgesamt Mütter Väter

Unter 1.100 29,8 31,2 16,7

1.100 – 2.600 62,0 62,1 61,0

2.600 und mehr 8,3 6,8 22,2

Ergebnisse des Mikrozensus – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz

 

Das Einkommen ist umso niedriger, je jünger das Kind ist:

Abbildung 55:	 Einkommen und Erwerbsbeteilung alleinerziehender Mütter nach Alter des jüngsten Kindes 2009517

Trennungen haben ökonomische Folgen, sie führen zu einem Absinken des Lebensstandards. Fast 

1 Mrd. Euro zahlt der Staat in Deutschland an Unterhaltszuschuss, insgesamt aber nur für einen 

514	  ebd.: 12.

515	  ebd. 

516	  Statistisches Bundesamt 2010; Statistisches Bundesamt 2010: 27.

517	  Statistisches Bundesamt 2010: 28.
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Zeitraum von 6 Jahren und für Kinder ab 12 Jahren nicht mehr.518 Dies bedingt eine schwierige Pha-

se für Alleinerziehende.

Zusätzlich zu den ökonomischen Sorgen trifft die aktuelle Regelung der Betreuung kranker Kinder 

eine Elternperson härter als zwei. 

Die Regelung zum Elterngeld wurde bereits vom Bundesrat als ungerecht kritisiert, denn Alleinerzie-

hende können die Partnermonate nicht nutzen, sie bekommen nur 12 statt 14 Monate Elterngeld.519

Bei Nicht-Berufstätigkeit sind die Alleinerziehenden vom neuen Unterhaltsrecht betroffen, in Kraft 

seit 2008. Dieses Unterhaltsrecht setzt alte arbeitsteilige Familienvereinbarungen außer Kraft und be-

freit neugegründete Zweitfamilien von alten Unterhaltspflichten, ohne Übergangsregelungen. Für viele 

getrennt lebende Ehefrauen bedeutet dies eine weitere starke Einschränkung des Lebensstandards. 

Unter den Alleinerziehenden sind signifikant viele Aufstocker zu finden: Frauen, die trotz Berufstä-

tigkeit nicht genug für den eigenen Lebensunterhalt verdienen und durch ALG II aufgestockt wer-

den. „In NRW sind 45,9 Prozent der Alleinerziehenden im SGB-II-Bezug.“ 520

„Es gibt fünfmal so viele Alleinerziehenden-Bedarfsgemeinschaften wie Paarfamilien-Bedarfsge-

meinschaften. 59,3 Prozent der alleinerziehenden SGB-II-Empfänger verbleiben zwei Jahre und län-

ger im Bezug.521 und damit länger [...] als andere Bedarfsgemeinschaften.“ 522 

Die Förderung der ALG II-Bezieher wird in Deutschland restriktiv gehandhabt. Ein Vergleich mit 

skandinavischen Standards ergibt, dass vor allem die Ausbildung weniger unterstützt wird.523 

Ein weiterer wichtiger Aspekt für Alleinerziehende betrifft deren Altersversorgung. „Die ökono-

mischen Folgen der demografischen Entwicklung, vor allem die Altersarmut, werden Frauen und 

vor allem Alleinerziehende überproportional zu spüren bekommen. So ist schon heute das Altersar-

mutsrisiko für geschiedene und getrennte Frauen am höchsten.“ 524 

Eine Verbesserung der Gesamtsituation der Alleinerziehenden hätte mehrere positive Wirkungen. Zu-

nächst entspräche das auch einer Förderung ihrer Kinder, sowohl hinsichtlich menschen- und kinder-

518	  Bylow 2011: 15.

519	  Verband allein erziehender Mütter und Väter NRW e. V. 2014: 6.

520	  ebd.: 3.

521	  ebd.: 3.

522	  ebd.: 3.

523	  ebd.: 3 f.

524	  ebd.: 3.
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rechtlicher Werte als auch bzgl. späterer Integration in den Arbeitsmarkt. Darüber hinaus könnte sich 

ein positiver Effekt auf die familienplanerischen Entscheidungen junger Menschen ergeben. 

3.3.	 Sondervotum des Sachverständigen Prof. Dr. rer. pol. Heinz-J. Bontrup

Sondervotum des Sachverständigen Prof. Dr. rer. pol. Heinz-J. Bontrup zum Abschlussbericht der 

Enquetekommission III in der 16. Wahlperiode zur Bewertung der Tragfähigkeit der öffentlichen 

Haushalte in Nordrhein-Westfalen unter den Bedingungen der Schuldenbremse und des demogra-

fischen Wandels in der Dekade 2020 bis 2030

1.	 Grundsätzliche Intention für ein Sondervotum

Eine Enquetekommission hat sich überparteilich mit Themen auseinanderzusetzen und gemein-

sam Antworten und Handlungsstrategien zu erarbeiten, in denen unterschiedliche ökonomische, 

juristische, soziale und/oder ethische Aspekte wissenschaftlich fundiert abgewogen werden müssen. 

Dagegen war die Arbeitsweise der Enquetekommission III des Landtags in NRW (konstituiert am 

11.07.2013) von Anfang an zu wenig wissenschaftlich und auch zu wenig interdisziplinär sowie ho-

listisch ausgerichtet. In vielen der 24 Sitzungen musste man den Eindruck gewinnen, hier findet 

nicht eine sachgerechte (wissenschaftliche) und überparteiliche Auseinandersetzung statt, sondern 

die Enquete („Untersuchung“, franz. enquête) ist lediglich die fortgeführte politische Debatte eines 

auf die Enquete zugeschnittenen „verkleinerten Landtags“. 

Mehrfach wurde von mir als wissenschaftlicher Sachverständiger der Enquete, in vielen protokol-

lierten Einlassungen, auf die eigentliche Aufgabe einer Enquetekommission hingewiesen und ein 

wissenschaftliches und überparteiliches Vorgehen eingefordert. Leider ohne Erfolg. 

Weder bei der Bestandsaufnahme zu den einzelnen komplexen Themenbereichen, noch bei der 

Einbindung von externen Wissenschaftlern und Vertretern aus der Praxis525 wurde die gesetzlich auf 

Bundes- und Landesebene verankerte Intention einer Enquetekommission realisiert.526 Neben vielen 

fachlichen Mängeln im Abschlussbericht ist auch die nicht wissenschaftlich-ergebnisoffen angegan-

gene Arbeitsweise in der Enquetekommission zu kritisieren. Die Arbeit wurde vielfach in Richtung 

eines politisch „gewünschten Ergebnisses“ ausgerichtet. So ist dann auch nicht die zwar im Grundge-

525	 Die Auswahl der externen Berater fand nicht einvernehmlich nach wissenschaftlichen Kriterien zum jeweiligen Themen-
komplex im Plenum statt, sondern nach parteipolitischen Erwägungen und Abstimmungen unter den Parteimitgliedern der 
Kommission. Der Gipfel war dabei die mehrheitliche Ablehnung des von der Piratenpartei vorgeschlagenen und international 
anerkannten Gesundheitswissenschaftlers Prof. Dr. Dr. Thomas Gerlinger von der Universität Bielefeld zum wichtigen The-
menkomplex Gesundheit, der jetzt nur noch als Marginalie und ohne Substanz im Abschlussbericht Erwähnung findet (vgl. 
dazu im Kommissionsbericht das Kap. „Gesundheit“). 

526	  Vgl. Altenhof, R., Die Enquete-Kommissionen des Deutschen Bundestages, (Diss.), Wiesbaden 2012.
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setz verankerte, aber hier politisch, einseitig in einem neoliberalen Duktus,527 gesetzte Prämisse einer 

Schuldenbremse (vgl. dazu ausführlich Kap. 6) in Frage gestellt worden. Dabei ist die Schuldenbremse 

bis heute nicht einmal in der Verfassung von NRW festgeschrieben worden. Hinzu kommt, dass 

die Schuldenbremse in der Wirtschaftswissenschaft von vielen nicht-neolibera1en Ökonomen auf 

Grund der „einzelwirtschaftlichen Rationalitätsfalle“, des „Spar-Paradoxons“ und des „gesamtwirt-

schaftlichen Haavelmo-Effektes“ als für die wirtschaftliche Entwicklung kontraproduktiv abgelehnt 

wird. In diesem Kontext hat es die Enquetekommission auch nicht für nötig erachtet, die jüngst vom 

Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) vorgelegten Forschungsergebnisse 

zu den Auswirkungen der Schuldenbremse zu diskutieren, geschweige denn in den Abschlussbericht 

einfließen zu lassen. So stellt das IMK zusammenfassend fest, dass die Schuldenbremse die Landes-

regierung in NRW nicht zwingen dürfe, wirtschaftliche Krisen durch eine staatliche Kürzungspolitik 

weiter zu verschärfen.528 Hinzu kommt eine grundsätzlich unkritische politische Auseinanderset-

zung mit der Schuldenbremse, die das einst erkämpfte Budgetrecht des Parlaments tiefgreifend (ge-

radezu postdemokratisch) unterminiert.529 

Weiter ist grundsätzlich an der Arbeit der Enquetekommission zu kritisieren, dass im Abschluss-

bericht einer reinen quantitativen Wachstumspolitik das Wort geredet wird, ohne die aktuelle wirt-

schaftswissenschaftliche Diskussion um eine Postwachstumsgesellschaft530 in den Fokus zu rücken, 

die verstärkt die ökologische Frage berücksichtigt, aber auch auf ein anderes (u. a. verkürztes) Ar-

beiten sowie eine geschlechterspezifisch unabhängige Aufteilung der Erwerbs-, Reproduktions- sowie 

Sorgearbeit intendiert.

2.	 Einkommens-Verteilungsfrage wurde ausgeblendet 

Überhaupt nicht wurde von der Enquetekommission die Verteilungsfrage gestellt. Die Verteilung 

der in einer Volkswirtschaft immer nur arbeitsteilig geschaffenen Wertschöpfung hat aber Rück-

wirkungen auf Wachstum und Beschäftigung und damit auch auf die Tragfähigkeit der öffentlichen 

527	 „Für Deutschland lässt sich der Beginn des Neoliberalismus als Praxis ziemlich genau datieren. Eingeleitet wurde er durch den 
Rückzug der Geldpolitik ausschließlich auf die Geldwertstabilisierung. Am Anfang stand eine radikale Änderung des geld-
politischen Konzepts der Deutschen Bundesbank zum Juni 1973. Die geldpolitische Strategie wurde nach der Theorie des 
Monetarismus ausgerichtet. Was hieß das? Der Geldpolitik wurde untersagt, auch die wirtschaftliche Wachstumsentwicklung 
und Beschäftigung monetär zu stärken. Seitdem zählt ausschließlich die Aufgabe, die Inflation zu vermeiden – egal um welchen 
Preis für die Beschäftigung.“ Hickel, R., Die neue Allmacht der Ökonomie, in: Hickel, R., Strickstrock, F. (Hrsg.), Brauchen wir 
eine andere Wirtschaft?, Reinbek bei Hamburg 2001, S. 20. Zur politischen Intention und Kritik am Neoliberalismus vergleiche 
ausführlich: Schui, H./Ptak, R./Blankenburg, S./Bachmann, G./Kotzur, D., Wollt ihr den totalen Markt? Der Neoliberalismus 
und die extreme Rechte, München 1997, Goldschmidt, W./Klein, D./Steinitz, K. (Hrsg.), Neoliberalismus. Hegemonie ohne 
Perspektive, Heilbronn 2000, Urban, H.-J. (Hrsg.), ABC zum Neoliberalismus. Von Agenda 2010 bis zu Zumutbarkeit, Hamburg 
2006, Butterwegge, C./Lösch, B./Ptak, R., Kritik des Neoliberalismus, Wiesbaden 2007. 

528	 Vgl. Rietzler, K., Zur Umsetzung der Schuldenbremse in Nordrhein-Westfalen: Spielräume erhalten, IMK Policy Brief, Düssel-
dorf, April 2015.

529	 Vgl. Crouch, C., Postdemokratie, Frankfurt a.M. 2008.

530	 Vgl. Gasche, U. P., Guggenbühl, H., Das Geschwätz vom Wachstum, Zürich 2004, Afheldt, H., Wirtschaft die arm macht. Vom 
Sozialstaat zur gespaltenen Gesellschaft, München 2005, derselbe, Wohlstand für niemand. Die Marktwirtschaft entläßt ihre 
Kinder, München 1994, Nicoll, N., Hat die Zukunft eine Wirtschaft? Das Ende des Wachstums und die kommenden Krisen, 
Münster 2011, Jackson, T., Wohlstand ohne Wachstum, 2. Aufl., München 2013, Muraca, B., Wider den Wachstumswahn: De-
growth als konkrete Utopie, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 2/2015, S. 101ff., Klein N., Die Entschei-
dung, Kapitalismus vs. Klima, Frankfurt a. M. 2015. 
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Haushalte. Wie kann man in einem Abschlussbericht fast ständig auf Demografieprobleme und die 

Notwendigkeit einer Schuldenbremse verweisen, ohne auch nur im Geringsten ökonomische Vertei-

lungsfakten und deren ökonomische Implikationen für den Wirtschaftskreislauf zur Kenntnis zu 

nehmen? Dabei gehört, wie gerade noch einmal der weltweit beachtete französische Ökonom Tho-

mas Piketty empirisch gezeigt hat,531 Deutschland zu den reichsten Ländern der Erde. Das verteilbare 

Volkseinkommen (die Wertschöpfung) ist seit dem Zweiten Weltkrieg kontinuierlich gestiegen und 

ist heute real rund siebenmal so hoch wie in den 1950er Jahren. Und das Volkseinkommen wird auch 

weiter steigen. 

Dem privaten Reichtumszuwachs steht jedoch eine große Zunahme an öffentlicher Armut in Form 

von Staatsverschuldung gegenüber. Die kumulierten Schulden der Gebietskörperschaften (Bund, 

Länder, Gemeinden) lagen Ende des 3. Vj. 2014 bei 1.818 Mrd. Euro. Davon entfielen auf den Bund 

1.130 Mrd. Euro, auf die Länder 548 Mrd. Euro und auf die Gemeinden 140 Mrd. Euro.532 Der 

Bruttoschuldenstand (inkl. Sozialversicherungshaushalte) in v.H. des nominalen Bruttoinlandspro-

dukts lag Ende 2014 bei 74,5 v.H.533 

Auch die private Armut ist trotz einer preisbereinigten Versiebenfachung des Volkseinkommens ex-

trem gestiegen.534 2014 gab es in Deutschland fast 6,7 Millionen private Schuldner. „Das Gesamt-

schuldenvolumen beträgt 2014 etwa 218 Milliarden Euro. Die mittlere Schuldenhöhe liegt bei 

32.600 Euro, mit nur geringen Schwankungen im Jahresvergleich. Insgesamt sind 9,9 Prozent der 

Erwachsenen – annähernd jeder Zehnte – in Deutschland überschuldet.“ 535 

Warum gibt es aber, so ist hier zu fragen, auf der einen Seite einen gigantischen privaten Reichtum 

und Zuwachs an Vermögen und auf der anderen Seite eine private und öffentliche Verschuldung die 

gleichzeitig extrem steigen bzw. was ist dafür die Ursache? Oder man könnte auch fragen. Was ist 

das für ein Wirtschaftssystem, in dem mit einer Versiebenfachung des Volkseinkommens vermehrt 

private und öffentliche Armut in die Gesellschaft einzieht? „Und, wenn überall Mittel fehlen: Wo sind 

denn die Werte geblieben, die die Wirtschaft erzeugt hat und die das Sozialprodukt ausweist?“ 536 

Diese wichtigen Fragen hat die Enquetekommission leider nicht einmal im Ansatz interessiert. Wäre 

dies der Fall gewesen, hätte sich die Kommission intensiv mit der entscheidenden Frage in der Öko-

nomie auseinandersetzen müssen, wie sich die arbeitsteilig geschaffene Wertschöpfung auf die Ar-
beits- und Kapitaleinkommen, auf die Lohn- und Gewinnquote, verteilt. Hier haben auf Basis der 

531	 Piketty, T., Das Kapital im 21. Jahrhundert, aus dem Französischen von Ilse Utz und Stefan Lorenzer, München 2014.

532	 Vgl. Deutsche Bundesbank, Monatsbericht März 2015, S. 64*.

533	 Vgl. Statistisches Bundesamt, Bruttoinlandsprodukt 2014 für Deutschland, Wiesbaden 2015, S. 20. 

534	 Vgl. dazu ausführlich Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Armutsproduktion in Deutschland, in: Memorandum 
2013, Umverteilen – Alternativen der Wirtschaftspolitik, Köln 2013, S. 105 ff. 

535	 Der Paritätische Gesamtverband, Gewinner und Verlierer, Paritätisches Jahresgutachten 2015, Berlin April 2015, S. 24.

536	 Afheldt, H., Wirtschaft die arm macht, a.a.O., S. 7.
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Bruttolohnquote (72,1 v.H.) von 2000 die abhängig Beschäftigten in Deutschland bis 2014 Vertei-
lungsverluste in Höhe von 1.188 Mrd. Euro hinnehmen müssen.537 Auch die Verteilung innerhalb der 

Klasseneinkommen spielt dabei eine Rolle. Von den privaten versteuerten Nettoeinkommen flossen 

1995 31,5 v.H. an das reichste Zehntel aller privaten Haushalte. Im Jahr 2007 waren es bereits 37,2 

v.H.538 Heute dürfte der Anteil noch höher liegen. Die Ungleichheit ist auch weltweit angestiegen, wie 

gerade die OECD festgestellt hat. „In den 1980ern etwa verdienten die wohlhabendsten zehn Prozent 

der Bevölkerung siebenmal so viel wie die untersten zehn Prozent. Heute ist es zehnmal so viel. Die 

Ungleichheit hat solche Ausmaße angenommen, dass sie die wirtschaftliche Entwicklung hemmt. 

Von 1990 bis 2010 habe sie 19 OECD-Länder fünf Prozent Wachstum gekostet, so die OECD.“ 539 

Dennoch kommt es zumindest in Deutschland durch das staatliche Steuer- und Transfersystem zu 

einer deutlich gleichmäßigeren personellen Einkommensverteilung, wie in einer Studie für das Jahr 

2011 vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) festgestellt wurde. Demnach ent-

fallen 70,3 v.H. der gesamten Brutto-Markteinkommen540 auf die oberen 40 v.H. (7. bis 10. Dezil) 

der privaten Haushalte und 60 v.H. (1. bis 6. Dezil) müssen sich demnach 29,7 v.H. des Brutto-

Markteinkommens teilen. 

Diese personelle Brutto-Einkommensverteilung entspricht einem relativ hohen Ungleichheitswert, 
gemessen als äquivalenzgewichteter Gini-Koeffizient, in Höhe von 0,5. Nach staatlicher Umvertei-

lung sinkt der Wert bezogen auf das verfügbare Nettoeinkommen541 aber merklich auf 0,29. Hier ent-

fallen noch 60,4 v.H. auf die oberen 40 v.H. der privaten Haushalte und auf die unteren 39,6 v.H. des 

gesamten Nettoeinkommens. „Einen erheblichen Anteil an der gesamtstaatlichen Umverteilung“, so 

stellt das DIW fest, „hat dabei das Sozialversicherungssystem, da mehr als die Hälfte der Ungleich-

heitsreduktion auf die Leistungen der Sozialversicherung (insbesondere der Rentenversicherung, 

d.V.) zurückzuführen sind.“ 542  

Auch in NRW liegt eine drastische Umverteilung von den Arbeits- zu den Kapitaleinkünften vor. Das 

verteilbare Volkseinkommen stieg von 2000 bis 2013543 um 31,9 v.H., während die Arbeitnehmerent-

gelte (inkl. der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung) nur um 23,5 v.H. zulegten. So ging die 

Bruttolohnquote von 72,4 auf 67,7 v.H., um 4,7 Prozentpunkte, zurück. Die Bruttogewinnquote stieg 

537	 Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik: Memorandum 2015, 40 Jahre für eine wirksame Wirtschaftspolitik gegen Massen
arbeitslosigkeit, Köln 2015, S. 27.

538	 Vgl. DIW-Wochenbericht Nr. 46/2013 und 49/2014.

539	 Zitiert bei: Sievers, M., Soziale Kluft wie im 19. Jahrhundert, in: Frankfurter Rundschau vom 22. Mai. 2015, S. 16.

540	 Die Brutto-Markteinkommen umfassen sämtliche Erwerbs- und Vermögenseinkommen. Enthalten sind hier die Gewinnein-
kommen aus selbstständiger Tätigkeit, die Kapitaleinkommen einschließlich des Mietwerts der Eigentümerwohnung und die 
Arbeitnehmerentgelte einschließlich des Unternehmeranteils zur Sozialversicherung.

541	 Das verfügbare Nettoeinkommen ergibt sich aus dem Bruttoeinkommen abzüglich der Sozialbeiträge und der Einkommen-
steuer. Das Bruttoeinkommen resultiert dabei aus dem Markteinkommen plus privater Renten und Transfers sowie sämtlicher 
monetärer staatlicher Sozialleistungen.

542	 DIW-Wochenbericht Nr. 8/2015, S. 155.

543	 Daten für 2014 lagen bei Berichtserstellung noch nicht vor.
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entsprechend. Die absoluten Umverteilungsverluste zu Lasten der abhängig Beschäftigten beliefen 

sich dabei von 2000 bis 2013 auf Basis der Bruttolohnquote von 2000 auf 238,8 Mrd. Euro. 

Einkommensverteilung in Nordrhein-Westfalen

 Jahr Volks- 
einkommen 

  Arbeitneh-
merentgelt 

Bruttolohn-
quote 

Unterneh-
mens- u. 
Vermögensein-
kommen 

Bruttoge-
winnquote 

Verteilungs-
verluste der 
Arbeitnehmer 

  in Mio. Euro  z. Vorj. in 
v.H. 

 in Mio. Euro  z. Vorj. in 
v.H. 

 in v.H.  in Mio. Euro  z. Vorj. in 
v.H. 

 in v.H.  in Mio. Euro 

 2000  348.814   252.201   72,4  96.613   27,6  

 2001  353.131  1,2  255.086   1,1   72,2   98.045   1,5   27,8   581  

 2002   356.756   1,0   256.791   0,7   72,0   99.965   2,0   28,0   1.500  

 2003   360.180   1,0   256.408   -0,1   71,2   103.772   3,8   28,8   4.362  

 2004   377.483   4,8   257.677   0,5   68,3   119.806   15,5   31,7   15.621  

 2005   381.686   1,1   255.946   -0,7   67,1   125.740   5,0   32,9   20.395  

 2006   398.816   4,5   257.052   0,4   64,5   141.764   12,7   35,5   31.691  

 2007   411.443   3,2   262.190  2,0  63,7  149.253  5,3  36,3  35.695 

 2008  416.762  1,3  272.207  3,8  65,3  144.555  -3,1  34,7  29.529 

 2009  395.860  -5,0  273.657  0,5  69,1  122.203  -15,5  30,9  12.946 

 2010  418.757  5,8  281.078  2,7  67,1  137.679  12,7  32,9  22.102 

 2011  438.204  4,6  293.365  4,4  66,9  144.839  5,2  33,1  23.895 

 2012  448.927  2,4  306.140  4,4  68,2  142.787  -1,4  31,8  18.883 

 2013  460.150  2,5  311.521  1,8  67,7  148.629  4,1  32,3  21.628 

  31,9   23,5   -4,7  53,8   4,7  238.826 

Quelle: Statistische Ämter der Länder, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, Länderergebnisse, Bd. 5, 
Frankfurt a.M. 2014, eigene Berechnungen 

Zieht man vom Arbeitnehmerentgelt die Sozialabgaben der Arbeitgeber zur Sozialversicherung ab, 

so zeigen die durchschnittlichen Bruttolöhne und -gehälter der abhängig Beschäftigten einen Anstieg 

von 2000 bis 2013 um 25,8 v.H. Er fällt leicht höher aus, als die Steigerung der Arbeitnehmerentgelte 

mit 23,5 v.H. 
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Einkommensverteilung in Nordrhein-Westfalen

Jahr Arbeitneh-
merentgelt

Steuern u. 
Sozialabgaben 

Bruttolöhne u. 
Bruttogehälter

Arbeitnehmer

in Mio. Euro z. Vorj. in v.H. in Mio. Euro z. Vorj. in v.H. in Mio. Euro z. Vorj. in v.H.  in 1.000
2000 252.201 50.060 202.141 7.707

2001 255.086 1,1 50.156 0,2 204.930 1,4 7.721

2002 256.791 0,7 50.096 -0,1 206.695 0,9 7.672

2003 256.408 -0,1 50.503 0,8 205.905 -0,4 7.579

2004 257.677 0,5 50.339 -0,3 207.338 0,7 7.592

2005 255.946 -0,7 49.172 -2,3 206.774 -0,3 7.544

2006 257.052 0,4 50.015 1,7 207.037 0,1 7.562

2007 262.190 2,0 49.724 -0,6 212.466 2,6 7.687

2008 272.207 3,8 51.144 2,9 221.063 4,0 7.793

2009 273.657 0,5 51.839 1,4 221.818 0,3 7.787

2010 281.078 2,7 53.460 3,1 227.618 2,6 7.821

2011 293.365 4,4 55.077 3,0 238.288 4,7 7.934

2012 306.140 4,4 56.823 3,2 249.317 4,6 8.023

2013 311.521 1,8 57.201 0,7 254.320 2,0 8.067

23,5 14,3 25,8 4,7

Quelle: Statistische Ämter der Länder, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, Länderergebnisse, Bd. 5, 
Frankfurt a.M. 2014

Einkommensverteilung pro Kopf in Nordrhein-Westfalen

Jahr Arbeitneh-
merentgelt

Sozialabgaben 
Arbeitgeber

Bruttolöhne u. 
Bruttogehälter

Arbeitnehmer

in Euro z. Vorj. in v.H. in Euro z. Vorj. in Euro in Euro z. Vorj. in v.H. in 1.000
2000 32.724 6.495 26.228 7.707

2001 33.038 1,0 6.496 0,0 26.542 1,2 7.721

2002 33.471 1,3 6.530 0,5 26.941 1,5 7.672

2003 33.831 1,1 6.664 2,0 27.168 0,8 7.579

2004 33.941 0,3 6.631 -0,5 27.310 0,5 7.592

2005 33.927 0,0 6.518 -1,7 27.409 0,4 7.544

2006 33.993 0,2 6.614 1,5 27.379 -0,1 7.562

2007 34.108 0,3 6.469 -2,2 27.640 1,0 7.687

2008 34.930 2,4 6.563 1,5 28.367 2,6 7.793

2009 35.143 0,6 6.657 1,4 28.486 0,4 7.787

2010 35.939 2,3 6.835 2,7 29.103 2,2 7.821

2011 36.976 2,9 6.942 1,6 30.034 3,2 7.934

2012 38.158 3,2 7.083 2,0 31.075 3,5 8.023

2013 38.617 1,2 7.091 0,1 31.526 1,5 8.067

18,0 9,2 20,2 4,7

Quelle: Statistische Ämter der Länder, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, Länderergebnisse, Bd. 5, 
Frankfurt a.M. 2014

Vergleicht man die durchschnittlichen Einkommen und ihre Zuwächse pro Kopf, so stiegen die Brut-
tolöhne und -gehälter von 2000 bis 2013 um 20,2 v.H., von 26.228 auf 31.526 Euro. Die durchschnitt-

lichen Einkommen der Selbstständigen legten dagegen in NRW von gut 126.000 auf 172.000 Euro, 
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um 36,7 v.H. zu. Damit waren sie pro Kopf im Jahr 2013 fast um den Faktor 5,5 höher als die Brut-

toeinkommen der abhängig Beschäftigten.  

Einkommenverteilung in Nordrhein-Westfalen

 Jahr Unternehmens- u. Vermögenseinkommen  Selbstständige Unternehmens- u. Vermögenseinkommen 
je Selbstständigen 

  in Mio. Euro  in 1.000  in Euro 
2000 96.613 766 126.127

2001 98.045 770 127.331

2002 99.965 776 128.821

2003 103.772 795 130.531

2004 119.806 825 145.219

2005 125.740 859 146.380

2006 141.764 867 163.511

2007 149.253 877 170.186

2008 144.555 875 165.206

2009 122.203 852 143.431

2010 137.679 870 158.252

2011 144.839 869 166.673

2012 142.787 871 163.935

2013 148.629 862 172.423

 53,8 12,5 36,7

Quelle: Statistische Ämter der Länder, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Reihe 1, Länderergebnisse, Bd. 5, Frankfurt a.M. 2014, eigene Berechnungen

Innerhalb der abhängig Beschäftigten gibt es aber eine große Einkommensspreizung bei den Brutto- 

und Nettoeinkommen. Im Sozialbericht NRW 2012 wird dazu für das Jahr 2007 (neuere Daten 

liegen für NRW nicht vor) konstatiert: „Die obersten 10 v.H. Steuerfälle beziehen knapp ein Drit-

tel des Bruttogesamteinkommens (32,8 v.H.) Beim Nettoeinkommen liegt der Anteil des obersten 

Dezils mit 35,6 v.H. sogar etwas höher. Im 9. Dezil werden 16,5 v.H. des Bruttogesamteinkommens 

Nordrhein-Westfalens bzw. 16,2 v.H. des Nettoeinkommen erzielt. Im 8. Dezil sind es noch 13,1 

v.H. bzw. 12,4 v.H. Im 7. Dezil entsprechen die Anteile am Bruttogesamt- und Nettoeinkommen 

nahezu dem Anteil der Steuerfälle (jeweils rd. 10 v.H.). In allen darunter liegenden Dezilen werden 

unterdurchschnittliche Einkommensanteile realisiert. Im 2. Dezil liegt der Anteil des erzielten Brut-

togesamteinkommens bei 1,2 v.H., beim Nettoeinkommen sind es 1,4 v.H. Insgesamt ist auf der 

Ebene der Nettoeinkommen die Einkommensungleichheit ähnlich ausgeprägt wie auf der Ebene des 

Bruttogesamteinkommens. Dies zeigt der Gini-Koeffizient, der bezogen auf das Nettoeinkommen 

2007 bei 0,517 und bezogen auf das Bruttogesamteinkommen bei 0,515 lag.“ 544 

Und es gibt in NRW viel Einkommensarmut: „Der Anteil der Vollzeitbeschäftigten, die Niedriglöhne 

beziehen, ist in der vergangenen Dekade in Nordrhein-Westfalen genauso wie in Westdeutschland 

544	 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Sozialbericht NRW 2012. Armuts- 
und Reichtumsbericht (Kurzfassung), Düsseldorf 2012, S. 27.
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insgesamt gestiegen. Als Niedriglohnempfänger/-in gilt, wer weniger als zwei Drittel des Medianen 

der monatlichen Bruttoarbeitsentgelte der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten (ohne 

Auszubildende) erhält. Legt man der Berechnung den westdeutschen Median zugrunde, so liegt 

die Niedriglohnschwelle für sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte Ende 2010 bei einem 

Bruttomonatslohn von 1.890 Euro. Das mittlere Bruttomonatsentgelt der Niedriglohnempfänger/

innen lag Ende 2010 bei 1.399 Euro. Die Niedriglohnquote in Nordrhein-Westfalen lag Ende 2010 

bei 20,4 v.H. und in Westdeutschland bei 20,8 v.H. Zum Vergleich: Zum Jahresende 2000 lag die 

entsprechende Niedriglohnquote in Nordrhein-Westfalen bei 16,3 v.H. noch um 4,1 Prozentpunkte 

niedriger. Frauen arbeiten wesentlich häufiger für einen Niedriglohn als Männer. So beziehen ein 

Drittel der sozialversicherungspflichtig vollzeitbeschäftigten Frauen (33,3 v.H.) einen Niedriglohn, 

bei Männern sind es 13,6 v.H.“ 545

3.	 Auch die Vermögensverteilung war für die Enquetekommission kein Thema 

Aus Einkommen entsteht durch sparen Vermögen. „Zwischen hohen Einkommen und Vermögen be-

steht ein enger Zusammenhang. Personen mit hohem Einkommen können leichter Teile ihres Ein-

kommens für die Vermögensbildung aufwenden, als dies bei unteren Einkommensschichten der Fall 

ist. Für Vermögende wiederum gilt, dass Vermögen auch Einkommen generiert, z. B. Geldvermögen 

in Form von Zinsen oder Immobilienvermögen in Form von Mieteinnahmen.“ 546 Die Konzentration 

des akkumulierten Vermögens und seine Verteilungswirkungen auf die Wohlfahrt und auf die öf-

fentlichen Haushalte sind von der Enquetekommission aber nicht untersucht und ebenso wenig in 

die Handlungsempfehlungen für das NRW-Parlament einbezogen worden. Und dies bei einer völlig 

disproportionalen Verteilung der Vermögensbestände in Deutschland und auch in NRW. 

Die Reichen sind unter dem neoliberalen Regime der letzten 30 Jahre immer reicher und die Armen 

immer ärmer geworden.547 So stieg das private Nettovermögen in Deutschland von 1991, seit der 

Wiedervereinigung, bis 2012 von 4,0 auf 9,8 Billionen Euro. Dem reichsten Zehntel der erwachse-

nen Bevölkerung (ab 17 Jahre) in Deutschland gehören davon rund 70 v.H. – dem reichsten Prozent 

allein ein Drittel.548 Dem Reichtum steht aber eine zunehmende Armut gegenüber. Im Jahr 2013 gab 

es in Deutschland rund 12,5 Millionen arme Menschen, das entspricht einer Armutsquote von 15,5 

v.H. In den alten Bundesländern lag die Quote 2013 bei 14,4 v.H. und in den neuen Bundesländern 

bei 19,8 v.H.549 In dieser Ungleichheit von Reich und Arm, so der französische Ökonom Thomas 

Piketty, drückt sich ein fundamentaler Widerspruch aus. Je stärker dieser ausfällt, umso mehr droht 

der Unternehmer sich in einen Rentier zu verwandeln und Macht über diejenigen zu gewinnen, die 

nichts als ihre Arbeit besitzen. Wenn es einmal da ist, reproduziert Kapital sich von selbst – und zwar 

545	 Ebenda, S. 16 f.

546	 Ebenda, S. 29.

547	 Vgl. Seils, E., Armut: Trauriger Trend, in: Böckler Impuls 19/2014, Baumann, H./Seils, E., Fast jedes fünfte Kind ist arm, in: 
Böckler Impuls 1/2014. 

548	 Vgl. DIW-Wochenbericht Nr. 9 und Nr. 40/2014.

549	 Vgl. Der Paritätische Gesamtverband, Gewinner und Verlierer, Paritätisches Jahresgutachten 2015, Berlin April 2015, S. 19. 
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schneller, als die Produktion wächst. Die Vergangenheit frisst die Zukunft.“ 550 Ebenso konstatiert 

Piketty: „Wenn das Kapitaleigentum nach streng egalitären Gesichtspunkten verteilt wäre und jeder 

Arbeitnehmer den gleichen Anteil an den Gewinnen zusätzlich zu seinem Lohn erhielte, würde die 

Frage des Verhältnisses zwischen Gewinnen und Löhnen (fast) niemanden interessieren. Wenn die 

Trennung zwischen Kapital und Arbeit so viele Konflikte verursacht, dann vor allem wegen der ex-

trem hohen Konzentration des Kapitaleigentums.“ 551 

Auch in NRW liegt eine stark ungleiche Verteilung der Vermögensbestände bzw. des Kapitals vor. Der 

Sozialbericht NRW 2012 gibt hierüber hinreichend Auskunft. Dabei ist das Vermögen noch mehr 

ungleich verteilt als das Einkommen. „Im untersten Fünftel der Vermögensverteilung war 2008 über-

haupt kein Vermögen vorhanden, auf das zweite Quintil entfielen gerade einmal 1,3 v.H. der ge-

samten Vermögenssumme. Das oberste Fünftel in der Vermögensverteilung besaß 2008 nahezu drei 

Viertel des gesamten Vermögens (71,1 v.H.).“ 552  

Zusammengefasst muss daher bisher festgestellt werden: Aus den angeführten grundsätzlichen in-

haltlichen Fehlern im Abschlussbericht und den methodischen Schwächen der Kommissionsarbeit, 

insbesondere im Hinblick auf eine versäumte Verteilungsrechnung, müssen auch in Ableitung bzw. 

Folge die von der Enquetekommission für das Parlament in NRW gemachten politischen Handlungs-

emfehlungen als zweifelhaft eingestuft werden. Dabei ist zudem zu kritisieren, dass die Handlungs-

emfehlungen keinen quantitativ-monetären Berechnungen (zumindest Abschätzungen) unterzogen 

worden sind. 

Im Folgenden kann ich nicht auf alle Kapitel des Enquete-Abschlussberichtes eingehen – obwohl 

dies eigentlich notwendig wäre. Aus Platzgründen muss ich mich auf die Kapitel „Demografie“, 

„Wirtschaft und Arbeit“ sowie auf das Kapitel „Finanzpolitische Aspekte“ beschränken. 

4.	 Kritik am Kapitel: „Die demografische Ausgangslage in NRW bis 2020“

4.1.	 Grundsätzliches 

Schon seit langem werden mit dem demografischen Wandel553 in Deutschland heftigste Verzichtsmy-
then554 propagiert – und dies vor dem Hintergrund des zuvor aufgezeigten Reichtumszuwachs und 

der schon vollzogenen Umverteilung von unten nach oben. Der dabei von den Vermögenden und 

ihren Claqueuren aus Politik, Wissenschaft und Medien eingeforderte Verzicht läuft letztlich immer 

auf Lohnsenkungen, Steuersenkungen für Vermögende und Erhöhungen der indirekten Verbrauchs-

550	 Piketty, T., Das Kapital im 21. Jahrhundert, a.a.O., S. 785 f.

551	 Ebenda, S. 63.

552	 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Sozialbericht NRW 2012, a.a.O.,  
S. 29.

553	 Demografischer Wandel ist dabei zu einem Kampfbegriff geworden, der letztlich das Märchen vom Generationskonflikt bedient 
und Altersdiskriminierung befördert.

554	 Vgl. Reuter, N., Deutsche Verzichtsmythen, in: WSI-Mitteilungen, Heft 4/2012, S. 311 ff. 
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steuern, die insbesondere die unteren Einkommensempfänger belasten, sowie auf Kürzungen bei den 
staatlichen Sozialleistungen und eine Beschneidung des öffentlichen Dienstes hinaus. Wie primitiv die-

se Ableitung ist, zeigt sich bereits mit der Frage, warum alternativ nicht vielmehr eine Beschneidung 
der Gewinne, der hohen Einkommen und vor allen Dingen der Vermögen die richtigere Antwort auf 

den demografischen Wandel ist? Vorausgesetzt dieser stellt sich überhaupt, wie prognostiziert, ein 

bzw. ist überhaupt ein Problem. 

Zweifel sind hier mehr als angebracht, wie die sich seit den 1850er Jahren als Teildisziplin der So-

zialwissenschaft entwickelnde Bevölkerungslehre verdeutlicht. „Erstens zeigen sich hier eine starke 

Variation der Kernthesen und Argumente zur Bevölkerungsentwicklung und deren Effekte in Ab-

hängigkeit zum historischen Kontext. In der Bevölkerungswissenschaft wurden zwar auch überzeit-

liche, abstrakte Gesetzmäßigkeiten definiert, faktisch gab es die behauptete Eindeutigkeit nie. Zwei-

tens wurden demografische Aspekte immer interpretiert und über diese Interpretationen kulturelle, 

politische, soziale und ökonomische Zielsetzungen und Wertungen transportiert. Folglich ist die 

Einhaltung der formalen Logik bei der Berechnung demografischer Daten und Prognosen sowie 

Argumentationen kein hinreichendes Kriterium, um die Validität und die Relevanz der demogra-

fischen Aussagen zu belegen.“ 555 

Der Pionier der Bevölkerungslehre ist sicher der Ökonom Thomas Robert Malthus (1766-1834) 

mit seinem formulierten Pessimismus einer Überbevölkerung, die mit der Nahrungsmittelpro-

duktion nicht vereinbar sei und so zu einer Verelendung führe. Dem widersprachen schon damals 

im 18. Jahrhundert, wie wir heute wissen, zu Recht, die Bevölkerungstheoretiker William Godwin 

(1756-1836) und Marie-Jean-Antoine-Nicolas de Caritat (1743-1794). Sie setzten im Gegensatz zu 

Malthus auf das technische Fortschrittspotential. „Für Godwin und Caritat war die Überbevölke-

rung und Verelendung ein relatives Problem, das im konkreten Kontext der jeweils herrschenden 

Macht- und Verteilungsverhältnisse zu erklären war. William Godwin wies vor diesem Hintergrund 

Malthus‘ These von einer geometrischen, exponentiellen Steigerung der Bevölkerung und dem stets 

nur arithmetisch-linearen Wachstum der Nahrungsmittel explizit zurück und argumentierte, die 

Überbevölkerung sei weder durch die Natur vorherbestimmt noch Ausdruck göttlicher Gesetze. Lujo 

Brentano (1844-1931) fasste Godwins Position wie folgt zusammen: ‚Vermöge des Privateigentums 
werden vier Fünftel der Menschen der Mittel zur Fristung ihres Lebens beraubt; herrschte Gerech-

tigkeit, so würden alle Güter der Erde allen zur Verfügung stehen; vermöge des herrschenden Eigen-

tumssystems wird eine große Zahl unserer Kinder schon in der Wiege erdrosselt: Ohne ungleiche 
Verteilung der Güter würde infolge des fortschreitenden Triumphs des menschlichen Geistes über 

die Natur die Fruchtbarkeit der Erde so zunehmen, dass es kein wirksames Hindernis der Zunahme 

der Bevölkerung geben würde‘.“ 556  

555	 Christen, C., Politische Ökonomie der Alterssicherung. Kritik der Reformdebatte um Generationengerechtigkeit, Demographie 
und kapitalgedeckte Finanzierung, (Diss.), Marburg 2011, S. 110.

556	 Ebenda, S. 99 f.



276 Teil D Sondervoten

Die heute in Deutschland geführte Demografiedebatte geht dagegen nicht von dem Problem ei-

ner Überbevölkerung aus, die nicht adäquat ernährt werden kann, sondern von der Angst einer 

rückläufigen und falschen, älter werdenden Bevölkerungsstruktur. So müssten schließlich zukünftig 

wenige junge viele alte Menschen versorgen. Der Generationenvertrag bei der Rente und Pflege sei 

gefährdet und es käme zu einer Angebotsverknappung an den Arbeitsmärkten, die wiederum das 

Wirtschaftswachstum begrenzen und damit die öffentlichen Haushalte austrocknen würden. Die 

dabei aus dem demografischen Wandel abgeleitete „demografische Zeitbombe“ scheint zunächst 

durchaus logisch zu sein. Heute kommen noch knapp vier Erwerbstätige auf einen über 65-Jährigen. 

In 50 Jahren werden es bei Fortschreibung (Extrapolation) der vergangenen Bevölkerungsentwick-

lung nur noch zwei sein. Nur, was besagen solche Zahlenvergleiche? Gerd Bosbach, Bevölkerungs-

statistiker und Mathematiker,557 nennt 1:50-Jahres-Prognosen schlicht und ergreifend „moderne  

Kaffeesatzleserei.“ 558 Zu Recht: Ökonomen können ja nicht einmal treffsicher das Bruttoinlandspro-

dukt für auch nur ein Jahr vorhersagen. „Zwangsläufig hätte man 1950 bei einer Schätzung für das 

Jahr 2000 u. a. folgende Einflussfaktoren übersehen müssen: 

•	 Entwicklung und Verbreitung der Antibabypille; 

•	 Anwerbung und Zuzug von ausländischen Arbeitskräften und ihren Familien;

•	 Trend zur Kleinfamilie und Single-Dasein;

•	 Öffnung der Grenzen im Osten mit dem Zuzug von etwa 2,5 Millionen Aussiedlern aus den ost-

europäischen Ländern nach Deutschland. 

Auch die besten Berechnungsprogramme hätten nichts genutzt, denn auch diese können nur exi-

stierende, bekannte Trends fortschreiben. Strukturbrüche sind nicht vorhersagbar – das Problem 

jeder Langfristprognose! Noch deutlicher wird die Problematik, wenn wir annehmen, im Jahre 1900 

sei eine 50-Jahres-Prognose gewagt worden. Es wären schlicht zwei Weltkriege übersehen worden! 

Wenn zutreffende 50-Jahres-Prognosen also in der Vergangenheit unmöglich waren, warum sollen 

sie in unserer schnelllebigen Zeit plötzlich wie Naturgesetze gelten?“ 559 Diese pessimistische Einsicht 

teilen übrigens auch die Experten des Statistischen Bundesamtes, was allerdings in der Öffentlichkeit 

und offensichtlich von der Politik nicht wahrgenommen und auch von den Medien nicht vermittelt 

wird.560 Vielen erscheint es eben sofort einsichtig, dass es nicht gut gehen kann, wenn die Menschen 

immer weniger Kinder bekommen bzw. die Mortalitätsrate größer ist als die Fertilitätsrate und auch 

557	 Das Nichteinhalten von wissenschaftlichen Standards im Enquete-Bericht zeigt sich dabei auch in der Nichterwähnung einer 
kritischen Analyse zum demografischen Wandel des von der Enquetekommission eingeladenen und gehörten renommierten 
Bevölkerungsstatistikers Prof. Dr. Gerd Bosbach von der Hochschule Rhein-Sieg im Enquete-Abschlussbericht (vgl. dazu Teil C 
Kap. 1 „Die demografische Ausgangslage in NRW“).

558	 Bei der Wahl des Prognosezeitraums fällt auf, „dass mit dem Datum 2050 die für die Prognose ungünstigere 10-Jahres-Stufe 
ausgewählt wurde. Wären die Berechnungen bis 2060 geführt worden, wären die heute geburtenstarken Jahrgänge der 30- bis 
40-Jährigen – 2050 noch in nennenswerter Zahl Rentner – überwiegend verstorben. Das Zahlenverhältnis würde sich wieder 
zu Gunsten der Erwerbsfähigen verändern. Und für 2040 zeigen die Zahlen des Statistischen Bundesamtes ebenfalls eine güns-
tigere Situation als für 2050. War die Auswahl des Jahres mit der höchsten ‚Dramatik‘ Zufall?“ (Bosbach, G., Demographische 
Entwicklung nicht dramatisieren!, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Heft 2/2004, S. 102). 

559	 Bosbach, G., Demographische Entwicklung nicht dramatisieren!, a.a.O., S. 98.

560	  Vgl. ebenda, S. 98.
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noch die Alten immer länger leben, dann gibt es unausweichliche ökonomische Sachzwänge, so die 

naive Vorstellung. 

Für Franz Müntefering (SPD) als herausragenden Politiker war deshalb klar: „Wir Sozialdemokraten 

haben in der Vergangenheit die drohende Überalterung unserer Gesellschaft verschlafen. Jetzt sind 

wir aufgewacht. Unsere Antwort heißt: Agenda 2010! Die Demografie macht den Umbau unserer 

Sozialsysteme notwendig.“ 561 Ex-Kanzler Gerhard Schröder (SPD) sah es genauso: 

„Und wir müssen anerkennen und aussprechen, dass die Altersentwicklung unserer Gesellschaft, wenn 

wir jetzt nichts ändern, schon zu unseren Lebzeiten dazu führen würde, dass unsere vorbildlichen Sys-

teme der Gesundheitsversorgung und der Alterssicherung nicht mehr bezahlbar wären. Was wir heute 

beweisen müssen, ist der Mut, Neues zu wagen. Dabei werden wir uns von manchem, was uns lieb – und 

leider auch: teuer – geworden ist, verabschieden müssen.“ 562

Daraus leitet Schröder ab: 

„Wir brauchen ein Sozialsystem in dem endlich Marktwirtschaft und Effizienz einkehren, sonst bleibt es 

unbezahlbar.“ 563 

Um die zunehmende und neoliberal intendierte Privatisierung von Alters- und Gesundheitsrisiken 

politisch zu rechtfertigen, benutzte auch die ehemalige Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt 

(SPD) während der ersten Lesung zur Gesundheitsreform im Deutschen Bundestag am 9. September 

2003 ohne jegliche wissenschaftliche Fundierung das Horrorbild der „demografischen Zeitbombe“: 

„Diese Solidarität unter veränderten ökonomischen Bedingungen in einer globalisierten Welt ist unsere 

Aufgabe. Dass wir alle glücklicherweise immer älter werden und die Lebenserwartung steigt, auf der an-

deren Seite aber zu wenig Kinder geboren werden, ist die größte Herausforderung des 21. Jahrhunderts.“ 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/Die Grünen).

4.2.	 Nicht der Alten-, sondern der Gesamtquotient entscheidet

Wissenschaftlich unhaltbar ist die beim Thema Demografie unterstellte Betrachtung eines Alten-

quotienten (meistens als Anteil der Rentner, die auf 100 Erwerbstätige (15- bis unter 65-Jährige) 

kommen), der insbesondere in den Medien durch Grafiken populistisch dargestellt und von den 

Inhalten völlig überzogen und in falscher Interpretation dem Volk als Mahnung dramatisch vorge-

halten wird. Zunächst einmal sagt der Altenquotient kaum etwas über die tatsächliche Belastung der 

Gesellschaft aus. Er stellt ausschließlich auf ein Teilproblem ab. „Zum einen ist bei weitem nicht jeder 

561	  Franz Müntefering im Sommer 2003 auf einer Betriebsrätekonferenz.

562	  Gerhard Schröder auf dem SPD-Sonderparteitag am 1. Juni 2003 in Bochum. 

563	  Schröder, G., in: Evonik-Magazin, Heft 2/2013, S. 28.
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Erwerbsfähige auch erwerbstätig, was gerade in Zeiten der Massenarbeitslosigkeit (vgl. Kap. 5) zu 

großen zahlenmäßigen Unterschieden zwischen Erwerbsfähigen und Erwerbstätigen führt. Heute 

sind aufgrund der Massenarbeitslosigkeit nur gut 69 v.H. der 15- bis 65-Jährigen beschäftigt. Somit 

stehen tatsächlich gegenwärtig nur 2,7 Erwerbstätige einer Person im Rentenalter gegenüber – be-

reits ein erheblicher Unterschied zu dem immer wieder genannten Verhältnis von 4 zu 1. Von einer 

zukünftigen Verdoppelung der ‚Alterslast‘ kann mit Blick auf die bereits heute bestehenden Verhält-

nisse demnach nicht gesprochen werden.“ 564 Außerdem wird beim Altenquotienten so getan, als ob 

die Gesellschaft nur aus alten Menschen bestehen würde, die von der erwerbstätigen Bevölkerung 

versorgt werden müssen. Dass Kinder und Jugendliche neben Essen, Kleidung und Wohnen – oft 

von den Eltern finanziert – auch gesellschaftliche Ausgaben erfordern, z. B. für Kindergärten, Schu-

len, Gesundheit, einschließlich Personal, wird nicht beachtet. In einer alternden Gesellschaft sind 

demzufolge neben mehr Alten gleichzeitig weniger Junge zu versorgen. „Bei seriösen Betrachtungen 

darf deshalb nicht nur der Altenquotient, sondern muss auch der Jugendquotient dargestellt werden. 

Die Summe beider, der so genannte Gesamtquotient, ist nur eine aussagekräftige Größe über die von 

den Erwerbsfähigen zu versorgenden Menschen. […] Während der Altenquotient zukünftig um 77 

v.H. steigt, ergibt sich für den Gesamtquotienten nur ein Plus von 37 v.H. Die Dramatik hat sich 

allein bei Einbeziehung der jungen Generation in die Betrachtung schon halbiert. Auch hier lohnt 

ein Blick in die Vergangenheit. 1970 gab es auf 100 Erwerbstätige 60 Junge und 40 Ältere, also eine 

Gesamtzahl von 100. D. h., auch bei Eintreffen der Prognose des Statistischen Bundesamtes wächst 

die Zahl der zu Versorgenden bis 2050 nur um 12 v.H. gegenüber 1970!“ 565 Das ehemalige Mitglied 

des Sachverständigenrats (SVR), der Rentenexperte Hans-Jürgen Krupp, fordert deshalb auch damit 

aufzuhören, die „Details des Jahres 2030 und danach regeln zu wollen. Es glaubt ohnehin keiner, dass 

dies möglich ist. Auch spätere Generationen werden Entscheidungen zur Renten- und Beitragshöhe 

treffen.“ 566 

Bei einer weiteren ex-post Analyse der demografischen Entwicklung stellt man außerdem fest, dass 

hier wesentliche Veränderungen nicht neu sind. „Vor 100 Jahren kamen auf einen über 65-Jährigen 

noch zwölf Erwerbstätige. 1950 betrug das Verhältnis von Jung und Alt noch sieben zu eins. Wir 

haben also bereits einen dramatischen demografischen Wandel hinter uns. Nur gemerkt hat es an-

scheinend niemand. In Anbetracht von gut laufender Wirtschaft in der Nachkriegszeit, niedrigen 

Arbeitslosenzahlen und bis in die 1970er Jahre erfolgtem Ausbau der Sozialsysteme gab es auch 

keinen Anlass, um sich mit Demografie zu beschäftigen.“ 567 Bei entsprechender Erwerbstätigkeit 

(Abbau der Arbeitslosigkeit und erhöhter Frauenerwerbsquoten) in Verbindung mit einer kontrol-

lierten und geregelten Zuwanderung sowie Produktivitätsentwicklung gibt es auch in Zukunft keinen 

Grund zur Panikmache. Parallel zu den Veränderungen des Altersaufbaus der Bevölkerung wachsen 

564	 Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum 2004: Beschäftigung, Solidarität und Gerechtigkeit – Reform statt 

Gegenreform, Köln 2004, S. 73.
565	 Bosbach, G., Demographische Entwicklung nicht dramatisieren!, a.a.O., S. 100.

566	 Krupp, H.-J., Einfach und transparent, in: Frankfurter Rundschau vom 12. Januar 2004, S. 10.

567	 Bundesvorstand ver.di, Mythos Demografie, Berlin 2003, S. 2.
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nämlich die (Arbeits-)Produktivität und das Volkseinkommen. Der bekannte Ökonom Karl Georg 

Zinn kommt diesbezüglich zu dem Ergebnis: „Das heute erreichte Niveau sozialstaatlicher Leistun-

gen basiert auf den Produktivitätssteigerungen der Vergangenheit, und die künftig weiter steigende 

Leistungsfähigkeit der wohlhabenden Volkswirtschaften ermöglicht bei sachgerechter Organisation 

von Produktion und Verteilung zumindest die Aufrechterhaltung des erreichten Sozialniveaus.“ 568 

Selbst abnehmende Bevölkerungszahlen können bei vorliegenden Arbeitslosenzahlen in Höhe von 

rund 3,6 Millionen und einer zusätzlichen Unterbeschäftigung von noch einmal rund 4,6 Millionen 

sowie einer nicht optimal ausgenutzten Erwerbsquote bei den Frauen – auch unter Berücksichti-

gung einer Zuwanderungspolitik – leicht kompensiert werden. 

Der volkswirtschaftliche Tatbestand macht dies deutlich. Dieser besagt, dass es letztlich völlig egal 

ist, ob das Rentensystem vollständig auf Kapitaldeckung oder vollständig auf einer Umlagefinan-

zierung beruht. Dies ändert im Kern nichts daran, das X-Erwerbstätige für Y-Rentner aufkommen 

müssen. Menschen außerhalb der Erwerbstätigkeit sind immer in einem realwirtschaftlichen Um-

lageverfahren zu alimentieren. Diese eigentlich ökonomische Binsenweisheit hat 1952 der Ökonom 

Gerhard Mackenroth in der damaligen Debatte über die zukünftige Finanzierung der Rente noch 

einmal dargelegt: 

„Nun gilt der einfache und klare Satz, dass aller Sozialaufwand immer aus dem Volkseinkommen der 

laufenden Periode gedeckt werden muss. Es gibt keine andere Quelle und hat nie eine andere Quelle ge-

geben, aus der Sozialaufwand fließen könnte, es gibt keine Ansammlung von Fonds, keine Übertragung 

von Einkommensteilen von Periode zu Periode, kein ›Sparen‹ im privatwirtschaftlichen Sinne – es gibt 

einfach gar nichts anderes als das laufende Volkseinkommen als Quelle für den Sozialaufwand. Das ist 

auch nicht eine besondere Tücke oder Ungunst unserer Zeit, die von der Hand in den Mund lebt, son-

dern das ist immer so gewesen und kann nie anders sein.“ 569 

Schon der herausragende Ökonom Adam Smith (1723-1790) betonte die einzig neuwertschaffende 

menschliche Arbeit, mit der alles in einer Gesellschaft bezahlt werden muss:

„Die jährliche Arbeit eines Volkes ist die Quelle, aus der es mit allen notwendigen und angenehmen Din-

gen des Lebens versorgt wird, die es im Jahr über verbraucht. […] Zwei Faktoren bestimmen in jedem 

Land die Pro-Kopf-Versorgung: Erstens die Produktivität der Arbeit als Ergebnis von Geschicklichkeit, 

Sachkenntnis und Erfahrung, und zweitens das Verhältnis der produktiv Erwerbstätigen zur übrigen 

Bevölkerung. Von beiden Umständen muß es jeweils abhängen, ob in einem Land das Warenangebot 

im Jahr über reichlich oder knapp ausfällt, gleichgültig, wie groß ein Land ist oder welchen Boden und 

welches Klima es hat.“ 570  

568	 Zinn, K. G., Sozialstaat in der Krise. Zur Rettung eines Jahrhundertprojektes, Berlin 1999, S. 80 f.

569	 Mackenroth , G., Die Reform der Sozialpolitik durch einen deutschen Sozialplan, Berlin 1952, S. 41.

570	 Smith, A., Der Wohlstand der Nationen, München 1978 (zuerst erschienen 1776 in London), S. 3.
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Diese ökonomische (arbeitswertmäßige) Gesetzmäßigkeit lässt sich formalisieren: Demnach sind 

das Bruttoinlandsprodukt einer Volkswirtschaft (BIP) pro Kopf abhängig von der Entwicklung der 

Produktivität, Arbeitszeit, Arbeitslosigkeit, Erwerbsverhalten und dem jeweiligen Belastungsquotienten 

(d.h. der Relation der Bevölkerungszahl im nichterwerbsfähigen Alter zur Bevölkerung im erwerbs-

fähigen Alter). In Wachstumsraten ausgedrückt gilt hierbei:

W
Y/B 

= W
AP

 + W
AZ

 – W
ALQ

 + W
EQ

 – W
BQ

 
Y/B = BIP je Kopf der Bevölkerung; AP = Stundenproduktivität (BIP je Stunde Arbeitszeit); AZ = durchschnittliche 
jährliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen; ALQ = tatsächliche Arbeitslosenquote; EQ = Erwerbsquote (Anteil der Er-
werbspersonen an den Erwerbstätigen); BQ = Verhältnis der Bevölkerung unter 15 und über 64 Jahre an der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter; W = Wachstumsrate der jeweiligen Größe

Das Pro-Kopf-Einkommen steigt dabei, wenn die Summe aus (W
AP

 + W
AZ

 – W
ALQ

 + W
EQ

) größer als 

WBQ ist. Die entscheidenden Größen für die Bewältigung einer demografischen Veränderung sind 

demnach die Produktivitätsentwicklung, eine Reduzierung der Arbeitslosigkeit und eine wachsende 

Erwerbsbeteiligung.

Vor diesem gesamten Hintergrund ist das Kapitel „Die demografische Ausgangslage in NRW bis 2020“ 

im Enquete-Bericht eine einzige Enttäuschung. Beim selbst geneigten Lesen fragt man sich nach 

dem Sinn des Ganzen. Da stellt die Kommission fest: „Im Jahr 2030 wird die Bevölkerung in NRW 

17.708.900 Menschen betragen (Zunahme um 0,04 v.H.; Deutschland: -2,7 v.H. auf 79.230.000).“ 571 

Es gibt also den unisono beklagten Bevölkerungsrückgang in NRW überhaupt nicht. Aber, so wird 

weiter geklagt, die Altersstruktur wird sich verändern, „die Zusammensetzung von Familien wird per-

spektivisch eine andere sein und mehr Menschen mit verschiedenen kulturellen Hintergründen wer-

den Teil der Gesellschaft in Deutschland und NRW sein.“ 572 Da kann man nur sagen: Na und! Wo ist 

das Problem? Unter Berücksichtigung des Jugend- und Gesamtquotienten gibt es realiter zukünftig 

in NRW kein dramatisches Bevölkerungsproblem, dass sich negativ auf die Arbeitsmärkte, Wachs-

tum und Produktivität sowie negativ auf den öffentlichen Haushalt in NRW auswirkt (vgl. dazu 

ausführlich die folgenden Kapitel). 

Und es ist, wie im Enquete-Bericht an mehreren Stellen behauptet, auch kein Problem, wenn die er-

werbstätige Bevölkerung älter wird. Die immer wieder aufkeimende Debatte darüber ist übrigens alt. 

Sie setzte in Deutschland schon in den 1950er Jahren vor dem Hintergrund der Vollbeschäftigungs-

phase ein. „Angesichts des relativ knappen Arbeitskräfteangebots sah man sich damals veranlasst, 

den Übergang in den Ruhestand hinauszuzögern und/oder die Arbeitsaufnahme älterer Personen 

zu fördern.573 Strukturell bedingt war damit also eine dezidierte, tragfähige Analyse notwendig ge-

worden, ob und wie ein solcher Versuch auf betrieblicher und gesamtwirtschaftlicher Ebene die Pro-

571	 Vgl. in diesem Enquete-Bericht, S. 60.

572	 Ebenda, S. 65.

573	 Damals lag aber Vollbeschäftigung vor. Heute Massenarbeitslosigkeit. Ökonomisch pervertierter kann politisches Handeln 
nicht mehr vollzogen werden.
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duktivität beeinflusst. Das Interesse an den ‚Alten‘ als (noch) zu aktivierender Teil der industriellen 

Reservearmee war sehr hoch, die Untersuchungen waren vielfältig und es etablierte sich in diesem 

Kontext die industrielle Gerontologie als eigene Forschungsrichtung. Deren Ergebnisse belegen den 

allgemeinen Sachverhalt, das sich die physische und psychische Leistungsfähigkeit im Alter verän-

dert. Aber schon in den 1950er/60er Jahren ließ sich die gängige These von der rapide sinkenden Pro-

duktivität im Alter nicht verifizieren. Wenn es den Rückgang der Produktivität gab, war dafür nicht in 

erster Linie das biologische Alter der Beschäftigten verantwortlich. Ähnlich wie bei der Entwicklung 

des Gesundheitszustandes bestimmen die tatsächlichen Bedingungen im Produktionsprozess und 

die sozialen Umstände, ob die Produktivität im Alter gleich bleibt, ob sie überproportional sinkt, 

sich modifiziert und/oder in bestimmten Bereichen steigt. In einigen Produktionsbereichen gab es 

gar keinen signifikanten Alterseffekt, was auch daran lag, dass er sich überhaupt nicht isolieren lässt. 

Ungeachtet dessen zeigte sich selbst im Vergleich zur Gruppe der jüngeren Beschäftigten keine signifikant 

niedrigere Produktivität der Älteren.“ 574 

Die demografisch in NRW älter werdende Bevölkerung wird deshalb auch keine negativen Auswir-

kungen auf die Arbeitsmärkte haben. Weder wird es größere quantitative noch qualitative Probleme 

geben. Das dagegen realiter wirklich bestehende Problem der Massenarbeitslosigkeit muss wirt-

schaftspolitisch nur adäquat angegangen bzw. beseitigt werden (vgl. dazu Kap. 5). Dies passiert aber 

seit 40 Jahren nicht. Hier liegt ein völliges Politikversagen vor. 

Auch die von der Enquetekommission gemachten Handlungsempfehlungen wie „Zuwanderungsver-

besserungen“ (Anerkennung im Ausland erworbener Abschlüsse oder ein leichterer Arbeitsmarkt-

zugang von ausländischen Studierenden oder eine aktive Willkommens- und Anerkennungskul-

tur für Ausländer) sind zwar richtig, benötigen aber nicht einer Ergänzung durch ein heute schon 

vorliegendes Überschussangebot an Arbeit. „Flexi-Rente“ und „Rente mit 67“ oder auch von der 

Kommission vorgeschlagene „Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitszeit“ sind gesamtwirtschaft-

lich kontraproduktiv. Sie führen zu einer noch verstärkten anormalen Arbeitsangebotsfunktion mit 

weiterem Lohnverfall.575 „Die Verwechselung der Preisbildung auf Gütermärkten mit der auf den 

Arbeitsmärkten ist fatal. Während auf Gütermärkten sinkende Preise zur Erhöhung des Angebots 

führen, müssen Beschäftigte infolge des Rückgangs der Löhne ihr Arbeitsangebot ausweiten, um 

Einkommenseinbußen zu kompensieren. Dieser anormale Verlauf des Arbeitsangebots, wie über-

haupt die Abhängigkeit der Arbeitsplatzsuchenden von Unternehmensstrategien, begründet im Wi-

derspruch zur neoliberalen Verkündung die Notwendigkeit, durch Regulierung Mindeststandards 

auf den Arbeitsmärkten sicherzustellen.“ 576

574	 Christen, C., Politische Ökonomie der Alterssicherung, a.a.O., S. 147 f.

575	 Vgl. Stützel, W., Marktpreis und Menschenwürde, 2. Aufl., Stuttgart 1982.

576	 Hickel, R., Die neue Allmacht der Ökonomie, a.a.O., S. 24.
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Auch ist in diesem Kontext zum Enquete-Bericht kritisch anzumerken, dass die hier vorgeschlagenen 

Handlungsempfehlungen fast ausschließlich angebotsorientiert sind. Die entscheidende Determi-

nante der Arbeitsnachfrage wird von der Enquetekommission schon bei der Analyse ausgeklammert 

bzw. ignoriert. Demnach fragt nämlich ein Unternehmer nur dann Arbeitskräfte nach, wenn diese 

ihm einen Mehrwert garantieren und nicht wenn diese, selbst wenn sie auch bestens ausgebildet und 

hochmotiviert sind, arbeiten wollen.577 Die Arbeitskraft muss unter marktwirtschaftlich-kapitalisti-

schen Bedingungen, will sie nachgefragt werden, immer weniger an Lohn kosten, als sie dem Unter-

nehmer an Wert (Überschussprodukt), bestehend aus Zins, Grundrente und Gewinn, einbringt.578   

5.	 Kritik am Kapitel: „Wirtschaft und Arbeit“

Mitentscheidend für mein Sondervotum sind u. a. auch die vielen fachlichen Fehler im Kap. „Wirt-

schaft und Arbeit“. Hierzu nur ein Beispiel: „Die erbrachte Arbeitszeit sowie die zur Verfügung ste-

henden Erwerbspersonen beeinflussen das mögliche Arbeitsvolumen und damit die zukünftige 

wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland.“ Einmal abgesehen davon, dass nur die Erwerbstätigen 

mit ihrer jeweiligen Arbeitszeit das Arbeitsvolumen beeinflussen und nicht die Erwerbspersonen, 

zu denen auch die Arbeitslosen zu zählen sind, ist dies allenfalls eine tautologische Feststellung. Hie-

raus leitet die Enquetekommission dennoch eine Kausalität ab. Geht (angebotsseitig) die Arbeits-

zeit je Erwerbsperson und zusätzlich auch noch die Zahl der Erwerbspersonen zurück, so sinkt das 

Arbeitsvolumen und es kommt zu einer negativen wirtschaftlichen Entwicklung aufs Wachstum. 

Was für ein ökonomischer Unsinn! Dieser Unsinn ist natürlich das Ergebnis, wenn man die ge-

samtwirtschaftliche Nachfrageseite am Arbeitsmarkt, die sich aus dem Zuwachs der Wachstumsrate 

der Arbeitsproduktivität (reales Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Erwerbstätigenstunden) in Relation 

zur Entwicklung der preisbereinigten Wachstumsrate des BIPs ergibt, nicht mit in die Analyse ein-

bezieht, sondern lediglich auf der Nachfrageseite in einer veränderten strukturellen (beruflichen) 

Nachfrage nach Arbeitskräften (Verschiebung zum tertiären Sektor) verhaftet bleibt. 

Richtig wäre dagegen die Untersuchung gewesen, die problematisiert hätte, zu welchen Befunden 

es kommt, wenn in einer Volkswirtschaft auf Grund von technischen Fortschritt und Innovation die 

Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität größer ausfällt als die Wachstumsrate der preisbereinigten 

Wirtschaftsleistung und dadurch das Arbeitsvolumen (Anzahl der Beschäftigten multipliziert mit 

der Arbeitszeit je Beschäftigten) zurückgeht. Die Erkenntnis wäre gewesen: Es werden weniger Ar-
beitskräfte benötigt und es entsteht oder es erhöht sich eine schon bestehende Arbeitslosigkeit – wie 

dies in Deutschland seit 40 Jahren der Fall ist. Hier konnte die bereits seit den 1960er Jahren beste-

hende Produktions-Produktivitätslücke nicht mehr geschlossen werden. Bis auf die 1980er Jahre und 

577	 „Im real existierenden Kapitalismus dominiert die ‚unfreiwillige Arbeitslosigkeit‘. Sie ist das Ergebnis der strategischen Ent-
scheidungen der Unternehmer auf den Kapital-, Güter- und Dienstleistungsmärkten.“ Hickel, R., Die neue Allmacht der Öko-
nomie, a.a.O., S. 24.

578	 Vgl. dazu ausführlich Bontrup, H.-J., Lohn und Gewinn. Volks- und betriebswirtschaftliche Grundzüge, 2. Aufl., München 
2008.
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neuerdings in den Jahren 2010 bis 2014 ging das Arbeitsvolumen immer zurück (vgl. die folgende 

Tabelle).

Produktions- Produktivitätslücke in Deutschland (jahresdurchschnittliche Veränderungsraten in v.H.)

  1960er Jahre  1970er Jahre  1980er Jahre  1990er Jahre  2000er Jahre  2010-2014 

Produktions-
rate* 

4,4 2,9 2,6 1,4 0,9 1,9

Produktivi-
tätsrate** 

5,2 3,8 2,4 1,9 1,2 1,1

Arbeits- 
volumen 

-0,8 -0,9 0,2 -0,5 -0,3 0,8

* Reales BIP, ** Produktivitätsrate auf Stundenbasis (Erwerbstätige)
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.1, eigene Berechnungen

In diesem Kontext sieht die Enquetekommission, auch vor dem Hintergrund der aktuellen Dis-

kussion um die Digitalisierung der zukünftigen Arbeit (Stichworte: Fabrik 4.0, Cloudworking, 

Crowdsourcing)579 bzw. ihre Auswirkungen auf die Produktions-Produktivitätslücke, keine 
Bedrohung,580 sondern im Gegenteil, eine stärkere Förderung der Digitalisierung als notwendig an. 

Hier schreibt die Kommission: „NRW ist vergleichsweise stark industrialisiert und verfügt über das 

deutschlandweit größte Industrie 4.0-Cluster. Die Sicherung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit 

verbindet sich mehr denn je mit dem Ausbau der digitalen Vernetzungskompetenz. Das ‚industrielle 

Ökosystem‘ mit einem dichten Netzwerk von forschungsaffinen industriellen Forschungszentren, 

Fraunhofer-Instituten, universitären Forschungskonsortien, technischen Agenturen und mit einer 

engen universitätsbasierten Industrieforschung ist daher weiter zu stärken. Die Verfügbarkeit von 

Breitband ist prioritär zu behandeln, damit der Netzausbau beschleunigt wird und die bestehenden 

weißen Flecken beim Zugang zum Hochgeschwindigkeits-Internet beseitigt werden können. Start-

ups in der Digitalen Wirtschaft und in anderen Hochtechnologiebereichen sind anzuregen. Dabei 

sollte die räumliche Nähe zum Hochtechnologie-Gründerfonds (HTG) in der Innovationspolitik 

des Landes besser genutzt werden, beispielweise durch Einbeziehung der Expertise der HTG-Spezia-

listen für die Förder- und Ansiedlungspolitik. Die Angebote von digitaler Bildung sollten systemati-

siert, die Einführung von schulischen Angeboten ‚Programmieren als 2. Fremdsprache‘ geprüft wer-

den. Zudem sollte die Ausbildung von technisch qualifizierten Arbeitskräften entlang der gesamten 

Bildungskette priorisiert werden. Dafür wäre eine Gesamtstrategie aller NRW-Hochschulen für die 

Zuwanderung von Bildungsausländern und Zuwanderern aus Drittstaaten in eine hochschulische 

technische Ausbildung eminent wichtig, denn der zukünftige Bedarf an technischen Qualifikationen 

kann aus dem heimischen Angebot nicht gedeckt werden.“ 581 Ohne diese Ableitungen auch nur 

im Ansatz zu beweisen, wird dies von der Enquetekommission einfach behauptet. Hier spielt im 

579	 Vgl. Boes, A./Kämpf, T./Langes, B./Lühr, T., Landnahme im Informationsraum. Neukonstituierung gesellschaftlicher Arbeit in 
der „digitalen Gesellschaft“, in: WSI-Mitteilungen, Heft 2/2015, S. 77 ff.

580	 Vgl. Bontrup, H.-J., Die „Kannibalisierung“ der Arbeit, in: Neues Deutschland vom 3. Juni 2015, S. 4, sowie Zech, R., Ausbeu-
tung 4.0- Kapitalismus im Kopf, in: carta-info, http://www.carta.info/78603/ausbeutung-4-0-kapitalismus-im-kopf/

581	 Vgl. in diesem Enquete-Bericht, S. 98, letzter Aufzählungspunkt.

http://www.carta.info/78603/ausbeutung-4-0-kapitalismus-im-kopf/
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Hintergrund ideologisch die unrühmliche von Neoliberalen entfachte Debatte um einen Fachkräf-
temangel eine wichtige Rolle, die sich auch die Enquetekommission implizit zu Eigen gemacht hat. 

Marcel Schütz von der Carl-von-Ossietzky Universität Oldenburg bemerkt dagegen zu Recht zum 

sog. Fachkräftemangel: „Trotz aller Erfolgsmeldungen halten sich dunkle Wolken über den deut-

schen Unternehmen: Das Klagelied vom Fachkräftemangel, besonders jenes der technischen Berufe, 

ist überall zu hören. Ohne Unterlass werden die ‚großen Lücken‘ und alle möglichen ‚Wohlstandsge-

fahren‘ gefürchtet. Wer konnte diesem seit Jahren so dramatisch gezeichneten Schreckensbild noch 

ausweichen? In immer neuen Varianten wird dem Mantra des Mangels gehuldigt. Ausgerechnet der 

wirtschaftsnahe Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft präsentierte jüngst eine Studie, wo-

nach in puncto Fachkräftemangel des Mint-Sektors (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft 

und Technik) offenbar vor allem den Klage-Debatten selbst der größte Mangel innewohnt. Was 

die Studie an Fehleinschätzung offenbart, ist mit weniger geschmeidigen Worten nichts anderes als 

überfälliger Beleg einer interessengeleiteten Hysterie, die dank großspuriger Phrasengeschütze eine 

beachtliche Massenmobilisierung erreichen konnte. […] Bei Lichte betrachtet gehört es zum öko-

nomischen Einmaleins, dass ein mit Fachkräftemythen forciertes Überangebot an qualifiziertem 

Personal den aus betriebswirtschaftlicher Sicht charmanten Effekt der Lohnniveausenkung zeitigt. 

Mehr Auswahl an Absolventen führt auch zu mehr Strenge der Selektion, die ein wesentliches Motiv 

für die Kampagne darstellt. […] Unbestritten kann es zeitweise immer wieder zu einem punktu-

ellen, örtlich und zeitlich begrenzten Mangel an Fachpersonal bestimmter Branchen und Berufs-

felder kommen. Dieser ist zu allen Zeiten völlig normal und gibt keinen Anlass für Panik. In hoch-

dynamischen und sehr spezialisiert geprägten Arbeitsgebieten ist die erschwerte Personalgewinnung 

üblich. Von einem flächendeckenden und strukturbildenden Fachkräftemangel kann jedoch nicht 

die Rede sein.“ 582 Dies wurde auch hinlänglich vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 

(DIW) konstatiert.583  

Dem trotzdem von der Enquetekommission unterstellten Fachkräftemangel steht erstaunlich, und 

dies ist wissenschaftlich scharf zu kritisieren, die Nichterwähnung und explizite Berücksichtigung 

der in Deutschland seit jetzt 40 Jahren bestehenden Massenarbeitslosigkeit und die zusätzlich durch 

die von rot-grün initiierte Agenda 2010 politisch herbeigeführten und zu verantwortenden pre-
kären Beschäftigungsverhältnisse in einem gewaltigen Niedriglohnsektor (der Größte in der EU!)584 

auf Basis von atypischen Beschäftigungsverhältnissen gegenüber, „die von einer als Normalarbeitsver-
hältnis bezeichneten sozialversicherungspflichtigen, tariflich bezahlten Vollzeittätigkeit abweichen. 

Darunter fallen so unterschiedliche Arbeitsverhältnisse wie geringfügige Beschäftigungen (sog. 

582	 Schütz, M., Gegen die Mär vom Fachkräftemangel. Die Prognosen helfen sog. Experten, setzen Beschäftigte unter Druck und 
senken das Lohnniveau, in: Frankfurter Rundschau (Gastbeitrag) vom 19. Mai 2015, S. 14, vergleiche dazu auch: Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik, Mystifikation Fachkräftemangel, in: Memorandum 2013, Umverteilen – Alternativen der Wirt-
schaftspolitik, Köln 2013, S. 87 f.

583	 Vgl. Brenke, K., Fachkräftemangel kurzfristig noch nicht in Sicht, in: DIW-Wochenbericht Nr. 46/2010, derselbe, Ingenieure in 
Deutschland: Keine Knappheit abzusehen, in: DIW-Wochenbericht Nr. 11/2012. 

584	 Vgl. WSI-Datenbank, Atypische Beschäftigung, in: Böckler Impuls 14/2014, Niedriglöhne: Deutschland steht schlecht da, in: 
Böckler Impuls 18/2013, Bosch, G./Weinkopf, C., Wechselwirkungen zwischen Mindest- und Tariflöhnen, in: WSI-Mitteilun-
gen, Heft 6/2013, Schreiber, S., Erwerbstätigkeit in Deutschland im europäischen Vergleich, in: IMK Report 103, Januar 2015. 
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Mini- und Midijobs), Teilzeitbeschäftigungen, befristete Beschäftigungsverhältnisse oder Leih- und  

Werksvertragsarbeit.“ 585 Im Jahr 2013 liegt diese mittlerweile fest in Deutschland etablierte atypische 

Beschäftigung bei gut 7,6 Mio. Menschen. Im Jahr 1993 lag sie noch bei 4,4 Mio. Der Anteil der 

atypischen Beschäftigung an der Normalbeschäftigung ist dabei von 13,1 auf 21,4 v.H., um 8,3 Pro-

zentpunkte, von 1993 bis 2013 angestiegen.586 

Auch in NRW liegen eine dramatisch hohe Arbeitslosigkeit und ein großes Prekariat mit atypischer 
Beschäftigung vor. Allein gut 1,7 Millionen Menschen müssen sich dabei als atypisch Beschäftigte 

in NRW verdingen. In der Regel zu katastrophalen Bedingungen was die Arbeit selbst anbelangt, 

aber auch im Hinblick auf Arbeitszeit und Bezahlung. Selbst beim klassischen Arbeitsschutz sind 

Leiharbeiter, Minijobber oder Werkvertragsbeschäftigte zwar den Normalarbeitnehmern rechtlich 

weitgehend gleichgestellt, so eine Studie, in der Praxis ergeben sich aber erhebliche Schwierigkeiten. 

So sind atypisch Beschäftigte aufgrund kurzer Einsatzzeiten oft von Arbeitsschutzroutinen wie re-

gelmäßigen Unterweisungen ausgeschlossen. Zudem ergeben sich Mängel bei der Betreuung durch 

Sicherheitsfachkräfte und Betriebsärzte. Bei der Leiharbeit erweist es sich oft als problematisch, dass 

Ver- und Entleiher gemeinsam Verantwortung für die Sicherheit tragen. Das führt jedoch dazu, dass 

sich in vielen Fällen niemand zuständig fühlt.587 

Neben der hohen atypischen Beschäftigung lag die jahresdurchschnittliche registrierte Arbeitslo-
senzahl in NRW im Jahr 2014 bei gut 763.000 und die Arbeitslosenquote (Arbeitslose bezogen auf 

alle zivilen Erwerbspersonen) bei 8,2 v.H. Dies ist aber nur die halbe traurige Wahrheit. Das ganze 

Elend zeigt sich erst dann, wenn man die Unterbeschäftigung mit in die Betrachtung einbezieht. So 

schreibt denn auch die Bundesagentur für Arbeit: „Die gesamte Unterbeschäftigung erlaubt einen 

umfassenderen Blick auf den Arbeitsmarkt als es die ausschließliche Betrachtung der Arbeitslosen 

ermöglicht. Denn neben der registrierten Arbeitslosigkeit bezieht die Unterbeschäftigung auch die 

Personen ein, die an einer Maßnahme der aktiven Arbeitsmarktpolitik teilnehmen oder aufgrund 

eines rechtlichen Sonderstatus (zum Beispiel bei Inanspruchnahme vorruhestandsähnlicher Rege-

lungen) nicht als Arbeitslose erfasst werden. Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben588 werden diese 

Personen durch die Statistik der Bundesagentur nicht als Arbeitslose erfasst, obwohl sie über kein 
reguläres Beschäftigungsverhältnis verfügen und dies eigentlich suchen.“ 589 Hierbei belief sich neben 

der registrierten Arbeitslosigkeit in NRW die Unterbeschäftigung (ohne Kurzarbeit) im Jahr 2014 

auf 968.379 Personen. 

585	 Der Paritätische Gesamtverband, Gewinner und Verlierer, Paritätisches Jahresgutachten 2015, Berlin April 2015, S. 13.

586	 Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 18/4638, S. 4 sowie Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Massenarbeitslosigkeit 
und immer weniger Normalarbeitsverhältnisse, in: Memorandum 2013, Umverteilen – Alternativen der Wirtschaftspolitik, 
Köln 2013, S. 78 ff. 

587	 Vgl. Becker, K., Engel, T. Reduziertes Schutzniveau jenseits der Normalarbeit, in: WSI-Mitteilungen, Heft 3/2015.

588	 Politik definiert hier Arbeitslose weg. Ein ungeheuerlicher Skandal! 

589	 Bundesagentur für Arbeit. Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen, Vor neuen Herausforderungen. Der Arbeitsmarkt in Nord-
rhein-Westfalen 2014/2015, Düsseldorf 2014, S. 13.
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Arbeitslosigkeit und atypische Beschäftigung in Nordrhein-Westfalen
Kerner-
werbstätige* 

Atypisch 
Beschäftigte 

Anteil in v.H. Arbeitssuchende davon registrierte 
Arbeitslose 

Anteil  in v.H. Atypisch Beschäftigte  
plus Arbeitssuchende 

2007 7.198.000 1.752.000 24,3 1.240.601 851.822 68,7 2.992.601
2008 7.292.000 1.772.000 24,3 1.228.695 757.238 61,6 3.000.695
2009 7.240.000 1.707.000 23,6 1.325.815 800.404 60,4 3.032.815
2010 7.250.000 1.719.000 23,7 1.309.095 779.582 59,6 3.028.095
2011 7.286.000 1.730.000 23,7 1.206.369 728.797 60,4 2.936.369
2012 7.354.000 1.714.000 23,3 1.174.105 733.307 62,5 2.888.105
2013 7.343.000 1.707.000 23,2 1.214.551 762.784 62,8 2.921.551
2014    1.230.402 763.213 62,0  
 2,0 -2,6 -1,1 -0,8 -10,4 -6,6 -2,4

* Nur Erwerbstätige im Alter von 15 bis 64 Jahren, nicht in Bildung oder Ausbildung oder in einem Wehr-, Zivil- sowie Freiwilli-
gendienst
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion NRW, Arbeitsmarktbericht 2014/2015, S. 22, Deutscher Bundestag, Drucksa-
che 18/4638, eigene Berechnungen

Aufschlussreich über den wirklichen Zustand der Arbeitsmärkte ist aber erst die Zahl der Arbeitssu-
chenden. Diese Zahl stagniert in NRW seit Jahren bei gut 1,2 Millionen, wie die Tab. „Arbeitslosigkeit 

und atypische Beschäftigung in Nordrhein-Westfalen“ zeigt. Zählt man atypische Beschäftigungs-

verhältnisse und Arbeitssuchende zusammen, so ergibt sich eine Zahl von fast 3 Millionen Men-

schen, die in NRW ein trauriges „Leben“ führen müssen, weil sie entweder überhaupt keine Arbeit 

haben oder sich in einem atypischen Beschäftigungsverhältnis verdingen müssen.  

Arbeitslosigkeit und Prekariat belasten dabei nicht nur den einzelnen Betroffenen („Arbeitslosig-

keit ist ein Gewaltakt gegen Menschen“ (so der bekannte Soziologe und Sozialphilosoph Oskar 

Negt)), sondern auch nachhaltig die öffentlichen Haushalte. Das Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB) in Nürnberg führt dazu aus: „Die Arbeitslosigkeit belastet die Staatsfinanzen, 

denn einerseits entstehen Mehrausgaben in den öffentlichen Haushalten und andererseits fallen 

Einnahmen aus. Dazu hat das IAB Modellrechnungen auf Basis von vereinfachenden Annahmen  

durchgeführt.“ 590 So verursachte nur die registrierte Massenarbeitslosigkeit allein 2013 in Deutschland 

direkt zurechenbare gesamtfiskalische Kosten in Höhe von 56,0 Mrd. Euro. Innerhalb der letzten 

dreizehn Jahre sind die Kosten zwar (2004 war der Höhepunkt mit 92,2 Mrd. Euro) zurückgegan-

gen, trotzdem ist die Volkswirtschaft nach wie vor extrem mit den Kosten der Arbeitslosigkeit be-

lastet. Die Summe der fiskalischen Kosten der registrierten Massenarbeitslosigkeit lag von 2001 bis 

2013 bei 923,7 Mrd. Euro, jahresdurchschnittlich demnach bei 71,1 Mrd. Euro.591 

590	 IAB-Kurzbericht, 14/2008, S. 1.

591	 Vgl. IAB-Kurzbericht, Dezember 2014, S. 1. Auch die Deutsche Bundesbank kommt in einer gerade vorgelegten Untersuchung, 
allerdings ohne die Berücksichtigung von Steuerausfällen und einer Belastung der Sozialversicherungshaushalte durch Arbeits-
losigkeit, zu einer ebenfalls hohen Belastung der Arbeitsmarktentwicklung auf die Staatsfinanzen. „Bei umfassender Betrach-
tung beliefen sich die arbeitsmarktbedingten staatlichen Ausgaben im Jahr 2004 auf 88 ½ Mrd. Insbesondere im Zuge der 
Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zur Grundsicherung für Arbeitssuchende stiegen diese Ausgaben im Jahr 
2005 zunächst auf 91 ½ Mrd. an, was insbesondere auf eine stärkere, grundsätzlich zuvor bereits Sozialhilfeberechtigte zurück-
zuführen war. Danach kam es aber in der Grundtendenz zu einem spürbaren Rückgang, nur unterbrochen durch einen vorü-
bergehenden starken Anstieg 2009 im Gefolge der Finanz- und Wirtschaftskrise. Zuletzt betrugen die arbeitsmarktbedingten 
Ausgaben etwa 74 Mrd. €und sind damit in Relation zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) in den vergangenen zehn Jahren deutlich 
von 4 Prozent auf 2 ½ Prozent zurückgegangen.“ (Deutsche Bundesbank, Der Einfluss der Arbeitsmarktentwicklung auf die 
Staatsfinanzen, Monatsbericht April 2015, S. 14).  
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Hier kann dann gezeigt werden, dass bei einer vollbeschäftigten Wirtschaft in Deutschland keine 
Staatsverschuldung vorliegen würde. Im Gegenteil, von 2001 bis 2013 hätte der Staat bei einer jahres-
durchschnittlichen Verschuldung in Höhe von 48,2 Mrd. Euro sogar einen Finanzierungsüberschuss 
von 22,9 Mrd. Euro erzielt (vgl. die folgende Tabelle). 

Gesamtfiskalische Kosten der Arbeitslosigkeit

 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Jahres-
durchschitt 

Registrierte Arbeitslose in 1.000 4.219 4.535 4.830 4.812 4.861 4.487 3.776 3.268 3.423 3.245 2.976 2.897 2.950 3.868

Gesamtfiskalische Kosten insge-
samt in Mrd. Euro 

76,7 83,7 91,5 92,2 87,7 82,2 67,2 55,9 59,8 60,2 56,3 54,3 56 71,1

Kosten pro Arbeitslosen in 1.000 
Euro/Jahr 

18,2 18,4 18,9 19,2 18 18,3 17,8 17,1 17,5 18,5 18,9 18,7 19 18,3

Gesamtfiskalische Leistungen in 
gesamt in v.H. 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100

Versicherungsleistung in v.H. 28,9 28,8 27,5 26,8 25,3 21,4 18,2 16,2 23 23,2 21,6 21,1 23,2

Sozialleistung in v.H. 23,7 23,9 23,5 25,3 28,0 31,3 33,8 36,8 34,5 33,5 33,9 34,4 34,2

Mindereinnahmen Steuern in v.H. 19,3 19,3 19,4 18,8 18,5 18,3 18,0 17,5 16,7 17,1 16,8 16,6 15,6

Mindereinnahmen Sozialbeiträge 
in v.H. 

28,0 28,1 29,7 29,2 28,2 29,0 30,0 29,5 25,8 26,1 27,7 27,9 27,1

Finanzierungssaldo des Staates* in 
Mrd. Euro 

-66,5 -85,8 -90,3 -83,1 -74,9 -37,0 7,8 -0,5 -74,5 -104,8 -23,3  2, 6 4,2 -48,2

Finanzierungssaldo ohne Arbeits-
losigkeit in Mrd. Euro 

10,2 -2,1 1,2 9,1 12,8 45,2 75 55,4 14,7 44,6 33,0 56,9 60,2 22,9

*Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversicherungshaushalte
Quelle: IAB-Kurzberich 14/2008, und IAB: Gesamtfiskalische Kosten der Arbeitslosigkeit im Jahr 2013 in Deutschland, Kurzbericht 
Dezember 2014, Statistisches Bundesamt, Bruttoinlandsprodukt 2014, Wiesbaden 2015, eigene Berechnungen

Die Kosten der Arbeitslosigkeit und ihre Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte haben dagegen 

in der Enquetekommission keine Rolle gespielt. Vielmehr ging es, völlig einseitig und damit wissen-

schaftlich unhaltbar, darum: 

„Damit die abzeichnende demografische Transition in NRW nicht zu steigenden Kosten der sozialen 
Sicherung, zum Fehlen von qualifizierten Arbeitskräften, zu einer gesamtfiskalischen Lastverschiebung 
in die Zukunft und damit letztlich zu negativen Folgen für den wirtschaftlichen Wohlstand führt, sind 
konsequente, frühzeitige und breit angelegte demografiepolitische Gegenmaßnahmen erforderlich. 
Diese demografische Vorsorgepolitik muss systematischer als bisher an den Bestimmungsfaktoren des 
Wirtschaftswachstums ansetzen und versuchen, entweder die Zahl der Erwerbspersonen bzw. der Er-
werbstätigen (Strategie „Köpfe“), das von ihnen geleistete Arbeitsvolumen (Strategie „Zeit“) oder deren 
Arbeitsproduktivität (Strategie „Produktivität“) zu erhöhen. Die Kommission hat daher Handlungs-
empfehlungen für wirtschafts-, arbeitsmarkt- und bildungspolitische sowie betriebliche Maßnahmen 
systematisiert, deren Ziel die Sicherung der Wachstumsgrundlagen durch eine Priorisierung investiv-
zukunftssichernder gegenüber konsumtiv-gegenwartsorientierten Maßnahmen zur Steigerung des 
Wachstumspotential in NRW ist.“ 592 

592	 Vgl. Teil A Kap. 1 „Handlungsempfehlungen Wirtschaft und Arbeit“ im Kommissionsbericht.
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Die Enquetekommission schlägt in Folge demnach ernsthaft, vor dem Hintergrund der in NRW 

bestehenden Massenarbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung die Ausweitung des Arbeitsangebots 
vor, ohne dabei auch nur im Geringsten die schon bestehende Produktions-Produktivitätslücke 

(Produktivitätsrate > Produktionsrate) zu berücksichtigen. Diese Lücke gilt im Trend nicht nur für 

Deutschland, sondern auch für NRW. Von 2000 bis 2013 hat es aber in NRW (eine ähnliche Ent-

wicklung liegt für Deutschland vor) nur noch eine um 0,1 Prozentpunkte größere Produktivitätsrate 

als Wachstumsrate des realen BIPs gegeben, so dass das Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen, 

Arbeitnehmer und Selbstständigen593 fast konstant geblieben ist. Dennoch ist die Zahl der Erwerbs-

tätigen um 456.000 (5,4 v.H.) und die der abhängig Beschäftigten um 360.000 (4,7 v.H.) sowie der 

Selbstständigen um 96.000 (12,5 v.H.) gestiegen.  

Entwicklung Erwerbstätige, Arbeitsvolumen, BIP und Produktivität in Nordrhein-Westfalen
 Jahr  Einwohner  

in 1.000 
 Erwerbstäti-

ge in 1.000  
 Arbeitsvolu-
men in 1.000  

 Arbeitneh-
mer in 1.000  

 Arbeitsvolu-
men in 1.000  

 Selbststän-
dige in 1.000  

 Arbeitsvolu-
men in 1.000  

 BIP (real) in 
v.H. 

 Produktivität 
(Std.) in v.H.  

2000 17.999 8.473 12.119 7.707 10.350 766 1.769 2,6 2,8
2001 18.027 8.491 11.984 7.721 10.239 770 1.745 1,2 2,4

2002 18.063 8.448 11.837 7.672 10.116 776 1.721 0,5 1,7
2003 18.075 8.374 11.710 7.579 9.978 795 1.732 -0,9 0,2
2004 18.073 8.417 11.737 7.592 9.946 825 1.791 1,3 1,1
2005 18.063 8.403 11.687 7.544 9.858 859 1.829 0,1 0,5
2006 18.041 8.429 11.665 7.562 9.859 867 1.806 2,9 3,1
2007 18.012 8.564 11.838 7.687 10.021 877 1.817 4,1 2,6
2008 17.968 8.668 12.003 7.793 10.180 875 1.823 1,4 0,0
2009 17.896 8.639 11.598 7.787 9.824 852 1.774 -4,8 -1,4
2010 17.854 8.691 11.836 7.821 10.032 870 1.804 2,8 0,8
2011 17.840 8.803 12.031 7.934 10.246 869 1.785 2,4 0,7
2012 17.842 8.894 12.039 8.023 10.283 871 1.756 0,7 0,6
2013 17.838 8,929 12.021 8.067 10.292 862 1.729 -0,1 0,0
 absolut -161 456 -98 360 -58 96 -40   
 in v.H. -0,9 5,4 -0,8 4,7 -0,6 12,5 -2,3 1 1,1

Quelle: Statistische Ämter der Länder, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, Länderergebnisse, Bd. 5, Frankfurt a.M. 
2014, eigene Berechnungen 

Die Erklärung des Widerspruchs ergibt sich aus einer bereits aufgezeigten verstärkten Prekarisierung 
der Arbeitsverhältnisse und einer Verteilung des viel zu geringen Arbeitsvolumens auf mehr Köpfe, 

wodurch statistisch die durchschnittliche Arbeitszeit je Beschäftigten sank. Dies hat insgesamt, bei 

nur schwachem realem Wirtschaftswachstum, und einer verstärkten strukturellen Verlagerung der 

Arbeit in den tertiären Sektor, die Pro-Kopf-Produktivität gesenkt. Wird dieser Trend auch nur fort-

geschrieben, wird es in NRW auch weiter Massenarbeitslosigkeit und ein ausgeprägtes Prekariat sowie 

Verelendung geben. Dies wirkt sich dann natürlich auch weiter massiv negativ auf den öffentlichen 

593	 Bei den Selbstständigen handelt es sich vielfach um Solo-Selbstständige, die keinen Mitarbeiter beschäftigten. „Der kräftige 
Anstieg der Zahl der Selbstständigen in Deutschland ist fast ausschließlich auf die Ausweitung der Solo-Selbstständigkeit zu-
rückzuführen. […] Die Solo-Selbstständigkeit endet meist mit einem raschen Scheitern und der Geschäftsaufgabe, doch ist ein 
erheblicher Teil dieser Tätigkeiten auch nicht stabil. Mitunter folgt nach Aufgabe der Geschäftstätigkeit der Gang in die Arbeits-
losigkeit oder der Rückzug vom Arbeitsmarkt, viel häufiger kommt es aber zu einem Wechsel in eine abhängige Beschäftigung. 
[…] Unter den Solo-Selbstständigen zeigt sich eine große Einkommensspreizung. Ein Teil dieser Personen erzielt recht hohe 
Einkommen, im mittleren Bereich der Verteilung sind die Erwerbseinkünfte allerdings geringer als bei den Arbeitnehmern, und 
knapp ein Drittel erreicht lediglich Einkünfte, wie sie die Arbeitnehmer im Niedriglohnsektor erhalten.“ (DIW-Wochenbericht, 
Nr. 7/2013, S. 15). 
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Haushalt in NRW aus. Auch wird die zukünftig verstärkt zu erwartende Digitalisierung der Arbeit 
dazu beitragen, dass sich die Produktions-Produktivitätslücke weiter nicht schließen wird. 

Zwar geht in einer Neuberechnung durch IT.NRW in Folge des demografischen Wandels die Be-

völkerungszahl bis 2030 leicht zurück und auch die Erwerbspersonalzahl in einer konstanten Va-

riante um 1,1 Millionen Erwerbspersonen (deutlich schwächer um nur 300.000 Erwerbspersonen 

in einer sog. Trendvariante), was aber in beiden Varianten nicht annähernd ausreichend ist, um die 

bestehende Massenarbeitslosigkeit und das Prekariat in NRW mit etwa 3 Millionen Menschen zu 

beseitigen, selbst dann nicht, wenn die Produktivitätsrate im Trend die reale Wachstumsrate des 

Bruttoinlandsprodukts nicht übersteigt. 

Auch eine von der Enquetekommission nicht berücksichtigte Untersuchung des deutschen Arbeits-

marktes bis 2030 durch ein internationales Forscher-Konsortium im Auftrag des Bundesministeri-

ums für Arbeit und Soziales kommt zu einem ähnlichen Befund. Im Durchschnitt werden dabei für 

die Arbeitsmarktprognose ein reales Wachstum von 1,5 v.H. bis zum Jahr 2030 und eine Produktivi-

tätsrate von 1,7 v.H. unterstellt. Dies führt in Deutschland zu einem Rückgang des Arbeitsvolumens 
um 0,2 Prozentpunkte, so dass die Zahl der Erwerbstätigen um 1,3 Mio. auf 39,2 Mio. zurückgehen 

wird. Dennoch geht die Zahl der registrierten Arbeitslosen ebenso um 1,4 Mio. zurück (hier ist aber 

die Zahl der Unterbeschäftigten von 4,6 Mio. (2014) nicht berücksichtigt), weil, so die Prognose, auf 

Grund des demografischen Wandels die Zahl der Erwerbspersonen um 2,9 auf 40,8 Mio. bis 2030 

stärker sinken wird. Für NRW wird es dabei laut Studie nur einen Rückgang der Erwerbstätigen um 

307.000 geben.594 Dieser Rückgang deckt sich etwa mit dem Bevölkerungsrückgang, und trotzdem 

werden „die realen Pro-Kopf-Einkommen der Bevölkerung um 1,9 v.H. pro Jahr steigen. Der Wohl-

stand der Bevölkerung ist demnach nicht gefährdet, auch wenn er durch vielfache Anstrengungen 

zur Steigerung der Produktivität erarbeitet werden muss.“ 595 

Der ökonomische und nicht der bevölkerungstheoretische Zusammenhang von Wachstum ist hier 

entscheidend. „Mit anderen Worten: Wachstum umfasst immer eine rein demografische Kompo-

nente und eine rein ökonomische Komponente, wobei nur Letztere die Lebensbedingungen ver-

bessert. Diese Zweiteilung wird in der öffentlichen Diskussion allzu häufig vergessen (leider auch 

von der Enquetekommission!), in der man mitunter anzunehmen scheint, dass die Bevölkerung 

nicht mehr wächst, was mitnichten der Fall ist, auch wenn alles darauf hindeutet, dass man sich 

langsam in diese Richtung bewegt. 2013/14 wird das Wachstum der Weltwirtschaft dank der sehr 

raschen Fortschritte der Schwellenländer über 3 v.H. liegen. Aber das weltweite Bevölkerungswachs-

tum liegt derzeit noch bei fast 1 v.H. jährlich, so dass das Pro-Kopf-Wachstum der Weltproduktion 

(und ebenso des weltweiten Pro-Kopf-Einkommens) bei knapp 2 v.H. liegen wird.“ 

596 Im Zeitraum 

594	  Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Arbeitsmarktprognose 2030, Bonn 2013.

595	  Ebenda, S. 20.

596	  Piketty, T., Das Kapital im 21. Jahrhundert, a.a.O., S. 105 f.
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von 1700 bis 2012 entsprach dabei das weltweite durchschnittliche Pro-Kopf-Wachstum 0,8 v.H. 

pro Jahr, was einer Verzehnfachung in dreihundert Jahren entspricht. Dabei entspricht das Durch-

schnittseinkommen der Welt derzeit etwa 760 Euro pro Monat und pro Einwohner; 1700 betrug es 

weniger als 70 Euro pro Monat, was annähernd dem Stand in den ärmsten Ländern im subsaha-

rischen Afrika im Jahr 2012 entspricht.597 So kann immer, selbst bei einer rückläufigen Bevölkerung 

und einem Erwerbspersonenpotential, das ökonomisch entscheidende Pro-Kopf-Einkommen durch 

eine höhere Produktivitätsrate gesteigert werden. Hier ist es dann aber hochwahrscheinlich, dass 

die Kapitalrendite über der Wachstumsrate liegt, was langfristig zu einer großen Ungleichverteilung 
der Vermögen bzw. des Kapitals führt. „Unter sonst gleichen Bedingungen spielt dagegen ein starkes 

Bevölkerungswachstum tendenziell eine egalisierende Rolle, da es die Bedeutung der in der Vergan-

genheit angehäuften Vermögen und somit der Erbschaften verringert: Jede Generation muss sich 

gleichsam selbst erschaffen. Ein extremes Beispiel: In einer Welt, in der jeder zehn Kinder hätte, wäre 

es – in aller Regel – besser, nicht zu sehr auf das Erbe zu zählen, da in jeder Generation alles durch 

zehn geteilt werden wird. In einer solchen Gesellschaft spielt das Erbe eine sehr geringe Rolle, so dass 

es in den meisten Fällen realistischer ist, sich auf seine Arbeit oder auf seine eigenen Ersparnisse zu 

verlassen.“ 598    

Was heißt das nun alles im Ergebnis? 

a)	� Der demografische Rückgang der Bevölkerung und auch der Rückgang der Erwerbsper-

sonen fallen in Deutschland, aber auch in NRW, bis 2030 zu schwach aus, um die bestehende 

Massenarbeitslosigkeit und das Prekariat an den Arbeitsmärkten angebotsseitig zu beseitigen. 

In NRW fehlen für alle Arbeitssuchenden und atypisch Unterbeschäftigten (rund 3 Milli-

onen), derzeit etwa 3,7 Milliarden Arbeitsstunden. Bei einem realen BIP-Stundensatz von 

46,89 (2013) müsste somit nachfrageseitig das Bruttoinlandsprodukt (BIP) um 173,5 Mrd. 

Euro steigen, um Vollbeschäftigung in NRW herbeizuführen. In Anbetracht eines aber 2013 

nur realisierten realen BIP von gut 572 Mrd. Euro, wäre dies eine Steigerung um etwa 30 v.H.    

b)	� Ein solches Wachstum ist völlig unrealistisch und auch ökologisch nicht erstrebenswert. 

Ohne eine kollektive drastische Arbeitszeitverkürzung in Richtung einer 30-Stunden-Woche599 

lassen sich deshalb das mit Massenarbeitslosigkeit verbundene Elend für die Menschen aber 

auch die schwerwiegenden Belastungen für die öffentlichen Haushalte nicht lindern. Unter-

stellt die Arbeitszeit würde bis 2020 jährlich um 5 v.H. gekürzt, so ergäbe sich in NRW für 

knapp 1,3 Mio. Menschen ein tatsächlicher Beschäftigungseffekt (vgl. die folgende Tabelle). 

Vollbeschäftigung wäre demnach immer noch nicht erreicht.  

597	  Vgl. ebenda, S. 121.

598	  Ebenda, S. 118.

599	  Vgl. Bontrup, H.-J./Massarrat, Mohssen (Hrsg.), Arbeitszeitverkürzung jetzt! 30-Stunden-Woche fordern!, Bergkamen 2013. 
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Gesamtwirtschaftliche Beschäftigungseffekte durch Arbeitszeitverkürzung in NRW
 Jahr Vollzeitbeschäftigte  

Arbeitnehmer 
Std./ Woche Std./Jahr** Rechnerischer  

Beschäftigungseffekt*** 
Tatsächlicher  

Beschäftigungseffekt **** 
2014* 4.961.000 40,0 1.772   
2015 5.209.050 38,1 1.688 248.050 190.808
2016 5.469.503 36,3 1.607 260.453 200.348
2017 5.742.978 34,6 1.531 273.475 210.365
2018 6.030.127 32,9 1.458 287.149 220.884
2019 6.331.633 31,3 1.388 301.506 231.928
2020 6.648.214 29,8 1.322 316.582 243.524
 1.687.214 -10 -450 1.687.214  1.297.857
 34,0 -25,4 -25,4   

*	 nur 61,5 v.H. der abhängig Beschäftigten sind Vollzeitbeschäftigte  
**	 auf Basis von 44,3 Wochen pro Jahr 
***	� 2015-2020 Berechnung nach der Formel: Mehrbedarf an Arbeitskräften = gekürzte Arbeitszeit x Beschäftigte:  

Arbeitszeit je Beschäftigten nach Verkürzung der Arbeitszeit
**** 	nach Abzug von 30 v.H. produktivitätsinduzierter Effekt

Dennoch ist auch zukünftig in NRW die steigende Wertschöpfung als Verteilungsmasse hinreichend 

groß, um eine notwendige Arbeitszeitverkürzung zu finanzieren; auch wenn die Arbeitzeitverkür-

zungsrate größer ausfällt als die Produktivitätsrate. Die in der Vergangenheit vollzogene Einkom-

mens- als auch Vermögensverteilung in NRW zu Lasten der abhängig Beschäftigten, Arbeitslosen 

und sozial Schwachen muss lediglich zu Gunsten der Lohnquote rektifiziert werden.   

Schon 1516 schrieb der englische Lordkanzler, Sir Thomas Morus (1478-1535), in seinem Buch 

„Utopia“: „Vom Taglohn der Armen zwacken die Reichen täglich noch etwas ab – nicht nur durch 

private betrügerische Manipulationen, sondern auch aufgrund staatlicher Gesetze.“ 600 Daran hat 

sich vom Grundsatz bis heute nichts geändert. Den abhängig Beschäftigten steht immer noch nicht, 

trotz einer demokratischen Verfassung, der volle Gegenwert ihrer Arbeit zu. Die Abhängigen erhal-

ten im Produktionsprozess nur einen Lohn für ihre Arbeitskraft, und selbst dieser ist häufig so nied-

rig, dass er weder zum Leben noch zum Sterben reicht. Der bekannte US-amerikanische Ökonom 

John Kenneth Galbraith (1908-2006) spitzt den Ausbeutungsprozess der abhängig Beschäftigten zu 

und bezeichnet den kapitalistischen Vorgang als „plumpen Diebstahl“ an der Arbeiterschaft. Und der 

deutsche Jesuitenpater und Ökonom Oswald von Nell-Breuning (1890-1991) machte dies noch ein-

mal 1960 in seinem Buch „Kapitalismus und gerechter Lohn“ anhand der Verteilung der Wertschöp-

fung zwischen Kapital und Arbeit deutlich, als er schrieb: „Man könnte das auch so ausdrücken: die 

Arbeitnehmer schenken den Unternehmern die Kapital- oder Investitionsgüter und sind zufrieden, 

als Entgelt für ihre Leistung im Produktionsprozess denjenigen Teil der produzierten Güter zu er-

halten, der in Konsumgütern besteht. Auf diese Weise werden die Unternehmer reicher und reicher, 

die Arbeitnehmer bleiben Habenichtse.“ 601 

Wäre es anders, gäbe es keinen Gewinn, auch keine Zinsen, Mieten und Pachten, eben keine kapita-

listischen Besitzeinkünfte und somit auch keine Ausbeutung. Die Arbeitswerttheorie, die Lehre von 

600	  Zitiert bei: Geißler, H., Ou Topos. Suche nach dem Ort, den es geben müßte, 5. Aufl., Reinbek bei Hamburg 2009.

601	  Von Nell-Breuning, O., Kapitalismus und gerechter Lohn, Freiburg i.Br. 1960, S. 141.
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der Wertschöpfung durch produktive menschliche Arbeit, die dies zeigt, wurde von William Petty 

(1623-1687) bereits im 17. Jahrhundert wissenschaftlich begründet, von Adam Smith (1723-1790) 

und David Ricardo (1772-1823) weiterentwickelt, und dann mit der Theorie des absoluten und rela-

tiven Mehrwerts von Karl Marx (1818-1883) vollendet. Von Petty stammt dabei der Satz: „Die Arbeit 

ist der Vater und das aktive Prinzip des Wohlstandes, so wie der Boden seine Mutter ist.“ Kapital 

entsteht erst aus der Kombination von Beiden. Das Kapital ist als vergegenständlichte („tote“) Arbeit 

zu seiner Verwertung auf die lebendige Arbeit des Menschen angewiesen. Dem steht die heute in der 

Wirtschaftswissenschaft herrschende subjektive Wertlehre der Neoklassik gegenüber, die gegen Ende 

des 19. Jahrhundert die Klassik ablöste. Hoben die klassischen Lehrmeinungen noch die wirtschaft-

liche Rolle der sozialen Klassen hervor, so waren jetzt Theorien, „die einen Konflikt anregten […] 

unerwünscht. Theorien, die die Aufmerksamkeit vom Antagonismus der sozialen Klassen ablenkten, 

waren (dagegen) hoch willkommen.“ 602 

Die Verteilung der arbeitsteilig produzierten Wertschöpfung wird dabei in der neoklassischen sub-

jektiven Wertlehre unabhängig von der Eigentumsfrage mit der Grenzproduktivitätstheorie aufgelöst, 

bei der jeder Produktionsfaktor (Arbeit, Boden und Kapital) gemäß seinem produktiven Beitrag für 

die jeweils letzte eingesetzte Einheit zum Gesamtprodukt entlohnt wird. Aus dem so entstehenden 

Einkommen Lohn, Gewinn, Zins und Grundrente lässt sich dann immer die bestehende Einkom-

mensverteilung – quasi durch einen Tautologieschluss – rechtfertigen. Jeder „Faktor“ schafft für 

sich einen eigenen Wert. Die menschliche Arbeitskraft wird damit den anderen Produktionsfaktoren 

Boden und Kapital gleichgestellt. Der Ökonom Otto Conrad (1876-1943) hat diese Sicht als die 

„Todsünde der Nationalökonomie“ 603 bezeichnet und sich gegen eine solche Gleichstellung mit dem 

allein neuwertschaffenden Menschen verwahrt: Niemand käme auf die Idee, dass eine Geige „geigt“ 

oder ein Fernrohr „sieht“. Produktionsmitteln aber werde zur Verklärung (Mystifikation) der gesell-

schaftlichen Wertschöpfung eine eigenständige Leistung zugeordnet. Richtig ist dabei nur: Kapital 

und Boden geben zwar während des Produktionsprozesses einen Wert im Rahmen ihrer jeweiligen 

Nutzung ab, sie schaffen aber lediglich durch den Einsatz von menschlicher Arbeit einen entspre-

chenden Neuwert oder Mehrwert (Gewinn, Zins, Grundrente). 

Außerdem gilt: In jedem Produktionsprozess kommen, neben einem Naturgebrauch, immer zwei 

Inputfaktoren zum Einsatz: Arbeit und Kapital. Mit nur einem Faktor ist kein Output möglich. 

Arbeit und Kapital stehen in der Produktion interdependent zueinander und zur Hebung von stän-

dig zu erhöhenden Arbeitsproduktivitäten wird Arbeit in einem laufenden Rationalisierungsprozess 

ständig durch Kapital substituiert, ohne dass letztlich ein vollständiger Ersatz gelingt. Und obwohl 

dies alles uneingeschränkt als ökonomisches Gesetz gilt, unterliegt im Kapitalismus der arbeitende 

vom Unternehmer abhängige Mensch dem entscheidenden „Investitionsmonopol des Kapitals“. Das 

heißt, nur das Kapital entscheidet wann, wie und wo investiert wird, womit dann ein Paradoxon vor-

602	  Robinson, J., Eatwell, J. Einführung in die Volkswirtschaftslehre, München 1974, S. 68.

603	  Vgl. Conrad, O., Die Todsünde der Nationalökonomie, Leipzig/Wien 1934, S. 10.
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liegt. Denn wenn mit nur einem Produktionsfaktor (dem Kapital) kein Output in der Produktion, 

also keine Wertschöpfung möglich ist, warum haben dann in den Unternehmen nur die Kapitaleig-
ner über die Arbeitsnachfrage, den Arbeitseinsatz, Entlassungen, Investitionen und die Gewinnver-

wendung zu bestimmen?  

Dies hat mehrere, aber in Demokratien, gesellschaftlich nicht akzeptable Gründe. Zunächst einmal 

verfassungsrechtliche. Die Verfassung schützt das Kapital, wie bereits ausgeführt, einseitig durch 

das Privateigentum an den Produktionsmitteln und durch die unternehmerische Freiheit zum öko-

nomischen Handeln nach maximalem Profit bezogen auf das eingesetzte Kapital. Im Ergebnis be-

deutet dies: Die schon im Produktionsprozess völlig abgeschriebene (rostige) Maschine zählt in der 

Verfassung mehr als der arbeitende Mensch, der diese Maschine erst geschaffen hat. Dadurch sind 

die abhängig Beschäftigten im Produktionsprozess den Kapitaleignern hoffnungslos unterlegen. Der 

Unternehmer (Kapitalist) darf dem Menschen sogar seine ökonomische Existenzgrundlage, seinen 

Arbeitsplatz, jederzeit durch Entlassung, auch nur zur Steigerung der Profitrate, nehmen. Um hier 

Abhilfe zu schaffen, müssen die deutschen unzureichenden betrieblichen und unternehmerischen 

„Mitbestimmungsgesetze“ zu einer wirklichen Parität zwischen Kapital und Arbeit ausgebaut  

werden.604 

Hinzu kommt, dass die Unternehmer völlig frei sind überhaupt die abhängig Beschäftigten an den 

Arbeitsmärkten nachzufragen. Nur durch die unternehmerische Nachfrage erhalten die Abhängigen 

und sog. „Unselbstständigen“ aber einen ökonomischen Wert. Bleiben sie arbeitslos, können sie von 

den Kapitalisten und ihren Claqueuren gesellschaftlich ständig als „Sozialschmarotzer“ und „Faule“ 

diffamiert werden. Dies führt letztlich zu Scham- und Schmachgefühlen bei den gesellschaftlich „Ex-

ternalisierten“, wie Viviane Forrester im ihrem Buch „Der Terror der Ökonomie“ herausgearbeitet 

hat. „Die Scham“, so Forrester, „sollte an der Börse gehandelt werden: Sie ist ein wichtiger Grund-

stoff des Profits“.605 

Eine solche insgesamt grundsätzlich wissenschaftlich und ordnungstheoretisch angelegte Debatte um 

das widersprüchliche Verhältnis von Kapital und Arbeit war in der Enquetekommission leider aus 

ideologischen Gründen nicht möglich. Nur eine Demokratisierung der Wirtschaft ist aber der Garant 

für eine dringend andere Wirtschaftspolitik, die endlich den Menschen in den Mittelpunkt des Wirt-
schaftens stellt und nicht die Profitrealisierung für eine kleine gesellschaftliche Schicht.606  

604	 vgl. Antrag der SPD-Fraktion, Deutscher Bundestag, 17. Wahlperiode, Drucksache Nr. 17/2122 vom 16. Juni 2010, „Demokra-
tische Teilhabe von Belegschaften und ihren Vertreter an unternehmerischen Entscheidungen stärken“.

605	  Forrester, V., Der Terror der Ökonomie, München 1998, S. 15, vgl. dazu auch, dieselbe, Die Diktatur des Profits, München 2001.

606	 Vgl. Bontrup, H.-J., Arbeit, Kapital und Staat. Plädoyer für eine demokratische Wirtschaft, 5. Aufl., Köln 2013. 
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6.	 Zur kontraproduktiven Schuldenbremse und ihre Wirkungen

Die Enquetekommission stand bei ihrer Arbeit unter der politisch und rechtlich gesetzten Prämisse 

einer 2009 in Deutschland in die Verfassung (Grundgesetz) verankerten, aber, unter Wirtschaftswis-

senschaftlern, hoch umstrittenen Schuldenbremse. In NRW ist die Schuldenbremse bis heute nicht in 

die NRW-Landesverfassung aufgenommen worden. Hier besteht also noch Handlungsbedarf. „Für 

die Umsetzung der Schuldenbremse im Landesrecht gibt es drei Alternativen: eine Verankerung in 

der Landesverfassung wie zum Beispiel in Hamburg oder in Rheinland-Pfalz, ein einfaches Gesetz 

oder den Verzicht auf eine Regelung. IMK-Finanzexpertin Katja Rietzler hält die einfachgesetzliche 

Version für ausreichend. Ausführungsbestimmungen zur Schuldenbremse gleich mit Verfassungs-

rang auszustatten, wäre problematisch, weil Verfassungsänderungen nur schwer zu korrigieren sind. 

Angesichts mangelnder Erfahrung mit dem Instrument sei aber zu erwarten, dass die Regelung nach 

einigen Jahren im Einsatz angepasst werden müsste. Würden Länder auf eine ausdrückliche eigene 

Regelung verzichten, so wäre die jeweilige Landesregierung nach den Vorgaben des Grundgesetzes 

ab 2020 gezwungen, ohne Rücksicht auf den Konjunkturzyklus in jedem einzelnen Jahr einen ausge-

glichenen Haushalt vorzulegen. Dies sei ‚die denkbar schlechteste Lösung‘, so Rietzler, denn auch 

‚in Konjunkturabschwüngen oder Notlagen‘ bestünde dann ‚ein erheblicher Druck zu prozyklisch 

wirkenden Ausgabenkürzungen‘.“ 607 

Unabhängig vom Konjunkturzyklus sieht die Enquetekommission, die mehrheitlich für eine Einhal-

tung der Schuldenbremse ist, aber auch die Notwendigkeit einer strikteren Politik der Haushaltskon-

solidierung. Dazu müssten dann jedoch die staatlichen Ausgabensteigerungen in NRW auf längere 

Zeit deutlich unterhalb der Wachstumsrate der Steuern und übrigen Einnahmen liegen und zusätz-

lich wären wohl noch massive strukturelle Einsparungen notwendig, um die immanente Dynamik 

des Landeshaushalts bei einigen Ausgabepositionen zu kompensieren. Und das alles bei einem heute 

schon völlig unterfinanzierten Haushalt in NRW.   

Trotz dieser fachlichen Problematik war die Enquetekommission aber nicht bereit, eine notwendige 

Diskussion über die Schuldenbremse608 und ihre noch gegebene landesverfassungsrechtliche Ausge-

staltungsmöglichkeit zu führen. Auch erfolgten keine wissenschaftlich fundierte Auseinandersetzung 

mit dem Haushalt von NRW, seinen Einnahmen, Ausgaben und Schulden sowie eine notwendige 

Ursachenanalyse für die aufgelaufene Verschuldung von rund 145 Mrd. Euro. Wenn man aber eine zu 

prognostizierende Tragfähigkeit eines Landeshaushalts untersuchen soll (will), so ist es zunächst einmal 

unausweichlich, sich sowohl finanzwissenschaftlich als auch empirisch in einer ex-post Analyse mit 

dem Haushalt sowie theoretisch mit dem Restriktionsinstrument Schuldenbremse auseinanderzu-

setzen, zumal es hierdurch, wie Rietzler zu Recht konstatiert, zu massiven negativen Rückwirkungen 

auf Wachstum und Beschäftigung und in weiterer Folge zu negativen (prozyklischen) Auswirkungen 

607	 Böckler Impuls 7/2015, S. 1. 

608	 Vgl. Bontrup, H.-J., Ökonomisches Nirwana. Mit der Schuldenbremse ist weitere gesellschaftliche Spaltung vorprogrammiert, 
in: WSI-Mitteilungen, Heft 6/2009.
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auf den öffentlichen Haushalt kommen kann. In Anbetracht dessen hätte sich die Kommission auch 

ex ante mit den zukünftigen Auswirkungen auf den Landeshaushalt befassen müssen, wenn es keine 

Schuldenbremse geben würde, um dann im Vergleich zu wissenschaftlich substanziellen Aussagen zu 

kommen. Auch ein solches Vorgehen wurde mehrheitlich von der Enquetekommission abgelehnt. 

Stattdessen hat sich die Kommission lediglich (völlig verengt) über die Entwicklung des öffentlichen 

Dienstes unter Berücksichtigung des demografischen Wandels und der Schuldenbremse ausgelassen 

und stellt hierzu fest: 

„Die wohl größte Herausforderung für den öffentlichen Dienst liegt in seiner ‚Verteuerung‘ als Folge 

der Stellenexpansion ohne ausreichende Vorsorge. Denn dies bedeutet, dass vergangene Generationen 

mehr Leistungen für ihre Steuerzahlungen erhalten haben, als sie tatsächliche Kosten verursacht haben, 

während mit dem Aufwuchs der sog. Alterslast, also in dem Maße, wie die zusätzlichen Stellen bis in die 

Dekade 2020-2030 hinein als Versorgungsausgaben zahlungsrelevant werden, diese Generationen, die 

außerdem selbst schrumpfen, diese Kosten zusätzlich aufgebürdet bekommen.“ 609 

Hier zeigt sich einmal mehr das sattsam bekannte neoliberale (bornierte) Ausspielen von Öffentlich 

gegen Privat oder von Jung gegen Alt. Diese Politik findet sich auch in der grundsätzlichen Auseinan-

dersetzung um ein umlage- oder kapitalgedecktes Renten- und Pflegesystem wieder. Bei der Altersver-

sorgung, ob bei Beamten oder bei öffentlich und privat beschäftigten Arbeitern und Angestellten, 

kann man aber gesamtwirtschaftlich keine Ersparnis und deshalb auch keinen Kapitalstock bilden. 

Dies wird schlicht nicht begriffen. Auch von der Enquetekommission nicht: Die Pension oder Rente 

muss immer im Jahr der Auszahlung aus der jeweils in diesem Jahr erarbeiteten Wertschöpfung 

bezahlt werden („Mackenroth-Theorem“). Und in seiner Dissertation zur Rentenproblematik stellt 

Christian Christen abschließend zu Recht fest: „Die Finanzierung über die Kapitalanlagen ist über-

komplex, in hohem Maß intransparent und das Verfahren ist wesentlich teurer als jedes PAYGO-Sys-

tem (,Umlageverfahren‘, d.V.). Die Struktur der kapitalgedeckten Alterssicherung ist folglich schon 

heute flächendeckend fragil und in Anlehnung an Hyman P. Minsky (1992) ähnelt das Arrangement 

mit zunehmender Laufzeit einem ‚unseriösen Kettenbriefsystem.‘ “ 610

Die weiter bezüglich des öffentlichen Dienstes von der Enquetekommission gemachten Handlungs-

empfehlungen unterstellen implizit einen nicht effizienten und personell überbesetzten Staatssektor 

in NRW, indem endlich mehr privatwirtschaftliches Denken einzuziehen habe. So müsse es zu einer 

Dienstrechtsreform mit veränderten marktangepassten flexibleren Besoldungsstrukturen auf Basis 

einer stärkeren Leistungsorientierung bei Besoldung und Beförderung kommen. Ohne für diese 

Werturteile auch nur den geringsten wissenschaftlichen Beweis anzutreten, analysiert der Enquete-

609	 Vgl. in diesem Enquete-Bericht, S. 116.

610	 Christen, C., Politische Ökonomie der Alterssicherung. Kritik der Reformdebatte um Generationengerechtigkeit, Demographie 
und kapitalgedeckte Finanzierung, (Diss.), Marburg 2011, S. 512.
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Bericht dagegen endlos Beschäftigungsstatistiken, Personalausgaben und Vorsorgeleistungen für Be-

amtenpensionen611 und kommt schließlich zum Ergebnis, „dass der Stellenbestand des Landes für 

die Summe, die dafür bezahlt wird, schlicht zu groß ist. Zusammen mit dem aus dem allgemeinen 

demografischen Wandel resultierenden Erfordernis, Stellen in dem Maß abzubauen, wie die Bevöl-

kerung oder die Erwerbstätigenzahl schrumpft, ergibt sich eine zweite ‚hausgemachte‘ Abbaunot-

wendigkeit dahingehend, dass die Planstellenzahl für Beamtinnen und Beamte auf die tatsächlich 

finanzierbaren Kosten der Beschäftigung zurückgeführt wird. Beide Abbauerfordernisse könnten 

c. p. durchaus ein Minus von 15 bis 20 Prozent der Beamtenplanstellen bis 2030 bedeuten.“ 612 

Was dabei die „tatsächlich finanzierbaren Kosten der Beschäftigung“ sind, und wie diese zu ermitteln 

sind, darüber schweigt sich der Enquete-Bericht allerdings aus. Richtig ist vielmehr, dass der Staats-

sektor in Deutschland und auch in NRW personell nicht überbesetzt und ineffizient ist, sondern 

in fast allen Bereichen, nicht nur im Bildungssektor, Personal fehlt. „Der deutsche Staat gibt rund 

60 Milliarden Euro jährlich weniger aus bei einer dem Durchschnitt der Mitgliedsländer des Euro-

raums entsprechenden Staatsquote.613 Bemerkenswert ist die Tatsache, dass die deutsche Staatsquote 

um zwei Prozentpunkte niedriger ist als die des Vereinigten Königreichs. […] Insgesamt betrachtet 

haben wir somit eher einen schlanken als einen zu fetten Staat. Dies ist vor allem das Resultat der […] 

Abmagerungskur, die ihm zunächst von der rot-grünen und dann von der Großen Koalition ver-

passt wurde.“ 614 Dass der deutsche Staat alles andere als üppig mit finanziellen Mitteln ausgestattet 

ist, belegt auch die Entwicklung der Personalausgaben für die Staatsbediensteten. „In der öffentlichen 

Diskussion herrscht der Eindruck, dass es bei uns zu viele Beamte und öffentliche Arbeiter und 

Angestellte gibt, die deshalb den ganzen Tag kaum etwas Vernünftiges zu tun haben. Ein Blick auf 

die Entwicklung des Personalstandes von Bund, Ländern und Gemeinden zeigt jedoch, dass sich 

dort in den letzten Jahrzehnten eine Menge verändert hat. Von 1991 bis 2007 sind 1,8 Millionen 

Vollzeitarbeitsplätze im öffentlichen Dienst gestrichen worden. Das entspricht einem Personalabbau 

von 42 Prozent; bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden ist sogar jeder zweite Arbeitsplatz 

entfallen. Die zusätzlichen rund 250.000 Teilzeitjobs sind hierfür nur ein sehr kleiner Ausgleich.“ 

[…] Der drastische Personalabbau im öffentlichen Dienst spiegelt sich dann auch im Rückgang der 

Personalkostenquote (Arbeitnehmerentgelte in Relation zum BIP) wider. 1992 lag die Quote noch bei 

9,0 v.H. und 2010 nur noch bei 7,3 v.H. Kein anderes vergleichbares Land gibt so wenig Geld für sein 

Personal im öffentlichen Dienst aus.“ 615 

611	 Hierbei erfolgt aber keine notwendige Relativierung auf Referenzgrößen, wie die wirtschaftliche Entwicklung und Veränderung 
der gesamtwirtschaftlichen Produktivität. Außerdem werden hier fälschlich nur „Köpfe“ gezählt und nicht das entscheidende 
Arbeitsvolumen in den Fokus genommen. 

612	 Vgl. in diesem Enquete-Bericht, S. 117.

613	 Zur Staatsquote vergleiche Kap. 6.2 in diesem Sondervotum.

614	 Bofinger, P., Wir sind besser als wir glauben: Wohlstand für alle, 3. Aufl., München 2009, S. 155.

615	 Bofinger, P., Ist der Markt noch zu retten? Warum wir jetzt einen starken Staat brauchen, Berlin 2009, S. 157 ff.
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In NRW fällt im Vergleich zum Bundesdurchschnitt die Personalkostenquote noch wesentlich ge-

ringer aus. Laut Haushaltsplanentwurf 2015 lagen hier die gesamten Personalausgaben bei  

23.995,0 Mio. Euro. Bezogen auf die Gesamtausgaben des Haushalts in Höhe von 63.693,7 Mio. 

Euro entspricht das einer Quote von 37,7 v.H. In Relation zur wirtschaftlichen Leistung des Landes, 

zum NRW-BIP, sind dies nur 4,0 v.H.616

6.1.	 Schuldenbremse und Diskreditierung des Staates

Der tiefere Grund für die Einführung der Schuldenbremse und Ablehnung einer Staatsverschul-

dung617 ist kein anderer, als hiermit ein Instrument zur neoliberal intendierten Diskreditierung des 
Staates (öffentlichen Dienstes) und zu einer marktradikalen Politik der Privatisierung zu erhalten.618 

Und dies trotz der so wichtigen Rolle des Staates als „Akteur auf dem kapitalistischen Spielfeld“ im 

privatwirtschaftlichen Akkumulationsprozess und einer in der Krise versagenden Privatwirtschaft. 

Trotz wichtiger Staatsfunktionen für das Zusammenleben und Funktionieren jeder Gesellschaft wird 

aber dennoch von neoliberalen Apologeten seit Mitte der 1970er Jahre immer mehr massiv gegen 

den Staat (Politik), genauer gegen den verfassungsrechtlich gebotenen Sozialstaat, polemisiert.619 

Dabei nutzen die Staatskritiker ein allgemein in der Gesellschaft bestehendes (gesundes) Misstrauen 
gegen staatliche Obrigkeit in Verbindung mit einer Bürokratiekritik, Kritik an staatlicher Gänge-

lung und angeblicher privater Freiheitseinschränkung. Auch wird ständig gegen womöglich auf-

tretende staatliche Verschwendungssucht agitiert, die die Bürger mit Steuern und Abgaben zu finan-

zieren haben und/oder in Staatsverschuldung münden. So verfängt sich in der breiten Bevölkerung 

– schichtenübergreifend – leicht der Eindruck, dass die volkswirtschaftliche Staatsquote zu hoch 

bzw. der Privatisierungsgrad in Gesellschaft/Wirtschaft zu niedrig sei und der Staat sich außerdem 

auf Kosten zukünftiger Generationen verschulde. Hieraus folgt dann der populistische Ruf nach ei-

ner Entbürokratisierung, nach mehr Privatisierung und nach drastischen Steuer- und Abgabensen-
kungen. Insbesondere letztere rufen immer größte Genugtuung bei allen aus, egal welche konkreten 

Entlastungen für den Einzelnen, Umverteilungswirkungen und makroökonomische Implikationen 

damit auch verbunden sind. „Wie groß die Distanz der Bürger zum Staat (zur Politik) mittlerweile 

geworden ist, zeigt sich besonders deutlich an dem von vielen Medien bereitwillig transportierten 

Bild des Staates als Monster, das nur darauf aus ist, seine Bürger auszunehmen“ 620, sagt der „Wirt-

schaftsweise“ Peter Bofinger. Das Finanzamt ist hier unisono der Feind aller. „Dem Vermögensbe-

616	 Vgl. Mittelfristige Finanzplanung NRW bis 2018.

617	 Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik hat sich, im Gegensatz zum herrschenden neoliberalen Mainstream, stets 
ausdrücklich für eine antizyklisch wirkende Verschuldung des Staates ausgesprochen und dies im Memorandum 1980 zum 
ersten Mal ausführlich dargelegt: „Wenn zusätzliche Staatsausgaben nicht über höhere Steuern finanziert werden sollen, weil 
die Belastung der Lohneinkommen schon jetzt außerordentlich hoch ist und die durchaus mögliche und sinnvolle Stärkerbe-
lastung der Gewinneinkommen aus politischen Gründen nicht vollzogen wird, so bleibt nicht nur als Ausweg, sondern auch als 
notwendiges gesamtwirtschaftliches Steuerungsmittel die weitere Staatsverschuldung“ (Memorandum 1980, S. 180). 

618	 Vgl. Bontrup, H.-J., Der diskreditierte Staat. Alternativen zur Staatsverschuldung und zu Schuldenbremsen, 2. Aufl., Bergkamen 
2014.

619	 In diesem Duktus ist an der Arbeit der Enquetekommission auch zu kritisieren, das die Erkenntnisse einer dreitätigen Informa-
tionsreise der Kommission nach Schweden, einem in der EU ausgewiesenen Sozialstaat mit einer hohen Staats- und Steuerquote, 
nicht systematisch ausgewertet, diskutiert und in den Abschlussbericht eingearbeitet worden sind. 

620	 Bofinger, P., Ist der Markt noch zu retten? Warum wir jetzt einen starken Staat brauchen, Berlin 2009, S. 95. 
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sitzer erscheint sein Geld als eine natürliche Erweiterung und Verlängerung seines Egos. Deshalb 

kann er, wenn […] das Finanzamt sich meldet, dies nur als Beschädigung des innersten Kerns seiner 

Persönlichkeit empfinden.“ 621 

Die allgemeine Sehnsucht des Bürgers nach Steuer- und Abgabensenkungen ermöglicht im Hin-

blick auf eine Beschneidung des Sozialstaats einen weiteren neoliberalen politischen Trick. Obwohl 

der Neoliberalismus Staatsverschuldung vehement ablehnt, wird sie zu Gunsten von Steuer- und 

Abgabensenkungen bewusst in Kauf genommen, um damit, neben der gewollten Umverteilung von 
unten nach oben, von der Lohn- zur Gewinnquote (vgl. Kap. 2), gleichzeitig das Ziel einer Senkung 
der Staatsausgaben (Rückbau der Staatsquote!) verfolgen zu können. Die „Kassen sind halt leer“, 

schallt es dann aus allem Munde. Jetzt müssen wir endlich „sparen“. Wer dabei „wir“ ist, wird aber 

von den Neoliberalen nicht gesagt. „Um öffentliche Dienstleistungen und sozialstaatliche Transfers 

zu kappen, greifen neoliberale Politiker aber deren Finanzierungsgrundlage an. Diese Strategie wird 

in vielen europäischen Ländern, so auch in Deutschland, angewendet. Besonders gut kann man 

die Methode in den USA studieren. Fast die Hälfte aller Kongressmitglieder hat dort eine Selbst-

verpflichtung unterzeichnet, niemals für Steuererhöhungen zu stimmen. Zunächst hat die Bush-Re-

gierung durch Steuersenkungen das Haushaltsdefizit des Staates auf Rekordhöhen getrieben, un-

terstützt durch den Dauerbeschuss neoliberaler Interessengruppen und Ökonomen. In der Folge 

werden weitere Einschränkungen öffentlichen Handelns umso besser durchsetzbar, freilich nicht in 

allen Aufgabenfeldern gleichermaßen.“ 622 Die schlichte Tatsache dagegen, dass bestimmte Staats-

ausgaben das Haushaltsdefizit noch erhöhen könnten, „genügt mittlerweile, um sie entschieden zu 

verwerfen; und dies ist selbst bei den dringendsten sozialen Leistungen der Fall, die ausschließlich 

den Bedürftigsten zugutekommen.“ 623 

Zur Realisierung ökonomischer (pekuniärer) Gewinn- und Vermögensinteressen war der Wohl-

fahrtsstaat aus Sicht von Unternehmern, Kapitaleignern und Vermögenden schon immer nur ein 

„Störenfried“ der angeblich die „Freiheit“ einschränkte und sie sozusagen ökonomisch umverteilte. 

Richtig ist dagegen realiter die Erkenntnis des französischen Philosophen Jean-Jacques Rousseau: 

„Zwischen dem Schwachen und dem Starken ist es die Freiheit, die unterdrückt, und das Gesetz, das be-
freit.“ Nur Schwache sind auf einen Sozialstaat angewiesen. Für die Starken in einer Gesellschaft gilt 

dies eben nicht. Sie können sich die wegfallenden staatlichen Leistungen privat beschaffen (kaufen). 

„So werden beispielsweise bei der Schließung einer öffentlichen Bibliothek infolge von Steuersen-

kungen für Vermögende die Grundfreiheiten vieler zu Gunsten marginaler Freiheiten weniger ein-

geschränkt.“ 624 Also auch hier kommt es zu einer Umverteilung von Freiheiten. Allerdings mit dem 

621	 Deutschmann, C., Rätsel der aktuellen Wirtschaftspolitik: Die heimliche Wiederkehr des Keynesianismus, in: Zeitschrift für 
Sozialökonomie, 146. Folge, September 2008, S. 11.

622	 Giegold, S., Vorwärts in den Steuersenkungsstaat?, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 10/2005, S. 1.189.

623	 Galbraith, J. K., Die Solidarische Gesellschaft. Plädoyer für eine moderne soziale Marktwirtschaft, Hamburg 1998, S. 62.

624	 Giegold, S., Vorwärts in den Steuersenkungsstaat?, a.a.O., S. 1.187.
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negativen Ergebnis einer entsolidarisierten Gesellschaft, die nicht ohne ökonomische und politische 

Folgen bleibt. 

Daneben hat sich unter dem Regime des vorherrschenden Neoliberalismus in der Gesellschaft eine 

grundsätzliche gegen den Staat und gegen Staatsverschuldung gerichtete Ideologie festgesetzt, die 

irrtümlicherweise davon ausgeht, eine „entstaatlichte Wirtschaft“ könne die größeren Wachstums- 
und Beschäftigungskräfte entfalten. Dahinter verbirgt sich ein weltweit gespanntes System, dessen 

Ideologie von den herrschenden Oligarchien des Finanzkapitals im „Konsens von Washington“ 625 

festgelegt wurde und sich mit der Trias aus Wettbewerb, Deregulierung und Privatisierung zusam-

menfassen lässt. „Die neuen Herren der Welt“ 626, die kapitalistischen „Beutejäger“ 627, wollten eine 

Entfesselung der Märkte, sie wollten den weltweit globalen Markt, die Privatisierung des Planeten, um 

sich noch mehr bereichern zu können und gleichzeitig die Armen dieser Welt auszuschließen bzw. 

territorial einzusperren. Das Primat der demokratisch gewählten und ausschließlich legitimierten 

Politik wurde „entpolitisiert“ (Pierre Bourdieu) und durch eine weltweite „Diktatur des Kapitals“ 

(Jean Ziegler), insbesondere des Finanzkapitals, ausgehebelt.

6.2.	 Der Staat im Wirtschaftskreislauf

Der staatliche Einfluss auf die private Wirtschaft wird in der Wirtschaftswissenschaft durch die 

Staatsquote zum Ausdruck gebracht. Staatsausgaben müssen durch Staatseinnahmen finanziert wer-

den. Reichen hier die Einnahmen über Steuern und Abgaben nicht aus, muss sich der Staat verschul-

den oder er muss die Einnahmen erhöhen und/oder die Ausgaben senken. Dies lässt sich formal 

anhand der staatlichen Budgetgleichung zeigen. Demnach gilt:

(1)	 E = A 

(2)	 E = T + SVB + sE

(3)	 A = SVL + I
br 

+ sA + Z + L
A
 + D 

E = Staatseinnahmen, A= Staatsausgaben, T = Steuern, SVB = Sozialversicherungsbeiträge, sE = sonstige Einnahmen, 
SVL Sozialleistungen, I

br
, = Bruttoinvestitionen, sA = sonstige Staatsausgaben, Z = Zinsen, L

A
 = Arbeitnehmerentgelte, 

D = Neuverschuldung (Finanzierungssaldo) 

Um die Staatsquote628 und ihre Komponenten zu ermitteln, werden die Staatsausgaben629 durch das 

nominale Bruttoinlandsprodukt (Y) dividiert. So ergeben sich die folgenden Quoten:

 (4)	

625	 Vgl. Bieling, H.-J., Washington Consensus, in: Urban, H.-J. (Hrsg.), ABC zum Neoliberalismus, Hamburg 2006, S. 235 f. 

626	 Vgl. Ramonet, I., Die neuen Herren der Welt. Internationale Politik an der Jahrtausendwende, Zürich 1998.

627	 Vgl. Ziegler, J., Die neuen Herrscher der Welt und ihre globalen Widersacher, München 2005.

628	 Zur Definitionsproblematik von Staatsquoten vgl. ausführlich: Bontrup, H.-J., Volkswirtschaftslehre, Grundlagen der Mikro- 
und Makroökonomie, 2. Aufl., München 2004, S. 70 ff.

629	 Zu den Staatsausgaben werden alle Ausgaben der Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) und die öffentlichen Son-
dervermögen (Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EU-Anteile) plus die Ausgaben der Sozialversicherungen gezählt.
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A/Y = Staatsquote, SVL/Y = Sozialquote, I

br
/Y = Investitionsquote, sA/Y = Sonstige Staatsausgabenquote, Z/Y = Zins-

lastquote, LA/Y = Personalkostenquote, D/Y Finanzierungssaldo (E/Y – A/Y = D/Y) 

Bei den Staatseinnahmen sind neben den Steuereinnahmen die Sozialbeiträge der größte Posten. 

Auch hier werden durch die Division des Bruttoinlandsproduktes die Steuerquote und die Sozialab-

gabenquote ermittelt: 

(5)	

(6)	

Für neoliberale Ökonomen und Politiker kann man an diesen Staatsquoten den „Weg zur Knecht-
schaft“ (Friedrich August von Hayek) ablesen. Gingen nämlich 50 Cent von einem Euro durch den 

Staatsapparat, so würde dies eine unerträgliche Beschneidung der privaten Wirtschaft bzw. der frei-

en Unternehmerschaft bedeuten. Ob aber letztlich eine Staatsquote zu hoch sei, so der Sachver-

ständigenrat (SVR), könne ökonomisch nur schwer gesagt werden, da der Staat „durchaus wichtige 
Aufgaben“ zu erfüllen habe. „Gleichwohl gibt es“, so der SVR weiter, „überzeugende Anhaltspunkte 

dafür, dass eine Staatsquote von nahezu 50 v.H. zu hoch ist und wachstums- und beschäftigungs-

hemmende Wirkungen hervorruft.“ 630 Dies wird allerdings vom SVR ohne jegliche wissenschaftliche 

Beweisführung einfach unterstellt: der Markt bringe grundsätzlich höhere Wachstums- und Beschäf-

tigungseffekte hervor und könne effizienter und kostengünstiger produzieren, als dies durch staat-

liche Aktivitäten der Fall sei. Untersucht man dagegen die in den letzten Jahren massiv betriebenen 

Privatisierungen von zuvor öffentlichen Unternehmen oder auch nur von öffentlichen Leistungen, 

so stellt man in der Regel das Gegenteil fest. Privatisierung ist mit Qualitätsverschlechterungen und 

höheren Sicherheitsproblemen für die Verbraucher, aber auch mit Preissteigerungen sowie mit einem 

nachhaltigen Beschäftigungsabbau verbunden.631 Ein extrem negatives Beispiel ist hier die Privatisie-

rung der Deutschen Bahn.632 Aus einem zuvor zumindest staatlich kontrollierten öffentlichen Mo-

nopol wurde in Folge des Privatisierungswahns ein nicht mehr kontrolliertes marktbeherrschendes 

Unternehmen. Siehe dazu auch die katastrophale Entwicklung in der Elektrizitätswirtschaft.633 

630	 SVR-Gutachten 2002/2003, S. 228.

631	 Vgl. Rügemer, W., Privatisierung in Deutschland. Eine Bilanz von der Treuhand zu Public Private Partnership, Münster 2008.

632	 Vgl. Engartner, T., Die Privatisierung der Deutschen Bahn. Über die Implementierung marktorientierter Verkehrspolitik, Wies-
baden 2008.

633	 Vgl. Bontrup, H.-J., Marquardt, R.-M., Kritisches Handbuch der deutschen Elektrizitätswirtschaft. Branchenentwicklung, Un-
ternehmensstrategien, Arbeitsbeziehungen, 2. Aufl., Berlin 2011.
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Der Staat und seine Verschuldung im Wirtschaftskreislauf

Die Steuereinnahmen und sonstigen Staatseinnahmen (Abgaben) werden vom Staat zur Wahrnehmung seiner 

Aufgaben und zur Belebung der Wirtschaft in den Wirtschaftskreislauf durch entsprechende Staatsausgaben 

(Staatsverbrauch, Investitionen, Einkommens- und Vermögensübertragungen an Unternehmen und private Haus-

halte) zurückgegeben. Somit geht nichts verloren. Halten dabei die Staatseinnahmen durch Steuern und Abgaben/

Gebühren mit den Staatsausgaben nicht Schritt, muss sich der Staat verschulden. Manifest wird diese staatliche 

Verschuldung als Bruttokreditaufnahme, die nach Abzug der Tilgungszahlungen für Altschulden zur Nettokredit-
aufnahme (Nettoneuverschuldung) führt. Unter Berücksichtigung von Rücklagenveränderungen und den Einnah-

men aus der Ausgabe von Münzgeld sowie den Bundesbankgewinnen ergibt sich letztlich die jährliche Zunahme 

der Staatsverschuldung als sog. Finanzierungssaldo. 

Bruttokreditaufnahme – Tilgungen = Nettokreditaufnahme (Nettoneuverschuldung) +/- Rücklagenbewegung + 

Münzeinnahme und Bundesbankgewinn = Finanzierungssaldo (Überschuss oder Defizit)

Bei den Staatsausgaben wird außerdem nicht zwischen einer unechten und echten Staatsquote unter-

schieden.634 Denn wieso werden die Ausgaben der Sozialversicherung zu den Staatsausgaben gerech-

net? Von den Unternehmern hört man immer, die Sozialversicherungsbeiträge seien Lohnnebenko-
sten.635 „Seit wann sind Lohnkosten, die in der Wirtschaft anfallen, plötzlich Staatsausgaben? […] 

Sozialversicherungsbeiträge fließen nicht an den Staat, sondern an Krankenkassen, Rentenversiche-

rungsträger und Arbeitsämter. Arbeitslosengeld, Arztkosten und Renten werden nicht vom Staat 

bezahlt. Die Lohnarbeiter bezahlen sie sich selbst, über die entsprechenden Verwaltungen der Sozi-

alversicherungen. […] Nur die staatlichen Zuschüsse zur Sozialversicherung können als Staatsaus-

gaben gerechnet werden.“ 636 Und auch die Zinszahlungen für aufgenommene Staatskredite fließen 

an den Bankensektor bzw. an die Gläubiger des Staates zurück, genauso wie Subventionszahlungen 

an Unternehmen. Nur etwa ein Drittel der gesamten Staatsausgaben wird vom Staat selbst, in der 

Schreibweise der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) als so genannter Staatsverbrauch, 

konsumiert. Aber auch hier handelt es sich um für die Bürger und Unternehmen unmittelbar nütz-

liche, staatliche Konsumausgaben für Personal an Schulen und Hochschulen sowie für Verwaltung, 

Polizei und Justiz und um investive Ausgaben für die staatliche Infrastruktur.

6.3.	 Absolute und relative Staatsverschuldung 

Um seiner Rolle gerecht zu werden, muss der Staat Steuern und Abgaben erheben. Er muss sich aber 

auch, wie private Akteure (Haushalte und Unternehmen) dies auch tun, zusätzlich zur Finanzierung 

seiner Ausgaben verschulden können. „Der Kapitalismus ist ein schuldengetriebenes System.“ 637 Da-

her ist die „undifferenzierte Verteufelung von Defiziten (Schulden) – wie es gegenüber dem Fiskus 

fast schon zum guten Ton gehört – nichts weiter als das Symptom eines höchst beschränkten ökono-

mischen Verständnisses davon, wie es hinter den Kulissen der zeitgenössischen Wirtschaftsweise aus-

634	 Echte Staatsquote = Unechte Staatsquote minus Sozialleistungsquote.

635	 Zu den Lohnnebenkosten vergleiche ausführlich Bontrup, H.-J., Lohn und Gewinn, Volks- und betriebswirtschaftliche Grund-
züge, 2. Aufl., München 2008, S. 158 ff.

636	 Roth, R., Arbeitslosigkeit in Deutschland. Nebensache Mensch, Frankfurt a.M. 2003, S. 475 f.

637	 Helmedag, F., Effektive Nachfrage, Löhne und Beschäftigung, in: Keynes‘ General Theory nach 75 Jahren, Kromphardt, J. 
(Hrsg.), Schriften der Keynes Gesellschaft, Bd. 5, Marburg 2012, S. 102.
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sieht: „Ohne Darlehen gewähren und Schulden machen gehen die Geschäfte (noch) schlecht(er).“ 638 

Dabei entfalten Staatsschulden im Wirtschaftskreislauf vielfältige Interdependenzen zwischen Wirt-

schaftslage und Staatsdefizit und die beste „Schuldenbremse“ ist eine konsequent angewandte an-

tizyklische Finanzpolitik.639 In der Krise muss sich der Staat verschulden und im wirtschaftlichen 

Aufschwung müssen die Schulden durch höhere Steuern wieder abgetragen werden. 

Der breiten Öffentlichkeit wird dabei auch von neoliberalen Demagogen vorenthalten, dass es über-

haupt keine absolute Grenze für eine Staatsverschuldung gibt. Man könnte höchstens von einem – 

aber nicht exakt bestimmbaren – „Verschuldungsoptimum“ sprechen, das aber so lange unterschrit-

ten wird, wie staatlich zusätzliche kreditfinanzierte, also auf Schulden basierende Staatsausgaben 

•	 zu einer besseren Auslastung des Produktionspotentials führen, 

•	 das volkswirtschaftliche Produktionspotential quantitativ ausweiten oder qualitativ verbessern 

und 

•	 eine weitere Annäherung an die wirtschaftspolitisch gewünschte Verteilung des Volkseinkommens 

erwarten lassen.640 

Außerdem spielt in einer wachsenden Wirtschaft nicht die Zunahme einer nominellen Verschul-

dung die entscheidende Rolle, sondern das Wachstum der Verschuldung in Relation zum Wachstum 

der Wirtschaft. So lässt sich mit dem US-amerikanischen Ökonomen Evsey Domar641 die Bedingung 

für eine nachhaltige Finanzpolitik formulieren:

(1)	      

	 0,03 = 0,05 * 0,60

Bei einer willkürlich festgelegten maximalen Schuldenstandsquote (D/Y) von 60 v.H. und einem no-

minalen Wachstum (g) von 5 v.H. (hier wird eine Inflationsrate von 2 v.H., also eine reale Wachs-

tumsrate von 3 v.H., unterstellt) ergäbe sich eine Netto-Neuverschuldungsquote (N/Y) in Höhe 

des Maastricht-Limits von 3 v.H. Beträgt das nominale oder reale Wachstum des Bruttoinlands-

produkts (g) dagegen nur 4 bzw. 2 v.H., so müsste bei einer weiter erlaubten Schuldenstandsquote 

von 60 v.H. die Defizitquote auf 2,4 v.H. zurückgehen. „Daraus ergibt sich nun zwingend, dass die 

‚zulässige‘ Defizitquote immer in Abhängigkeit von der Wachstumsrate und der zu stabilisierenden  

638	 Ebenda, S. 99.

639	 Vgl. Scherf, W., Staatsverschuldung aus kreislauftheoretischer Sicht, in: Intervention. European Journal of Economics and Eco-
nomic Policies, Vol. 9 (2012) Number 2, S. 187. 

640	 Vgl. Brümmerhoff, D., Finanzwissenschaft, 7. Aufl., München/Wien 1996, S. 383.

641	 Vgl. Domar, E., „Staatsschuldenbelastung“ und Volkseinkommen, in: Nowotny, E. (Hrsg.), Öffentliche Verschuldung, Stuttgart 
1979, S. 95-107. 
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Schuldenquoten, nie aber allgemeingültig formuliert werden kann.“ 642 Oder anders formuliert: „Eine 

nominale Wachstumsrate von 5 v.H. lässt sich auf drei Wegen erreichen. Erstens könnte ein höheres 

Wachstum avisiert werden. Zweitens ließe sich in Kauf nehmen, dass höhere Preissteigerungen als 

aktuell stattfinden, denn zwanghaft niedrig gehaltene Preissteigerungen stellen keinen Selbstwert 

dar. Drittens könnte der maximale Wert der Schuldenquote (bzw. der Neuverschuldungsquote) an- 

oder aufgehoben werden, denn es gibt keine ökonomische Begründung für die Maximalwerte.“ 643   

Wichtig bei der Staatsverschuldung sind die Zinszahlungen. Der staatliche Primärsaldo (PS), d. h. der 

Saldo ohne Berücksichtigung der Zinsausgaben für die aufgenommenen Staatskredite, bezogen auf 

das Bruttoinlandsprodukt (Y) berücksichtigt dies. Bezüglich der Zinszahlungen und einer konstan-

ten Verschuldungsquote (D/Y) muss die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts (g) ebenfalls mit 

dem zu zahlenden Zinssatz (i) steigen, ansonsten steigt die Schuldenquote. Oder anders ausgedrückt: 

Der Primärüberschuss (PS/Y) muss so hoch sein, wie das Produkt aus der Differenz von Zinssatz (i) 

und nominalen Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (g) sowie dem Schuldenstand (D/Y).

(2)	

Ist demnach der Zinssatz (i) größer als die Wachstumsrate der Wirtschaft (g), so muss zur Einhal-

tung der Schuldenstandsquote im Staatshaushalt ein Primärüberschuss erzielt werden. Passiert dies 

nicht, steigt die Schuldenstandsquote. „Seit Ende der siebziger Jahre befindet sich die Bundesrepu-

blik in einer solchen Situation, was auch erklärt, weshalb die restriktive Finanzpolitik der achtziger 

und neunziger Jahre […] nicht in der Lage war, den ansteigenden Trend der Verschuldung dauerhaft 

umzukehren.“ 644 

Auch in NRW läßt sich diese Entwicklung zeigen. Seit 1970 ist hier die Schuldenstandsquote von 6,8 

auf 39,8 gestiegen und auch die Zinsausgaben bezogen aufs nominale BIP haben von 0,4 auf 1,3 v.H. 

zugelegt. Dennoch ist diese Entwicklung nicht dramatisch. 

642	 Heise, A., Einführung in die Wirtschaftspolitik. Grundlagen, Institutionen, Paradigmen, München 2005, S. 191.

643	 Himpele, K., Recht, A., Sind die Schulden zu bremsen?, in: Forum demokratischer Sozialismus, Schriftenreihe, Heft 7, S. 21- 28.

644	  Heise, A., Einführung in die Wirtschaftspolitik, a.a.O., S.192.
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Landeshaushalt einschließlich Kommunen Nordrhein-Westfalen

Jahr Nominales BIP  
in Mrd. Euro

Schulden  
in Mrd. Euro

Zinsausgaben  
in Mrd. Euro

Schuldenquote  
in v.H.

Zinsquote  
in v.H.

1970 106,4 7,2 0,4 6,8 0,4

1971 117,3 8,5 0,5 7,2 0,4

1972 126,3 10,5 0,6 8,3 0,5

1973 141,2 11,2 0,7 7,9 0,5

1974 154,0 12,5 0,9 8,1 0,6

1975 158,9 16,8 1,0 10,6 0,6

1976 170,8 19,1 1,2 11,2 0,7

1977 180,0 20,8 1,4 11,6 0,8

1978 191,3 23,9 1,5 12,5 0,8

1979 207,7 27,5 1,7 13,2 0,8

1980 221,1 33,2 2,1 15,0 0,9

1981 230,9 40,2 2,8 17,4 1,2

1982 238,4 46,2 3,4 19,4 1,4

1983 246,4 50,5 3,9 20,5 1,6

1984 254,9 54,5 4,1 21,4 1,6

1985 266,9 58,7 4,3 22,0 1,6

1986 280,1 62,4 4,5 22,3 1,6

1987 284,7 66,3 4,6 23,3 1,6

1988 299,2 69,0 4,7 23,1 1,6

1989 318,9 70,2 4,8 22,0 1,5

1990 343,8 72,9 5,1 21,2 1,5

1991 369,1 76,2 5,4 20,6 1,5

1992 388,2 78,4 5,7 20,2 1,5

1993 390,5 83,1 5,8 21,3 1,5

1994 403,5 87,1 5,8 21,6 1,4

1995 418,4 90,9 5,9 21,7 1,4

1996 419,9 94,6 5,9 22,5 1,4

1997 429,8 99,6 5,9 23,2 1,4

1998 441,1 102,9 6,0 23,3 1,4

1999 446,0 105,2 6,0 23,6 1,3

2000 454,3 107,2 6,0 23,6 1,3

2001 461,9 114,4 6,1 24,8 1,3

2002 468,6 121,7 6,2 26,0 1,3

2003 471,3 131,9 6,2 28,0 1,3

2004 483,0 140,2 6,1 29,0 1,3

2005 488,2 148,7 6,0 30,5 1,2

2006 502,8 150,0 6,2 29,8 1,2

2007 531,4 151,6 6,5 28,5 1,2

2008 547,0 152,9 6,6 28,0 1,2

2009 522,9 163,6 6,2 31,3 1,2

2010 543,0 215,9 7,1 39,8 1,3

Quelle: Statistisches Bundesamt, Finanzen und Steuern, Fachserie 14, Reihe 3.1, eigene Berechnungen
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Außerdem ist Staatsverschuldung solange unproblematisch, wie staatliche Investitionen mit Krediten 

finanziert werden bzw. die Einnahmen aus Krediten die Summe der im Haushaltsplan veranschlag-

ten Ausgaben für Investitionen nicht überschreiten („Goldene Regel der Finanzpolitik“). Diese war 

zu Recht ausdrücklich in der Verfassung, im Artikel 115 GG a.F., festgelegt. Und es war darüber hi-

naus festgeschrieben, dass zur „Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts“,645 

was bei vorliegender Massenarbeitslosigkeit ohne Frage der Fall ist (vgl. Kap. 5), auch darüber hinaus 

Schulden gemacht werden dürfen. Diese finanzpolitisch sinnvolle Regelung wurde aber schon mit 

dem Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt ad absurdum geführt. Der 1997 in Amsterdam 

beschlossene Pakt sieht sogar noch eine über den 1992 beschlossenen Maastricht-Kriterien646 hi-

nausgehende Einengung nationaler Finanzpolitik vor, weil er die EU-Länder verpflichtet, mittelfri-

stig einen ausgeglichenen Staatshaushalt (oder sogar einen leichten Überschuss) auszuweisen. Damit 

wird der Pakt zu einer „fiskalischen Zwangsjacke“, wie Peter Bofinger zu Recht schreibt.647 Siehe dazu 

auch Arne Heise von der Universität Hamburg.648 Im konjunkturellen Aufschwung kann die 3-Pro-

zent-Marke zwar unterschritten werden, im Abschwung, in einer Krisensituation, ist diese Grenze 

der Staatsverschuldung aber viel zu niedrig angesetzt. Erzwungene staatliche Einsparprogramme 

wirken hier prozyklisch, d. h. sie verschärfen den konjunkturellen Abschwung und sorgen letztlich 

sogar für mehr Staatsverschuldung. Der entscheidende Grund dafür liegt im gesamtwirtschaftlichen 
Sparparadoxon,649 einem der vielen inhärenten gesamtwirtschaftlichen Rationalitätsfallen. 

Spart ein einzelner privater Haushalt oder ein Unternehmen so mag dies durchaus eine Tugend und 

rational sein und zu einer angestrebten einzelwirtschaftlichen Konsolidierung führen. Sparen aber 

alle privaten Haushalte, Unternehmen und auch noch der Staat, so müssen unweigerlich auch bei al-

len die Einnahmen zurückgehen, weil nun einmal jede Ausgabe eines einzelnen Akteurs gleichzeitig 

auch die Einnahme eines anderen Akteurs darstellt. Es kommt zu weniger Wachstum und damit zu 

geringeren Steuereinnahmen. Letztlich steigt trotz des Sparens paradoxerweise die Staatsverschul-

dung. Eigentlich müsste dies Standard-Lehrbuchwissen – entgegen der peinlichen neoliberalen Dik-

tion – auch nicht geschulten Ökonomen, zumindest Wirtschaftspolitikern, klar sein: 

Wenn in einer Volkswirtschaft niemand Schulden macht, kann auch niemand Überschüsse erwirt-
schaften. 

645	 Vgl. Zuck, R., Wirtschaftsverfassung und Stabilitätsgesetz, München 1975.

646	 Die Kriterien sollten mit Einführung des Euros zu einer haushaltspolitischen Disziplinierung führen. Man befürchtete das durch 
Staatsverschuldung inflationäre Prozesse ausgelöst und dadurch der Euro zu einer „Weichwährung“ degenerieren würde. „Doch 
schon in den neunziger Jahren hätte man leicht erkennen können, dass Länder mit einem hohen Schuldenstand nicht unbe-
dingt eine hohe Inflationsrate haben. So war Belgien bei einem Schuldenstand von über 100 v.H. die Geldentwertung tradi-
tionell gering, während Spanien mit einem relativ niedrigen Schuldenstand Anfang der neunziger Jahre noch eine recht hohe 
Inflationsrate aufwies“ (Bofinger, P., Wir sind besser als wir glauben, a.a.O., S. 96). 

647	 Vgl. Bofinger, P., Wir sind besser als wir glauben, a.a.O., S. 94 ff.

648	 Vgl. Heise, A., Raus aus der Spar-Zwangsjacke, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 3/2002, S. 269 ff.

649	 Vgl. Oberhauser, A., Das Schuldenparadoxon, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, Bd. 200, Heft 4/1985, S. 333-
348.
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Das Defizit des einen ist notwendigerweise der Überschuss des anderen. Insofern impliziert eine 

Staatsverschuldung nichts anderes, als dass die übrigen Teilnehmer des Wirtschaftslebens – private 

Haushalte, Unternehmen und Ausland – einen exakt gleich großen Überschuss besitzen. Die Summe 
aller Schulden ist immer genauso groß wie die Summe allen Vermögens. Wenn die Schulden wach-

sen, wachsen die Guthaben im Gleichschritt mit. Dies wird in der heute hysterisch und einseitig 

geführten politischen Debatte über Staatsverschuldung völlig ausgeblendet. Diejenigen, die populi-

stisch eine „Schuldenuhr“ aufstellen, sollten seriöser weise daneben eine „Vermögensuhr“ aufbauen. 

Im Juni 2009, kurz vor Ende der Großen Koalition aus CDU/CSU und SPD, verschärfte die schwarz-

rote Koalition für Deutschland noch den Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt durch eine 

verfassungsrechtliche Verankerung einer „Schuldenbremse“ ins Grundgesetz (Art. 109 GG). Dort 

heißt es: 

„Die Haushalte von Bund und Ländern sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszuglei-
chen. Bund und Länder können Regelungen zur im Auf- und Abschwung symmetrischen Berücksichti-
gung der Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung, sowie 
eine Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituationen, die sich der 
Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, vorsehen.“ 

Die noch maximale Nettoneuverschuldung (D/t) wurde so künstlich in eine strukturelle (g D
s
) 

und eine konjunkturelle Komponente (g D
K
) differenziert. 

(3)	  

Somit darf sich der Bund ab 2016 nur noch bis zu 0,35 v.H. des Bundesinlandsprodukts strukturell 
nettoneuverschulden. Und die Bundesländer (und damit zwangsläufig auch die Gemeinden) dürfen 

ab 2020 überhaupt keine neuen Schulden mehr aufnehmen. Um den heute finanzschwachen Bun-

desländern die Anpassung zu erleichtern, werden ihnen zwischen 2011 und 2019 insgesamt 7,2 Mrd. 

Euro an Finanzmitteln (jährlich 800 Mio. Euro) zur Verfügung gestellt. Dies wird am Ende aber 

nicht reichen, sondern womöglich die politische (hoheitliche) Selbstständigkeit der Länder Bremen, 

Berlin, Saarland, Schleswig Holstein und Sachsen-Anhalt kosten. 

Bei der Beurteilung der „Schuldenbremse“ muss man sich außerdem fragen, „ob die bisherigen 
Gläubiger weniger sparen oder ob sie sich anderweitige Geldanlagen suchen werden. Ein Blick auf die 

Statistik der Gläubiger des deutschen Staates ist hier aufschlussreich. Die Beteiligung inländischer 

Nichtbanken an deutschen Staatsanleihen war in den letzten 20 Jahren eher bescheiden. Bis 1999 

hielten deutsche Banken die Hälfte dieser Anleihen. Danach haben sie aber einen Großteil verkauft, 

um sich global zu engagieren. Heute sind es zu über 50 v.H. Ausländer, die deutsche Staatspapiere 

besitzen, zu knapp 30 v.H. deutsche Banken und zu 20 v.H. inländische Nichtbanken. Ein Abbau der 
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deutschen staatlichen Nettokreditaufnahme wird vorwiegend zu einer Abwanderung ausländischer 
Anleger führen. Somit ist nicht davon auszugehen, dass der Wegfall defizitfinanzierter Staatsnach-

frage zu vermehrter anderweitiger volkswirtschaftlicher Nachfrage führen wird. Es muss eher mit 

einer entsprechenden Minderung der volkswirtschaftlichen Nachfrage in Deutschland gerechnet 

werden.“ 650 

Hinzu kommt die Problematik einer einheitlichen europäischen Geldpolitik auf Grund der Euro-Ein-

führung (Währungsunion). Die Europäische Zentralbank kann nur einheitliche nominale Zinsen für 

alle Länder festlegen, die aber auf Grund unterschiedlicher realwirtschaftlicher Verhältnisse diver-

gierende Inflationsraten ausweisen. Dies wiederum bedeutet, dass der für die wirtschaftliche Ent-

wicklung relevante Realzins ebenfalls unterschiedlich hoch ausfällt. Für Länder mit einer niedrigen 

Inflationsrate und zu schwach ausgeprägter Binnennachfrage, wie beispielsweise in Deutschland, 

bedeutet dies realiter hohe Realzinsen und damit eine Behinderung notwendiger investiver Prozesse. 

Umso wichtiger wäre es aus Kompensationsgründen eine höhere nationale fiskalische Flexibilität 
durch Verschuldung zu haben, die aber dummerweise mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt ver-

baut wird.   

6.4.	 Staatshaushalt ist kein Privathaushalt   

Staatsverschuldung ist nicht gleichzusetzen mit der Verschuldung von Privaten. „Sparsam und flei-

ßig zu sein, ist gewiss eine Tugend für den Einzelnen, über seine Verhältnisse zu leben und hohe 

Schulden zu machen, gewiss ein Laster. Aber es ist gefährlich, diese Tugendlehre auf ganze Staaten 

zu übertragen.“ 651 Warum? Weil „erstens ist die öffentliche Verschuldung eine Kreditsumme, die 

wir – Bürger und Institutionen wie Banken und Versicherungen – uns selbst schulden. Demgegen-

über sind private Schulden Forderungen zwischen verschiedenen Wirtschaftseinheiten (Subjekten). 

Nur eine äußere Staatsschuld (Verschuldung im Ausland) ist daher mit den Maßstäben der betriebs-

wirtschaftlichen Finanzierungslehre zu betrachten. Hier kann eine zu hohe Auslandsverschuldung 

und fehlendes Vertrauen der Gläubiger in eine staatliche Refinanzierung zum Problem werden. Dies 

muss aber nicht der Fall sein, wie die USA, der weltweit größte Auslandsschuldner, zeigt. Anderer-

seits gibt es den Fall Griechenland, der dokumentiert, dass eine hohe Auslandsverschuldung sehr 

wohl zu einem großen Problem werden kann, weil die Gläubiger wegen einer zu hohen staatlichen 

Auslandsverschuldung eine Anschluss- bzw. Refinanzierung aus ideologischen Gründen verweigern 

oder hohe nicht vom Schuldner mehr zahlbare Zinssätze fordern. Eckart Spoo beschreibt hier den 

entscheidenden Grund: Eine Linkspartei in Griechenland darf keinen Erfolg haben. „Diese Regie-

650	 von der Vring, T., Wirtschaftspolitische Konsequenzen aus der Krise, in: WISO Diskus, Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.), Bonn 
2010, S. 32.

651	 von Weizsäcker, C. C., Verschuldet euch! in: Cicero. Online Magazin für politische Kultur, 10.10., www.cicero.de//kapital/die-
schuldenbremse-ist-nutzlos-verschuldet-euch/46204, S. 2. 

http://www.cicero.de//kapital/die-schuldenbremse-ist-nutzlos-verschuldet-euch/46204
http://www.cicero.de//kapital/die-schuldenbremse-ist-nutzlos-verschuldet-euch/46204
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rung, die womöglich sozialistische Flausen im Kopf hat, muss schnellstens im Schuldenmeer ertrin-

ken – am besten unter dem Beifall enttäuschter Wähler.“ 652 

Zweitens muss eine öffentliche Schuld nicht unbedingt zurückgezahlt werden; das Staatsvolk als 

Schuldner hat theoretisch eine ewige Lebensdauer. Die fälligen Anleihen könnten durch immer 

wiederkehrende Neuausgaben von Papieren abgelöst oder bei einer nicht Marktplazierung von der 

Notenbank aufgekauft werden. Drittens würde selbst eine Tilgung der Staatsschulden einer Volks-

wirtschaft als Ganzes keinen Reichtumsvorteil bringen. Die Steuern müssten im Falle der Tilgung 

erhöht werden, um die Rückkaufbeträge aufzubringen. Der Staat gäbe die Mehreinnahmen also an 

die Wirtschaftssubjekte zurück, die ihm gerade höhere Steuern abgeliefert haben. Ein bloßer Trans-

ferprozeß fände statt.“ 653 Allerdings mit Folgen: Der Staat hätte hierdurch weniger Schulden und 

müsste auf die verbliebenen Verbindlichkeiten weniger Zinsen zahlen, während die Reichen durch 

die Steuerzahlungen weniger Vermögen besitzen würden. Deshalb verweigern die Vermögenden 

auch einen Schuldenschnitt, der im Ergebnis aufs Gleiche hinausläuft.

6.5.	 Umverteilung durch Staatsverschuldung richtig interpretieren

Durch Staatsverschuldung werden aber Umverteilungsprozesse ausgelöst, die immer wieder gegen 

eine Verschuldung des Staates vorgebracht werden. Es käme zu einer Umverteilung von unten nach 

oben, weil der Staat sich bei vermögenden Staatsbürgern verschuldet, fällige Zinsen aber aus dem 

allgemeinen Steueraufkommen begleicht und so einer staatlich initiierten Umverteilung Vorschub 

leiste. Wer so argumentiert, stellt allerdings eine ökonomische Kausalität auf den Kopf. Denn: „Zins

einkommen entstehen dadurch, dass einzelne Haushalte in der Lage sind, Ersparnisse zu bilden. 

Aus der Staatsverschuldung folgt somit kein Gerechtigkeitsproblem, das nicht mit Blick auf die vor-

handenen Einkommens- und Vermögensdisparitäten bereits bestanden hätte (vgl. Kap. 2 und 3). Für 

den einzelnen Geldvermögensbesitzer ist es letztlich unerheblich, ob er gegenüber dem Staat oder 

einzelnen Privaten im In- oder Ausland eine Gläubigerposition einnimmt: ‚Dass die Kreditzeichner 

sich unter den mannigfachen Anlagealternativen auf dem Kapitalmarkt ‚zufällig‘ für ein Staatspa-

pier entschieden haben, ist nicht kausal für ihr Zinseinkommen; denn hätte sich der Staat für eine 

Steuerfinanzierung entschieden, so hätten sie eine alternative Anlageform wählen müssen und dafür 

ebenfalls ein Zinseinkommen bezogen. Das dem Gläubiger zufließende Zinseinkommen ist in je-

dem Fall von Dritten aufzubringen.“ 654 

652	 Spoo, E., Übers Sparen und Schuldenmachen, in: Ossietzky. Zweiwochenschrift für Politik/Kultur/Wirtschaft, Heft 11/2015, S. 
386.

653	 Merk, G., Programmierte Einführung in die Volkswirtschaftslehre, Bd. IV, Wachstum, Staat und Verteilung, Wiesbaden 1974, S. 
148 f.

654	 Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum 2001: Modernisierung durch Investitions- und Beschäftigungsof-
fensive, Köln 2001, S. 264.
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6.6.	 Generationengerechtigkeit wird nicht verletzt

Auch von der Behauptung der Staat würde „über seine Verhältnisse leben“ und zukünftige Genera-

tionen belasten bleibt bei näherer Betrachtung nichts übrig. Im Gegenteil: Es ist ökonomisch und 

generationsübergreifend überaus sinnvoll, die allokativ genutzte Schuldenaufnahme für öffentliche 

Güter einzusetzen, die die ökonomische (infrastrukturelle) und ökologische Entwicklungsqualität 

einer Volkswirtschaft stärken. Dies kann mit dem „Barro-Ricardo-Äquivalenztheorem“ gezeigt wer-

den. „Altruistische Eltern beziehen die künftigen Steuerzahlungen ihrer Nachkommen so in das 

eigene Nutzenkalkül ein, dass der Planungshorizont jeder Generation über die eigene Lebensdau-

er hinausreicht. Sie erkennen, dass die heutige Ersetzung von Steuern durch Kreditaufnahme bei 

gleichbleibenden Staatsausgaben künftig Steuern zur Deckung der entstehenden Finanzierungslücke 

erforderlich macht. Aus Sorge um den eigenen Nachwuchs bilden Eltern freiwillig so hohe Rück-

stellungen, dass die gegenwärtige Steuerersparnis dem Gegenwartswert künftiger Kreditdienste ent-

spricht. Diese Steuerersparnis wird in Form einer Erbschaft an nachfolgende Generationen weiter-

gereicht, die damit die anfallenden Kreditdienste leisten können.“ 655 Da künftige Generationen von 

öffentlichen Investitionen profitieren, wozu auch Bildungsinvestitionen zählen, die fälschlicherweise 

immer noch als kurzfristige konsumtive Staatsausgaben gesehen werden, ist es völlig unverständlich 

zu behaupten, die nachfolgenden Generationen würden nur mit den Staatsschulden belastet. Das 

Gegenteil ist richtig: So wie jedes Unternehmen Anschaffungen und andere Investitionen über ei-

nen längeren Zeitraum abschreibt und entsprechend finanziert, müsste das auch beim Staat selbst-

verständlich sein. Die sofortige Finanzierung von Investitionen durch Steuern belastet die Steuern 

zahlende Generation viel zu stark. Sie ist nicht gerecht. Schon 1878 betonte der bekannte Finanzwis-

senschaftler Lorenz von Stein: 

„Ein Staat ohne Staatsschuld tut entweder zu wenig für seine Zukunft oder er fordert zu viel von seiner 

Gegenwart.“ 

In diesem Kontext stimmt der Tatbestand bedenklich, dass die staatlichen Investitionen, bezogen auf 

das Bruttoinlandsprodukt, in Deutschland noch nie so niedrig waren wie heute.656 Im Jahr 2014 lag 

die staatliche Investitionsquote nur noch bei 2,2 v.H. und die private Investitionsquote bei 17,7 v.H.657 

In den Jahren 2003 und 2004 lagen die statistisch ausgewiesenen Abschreibungen auf den staatlichen 

Kapitalstock sogar über den getätigten Investitionen. Es kam also zu staatlichen Desinvestitionen bzw. 

bedenklichen negativen Netto-Investitionen.658 Auch in NRW liegt ein beträchtlicher Investitionsstau 

vor, wie zu Recht die Enquetekommission im Teil B Kapitel 8 „Finanzpolitische Herausforderungen 

für Land und Kommunen“ feststellt: „Auch beim Indikator Bruttoinvestitionen im Sektor ‚Öffent-

655	 Vgl. Brümmerhoff, D., Finanzwissenschaft, 11. Aufl., München 2011, S. 640.

656	 Vgl. Priewe, J., Rietzler K., Deutschlands nachlassende Investitionsdynamik 1991-2010, a.a.0., S. 17 ff.

657	 Vgl. Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18/Reihe 1.1, Wiesbaden 2015.

658	 Vgl. Schrooten, M., Investitionen braucht das Land, in: VDI-Nachrichten, Nr. 4/2014, S. 4.
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liche und sonstige Dienstleister, Erziehung und Gesundheit, Private Haushalte‘ wird der wachsende 

Investitionsrückstand von Nordrhein-Westfalen klar erkennbar.“

Außerdem werden im Hinblick auf künftige Generationen nicht nur die Schulden vererbt, son-

dern auch die dahinter stehenden Forderungen bzw. das Vermögen. Staatsverschuldung heißt nichts 

anderes, als dass hinter den Staatsschulden exakt gleich große Vermögensbestände (Überschüsse) 

stehen. „Wenn wir in der Presse lesen, die deutsche Staatsverschuldung betrage pro Bürger mehr als 

2.500 Euro, so kann man das auch umdrehen und sagen: Jeder Bürger hat beim deutschen Staat ein 

Guthaben von im Mittel mehr als 2.500 Euro. Wenn wir das Ausland einmal ignorieren, kann der 

Staat so viel Schulden machen wie er will – netto ist die Belastung immer Null. Es ist ein Nullsum-

menspiel. Wenn Frau Meier ihrem Gatten 250 Euro für einen neuen Rasenmäher leiht, bleibt das 

Geld in der Familie. Niemand würde sagen, Familie Meier habe 250 Euro Schulden. Ebenso kann 

auch ein Staat als Ganzer keine Schulden machen: Was wir aus der einen Tasche herausnehmen, 

stecken wir in die andere hinein: netto gleicht sich alles aus.“ 659 

6.7.	 Ohne Schulden (Kredite) gibt es keine wirtschaftliche Entwicklung

Trotz all dieser Argumente für eine Staatsverschuldung, schriebt der bekannte US-amerikanische 

Ökonom John Kenneth Galbraith, ist es noch „nicht so lange her, dass Leute, die sich im Sinne 

elementarsten gesunden Menschenverstandes äußerten, als etwas exzentrisch, irrational, ja leicht 

geistesgestört angesehen wurden. Dieses Risiko geht noch heute […] jeder ein, der sich dem ge-

genwärtigen politischen Kreuzzug gegen das Haushaltsdefizit – also den Überschuß sämtlicher 

Staatsausgaben über die Staatseinnahmen – widersetzt.“ 660 Es gehört offensichtlich zum politischen 

(Medien-)Geschäft, dass sich die Parteien gegenseitig für staatliche Schulden und Defizitquoten ver-

antwortlich machen. Dabei verschweigt die Politik unisono, dass seit dem Bestehen der Bundesrepu-

blik (völlig parteienunabhängig!) Schulden gemacht worden sind (gemacht werden mussten!).

„Die Staatsverschuldung“, so der Ökonom Rainer Roth, „ist dabei nicht in erster Linie das Ergebnis 

einer ,falschen Politik‘, sondern einer ,falschen Ökonomie‘.“ 661 

Die Staatsschulden wuchsen im Prozess der ökonomischen Entwicklung, die alle in der Logik des 

Kapitals angelegten Widersprüche zur Entfaltung brachte. „In der Staatsverschuldung entladen sich 

diese Widersprüche und werden durch sie mühselig abgemildert. […] Die Staatsverschuldung zeigt 

an, dass in der Ökonomie Kräfte vorherrschen, die nicht beherrscht werden können und die den 

Staatskredit als Puffer brauchen.“ 662 Nur in ganz wenigen Jahren hat es seit 1949 in der Bundesrepu-

blik Deutschland einen gesamtwirtschaftlichen Haushaltsüberschuss gegeben. Insbesondere seit der 

659	  Krämer, W., Die schlimme Staatsverschuldung, in: WISU, Das Wirtschaftsstudium, Heft 6/2001, S. 821.

660	  Galbraith, J. K., Die Solidarische Gesellschaft. Plädoyer für eine moderne soziale Marktwirtschaft, Hamburg 1998, S. 62.

661	  Roth, R., Staatsverschuldung, Frankfurt a. M. 1998, S. 155.

662	  Vgl. ebenda, S. 156.
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deutschen Wiedervereinigung und der seit der Wirtschaftskrise von 1974/75 vorliegenden Massenar-

beitslosigkeit, sind die Staatsschulden überproportional gestiegen. 

Entscheidend für die Entwicklung einer Volkswirtschaft ist jedoch nicht die Staatsverschuldung, 

sondern die Entwicklung der Nettoinvestitionen und deren Finanzierung. Nur der Zuwachs an Net-

toinvestitionen impliziert nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung. Wenn dies wenigstens von un-

seren Volksvertretern verstanden würde. Finanziert werden dabei die Nettoinvestitionen (In) (Brut-

toinvestitionen minus Abschreibungen) aus der volkswirtschaftlichen Ersparnis (S) der privaten 

Haushalte inkl. der Einzel- und Personengesellschaften (S
H
), der Kapitalunternehmen (S

U
) und des 

Staates (S
St
). Nur die privaten Haushalte, die Unternehmen (inkl. des Finanziellen Sektors (Banken, 

Versicherungen)) haben hier aber auf Grund ihrer Ersparnisse eine Finanzierung leisten können. 

Die kumulierte Gesamtersparnis lag dabei von 1991 bis 2013 in Deutschland bei 3.578,8 Mrd. Euro. 

Der Staat war hier binnenwirtschaftlich der einzige Sektor, der sich dagegen mit 1.145,1 Mrd. Euro 

verschulden und Kredite aufnehmen musste (vgl. die folgende Tabelle).

Finanzierungsrechnung 
 Jahr Sparen alle 

Sektoren  
in Mrd. Euro 

Private  
Haushalte  

in Mrd. Euro 

 Unter- 
nehmen  

in Mrd. Euro

 Finanzsektor  
 

in Mrd. Euro

 Staat  
 

in Mrd. Euro

 Nettokreditgewährung  
an übrige Welt  

in Mrd. Euro

Netto- 
investitionen  
in Mrd. Euro

1991 133,0 130,2 -6,0 15,7 -6,8 -20,8 153,8

1992 140,6 142,4 7,3 15,4 -24,5 -10,1 150,6

1993 115,3 139,8 -3,7 16,7 -37,4 -10,3 125,5

1994 122,4 133,7 0,1 17,8 -29,1 -17,0 139,4

1995 125,0 134,9 148,4 14,4 -172,6 -15,3 140,9

1996 117,0 135,1 28,5 11,5 -58,1 -2,9 120,0

1997 112,6 135,3 17,7 10,2 -50,6 -8,7 121,2

1998 120,3 141,5 23,1 -0,6 -42,9 -14,1 134,5

1999 111,4 140,9 -11,0 9,3 -27,9 -23,8 135,2

2000 107,1 139,2 -20,5 10,7 -23,8 -33,6 140,7

2001 94,9 142,9 7,4 3,5 -59,2 -0,6 95,5

2002 94,4 140,1 13,6 19,6 -79,0 46,1 48,3

2003 97,2 162,5 9,8 16,0 -90,1 44,5 52,8

2004 147,9 167,2 43,1 26,6 -88,9 98,5 49,3

2005 153,5 174,6 40,1 21,0 -82,1 105,7 47,9

2006 194,4 175,8 43,8 17,5 -42,4 121,5 72,9

2007 264,9 179,8 70,1 18,2 -3,3 167,6 97,3

2008 260,4 173,7 66,1 26,6 -6,0 150,5 109,9

2009 159,3 176,9 53,0 5,40 -75,9 144,4 14,8

2010 211,2 182,0 102,2 38,7 -111,7 158,8 52,4

2011 244,5 175,3 69,8 23,2 -23,8 159,2 85,3

2012 244,2 178,9 57,7 11,3 -3,8 186,0 58,2

2013 251,5 176,5 67,5 12,8 -5,4 194,5 56,5

Summe 3.623,1 3.578,8 828,0 361,4 -1.145,1 1.420,2 2.202,9

Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, Reihe 1.2, 1. Vierteljahr 2014, Deutsche Bun-
desbank, Finanzierungsrechnungen, Monatsberichte, eigene Berechnungen
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In einer offenen Volkswirtschaft mit Auslandsaktivitäten (Exporte – Importe (Ex – Im)) ergibt sich 

aber der jeweilige gesamtwirtschaftliche Vermögensänderungswert aus der Gleichung 

S
H 

    +    S
U
    +    S

St
    =    In    +    (Ex – Im). 

3.578,8 + 1.189,4 – 1.145,1 = 2.202,9 + 1.420,2 (in Mrd. Euro kumuliert von 1991 bis 2013)

S
H
 = Ersparnis der privaten Haushalte; S

U
 = Ersparnis der Unternehmen (inkl. Finanzieller Sektor); S

St
 = Ersparnis des 

Staates; In = Nettoinvestitionen; Ex = Exporte; Im = Importe

Von der Gesamtersparnis wurden demnach nur 2.202,9 Mrd. Euro im Inland netto investiert. 

Der Rest in Höhe von 1.420,2 Mrd. Euro floss ins Ausland bzw. das Ausland verschuldete sich in 

Deutschland. So wird durch einen Exportüberschuss (Ex > Im) ein Teil des inländischen Sparens für 

die Güterversorgung des Auslands verwendet. Umgekehrt beteiligt sich bei einem Importüberschuss 
(Ex < Im) das Ausland an der inländischen Finanzierung der Nettoinvestitionen (In). Letzteres war 

in Deutschland von 1991 bis 2001 auf Grund der Wiedervereinigung der Fall. Seit 2002 liegt aber 

ein extremer Leistungsbilanzüberschuss vor und entsprechend übersteigt die gesamtwirtschaftliche 

Ersparnis die Nettoinvestitionen (S > In), so dass es zu einem Nettokapitalexport bzw. einer Verschul-

dung des Auslands in Deutschland in Höhe von kumuliert 1.420,2 Mrd. Euro kam. Die sich dahinter 

verbergende deutsche aggressive Exportpolitik hat viele Länder mit Importüberschüssen, nicht nur 

Griechenland, in die Verschuldung und Verelendung getrieben. Und trotzdem konnte das beste-

hende Produktionspotential in Deutschland nicht ausgelastet werden und es lag und liegt bis heute 

Massenarbeitslosigkeit vor, die zusätzlich einen riesigen Niedriglohnsektor (vergleiche Kapitel 5. in 

diesem Sondervotum) hat entstehen lassen. Karl Georg Zinn erklärt dieses Katastrophenergebnis 

mit dem britischen Ökonomen John Maynard Keynes, wenn er konstatiert: „Ersparnisse zu absor-

bieren, wenn keine Nettoinvestitionen mehr vorgenommen werden, wäre zwar durch staatliche Kre-
ditaufnahme und/oder durch einen positiven Außenbeitrag (bzw. Nettokapitalexport) möglich, aber 

es stellt sich die Frage, ob bei Kredittilgung die Gläubiger bereit und in der Lage sind, ihren Konsum 

zu steigern. Kredittransaktionen zwischen den Konsumenten erhöhen die Konsumnachfrage im 

Mehrjahresdurchschnitt ohnehin nicht, sondern dienen der zeitlichen Konsumverschiebung. Das 

[…] Nachfrageproblem, das bei einer Nettoinvestition von Null, aber anhaltendem Produktivitäts-
wachstum virulent wird, könnte sich letztlich als unlösbar erweisen. Keynes plädiert deshalb dafür, 

den Gordischen Knoten des Nachfrageproblems, wenn und wie es sich in hoch entwickelten, relativ 

gesättigten, wachstumsschwachen Volkswirtschaften dauerhaft einstellt, durch kürzere Arbeitszeiten 

zu durchschlagen. Wenn Keynes‘ Wachstumsskepsis von der historischen Entwicklung bestätigt 

wird, dürften sich die aktuelle Aversion gegen Arbeitszeitverkürzung und damit auch die Kritik an 

Keynes‘ Zukunftsvision sinkender Arbeitzeit(en) als recht kurzsichtig herausstellen.“ 663

663	 Zinn, K. G., Keynes‘ Wachstumsskepsis auf lange Sicht. Darstellung und Überlegungen zu ihrer aktuellen Relevanz, in: Krom-
phardt, J. (Hrsg.), Weiterentwicklung der Keynes’schen Theorie und empirische Analysen, Marburg 2013, S. 83 f. 
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7.	 Finanzpolitische Handlungsempfehlungen

Die von der Enquetekommission empfohlenen Handlungsempfehlungen, leider nicht monetär be-

wertet, verlangen enorme staatliche Mehrausgaben, die bei Einhaltung der Schuldenbremse ohne 

Steuererhöhungen nicht finanzierbar sind. Hinzu kommt der Tatbestand, dass das Land NRW schon 

heute staatlich unterinvestiert und unterfinanziert ist. Dies stellt im Übrigen auch der Kommisssi-

onsbericht dankenswerterweise fest: „Auch in Relation zum Bruttoinlandsprodukt ist der Rückgang 

der Investitionstätigkeit der öffentlichen Hände in Nordrhein-Westfalen dramatisch. Zwar investie-

ren auch die anderen westdeutschen Flächenländer und ihre Kommunen relativ weniger als noch 

vor 60 Jahren – der Bedarf dürfte auch kaum mehr dem in Nachkriegsdeutschland entsprechen. Der 

Rückgang auf Werte von weniger als 2 Prozent des BIP für Land und Kommunen und auf unter 

1 Prozent allein für die Gemeinden und Gemeindeverbände kennzeichnet aber einen Prozess der 

Desinvestition, der nicht nur den Wirtschaftsstandort, sondern auch die Lebensqualität der Bür-

gerinnen und Bürger beeinträchtigt. Es ist bezeichnend für die Investitionslücke, dass viele Schul-

gebäude erst mit Mitteln der Konjunkturförderung in den Jahren 2009 und 2010 saniert werden 

konnten. Auch beim Indikator Bruttoinvestitionen im Sektor ‚Öffentliche und sonstige Dienstleister, 

Erziehung und Gesundheit, Private Haushalte‘ wird der wachsende Investitionsrückstand von Nord

rhein-Westfalen klar erkennbar. Dieser Sektor wird von öffentlichen Verwaltungen und öffentlichen 

Unternehmen dominiert, d. h., hier sind auch die Investitionen der aus der Finanzstatistik ausgegli-

ederten öffentlichen Unternehmen enthalten. Während der Rückstand Nordrhein-Westfalens Mitte 

der 1990er Jahre noch (nur) 25 Prozent gegenüber den anderen westdeutschen Flächenländern be-

trug, ist dieser Rückstand mittlerweile auf 40 Prozent angestiegen. Das Problem sind nicht so sehr 

die neuen Anlagen, sondern vielmehr Bauinvestitionen, bei denen die Dominanz des öffentlichen 

Sektors besonders groß ist. Hier betrug der Rückstand Nordrhein-Westfalens im Jahr 2011 sogar 

knapp 57 Prozent.“ 664 Außerdem drücken auch zukünftig, kommt es nicht zu einer Beseitigung der 

neoliberalen Politikausrichtung, die Ausgaben für Arbeitslose und Unterbeschäftigte sowie eine hohe 

staatliche Alimentierung der Armen in NRW. Hier machen sich auch die falschen steuerpolitischen 

Entscheidungen der Vergangenheit bemerkbar. Allein die kontraproduktiven Steuerreformen seit 

1998 haben in den Staatshaushalten riesige Löcher gerissen.665 In Folge auch in den Landeshaushalt 

von NRW.666 

So wurden von der jeweils herrschenden Politik in Deutschland die Gewinn- und Vermögensteuern 

drastisch gekürzt bzw. die Vermögensteuer sogar ausgesetzt. Der Spitzensteuersatz bei der Einkom-

mensteuer wurde von 56 v.H. im Jahr 1990 auf 42 v.H. (ab 250.000 Euro sind es 45 v.H.) seit 2005 

gesenkt. Ebenso betrug der Körperschaftsteuersatz für thesaurierte Gewinne 1990 in Deutschland 

664	 Vgl. in diesem Enquete-Bericht , S. 207.

665	 Allein von 1998 bis 2008 rund 300 Mrd. Euro. Vgl. Reuter, N., Deutsche Verzichtsmythen, in: WSI-Mitteilungen, Heft 4/2012, S. 
313. 

666	 Das Einnahmenproblem haben dabei insbesondere die Kommunen zur Wahrnehmung ihrer im Grundgesetz in Art. 28, Abs. 2 
garantierten Rechte auf eine Selbstverwaltung zu spüren bekommen. Vgl. Eicker-Wolf, K./Truger, A., Kommunalfinanzbericht 
2012. Entwicklung und perspektiven der Kommunalfinanzen in Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 2012.
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noch 56 v.H. Heute liegt er bei lächerlichen 15 v.H. Und die Unternehmer klagen weiter über zu 

hohe Steuern und drohen nicht nur mit Abwanderung in Steueroasen, wo sie noch weniger der 

Allgemeinheit an Steuern geben müssen. Unerträglich ist im deutschen Steuerrecht auch die Abgel-
tungssteuer auf Kapitalerträge wie Zinsen und Dividenden. Der von seinem Vermögen Lebende, aber 

selbst durch Arbeit nichts Leistende, muss so lediglich 25 v.H. versteuern. Auch Erbschaftsteuern 

können in der Steuersystematik allenfalls noch als eine marginale Größe bezeichnet werden. 95 v.H. 

aller Nachlässe bleiben steuerfrei.667 

Was für den Staat bei den direkten Steuern auf Einkommen und Vermögen durch die Steuersen-

kungen ausfiel, wurde bei den indirekten (einkommens- und vermögensunabhängigen) Verbrauchs-
steuern mehr erhoben. So stieg u. a. die Umsatzsteuer von 10 auf 19 v.H. Neoliberale Steuerpolitik 

verstößt hier gegen altbewährte finanzwirtschaftliche Grundsätze, gegen jede Form ökonomischer 

Vernunft und Gerechtigkeit.668 Dabei sollte eigentlich klar sein, dass der Reiche mit hohem Einkom-

men, und deshalb hoher marginaler und durchschnittlicher Sparquote, von steigenden indirekten 

Steuern und niedrigen direkten Steuern extrem profitiert. Neben den Steuern sind auch die Abgaben 
in der Sozialversicherung zu Gunsten der Kapitaleigner umverteilt worden. In der Krankenversiche-

rung wurde u. a. sogar der zukünftige Beitragssatz für die Unternehmer/Kapitaleigner auf 7,3 v.H. 

eingefroren. Die Versicherten kommen so für alle Kostensteigerungen alleine auf, die in der Zukunft 

entstehen. Ein unglaublicher politischer Skandal!

Will man politisch keine weitere stetig steigende Staatsverschuldung, dann braucht man zur Reali-

sierung keine ökonomisch kontraproduktive Schuldenbremse, sondern eine adäquate Steuerpolitik 

zur Abschöpfung einer gesamtwirtschaftlichen Überersparnis im privaten Bereich (vgl. die Finan-

zierungsüberschüsse der privaten Haushalte und des finanziellen Sektors im Kap. 6.7), die funktions-
los ist, weil damit keine realwirtschaftlichen und Beschäftigung schaffenden Investitionen finanziert 

werden, sondern nur noch hochspekulative „Finanzprodukte“ auf den Finanzmärkten, die zu gefähr-

lichen Blasen führen, wie gerade in der akuten Finanzmarktkrise. Steuerpolitik muss aber grund-

sätzlich auch dafür Sorge tragen, dass es zu einer Korrektur der an den Märkten zustande kommen-

den Primäreinkommen kommt, deren Verteilung nicht gerecht ist, weil sie regelmäßig nicht nur 

auf individueller Leistung der Einkommensempfänger basieren und auch durch Machtmissbrauch 
an den Märkten manipuliert werden. Außerdem benötig der moderne Staat hinreichende Steuern 

zur Finanzierung der öffentlichen Haushalte und damit zur Bereitstellung öffentlicher und merito-

rischer Güter. 

Da aber Steuerpolitik in Berlin und nicht in Düsseldorf gemacht wird, müssen die Landesregierung und 

das ganze Düsseldorfer Parlament auf Steuererhöhungen drängen. Ansonsten bleibt NRW, wie allen an-

667	 Vgl. DIW-Wochenbericht Nr. 7/2015.

668	 vgl. Bontrup, Heinz-J., Mit noch mehr indirekten Steuern zurück zum wohlfahrtsorientierten Staat? Nur Luxussteuern wären 
ein richtiger Weg, in: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, 80. Jahr-
gang, Heft 4/2011, S. 189 ff.
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deren Bundesländern und ihren Kommunen unter der Restriktion der Schuldenbremse, nur eine sozial 

verheerende Ausgabenanpassung und damit ein weiterer Niedergang der wirtschaftlichen Entwicklung. 

Die Grundsätze einer deshalb zu heute dringend zu verändernden und notwendigen Steuerpolitik 

lassen sich dabei mit der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik wie folgt zusammenfassen: 

•	 Erstens muss es eine uneingeschränkte Bekämpfung von Steuerkriminalität und die sofortige 

Schließung aller Steueroasen geben.

•	 Zweitens hat prioritär eine direkte Einkommens- und Vermögensbesteuerung vor einer indirekten 

Verbrauchsbesteuerung zu erfolgen, da Letztere immer Einkommensstarken und Vermögenden, 

wegen deren hoher Sparquote, einen nicht akzeptablen Vorteil beim Nettoeinkommen verschafft.

•	 Drittens sind ein Steuertarif auf Basis eines Grundfreibetrags in Höhe von 9.500 Euro und eine 

lineare Progressionszone beginnend mit einem Eingangssteuersatz von 14 Prozent bis zu einem 

Spitzensatz von 53 Prozent ab einem zu versteuernden Jahreseinkommen von 67.000 Euro einzu-

führen. Das Ehegattensplitting ist mit einer Übergangsregelung für ältere Steuerpflichtige abzu-

schaffen.

•	 Bei der Besteuerung wird viertens von einer synthetischen Besteuerung ausgegangen, d. h. alle 

Einkunftsarten unterliegen gleichermaßen dem Einkommenssteuertarif und damit einer progres-

siven Besteuerung. Die eingeführte Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge ist demnach abzuschaf-

fen.

•	 Fünftens sollten Kapitalgesellschaften mit einer Körperschaftsteuer in Höhe von 30 Prozent be-

steuert werden.

•	 Die Gewerbesteuer muss sechstens durch eine relativ stabile Gemeindewirtschaftsteuer ersetzt 

werden. Diese ist eine eigenständige Steuer der Kommunen mit dem Recht, den Hebesatz festzu-

legen. Alle Unternehmen und alle erwerbswirtschaftlich Tätigen – also auch alle Selbstständigen 

und Freiberuflerinnen und Freiberufler – sind dabei steuerpflichtig.   

•	 Die 1997 ausgesetzte Vermögenssteuer ist siebtens dringend zu reaktivieren.

•	 Ebenso muss achtens die Erbschafts- und Schenkungsteuer dringend in Richtung vergleichbar 

hoher internationaler Steuersätze reformiert werden. Dabei ist die Steuerbefreiung bei Vererbung 

bzw. Schenkung eines Unternehmens bei Betriebsfortführung abzulehnen.

•	 Zur Eindämmung der weltweit massiv angewachsenen Finanztransaktionen, die maßgeblich die 

jüngste Finanzmarktkrise befeuert haben, fordert die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 

zu Recht schließlich neuntens eine Finanztransaktionssteuer.

Abschließend sei noch erwähnt, dass es auch im bestehenden Länderfinanzausgleich zu Verände-

rungen im Sinne strukturschwacher Länder in Ost und West zur Wahrung einheitlicher Lebensver-

hältnisse in Deutschland kommen muss. Die dagegen von den Ländern Hessen und Bayern eingerei-

chte Verfassungsklage als sog. „Geberländer“ im Länderfinanzausgleich ist asozial und ökonomisch 

mit nichts begründet. Zukünftig muss hier eine vollständige Berücksichtigung und Anrechnung der 
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kommunalen Steuereinnahmen stattfinden. Im bisherigen Länderfinanzausgleich werden diese nur 

zu 64 v.H. zu den Einnahmen der Länder addiert, wodurch Länder mit überwiegend strukturstar-

ken Regionen künstlich ärmer gerechnet werden. Dementsprechend sind auch nach dem bisherigen 

Länderfinanzausgleich die strukturschwachen Länder finanziell viel schlechter aufgestellt, als es die 

Kennzahlen andeuten. Hessische Gemeinden als Spitzenreiter nehmen hier pro Einwohner durch-

schnittlich 1.215 Euro ein, die Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern als Schlusslicht nur 538 

Euro. Außerdem müssen zukünftig die Zinszahlungslasten der Länder, und damit auch der kommu-

nalen Haushalte, durch einen gemeinsamen Altschuldenfonds nivelliert werden. Dieser könnte glei-

che Handlungsspielräume ermöglichen, wenn alle Länder und Kommunen maximal einen tragfä-

higen Prozentsatz ihres Haushalts für die Zinsbedienung aufwenden müssen. Weiterhin würde eine 

gemeinsame Schuldenaufnahme von Kommunen, Ländern und Bund über gemeinsame Anleihen 

das Zinsniveau für öffentliche Schulden noch weiter senken, so dass selbst weniger verschuldete Ge-

bietskörperschaften profitieren würden. 

Von alledem will aber die herrschende Politik in Deutschland seit 40 Jahren nichts wissen. Steuerer-

höhungen werden auch von der amtierenden neoliberalen Großen Koalition in Berlin kategorisch 

abgelehnt. Man setzt vielmehr auf eine kontraproduktive Konsolidierung der Staatshaushalte. Ge-

nauso wie die Mehrheit der Enquetekommission dies fälschlicherweise tut und in ihrem Enquete-

Bericht zum Ausdruck bringt. Bis 2020 wird die Schuldenbremse in NRW einen weiteren beträcht-

lichen Schaden anrichten und dennoch nicht ein ausgeglichener Haushalt vorgelegt werden können. 
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1.	 Tabellen
Tabelle 44:	Bewertungsmatrix zur Kostenremanenz669

669	  ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 2015: 31.

Infrastrukturen der Daseinsvorsorge Pflichtigkeit Kommunale Haushaltsrelevanz Kostenstrukturelle Anpassungsfähigkeit
Investitionsbedarf und 
Investitionsvolumen Demografierelevanz und Nachfrageentwicklung

Merkmale Oberbereiche Teilbereiche

Kommunale Pflichtigkeit Kostenträger
Gesamtausgaben der Kommunen in NRW 

in Euro je Einwohner und Jahr  [2009-2012]**
Haushaltsbilanz der Kommunen in NRW 

in Euro je Einwohner und Jahr [2009-2012] **

Räumliche 
Dimension / 
Einzugsbereich

Intensität des  
Remanenzeffekts

Ausprägung  
der Infrastruktur

Gründe für  
Kosten- 
remanenz

Investitions- 
bedarf

Investitions- 
volumen

Relevante  
Alters- 
gruppen

Nachfrage- 
entwicklung  
in NRW 
[2011-2030]

Anteil der Städte und 
Gemeinden in NRW 
mit Nachfragelücke 
[1995-2030]

Mittlere Nach-
fragelücke in den 
Städten und Gemein-
den in NRW 
[1995-2030]

Streuung der 
Nachfragelücke in den 
Städten und Gemein-
den in NRW 
[1995-2030]

Legende
Gemeinde krfr. Stadt Kreis Kommune Land

Nutzer, 
Private, 
Stiftungen 
etc.

Kreisfreie 
Großstäd-
te *

Städtische  
Kreise* 

Ländliche 
Kreise  
mit Verdich-
tungs-ansät-
zen* 

Gesamt
Kreisfreie 
Großstädte* 

Städtische 
Kreise*

Ländliche 
Kreise mit 
Verdich-
tungs-ansät-
zen *

Gesamt

Technische 
Infra- 
struktur

Ver- und Entsorgung

Wasserversorgung ● ● ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
sehr hohe 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1 eher gering
mittel

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Pflichtigkeit: 
 
● pflichtig 
● tlw. pflichtig 
○ übertragene Pflichtigkeit 
 
Räumliche Dimension: 
 
1 = �Standortgebunden  

(Grundstück/
Straßenzug) 

2 = �geringe Distanz  
(Quartier-Stadtteil) 

3 = �mittlere Distanz  
(Stadtteil-Stadt) 

4 = �höhere Distanz  
(Kreis/Großstadt - 
Region) 

Gründe für Kostenre-
manenz: 

1 = �Rückgang der 
Nachfrage bei nur 
eingeschränkt 
veränderbarem 
Leistungsniveau 

2 = �Wachsende Nachfrage 
nach spezifischen 
Leistungen 

3 = �Höheres Leis-
tungsniveau als 
Gegenmaßnahme 

4 = �Abbau kommunaler 
Angebote zur Reduz-
ierung der Ausgaben

Abwasserentsorgung ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch eher hoch sehr hoch
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
sehr hohe 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1 eher hoch alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Abfallentsorgung ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

keine Angaben
mittlere 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1 keine Angaben ohne/eher gering alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Energieversorgung

Gasversorgung ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)

mittlere 
Remanenz

Netzwerk 1

mittel ohne/eher gering

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Fernwärmeversorgung ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
Punkt- und 
Netzwerk

1 alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Elektrizitätsversorgung ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
Punkt- und 
Netzwerk

1 alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Öffentlicher Verkehr
ÖPNV/SPNV ● ● ● sehr hoch eher gering eher gering eher hoch

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

2-3
geringe 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1, 2 mittel ohne/eher gering alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Schülerbeförderung ● ● ● ● eher gering eher hoch sehr hoch eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben hohe Remanenz
Punkt- und 
Netzwerk

1, 2 keine Angaben keine Angaben 6-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Verkehrsflächen

Bundes- und 
Landesstraßen

○ ○ ● ● eher gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4
mittlere 
Remanenz

Netzwerk 1 keine Angaben

eher hoch

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Kreisstraßen ● ● ● gering eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4
mittlere 
Remanenz

Netzwerk 1 keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Gemeindestraßen /  
kommunale Verkehrs-
flächen

● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3

sehr hohe 
Remanenz

Netzwerk
1,2

eher hoch

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Straßenbeleuch-
tung/-reinigung

● ● ● ● ● eher hoch gering eher gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 Netzwerk alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Parkeinrichtungen ● ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

keine Angaben Punkt alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Soziale 
Infra- 
struktur

Kinderbetreuung 
und Bildungswesen

Kinderbetreuung 
(Tageseinrichtungen)

● ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 hohe Remanenz Punkt 1, 2 ,3, 4 keine Angaben mittel 0-6 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Grundschulen ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

2

sehr hohe 
Remanenz

Punkt 1, 3, 4

eher hoch
eher hoch

6-10 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Weiterführende Schulen ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4 Punkt 1, 3, 4 10-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Förder- und Sonder-
schulen

● ● ● ● eher gering eher gering eher gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt 1, 4 6-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Berufskollegs ● ● ● k.A. eher hoch eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt 3 16-21 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Volkshochschulen und 
Erwachsenenbildung

● k.A. ● eher gering gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

-
mittlere 
Remanenz

Punkt 1 keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Kultur, Freizeit, 
Sport

Bibliotheken ● ● ● eher gering gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4 hohe Remanenz Punkt

1, (4)

keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Museen ● ● ● eher gering gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4 hohe Remanenz Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Theater ● ● ● sehr hoch gering gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4

geringe 
Remanenz

Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Musikpflege ● ● gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Musikschule ● ● ● eher gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Heimat- und sonstige 
Kunstpflege

● ● k.A. gering gering eher gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben - keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sportstätten ● ● ● ● ● ●
eher hoch

eher hoch
gering

eher hoch
gering

eher hoch
keine 
Relevanz

eher 
defizitär

eher 
defizitär
keine 
Relevanz

eher 
defizitär
keine 
Relevanz

eher 
defizitär
keine 
Relevanz

3 hohe Remanenz Punkt
1, 2

mittel
mittel

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Bäder ● ● ● 4
mittlere 
Remanenz

Punkt keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Einrichtungen der 
Betreuung, Pflege 
und Fürsorge

Jugendhilfe, Beratung 
und Familie

● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3
mittlere 
Remanenz

Punkt 1, 2 keine Angaben keine Angaben 0-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Jugendarbeit ● ● ● ● ● eher hoch eher hoch eher gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 hohe Remanenz Punkt 1 keine Angaben keine Angaben 6-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Einrichtungen für 
Behinderte

● k.A. k.A.

eher gering eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben

hohe Remanenz

Punkt

1

keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Einrichtungen für 
Wohnungslose

○ ○ ○ ● k.A. k.A. keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Einrichtungen für 
Aussiedler und 
Asylbewerber

○ ○ ● k.A. k.A. keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben keine Angaben ohne Wert ohne Wert ohne Wert ohne Wert

Andere soziale 
Einrichtungen

● ● ● k.A. k.A. keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Grünanlagen

Park- und Garte-
nanlagen

● ●
sehr hoch eher gering eher gering eher hoch

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher defizitä
eher 
defizitär

keine Angaben geringe 
Remanenz

Punkt 1 keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sonstige Erholungsein-
richtungen

● ● keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Verwaltung Öffentliche Verwaltung ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4
sehr hohe 
Remanenz

Punkt 1, 2, (4) keine Angaben mittel alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Ordnungs- und 
Rettungswesen, 
Brand- und Ka-
tastrophenschutz

Öffentliche Ordnung ○ ○ ○ ● ● k.A. sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben

sehr hohe 
Remanenz

Punkt

1

keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Brandschutz ● ● ● ● k.A.. k.A. sehr hoch eher hoch eher hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Rettungsdienst ● ● ● ● ● eher hoch eher hoch eher hoch eher hoch
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

3 Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Katastrophenschutz ○ ○ ● k.A. k.A. gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4 Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Wohnen

Sozialer Wohnungsbau ○ ○ ● ● eher gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben keine Relevanz - - keine Angaben ohne/eher gering alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Wohngeld ○ ○ ○ ● in Grundsicherung und Grundversorgung enthalten in Grundsicherung und Grundversorgung enthalten keine Angaben keine Angaben - - keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Wohlfahrtspflege ● ● ● k.A. k.A. eher gering eher gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben keine Relevanz - - keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sozialwesen
Grundsicherung und 
Grundversorgung

●/○ ●/○ ● k.A. sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben
sehr hohe 
Remanenz

- 1, 2 keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

medizinische 
Versorgung

Krankenhäuser ○ ○ ● ● eher gering eher gering eher gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4
geringe 
Remanenz

Punkt 1, 2 mittel
ohne/eher gering

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sonstige Gesundheits-
dienste

○ ● ● ● k.A. k.A. eher hoch eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben
sehr hohe 
Remanenz

Punkt 1 keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

* ohne Berücksichtigung der Werte der beiden Landschaftsverbände    ** Tabellle  mit absoluten Werten in Anhang I



 3191. Tabellen 

Infrastrukturen der Daseinsvorsorge Pflichtigkeit Kommunale Haushaltsrelevanz Kostenstrukturelle Anpassungsfähigkeit
Investitionsbedarf und 
Investitionsvolumen Demografierelevanz und Nachfrageentwicklung

Merkmale Oberbereiche Teilbereiche

Kommunale Pflichtigkeit Kostenträger
Gesamtausgaben der Kommunen in NRW 

in Euro je Einwohner und Jahr  [2009-2012]**
Haushaltsbilanz der Kommunen in NRW 

in Euro je Einwohner und Jahr [2009-2012] **

Räumliche 
Dimension / 
Einzugsbereich

Intensität des  
Remanenzeffekts

Ausprägung  
der Infrastruktur

Gründe für  
Kosten- 
remanenz

Investitions- 
bedarf

Investitions- 
volumen

Relevante  
Alters- 
gruppen

Nachfrage- 
entwicklung  
in NRW 
[2011-2030]

Anteil der Städte und 
Gemeinden in NRW 
mit Nachfragelücke 
[1995-2030]

Mittlere Nach-
fragelücke in den 
Städten und Gemein-
den in NRW 
[1995-2030]

Streuung der 
Nachfragelücke in den 
Städten und Gemein-
den in NRW 
[1995-2030]

Legende
Gemeinde krfr. Stadt Kreis Kommune Land

Nutzer, 
Private, 
Stiftungen 
etc.

Kreisfreie 
Großstäd-
te *

Städtische  
Kreise* 

Ländliche 
Kreise  
mit Verdich-
tungs-ansät-
zen* 

Gesamt
Kreisfreie 
Großstädte* 

Städtische 
Kreise*

Ländliche 
Kreise mit 
Verdich-
tungs-ansät-
zen *

Gesamt

Technische 
Infra- 
struktur

Ver- und Entsorgung

Wasserversorgung ● ● ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
sehr hohe 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1 eher gering
mittel

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Pflichtigkeit: 
 
● pflichtig 
● tlw. pflichtig 
○ übertragene Pflichtigkeit 
 
Räumliche Dimension: 
 
1 = �Standortgebunden  

(Grundstück/
Straßenzug) 

2 = �geringe Distanz  
(Quartier-Stadtteil) 

3 = �mittlere Distanz  
(Stadtteil-Stadt) 

4 = �höhere Distanz  
(Kreis/Großstadt - 
Region) 

Gründe für Kostenre-
manenz: 

1 = �Rückgang der 
Nachfrage bei nur 
eingeschränkt 
veränderbarem 
Leistungsniveau 

2 = �Wachsende Nachfrage 
nach spezifischen 
Leistungen 

3 = �Höheres Leis-
tungsniveau als 
Gegenmaßnahme 

4 = �Abbau kommunaler 
Angebote zur Reduz-
ierung der Ausgaben

Abwasserentsorgung ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch eher hoch sehr hoch
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
sehr hohe 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1 eher hoch alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Abfallentsorgung ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

keine Angaben
mittlere 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1 keine Angaben ohne/eher gering alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Energieversorgung

Gasversorgung ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)

mittlere 
Remanenz

Netzwerk 1

mittel ohne/eher gering

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Fernwärmeversorgung ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
Punkt- und 
Netzwerk

1 alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Elektrizitätsversorgung ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

1 (bis 4)
Punkt- und 
Netzwerk

1 alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Öffentlicher Verkehr
ÖPNV/SPNV ● ● ● sehr hoch eher gering eher gering eher hoch

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

2-3
geringe 
Remanenz

Punkt- und 
Netzwerk

1, 2 mittel ohne/eher gering alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Schülerbeförderung ● ● ● ● eher gering eher hoch sehr hoch eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben hohe Remanenz
Punkt- und 
Netzwerk

1, 2 keine Angaben keine Angaben 6-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Verkehrsflächen

Bundes- und 
Landesstraßen

○ ○ ● ● eher gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4
mittlere 
Remanenz

Netzwerk 1 keine Angaben

eher hoch

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Kreisstraßen ● ● ● gering eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4
mittlere 
Remanenz

Netzwerk 1 keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Gemeindestraßen /  
kommunale Verkehrs-
flächen

● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3

sehr hohe 
Remanenz

Netzwerk
1,2

eher hoch

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Straßenbeleuch-
tung/-reinigung

● ● ● ● ● eher hoch gering eher gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 Netzwerk alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Parkeinrichtungen ● ● gering gering gering gering
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

keine Angaben Punkt alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Soziale 
Infra- 
struktur

Kinderbetreuung 
und Bildungswesen

Kinderbetreuung 
(Tageseinrichtungen)

● ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 hohe Remanenz Punkt 1, 2 ,3, 4 keine Angaben mittel 0-6 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Grundschulen ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

2

sehr hohe 
Remanenz

Punkt 1, 3, 4

eher hoch
eher hoch

6-10 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Weiterführende Schulen ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4 Punkt 1, 3, 4 10-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Förder- und Sonder-
schulen

● ● ● ● eher gering eher gering eher gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt 1, 4 6-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Berufskollegs ● ● ● k.A. eher hoch eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt 3 16-21 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Volkshochschulen und 
Erwachsenenbildung

● k.A. ● eher gering gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

-
mittlere 
Remanenz

Punkt 1 keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Kultur, Freizeit, 
Sport

Bibliotheken ● ● ● eher gering gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4 hohe Remanenz Punkt

1, (4)

keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Museen ● ● ● eher gering gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4 hohe Remanenz Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Theater ● ● ● sehr hoch gering gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4

geringe 
Remanenz

Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Musikpflege ● ● gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Musikschule ● ● ● eher gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Heimat- und sonstige 
Kunstpflege

● ● k.A. gering gering eher gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben - keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sportstätten ● ● ● ● ● ●
eher hoch

eher hoch
gering

eher hoch
gering

eher hoch
keine 
Relevanz

eher 
defizitär

eher 
defizitär
keine 
Relevanz

eher 
defizitär
keine 
Relevanz

eher 
defizitär
keine 
Relevanz

3 hohe Remanenz Punkt
1, 2

mittel
mittel

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Bäder ● ● ● 4
mittlere 
Remanenz

Punkt keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Einrichtungen der 
Betreuung, Pflege 
und Fürsorge

Jugendhilfe, Beratung 
und Familie

● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3
mittlere 
Remanenz

Punkt 1, 2 keine Angaben keine Angaben 0-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Jugendarbeit ● ● ● ● ● eher hoch eher hoch eher gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 hohe Remanenz Punkt 1 keine Angaben keine Angaben 6-18 Jahre starke Abnahme
Nachfragelücken 
flächendeckend

hohe Nachfragelücke starke Streuung

Einrichtungen für 
Behinderte

● k.A. k.A.

eher gering eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben

hohe Remanenz

Punkt

1

keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Einrichtungen für 
Wohnungslose

○ ○ ○ ● k.A. k.A. keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Einrichtungen für 
Aussiedler und 
Asylbewerber

○ ○ ● k.A. k.A. keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben keine Angaben ohne Wert ohne Wert ohne Wert ohne Wert

Andere soziale 
Einrichtungen

● ● ● k.A. k.A. keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Grünanlagen

Park- und Garte-
nanlagen

● ●
sehr hoch eher gering eher gering eher hoch

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher defizitä
eher 
defizitär

keine Angaben geringe 
Remanenz

Punkt 1 keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sonstige Erholungsein-
richtungen

● ● keine Angaben Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Verwaltung Öffentliche Verwaltung ● ● ● ● ● sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3-4
sehr hohe 
Remanenz

Punkt 1, 2, (4) keine Angaben mittel alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Ordnungs- und 
Rettungswesen, 
Brand- und Ka-
tastrophenschutz

Öffentliche Ordnung ○ ○ ○ ● ● k.A. sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben

sehr hohe 
Remanenz

Punkt

1

keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Brandschutz ● ● ● ● k.A.. k.A. sehr hoch eher hoch eher hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

3 Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Rettungsdienst ● ● ● ● ● eher hoch eher hoch eher hoch eher hoch
eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

eher kosten-
deckend

3 Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Katastrophenschutz ○ ○ ● k.A. k.A. gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4 Punkt keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Wohnen

Sozialer Wohnungsbau ○ ○ ● ● eher gering gering gering gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben keine Relevanz - - keine Angaben ohne/eher gering alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Wohngeld ○ ○ ○ ● in Grundsicherung und Grundversorgung enthalten in Grundsicherung und Grundversorgung enthalten keine Angaben keine Angaben - - keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Wohlfahrtspflege ● ● ● k.A. k.A. eher gering eher gering gering eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben keine Relevanz - - keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sozialwesen
Grundsicherung und 
Grundversorgung

●/○ ●/○ ● k.A. sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben
sehr hohe 
Remanenz

- 1, 2 keine Angaben keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

medizinische 
Versorgung

Krankenhäuser ○ ○ ● ● eher gering eher gering eher gering eher hoch
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

4
geringe 
Remanenz

Punkt 1, 2 mittel
ohne/eher gering

alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

Sonstige Gesundheits-
dienste

○ ● ● ● k.A. k.A. eher hoch eher gering eher hoch eher gering
eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

eher 
defizitär

keine Angaben
sehr hohe 
Remanenz

Punkt 1 keine Angaben alle Einwohner leichte Abnahme
Nachfragelücken 
dominierend

geringe  
Nachfragelücke

mittlere Streuung

* ohne Berücksichtigung der Werte der beiden Landschaftsverbände    ** Tabellle  mit absoluten Werten in Anhang I
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2.	 Sachverständigengespräche 

Die Enquetekommission III hat folgende nichtöffentliche Sachverständigengespräche durchgeführt:

1.	� Anhörung zum Thema „Wirtschafts- und Arbeitsmarkt in Nordrhein-Westfalen  
in der Dekade 2020 bis 2030“ am 13. März 2014, nöEKPr 16/18

Angehörte Sachverständige:

•	 Dr. Benjamin Weigert und Dr. Manuel Kallweit, Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung, Stellungnahme Nr. 16/1475

•	 Dr. Katja Rietzler, Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung, Stellungnahme  

Nr. 16/1490

•	 Prof. Dr. Roland Döhrn, Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Stellungnah-

me Nr. 16/1482

•	 Prof. Dr. Gerhard Bosch, Institut Arbeit und Qualifikation, Stellungnahme Nr. 16/1464

•	 Dr. Carsten Pohl, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Reg. Forschungsnetz, Stellung-

nahme Nr. 16/1510

•	 Dr. Hans-Peter Klös, Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Stellungnahme Nr. 16/1469

•	 Dirk Brenschede, Die Jungen Unternehmer – BJU, Stellungnahme Nr. 16/1470

•	 Franz Roggemann, Industrie- und Handelskammern Nordrhein-Westfalen, Stellungnahme  

Nr. 16/1466

•	 Michael Hermund, DGB Bezirk NRW Abt. Arbeitsmarktpolitik, Stellungnahme Nr. 16/1463

2.	� Anhörung zum Thema „Öffentlicher Dienst in Nordrhein-Westfalen in der Dekade 2020 bis 
2030“ am 22. Mai 2014, nöEKPr 16/21

Angehörte Sachverständige:

•	 Thorsten Schramm, PricewaterhouseCoopers AG, Stellungnahme Nr. 16/1712

•	 Peter Heesen, Ehemaliger Bundesvorsitzender des gewerkschaftlichen Dachverbandes dbb Beam-

tenbund und Tarifunion, Stellungnahme Nr. 16/1758

•	 Prof. Dr. Georg Milbradt, Ministerpräsident a.D., Stellungnahme Nr. 16/1745

•	 Eduard Jahnz, Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen, Stellungnahme Nr. 16/1754

•	 Dr. Frank Niehaus, Wissenschaftliches Institut (WIP) des Verbandes der Privaten Krankenversi-

cherungen, Stellungnahme Nr. 16/1702

•	 Dr. Thilo Schaefer, Institut der Deutschen Wirtschaft Köln, Stellungnahme Nr. 16/1755 
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3.	� Anhörung zum Thema „Bildung in Nordrhein-Westfalen in der Dekade 2020 bis 2030“ am 
18. September 2014, nöEKPr 16/28

Angehörte Sachverständige:

•	 Elke Vormfenne, Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Wirtschaftsschulen – Landesverband 

NW, Stellungnahme Nr. 16/2087

•	 Franz Roggemann, IHK NRW – Die Industrie- und Handelskammern in Nordrhein-Westfalen 

e. V., Stellungnahme Nr. 16/2112

•	 Dr. Norbert Rempe-Thiemann, Schule Am Hafen, Stellungnahme Nr. 16/2056

•	 Dr. Marko Neumann, Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung, Stellung- 

nahme Nr. 16/2059

•	 Prof. Dr. Hans-Günther Roßbach, LIfBi – Leibniz-Institut für Bildungsverläufe e. V. an der Otto-

Friedrich-Universität Bamberg, Stellungnahme Nr. 16/2102

4.	� Anhörung zum Thema „Sozial- und Gesundheitswesen und Familie in Nordrhein-Westfalen 
in der Dekade 2020 bis 2030“ am 30. Oktober 2014, nöEKPr 16/31

Angehörte Sachverständige:

•	 Dirk Ruiss, Verband der Ersatzkassen e. V., Stellungnahme Nr. 16/2280

•	 Prof. Dr. Klaus Jacobs, Wissenschaftliches Institut der AOK (WIdO) 

•	 Dr. Dörte Heger, Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Stellungnahme  

Nr. 16/2248

•	 Jörg Richard, Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Westliches Westfalen e. V., Stellungnahme  

Nr. 16/2236

•	 Dr. Frank Stollmann und Andreas Burkert, Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege 

und Alter des Landes NRW, Stellungnahme Nr. 16/2272

•	 Prof. Dr. Irene Gerlach, Forschungszentrum Familienbewusste Personalpolitik (FFP), Stellung-

nahme Nr. 16/2273

•	 Dr. Agnes Klein, Beigeordnete Stadt Köln, Stellungnahme Nr. 16/2241
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5.	� Anhörung zum Thema „Infrastruktur und Raumplanung in Nordrhein-Westfalen in der 
Dekade 2020 bis 2030“ am 8. Dezember 2015, nöEKPr 16/33

Angehörte Sachverständige:

•	 Volker Sonneborn, Beigeordneter und Betriebsleiter der Stadt Bad Berleburg, Stellungnahme  

Nr. 16/2393

•	 Dr. Andreas Hollstein, Oberbürgermeister der Stadt Altena, keine Stellungnahme

•	 Carsten Tum, Beigeordneter der Stadt Duisburg, Stellungnahme Nr. 16/2414

•	 Christoph van Gemmeren, Bezirksregierung Düsseldorf, Stellungnahme Nr. 16/2405

•	 Andrea Dittrich-Wesbuer, ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH, 

Stellungnahme Nr. 16/2393

•	 Michael Zarth, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum-forschung Bonn, Stellungnahme  

Nr. 16/2413

•	 Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL), Stellung-

nahme Nr. 16/2415
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3.	 Gutachten 

Die Enquetekommission zur Bewertung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in Nordrhein-

Westfalen unter den Bedingungen der Schuldenbremse und des demografischen Wandels in der 

Dekade 2020 bis 2030 hat folgende Gutachten in Auftrag gegeben: 

•	 „Personal der öffentlichen Verwaltung in Nordrhein‐Westfalen: Entwicklungen und Hand-

lungsoptionen zur Neustrukturierung“ vorgelegt von Professor Dr. Niklas Potrafke, Markus 

Reischmann und Marina Riem vom Leibniz‐Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität 

München e. V. (ifo Institut) in Kooperation mit Professor Dr. Stefan Korioth der Ludwig‐Maximi-

lians‐Universität München, Drs. – Information 16/275

•	 „Remanenzkosten von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge im demografischen Wandel“ vor-

gelegt von Prof. Dr. Stefan Siedentop und Andrea Dittrich-Wesbuer vom ILS – Institut für Lan-

des- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH in Kooperation mit Dr.-Ing. Jens-Martin Gutsche 

vom GGR – Gertz Gutsche Rümenapp Stadtentwicklung und Mobilität GbR, Drs. – Information 

16/276
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4.	 Vorträge

•	 „Die demografische Entwicklung in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahr 2030“, Dr. Wolfgang Sei-

fert von IT.NRW, Geschäftsbereich Statistik am 5. Dezember 2013

•	 „2. Nachhaltigkeitsbericht der Landesregierung Nordrhein-Westfalen“, Ministerialrat Dr. Frank 

Littwin (Finanzministerium) und Herr Oberamtsrat Andreas Becker (Finanzministerium) am 6. 

Februar 2014

•	 „Haushaltssituation der Kommunen in Nordrhein-Westfalen in 2020“, Leitender Ministerialrat 

Benedikt Emschermann (Ministerium für Inneres und Kommunales und Herr Regierungsbe-

schäftigter Dr. Florian Boettcher (Ministerium für Inneres und Kommunales) am 6. Februar 2014

•	 „Auswirkungen des demografischen Wandels auf die öffentlichen Haushalte“, Dr. Michael Thöne 

(Finanzwissenschaftliches Institut an der Universität Köln) am 6. Februar 2014

•	 „Aussagekraft statistischer Darstellungen in Demographiedebatten“, Prof. Dr. Gerd Bosbach vom 

Rhein Ahr Campus der Hochschule Koblenz am 26. Juni 2014

•	 „Nachhaltige Finanzplanung“ insbesondere im Hinblick auf das Projekt der Stadt Köln, – Gene-

rationengerecht und handlungsfähig bei leistungsfähiger Infrastruktur –“, Frau Gabriele C. Klug, 

Stadtkämmerin der Stadt Köln am 15.01.2015

•	 Vorstellung des Gutachtens „Remanenzkosten von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge im de-

mografischen Wandel“, Frau Andrea Dittrich-Wesbuer vom ILS (Institut für Landes- und Stadt-

entwicklungs-forschung) am 15.01.2014 
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Antrag der Fraktion der CDU

Einrichtung einer Enquete-Kommission zur Bewertung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haus-

halte in Nordrhein-Westfalen unter den Bedingungen der Schuldenbremse und des demografischen 

Wandels in der Dekade 2020 bis 2030

I. 
Die kommenden Jahrzehnte werden sich von vergangenen Jahrzehnten und auch der Gegenwart 

erheblich unterscheiden. Infolge des demografischen Wandels werden sie von völlig anderen Rah-

menbedingungen geprägt sein. Kaum eine Region in Deutschland, zumal keine ländliche, wird 

in den nächsten Jahren vom Einwohnerschwund verschont bleiben. Wenn jede Frau im Durch-

schnitt 1,4 Kinder bekommt, dann ist jede neue Generation um ein knappes Drittel kleiner als die 

Generation ihrer Eltern. Diese Dynamik des Einwohnerschwunds kann durch Zuwanderung nicht 

mehr ausgeglichen werden. Darüber hinaus baut sich eine neue Altersstruktur der Gesellschaft 

auf. Infolge des Geburtenrückgangs und der gestiegenen und weiter steigenden individuellen Le-

benserwartung verschiebt sich das zahlenmäßige Verhältnis von jungen und alten Menschen. Auf 

immer weniger junge Menschen kommen immer mehr Ältere und Hochbetagte. 

Der demografische Wandel ist historisch betrachtet etwas Neues. Er stellt Politik und Gesellschaft 

vor Herausforderungen, für deren Bewältigung es keine Beispiele und kein Erfahrungswissen gibt. 

Es geht darum, den sozialen, kulturellen und materiellen Reichtum unserer Gesellschaft unter 

neuen Bedingungen zu wahren und zu mehren. Damit muss jetzt begonnen werden. Das heißt 

in jedem Fall: Vorausschauend ist durch entschlossene Haushaltskonsolidierung dafür zu sor-

gen, dass Politik und Gesellschaft bei der sozialen, kulturellen und ökonomischen Gestaltung des 

demografischen Wandels auf tragfähige öffentliche Haushalte zurückgreifen können, die ihnen 

Handlungsspielräume lassen.

II.
Maßgeblich für Aussagen zur Bevölkerungsentwicklung der nächsten Jahrzehnte und zur Ände-

rung im Altersaufbau der Gesellschaft sind die Erhebungen und Modellrechnungen der „12. Koor-

dinierten Bevölkerungsvorausberechnung“ des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahr 2009.

Zu den Unsicherheiten bei der Vorausberechnung trägt wesentlich die schwierige Vorhersagbarkeit 

der Zahl von Auswanderungen und Zuwanderungen bei. Zwischen 1991 und 2010 wanderten ins-

gesamt 18 Millionen Personen nach Deutschland ein, und im selben Zeitraum sind 13,7 Millionen 

670	 Der Antrag wurde in der hier wiedergegebenen Fassung am 21. März 2013 einstimmig vom Landtag Nordrhein-Westfalen 
beschlossen (Plenarprotokoll 16/25). 
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aus Deutschland fortgezogen. Dabei schwankt die jährliche Zahl von Ein- bzw. Auswanderern stark. 

Nachdem in den Jahren 2008 und 2009 erstmals seit 1984 mehr Personen aus- als eingewandert 

waren, wurde 2010 wieder ein Einwanderungsplus von 128.000 Personen verzeichnet, ein Trend, der 

sich auch nach 2010 fortsetzte.

Das Statistische Bundesamt rechnet in der „12. Koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung“ mit 

unterschiedlichen Zuwanderungswerten: einmal mit einem positiven Wanderungssaldo von jähr-

lich durchschnittlich 100.000 Personen ab 2014, und einmal mit einem positiven Wanderungssaldo 

von jährlich durchschnittlich 200.000 Personen ab 2020.

2009 lag die Einwohnerzahl in Deutschland bei knapp unter 82 Millionen, in Nordrhein-Westfalen 

bei knapp unter 17,9 Millionen. Bei einer jährlichen Nettozuwanderung von 100.000 Personen wird 

die Bevölkerungszahl bis 2060 in Deutschland auf rund 65 Millionen zurückgehen, in Nordrhein-

Westfalen auf rund 14,23 Millionen. Bei einer jährlichen Nettozuwanderung von 200.000 Personen 

wird für 2060 mit rund 70 Millionen bzw. für Nordrhein-Westfalen mit rund 15,34 Millionen Ein-

wohnern gerechnet. – Im Vergleich zu 2009 wären dies Bevölkerungsrückgänge von rund 14 bzw. 

rund 21 Prozent.

Für Nordrhein-Westfalen wird im Einzelnen folgende zahlenmäßige Bevölkerungsentwicklung bei 

einer bundesweiten Nettozuwanderung von jährlich im Schnitt 100.000 bzw. 200.000 Personen 

vorausberechnet: Basisjahr 2010: 17,81 Millionen / 2020: 17,36 bzw. 17,47 Millionen / 2030: 16,83 

bzw. 17,17 Millionen / 2040:  16,13  bzw. 16,73 Millionen / 2050: 15,21 bzw. 16,07 Millionen / 2060: 

14,23 bzw. 15,34 Millionen.

2009 lebten rund 15,6 Millionen Unterzwanzigjährige in Deutschland, davon rund 3,46 Millionen 

in Nordrhein-Westfalen. 2060 werden – bei einer deutschlandweiten Nettozuwanderung von jähr-

lich 100.000 Personen – nur noch rund 10,1 Millionen Unterzwanzigjährige in Deutschland leben, 

also 5,5 Millionen weniger, und nur noch rund 2,24 Millionen in Nordrhein-Westfalen, also rund 

1,2 Millionen weniger. Das sind Rückgänge von rund 35 Prozent.

Ganz anders die Modellrechnungen für die Älteren. 2009 lebten 16,8 Millionen Fünfundsechzigjäh-

rige und Ältere in Deutschland, davon rund 3,6 Millionen in Nordrhein-Westfalen. 2060 werden in 

Deutschland rund 21,9 Millionen mindestens 65 Jahre alt sein und in Nordrhein-Westfalen rund 

4,7 Millionen. Das sind Zunahmen von gut 30 Prozent. 

Besonders deutlich zeigt sich die Altersverschiebung bei der wachsenden Zahl der Hochbetagten. 

2008 lebten in Deutschland rund 4 Millionen Achtzigjährige und Ältere, was etwa fünf Prozent der 

Bevölkerung entsprach. Ihre Zahl wird kontinuierlich steigen und mit mehr als 10 Millionen im Jahr 

2050 den bis dahin höchsten Wert erreichen. Bis 2060 wird die Zahl der Hochbetagten dann auf gut 
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9 Millionen sinken und damit 14 Prozent der Bevölkerung stellen. Das heißt: Anders als heute, wo in 

etwa jede zwanzigste Person 80 oder mehr Jahre durchlebt hat, wird in nicht einmal 40 Jahren jede 

siebte Person hochbetagt sein.

Besonders stark betroffen von Einwohnerschwund und Altersverschiebung ist die Bevölkerung 

im Erwerbsalter zwischen 20 und 65 Jahren. Bei einer jährlichen Nettozuwanderung von durch-

schnittlich 100.000 Personen geht ihre Zahl deutschlandweit von heute knapp 50 Millionen zu-

rück auf rund 48 Millionen im Jahr 2020, auf 42 Millionen 2030, auf 38 Millionen 2040, auf 

36 Millionen 2050 und auf 33 Millionen 2060. – Selbst bei einer jährlichen Nettozuwanderung 

von 200.000 Personen fällt der Rückgang nicht wesentlich geringer aus: Gerechnet wird dann mit 

einem Rückgang auf 43 Millionen 2030, auf 40 Millionen 2040, auf 39 Millionen 2050 und auf 

36 Millionen 2060.

Für Nordrhein-Westfalen wird bei den Zwanzig- bis Fünfundsechzigjährigen mit folgender Ent-

wicklung gerechnet: Je nach Zuwanderungsannahme (100.000 oder 200.000 Personen bundesweit 

im Jahresschnitt) geht die Zahl der Personen im Erwerbsalter von 10,75 Millionen im Jahr 2010 auf 

10,42 bzw. 10,51 Millionen im Jahr 2020, auf 9,27 bzw. 9,54 Millionen im Jahr 2030, auf 8,46 bzw. 

8,9 Millionen im Jahr 2040, auf 8 bzw. 8,6 Millionen im Jahr 2050 und auf 7,2 bzw. 8,0 Millionen im 

Jahr 2060 zurück. 

In dem Jahrzehnt von 2020 bis 2030 werden wir in Deutschland wie in Nordrhein-Westfalen den 

stärksten Rückgang der Erwerbsbevölkerung erleben. In diesem Jahrzehnt erreichen nämlich die 

geburtenstarken Jahrgänge der fünfziger und sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts („Babyboomer“) 

das Rentenalter. 

Der Rückgang der Erwerbsbevölkerung bewirkt ab 2020 einen steilen Anstieg des sogenannten 

„Altenquotienten“, das heißt der Zahl der Fünfundsechzigjährigen und Älteren, die je 100 Personen 

im Erwerbsalter von 20 bis 64 Jahren gegenübersteht. 2009 lag der Altenquotient in Deutschland bei 

33,7. Das heißt, auf 100 Zwanzig- bis Vierundsechzigjährige kamen rechnerisch 33,7 Personen, die 

mindestens 65 Jahre alt waren. Im Bundesdurchschnitt wird sich der Altenquotient bei einer Netto-

zuwanderung von jährlich 100.000 Personen bis 2040 – also innerhalb der nächsten 27 Jahre – fast 

verdoppeln: 100 Zwanzig- bis Vierundsechzig-jährigen werden 2040 fast 66 Personen gegenüberste-

hen, die 65 Jahre und älter sind.

In Nordrhein-Westfalen lag der Altenquotient 2010 bei 33,6. Bei einer bundesweiten Netto-zuwan-

derung von jährlich 100.000 bzw. 200.000 Personen wird der Altenquotient in Nordrhein-Westfalen 

2020 bei 37,5 bzw. 37,2 liegen. Bis 2030 wird er steil auf 50,2 bzw. 48,9 steigen. Für 2040 werden 59,1 

bzw. 56,6 vorausberechnet, für 2050 60,3 bzw. 57,1 und für 2060 64,7 bzw. 60,9.
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III.
Die Schrumpfung und gleichzeitige Alterung der Bevölkerung haben schwerwiegende Konsequenzen 

für die sozialen Sicherungssysteme, die öffentlichen Infrastrukturangebote und den Arbeitsmarkt. 

Für die Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte ist seit langem klar, dass allein die Leistungen für 

die Alterssicherung, für Gesundheit und Pflege so deutlich steigen werden, dass ohne gegensteuernde 

Maßnahmen eine nicht verantwortbare Tragfähigkeitslücke der öffentlichen Haushalte in Kauf ge-

nommen würde. Mit der Einführung eines Nachhaltigkeitsfaktors in die Rentenanpassungsformel, 

mit der nachgelagerten Besteuerung von Alterseinkünften oder mit der schrittweisen Erhöhung des 

Renteneintrittsalters auf 67 Jahre wurden wichtige Schritte zur Abwehr einer Tragfähigkeitslücke der 

öffentlichen Haushalte getan. – Die Entwicklung auf der Einnahmenseite der öffentlichen Haushalte 

wird von Fachlauten bislang als schwer bestimmbar angesehen. Weitgehende Einigkeit besteht aller-

dings in der Einschätzung, dass sich der Rückgang der erwerbstätigen Bevölkerung bremsend auf 

das Wachstum des Bruttoinlandprodukts auswirken wird, was wiederum unmittelbare Folgen für 

die Einnahmen aus Steuern und Abgaben hat.

Allgemein wird davon ausgegangen, dass in Zukunft die öffentlichen Ausgaben, bedingt durch den 

demografischen Wandel, in Relation zum Bruttoinlandsprodukt zunehmen werden. Damit käme es 

ohne durchgreifende Reformanstrengungen zu einem kontinuierlichen Anstieg der Schuldenstand-

quote bei den öffentlichen Haushalten. Deshalb zählt das Erreichen der Schuldenbremse zu den 

wesentlichen Voraussetzungen einer humanen Gestaltung des demografischen Wandels. 

In diesem Sinne hat der „Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung“ in seiner Expertise „Herausforderungen des demografischen Wandels“ (Mai 2011) zu 

bedenken gegeben: „Die öffentlichen Haushalte werden [...] in Zukunft hohe Anpassungslasten zu 

tragen haben, die sich in den aktuellen Entwicklungen von Defizit und Schuldenstand noch nicht 

widerspiegeln. [...] Bei der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte sollte es zunächst darum ge-

hen, die [...] Schuldenstandquote merklich zu reduzieren [...] Die Anforderungen der Schulden-

bremse gehen in die richtige Richtung, sie sind angesichts der demografischen Herausforderung 

aber eher moderat und keinesfalls überzogen. Wenn sich darüber hinaus in den nächsten Jahren 

Haushaltsspielräume eröffneten, wäre es somit notwendig, diese vornehmlich zur Reduktion der 

Verschuldung zu nutzen. Denn dies könnte die erforderlichen Anpassungslasten in den Folgejahren 

mildern.“ (Absätze 328, 329)

Der Nachdruck, mit dem Fachleute die Einhaltung der Schuldenbremse als unerlässliche Vorausset-

zung für einen gelingenden demografischen Wandel einfordern, erklärt sich daraus, dass unter ih-

nen für die Zukunft kaum noch jemand von den BIP-Wachstumsraten der vergangenen Jahrzehnte 

ausgeht. So heißt es in der angeführten Expertise des Sachverständigenrates: „Die bevorstehenden 

demografischen Veränderungen werden in den kommenden Jahrzehnten das Wirtschaftswachstum 

bremsen. In der mittleren und langen Frist führt der Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
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Alter zu einem negativen Wachstumsbeitrag des Arbeitsvolumens, der in den Jahren von 2020 bis 

2035 besonders stark ausfällt, wenn die geburtenstarken Jahrgänge der Baby-Boomer-Generation 

das Renteneintrittsalter erreichen. [...] Insgesamt sind die Wachstumsperspektiven für die kommen-

den Jahrzehnte im historischen Vergleich eher bescheiden. Durchschnittliche Wachstumsraten des 

Produktionspotentials und des Pro-Kopf-Einkommens, wie sie noch in den 1980er- und 1990er-

Jahren zu verzeichnen waren, dürften sich ohne deutliche Produktivitätszuwächse kaum realisieren 

lassen.“ (Absatz 245) Wenn die Konsolidierung der öffentlichen Finanzen als „dauerhafte Aufgabe“ 

angenommen wird und günstige wirtschaftliche Rahmenbedingungen gesetzt werden, dann hält der 

Sachverständigenrat in den nächsten Dekaden jährlich „ein bescheidenes Wachstum des Pro-Kopf-

Einkommens von 0,7 vH bis 1,3 vH“ für möglich. (Absatz 4) 

Deutlich reservierter noch als der Sachverständigenrat hat sich 2011 die Bertelsmann-Stiftung zu 

den zukünftigen Wachstumsaussichten geäußert. „Die Alterung der Gesellschaft hat nicht nur Kon-

sequenzen für die sozialen Sicherungssysteme, sondern auch für zentrale makroökonomische Grö-

ßen wie z. B. das Wirtschaftswachstum. Bisher gehen Langfristprognosen davon aus, dass das reale 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland bis 2050 jedes Jahr weiter wächst. Berechnungen zum 

Einfluss der Altersstruktur einer Gesellschaft auf deren wirtschaftliche Entwicklung zeigen jedoch, 

dass die ökonomischen Konsequenzen der Alterung systematisch unterschätzt werden. Bei unver-

änderten Rahmenbedingungen ist in Deutschland ab Mitte der 2020er Jahre sogar mit einem Rück-

gang des BIP zu rechnen.“ (Zukunft Soziale Marktwirtschaft. Policy Brief der Bertelsmann-Stiftung 

Nr. 4 / 2011, S. 1) Aus den angesprochenen Berechnungen zieht die Bertelsmann-Stiftung das Fazit, 

„dass die ökonomischen Konsequenzen der gesellschaftlichen Alterung sowohl in der wissenschaft-

lichen als auch in der politischen Diskussion systematisch unterschätzt werden. Daher ist die Politik 

auf einen eventuellen Rückgang des realen Bruttoinlandsprodukts als Konsequenz der gesellschaft-

lichen Alterung nicht vorbereitet. Es ist deshalb zu befürchten, dass die Politik mit wachstumsbe-

dingten Staatseinnahmen rechnet, die faktisch wesentlich geringer ausfallen könnten. Zukünftige 

Reformüberlegungen sollten daher zumindest die Möglichkeit eines mittelfristig schrumpfenden 

realen Bruttoinlandsprodukts berücksichtigen.“ (A.a.O., S. 7.) – Die vorsorgliche Berücksichtigung 

dieser Möglichkeit fordert nachdrücklich auch Meinhard Miegel in einer Vielzahl einschlägiger Stu-

dien ein (vgl. z. B. Meinhard Miegel, Wirtschaftliche und gesellschaftliche Folgen demographischer 

Veränderungen, Deutscher Bundestag. Enquete-Kommission Wachstum, Wohlstand, Lebensquali-

tät, Kommissionsdrucksache 17(26)33). 

Zwingend erscheint diese Folgerung: Nach 2020 werden sich mit wachstumsbedingten Mehrein-

nahmen der öffentlichen Haushalte keine neuen staatlichen Handlungsspielräume mehr eröffnen 

lassen. Ganz einfach deshalb nicht, weil es der großen Anstrengung aller Beteiligten bedarf, über-

haupt noch ein nennenswertes reales Pro-Kopf-BIP-Wachstum sicherzustellen. Wenn es nicht ge-

lingt, sich so schnell wie möglich von der Neuverschuldungspolitik der vergangenen Jahrzehnte 

zu verabschieden und ab 2020 bei möglichst geringer Altschuldenlast mit den erzielbaren Einnah-
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men auszukommen, werden Chancen zur menschlichen Gestaltung des demografischen Wandels 

schuldhaft vertan. 

IV. 
Den demografischen Wandel gestalten heißt, wie eingangs gesagt, Herausforderungen zu bewälti-

gen, für die es keine historischen Beispiele und kein Erfahrungswissen gibt. Umso wichtiger sind für 

Politik und Gesellschaft die nüchterne Aufarbeitung von Daten und Fakten, die möglichst konkrete 

Beschreibung der Herausforderungen und die ideologiefreie, argumentative Beratung über sinn-

volle bzw. abwegige Lösungsvorschläge. 

Zur Sicherstellung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte im demografischen Wandel ist die 

möglichst frühzeitige Einhaltung der Schuldenbremse ein unerlässlicher Schritt. Ein ebenso wich-

tiger und umgehend erforderlicher weiterer Schritt liegt in der Erarbeitung von Konzepten und in 

der öffentlichen Debatte darüber, wie öffentliche Ausgaben und Einnahmen ab 2020 zur Überein-

stimmung gebracht werden können. 

Ab 2020 muss der Staat ohne Neuverschuldung mit seinem Geld auskommen. Wenn man erstens 

bedenkt, dass Nordrhein-Westfalen heute bei den historisch höchsten Steuereinnahmen jährlich 

neue Schulden macht, wenn man zweitens bedenkt, dass im demografischen Wandel bestenfalls 

mit sehr moderatem Wirtschaftswachstum zu rechnen sein wird, und wenn man drittens die allge-

meine Annahme bedenkt, dass der demografische Wandel die öffentlichen Finanzen ausgabenseitig 

eher fordert als entlastet – dann wird offenkundig, wie enorm die Herausforderung ausgeglichener 

Haushalte ab 2020 ist. Es sieht so aus, als müsse öffentlich mehr geleistet werden, obwohl weniger 

öffentliches Geld zur Verfügung steht. Darüber, wie die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der 

sozialen Marktwirtschaft diese komplexe Herausforderung bewältigen kann, muss frühzeitig vo-

rausschauend nachgedacht werden. 

V.
Der Landtag beschließt: 

Der Landtag setzt mit Wirkung zum 1. Mai 2013 eine Enquete-Kommission nach Paragraph 57 der 

Geschäftsordnung des Landtags ein, in der die Fraktionen nach Maßgabe von Paragraph 57 Abs. 2 

vertreten sind. 

Die Enquete-Kommission soll so konkret wie möglich den Einfluss des demografischen Wandels auf 

die Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in Nordrhein-Westfalen in der Dekade 2020 bis 2030 

untersuchen. 
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Sie soll 

1.	den komplexen Sachverhalt unter Hinzuziehung ausgewiesener Experten sachgemäß gliedern 

und analysieren, 

2.	die verschiedenen demografiebedingten Herausforderungen in ihrem Bezug auf die Wirtschafts-

kraft Nordrhein-Westfalens und auf die Einnahmen- und Ausgabenseite der öffentlichen Haus-

halte konkret beschreiben und 

3.	für die politischen und gesellschaftlichen Entscheidungen, eventuell für notwendige Neujustie-

rungen im Verhältnis von Staat und Gesellschaft, Handlungsoptionen entwickeln. 

Der Enquete-Kommission werden für die Dauer ihrer Tätigkeit sowie für ihre angemessenen Vor- 

und Nacharbeiten je eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter des höheren und des gehobenen Diens-

tes und eine Schreibkraft zur Verfügung gestellt. Den Fraktionen werden die Kosten für eine Mit-

arbeiterin oder einen Mitarbeiter des höheren Dienstes und die Kosten in halber Höhe für eine 

Schreibkraft erstattet und entsprechende technische Ausstattungen und Büroräume zur Verfügung 

gestellt. 

Die Enquete-Kommission hört Expertinnen und Experten an, kann Forschungsaufträge erteilen 

und Studienfahrten bzw. Ortsbesichtigungen oder Projektforschungen durchführen. Die haushalts-

rechtlichen Voraussetzungen sind im Haushalt zu schaffen.

Karl-Josef Laumann

Lutz Lienenkämper

Dr. Marcus Optendrenk

Hendrik Schmitz

und Fraktion
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6.	� Bericht der Informationsreise einer Delegation der EK III 
nach Schweden vom 2. bis 4. September 2014

A.	 Allgemeines

In ihrer Sitzung vom 22. Mai 2014 beschloss die Enquetekommission zur Bewertung der Tragfä-

higkeit öffentlicher Haushalte (EK III) des Landtags von Nordrhein-Westfalen einstimmig, eine 

Delegationsreise nach Schweden und Norwegen durchzuführen. Als Reisezeitraum war zunächst 

der 1. bis 5. September 2014 angedacht. Aufgrund der Reiserichtlinien für Enquetekommissionen, 

die Reisen von Enquetekommissionen nur innerhalb Deutschlands und des EU-Raumes zulassen, 

wurde das Ziel Norwegen verworfen und der Reisezeitraum um zwei Tage gekürzt. Die Reise nach 

Schweden wurde sodann vom 2. bis zum 4. September 2014 durchgeführt. Ziel der Reise war es, 

Erkenntnisgewinne im Bereich der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte in Schweden in Zu-

sammenhang mit der dortigen demografischen Entwicklung zu sammeln. Weitere Themen waren 

alternative Konzepte im Bereich der Seniorenunterbringung, der Pflege und der Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf. 

Der Teilnehmerkreis war auf die Vorsitzende, die Stv. Vorsitzende, die Obleute der Fraktionen und 

deren Referenten und Sachverständigen beschränkt. Die 15-köpfige Delegation umfasste somit 

sieben Abgeordnete, drei Sachverständige und fünf Referenten (inkl. Landtagsverwaltung). Der erste 

Antrag auf Genehmigung der Informationsreise wurde am 27. Mai 2014 gestellt und am 1. Juli 2014 

nochmals überarbeitet. Mit Schreiben vom 4. Juli 2014 hat die Präsidentin des Landtags Nordrhein-

Westfalen den überarbeiteten Antrag genehmigt. 

Die Enquetekommission wurde bei der Auswahl und Vorbereitung der Programmpunkte maßgeb-

lich von der Deutschen Botschaft in Stockholm, insbesondere der Sozialreferentin Patrica Steiner, 

unterstützt. Sie begleitete auch die Reiseteilnehmer bei allen Terminen vor Ort. Für alle Gespräch-

stermine, die vornehmlich in schwedischer Sprache erfolgten, stand den Delegationsteilnehmern 

Frau Wollberg als sachkundige Dolmetscherin zur Verfügung. 

B.	 Einzelne Programmpunkte

1.	 Stockholm (2. September 2014, 10:15 bis 12:00 Uhr)
	 Briefing durch die Deutsche Botschaft

In der Deutschen Botschaft in Stockholm wurde die Delegation vom Gesandten Jan Friedrichs und 

der Sozialreferentin Patricia Steiner begrüßt. In seinem einführenden Vortrag gab der Gesandte 

einen Überblick über die geografischen, sozialen und politischen Rahmenbedingungen in Schwe-

den. In diesem Zusammenhang berichtete er, dass insbesondere die Infrastruktur in Schweden eine 
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besondere Herausforderung darstellt. Bezeichnend hierfür ist, dass der Süden Schwedens verhält-

nismäßig bevölkerungsreich, wohingegen der Norden aufgrund der jahreszeitlichen Bedingungen 

weniger bevölkert ist. Des Weiteren führte Herr Friedrichs aus, dass die Technikbegeisterung der 

Schweden zu einer hohen Akzeptanz von E-Government-Maßnahmen führt, aber auch dazu, dass 

z. B. im Pflegebereich teilweise Roboter zum Einsatz kommen. Ein wichtiger Erkenntnisgewinn ist, 

dass der Stellenwert der Familie in Schweden sehr hoch ist. Dennoch ist es vornehmlich die Aufgabe 

des Staates, sich z. B. um die Pflegebedürftigen zu kümmern. Auch die Schulen, ob in staatlicher oder 

privater Hand, werden vom Staat finanziert. In Schweden ist die Akzeptanz für eine hohe Steuerlast 

weiter verbreitet, als dies z. B. in Deutschland der Fall ist. Mit Ausführungen zu Hintergründen der 

nationalen Parlamentswahlen, die am 14. September in Schweden stattfinden, eröffnete der Gesand-

te die Diskussion. Während des Mittagsbuffets – auf Einladung der Deutschen Botschaft – wurden 

die Gespräche fortgeführt. 

2.	 Stockholm (2. September 2014, 12:30 bis 14:30 Uhr)
	 Co-Housing Initiative Färdnäppen 

Der zweite Termin führte die Delegation zur Co-Housing-Initiative Färdnäppen, in der die Delega-

tion von drei Bewohnerinnen und Organisatorinnen des Hauses, Frau Kerstin Kernkul, Frau Dick 

Urban und Frau Anna Demerus empfangen wurden. Färdnäppen ist ein Mehrfamilienhaus, das 

einem kommunalen Wohnungsunternehmen auf der Insel Södermalm in Stockholm gehört. Die 

Bewohner leben dort in einer großen Wohngemeinschaft, in der viele Bereiche des täglichen Lebens 

gemeinsam gestaltet werden können. Jeder Bewohner verfügt über eine eigene Wohnung in dem 

Gebäude. 

Frau Kernkul berichtete, dass die Co-Housing-Initiative eine von insgesamt acht, ausschließlich pri-

vat organisierten Einrichtungen in Schweden ist. Auch in Deutschland (z. B. Tübingen und Bonn) 

und anderen Ländern gibt es ähnliche Einrichtungen, mit denen man in engem Kontakt steht. In 

dem Haus, das insgesamt 400 m2 umfasst und über 43 Wohnungen (1–3 Zimmer) verfügt, wohnen 

derzeit 75 Frauen und 25 Männer, deren Alter ab 50 Jahren aufwärts beträgt. Ältere Bewohner, die 

der Pflege bedürfen, können zunächst staatliche ambulante Dienste in Anspruch nehmen. Statio-

näre Pflege findet jedoch nicht in dem Gemeinschaftshaus statt. 

Die Gastgeberinnen berichteten, dass die privaten Co-Housing-Initiativen in Schweden und in an-

deren Ländern oftmals mit bürokratischen Hindernissen konfrontiert sind. Deshalb bemüht sich 

der Verein zunehmend um politische Unterstützung. So könnten die staatlichen Wohnämter bei-

spielsweise mehr Informationen zu alternativen Wohnkonzepten geben. Wünschenswert sind auch 

mögliche Subventionen im Bereich des Wohnungsbaus. Nach der sich anschließenden Diskussion 

wurden die Teilnehmer und Teilnehmerinnen durch das Haus geführt. 
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3.	 Stockholm (2. September 2014, 15:00 bis 16:30 Uhr)
	 Finanzministerium; Abteilung „Angelegenheiten kommunaler Verwaltung“ 

Im Finanzministerium wurde die Delegation von Herrn Kjell Ellström, dem Abteilungsleiter für „An-

gelegenheiten kommunaler Verwaltung“ im Finanzministerium Schweden willkommen geheißen. In 

einem Vortrag wurden die Verantwortungsbereiche des Finanzministeriums und das System der 

lokalen Behörden in Schweden ausführlich erläutert und mit allen Anwesenden diskutiert. Heraus

zustellen ist in diesem Zusammenhang, dass die Kommunen in Schweden 70 Prozent der Einnahmen 

aus der Einkommenssteuer beziehen. Die restlichen 30 Prozent der Einnahmen kommen vom Staat; 

hier ist auch ein Ausgleich zwischen den Kommunen vorgesehen. Die Kommunen in Schweden 

können weitgehend über ihre eigenen Finanzen entscheiden. Dabei findet eine (staatliche) Finanz-

aufsicht nur durch örtlich bestellte Rechnungsprüfer statt. Das Management des demografischen 

Wandels obliegt im Wesentlichen den Kommunen, jedoch hat auch die Bundesregierung hierzu 

Konzepte u. a. in einer Kommission des Reichstags entwickelt. 

4.	 Nyköping (3. September 2014, 10:00 bis 12:00 Uhr) 
	 Gespräch mit der Stadtverwaltung Nyköping 

Es erfolgte zunächst eine anderthalbstündige Fahrt in die 120 km entfernte, südwestlich von Stock-

holm gelegene Kommune Nyköping. Dort wurde die Delegation von Erik Carlgren, Stadtdirektor 

der Gemeinde Nyköping, und Eva Thunér Ohlsson, der Bürgermeisterin der Gemeinde Nyköping, 

empfangen. In einem ausführlichen Vortrag berichtete der Stadtdirektor über die Aufgabenbereiche 

der Gemeinde und deren Einnahmequellen, die vornehmlich aus der Einkommenssteuer stammen. 

Die Gemeinde verfügt über ca. 35.000 Einwohner und bietet ca. 23.000 Menschen einen Arbeitsplatz. 

Neben zahlreichen Firmen, u. a. Saab Automobile, befindet sich auf dem Gemeindegebiet ein ehe-

maliger Militärflughafen, der von Billig-Airlines genutzt wird. Die Einwohner der Gemeinde zahlen 

zusätzlich Steuern an die Region, die u. a. für die Aufgabenbereiche Gesundheit, Pflege und Kran-

kenhäuser verantwortlich ist. Deutlich wurde, dass jede Kommune bestrebt ist, soviel Einwohner 

wie möglich zu haben. Insofern besteht auch zwischen den Kommunen (aber auch Regionen) ein 

spürbarer Wettbewerb. Auf Nachfrage führte der Stadtdirektor aus, dass es trotzdem einen Entwick-

lungsplan für Schweden gibt, der für einen gewissen Ausgleich sorgt. Diskutiert wurde ebenfalls, wie 

Asylbewerber durch Integrationsmaßnahmen in die Kommune eingebunden werden. Der Anteil der 

notwendigen Fachkräfte, die sich aus dieser Gruppe akquirieren lässt, ist jedoch sehr gering. 

4.	 Nyköping (3. September 2014, 14:00 bis 16:00 Uhr) 
	 Gespräch mit Vertretern der Region Nyköping

Nach dem gemeinsamen Mittagessen besuchte die Delegation die Regionalverwaltung der Region 

Södermanlands lan. Dort wurden sie von Liselott Hagberg, der Regierungspräsidentin der Region 

Södermanlands lan, Staffan Larsson, dem Verwaltungsdirektor der Region Södermanlands lan und 

Margareta Viking, eine Vertreterin des Regionalverwaltung Sörmland begrüßt. Es erfolgte zunächst 

eine ausführliche Erläuterung des Aufbaus und der Aufgabenbereiche der Vertretung des Reichstags 
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auf regionaler Ebene (The County Administrative Board of Södermanland). Weitere Gremien der 

Region sind der Kreisrat (County Council) und der Regionalrat (Regional Council). Verwaltungs-

direktor Larrson machte Ausführungen zu den Herausforderungen, mit denen sich die Region kon-

frontiert sieht: Die Region hat einen starken Bevölkerungszugang, der sich aus 40 Prozent Schwe-

den anderer Regionen und 60 % Zuwanderer anderer Nationen zusammensetzt. Da sich die Region 

zwischen zwei Zentren befindet, ist der Anteil der Pendler entsprechend hoch. Auf die Frage, ob es 

eine nationale Koordination im Bereich der Regionalentwicklung gibt, wurde erwidert, dass dies 

nur im Bereich großer Infrastrukturprojekte der Fall ist. Ferner gibt es Ansätze, die Anzahl der Re-

gionen Schwedens von 21 auf vier bis sechs Regionen zu verringern. Abschließend wurden noch 

einige geplante Infrastrukturprojekte erläutert und Fragen der Delegationsteilnehmer ausführlich 

beantwortet. 

Am Abend reiste die Delegation zurück nach Stockholm. 

5.	 Stockholm (3. September 2014, 9:00 bis 11:30 Uhr)
	 Friedrich Ebert Stiftung (FES)

Im Tagungsbereich des Übernachtungshotel begab sich die Delegation zur einer Diskussionsver-

anstaltung der FES, wo sie von Dr. Gero Maas, Direktor FES Stockholm, Linda Larsson, deutsch-

schwedische Referentin der FES und Michael Ritter, Heimleiter bei der Kommune Strömsund be-

grüßt wurde. Angekündigte Vertreter der Gewerkschaft LO mussten aus persönlichen Gründen ihre 

Teilnahme absagen. Thema der Diskussionsveranstaltung war „Der skandinavische Weg zu einem 

zeitgemäßen Pflegesystem”.

Zunächst hielt Dr. Maas einen einführenden Vortrag über die Strukturelemente und Herausfor-

derungen des sog. „nordic model“ (siehe hierzu Abbildung 56: Strukturelemente und Herausfor-

derungen des nordic model). Einige Merkmale dieses Modells sind: Steuerfinanzierte Sicherungs-

systeme, investive Bildungs- und Familienpolitik, eine solidarische Lohnpolitik, bei der Tarif vor 

staatlichen Regelungen geht und eine aktive Arbeitsmarkt-, Industrie- und Wirtschaftspolitik. 

Schweden, so Dr. Maas, befürchtet bei einer Anpassung an Europa seine Standards zu verlieren. Ak-

tuelle PISA-Studien zeigen, dass das Schulsystem in Schweden weit abgefallen ist. Auch gibt es große 

Probleme mit Dienstleistern, die in unterschiedlichen Bereichen private Aufgaben übernehmen. 

Zur konkreten Situation der Pflege in Schweden führte Herr Ritter in das Thema ein. Ritter kennt 

sowohl den deutschen als auch den schwedischen Pflegemarkt aus langjähriger Erfahrung. Pflege in 

Schweden ist vorrangig Aufgabe des Staates. In dem Pflegeheim, das in der Regel zugewiesen wird, 

gibt es eine Kontaktperson, die sich um den Pflegebedürftigen kümmert. Üblicherweise steht jedem 

Pflegeheim ein betreuender Arzt zur Verfügung. Besonders im struktur- und bevölkerungsschwa-

chen Schweden gibt es einen großen Personalmangel. Herr Ritter führte zudem weitere Schwach-

punkte der Pflege in Schweden auf: Umgang mit Dementen, keine Dokumentationspflicht, hohe 
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administrative Probleme, schlechte Zusammenarbeit zwischen Kommune und Region, wachsender 

Graumarkt der Pflege und ein hoher Zeitaufwand bei der Suche nach Ersatzkräften. Auf die Frage, 

ob die Pflege in Schweden besser sei als in Deutschland, erwiderte Herr Richter mit einem klaren 

Nein. 

7.	 Stockholm (4. September 2014, 12:00 bis 13:30 Uhr)
	 Reichstagsgebäude

Nächster Programmpunkt war ein Arbeitsmittagessen mit Göran Pettersson (Mitglied der Mode-

raten Sammlungspartei) im Reichstag. Empfangen wurde die Gruppe zunächst von Björn Sondén 

(Abteilung für Internationales) und vom Leiter des Ausschussbüros, Ingvar Mattson. Während des 

Arbeitsmittagsessen erfolgte ein intensives Gespräch über die aktuelle Situation im Vorfeld der nati-

onalen Wahlen am 14. September 2014. Im Anschluss wurde die Delegation durch das Reichstagsge-

bäude geführt, in dem sich sowohl der neue Plenarsaal als auch der historische Plenarsaal befindet. 

Vorbild für das imposante Parlamentsgebäude, das zwischen 1897 und 1905 erbaut wurde, war das 

im Jahr 1894 fertig gestellte Reichstagsgebäude in Berlin von Paul Wallot.

8.	 Stockholm (4. September 2014, 15:00 bis 16:45 Uhr)
	 Arbeitgeberverband Almega

Der letzte Termin der Delegationsreise fand für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Fir-

menzentrale von Almega, einem Unternehmerverband für Dienstleistungsunternehmen, statt. Dort 

wurden Sie von einem Vertreter der Personalabteilung von Sewco, der Arbeitsrechtlerin Kerstin 

Kamp-Wigforss (Almega), der Wirtschaftsexpertin Cemille Ustun (Almega), einem Vertreter der 

Firma Kids2home, Niclas Fornas und dem Familienexperten Ulf Lindberg (Almega) empfangen. 

Thema der Diskussionsrunde war die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Nach einführenden 

Worten zum Wirkungsbereich des Unternehmerverbandes skizzierte die deutsch-schwedische Ar-

beitsrechtlerin die Rahmenbedingungen für die Kinderbetreuung in Schweden. 

Zur Elternzeit: Eltern haben das Recht auf 18 Monate Elternzeit und 75%-Teilzeit bis das Kind 8 

Jahre alt ist, im ersten Lebensjahr 30 Doppeltage für beide Eltern und generell 120 Tage im Jahr für 

Krankheit des Kindes (übertragbar auf Großeltern u. a.). Während der Elternzeit zahlt die Kommu-

ne 80 % des Gehalts (Gehaltsobergrenze: ca. 4000 Euro). Die Arbeitgeber vieler Branchen zahlen 

tarifvertraglich weitere 10 %. Während Mutterschutz und Elternzeit gibt es einen besonderen Kün-

digungsschutz. Überdies zahlen die Kommunen einen steuerfreien Bonus, wenn die Elternzeit auf 

beide Partner gleich aufgeteilt wird (Gleichberechtigungsbonus). 

Zur Kinderbetreuung: In Schweden gibt es bereits seit 1995 ein Recht auf Kinderbetreuung ab einem 

Alter von einem Jahr, allerdings nur für arbeitende oder studierende Eltern. Ab dem dritten Le-

bensjahr hat jedes Kind das Recht auf 50 Stunden Betreuung pro Woche. Kinder arbeitsloser Eltern 

haben das Recht auf mindestens 3 Stunden pro Tag. Die Elternbeiträge sind günstig: So kostet der 
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Kindergartenbeitrag max. ca. 150 Euro pro Monat, eine Reinigungskraft für einen Tag pro Woche 

kostet monatlich bis zu 1.000 Euro. Die Kitas (vor allem die privaten) bieten zusätzliche Leistungen 

an: Betreuung zu Hause, Übernachtung der Kinder oder auch Mittagessen für die Eltern. Diese Leis-

tungen ermöglichen allen Frauen, berufstätig zu sein. Allerdings gibt es auch in Schweden Probleme 

mit Burn-Out und Depression bei berufstätigen Müttern. Zwar beteiligen sich die Männer stark an 

der Kinderbetreuung, weniger jedoch am Haushalt. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird 

unterstützt durch eine individuelle Besteuerung, es gibt kein Ehegattensplitting. 

Zur Familienfreundlichkeit der Unternehmen: Unternehmen in Schweden sehen es als Verpflich-

tung an, das Arbeitsumfeld familienfreundlich zu gestalten. Nur so können Unternehmen u. a. lang-

fristig gutes Personal an sich binden. Unternehmen unterstützen z. B. Väter, die Elternzeit nehmen. 

Allgemein festzustellen ist, dass Schweden stark familienorientiert ist. In diesem Zusammenhang 

ist festzustellen, dass die familienpolitischen Maßnahmen in Schweden nicht folgenlos sind. So lag 

die Reproduktionsquote in Schweden im Jahr 2012 bei 1,91 Kindern pro Frau (Deutschland: 1,38). 

Im Anschluss begann die Rückreise nach Düsseldorf. Dort traf die Delegation am späten Abend des 

4. September 2014 ein. 

Das Fazit vieler Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Reise war, dass es wichtig ist, möglichst viele 

Menschen sozialversicherungspflichtig zu beschäftigen und flächendeckende Tarifverträge auszu-

handeln. Ferner wurde zur Kenntnis genommen, dass der Mangel an finanziellen Ressourcen offen

bar in Schweden keine so entscheidende Rolle spielt. Dies liegt aber auch an der Einstellung der 

Schweden zur finanziellen Ausstattung des Staates, die sicherlich nicht 1:1 auf Deutschland über-

tragbar ist. 

Insbesondere hat die Reise dazu beigetragen, die eigenen Positionen zu schärfen und die Chancen 

und Grenzen von Handlungsempfehlungen für den Abschlussbericht besser einzuschätzen.

Astrid Birkhahn

(Vorsitzende) 

Anlage: Strukturelemente und Herausforderungen des nordic models
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Abbildung 56:	 Strukturelemente und Herausforderungen des nordic model

 

Folkhemmet im Wandel – Strukturelemente und Herausforderungen des nordic model
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